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Die Gerichtsverfassung des Sachsenspiegels'). 

Von 

Richard Schröder. 

Die der Darstellung des Sachsenspiegels zu Grunde 
liegende Verfassung der öffentlichen Gerichte darf ungeachtet 
der vortrefflichen Arbeiten Homeyers und Stobbes^) auch 
heute noch als einer der dunkelsten Punkte der deutschen 
Kechtsgeschichte bezeichnet werden. Erst seit neuere For- 
schungen die Grundlagen der fränkischen Gerichtsverfassung 
ermittelt') und die Ständeverhältnisse des Sachsenspiegels 
festgestellt haben*), ergibt sich die Möglichkeit, an der Hand 
der in ungeahnter Fülle zu Tage geforderten^Urkundenschätze 
auch hier zu festen Ergebnissen zu gelangen. Es wird sich 
zeigen, dass zwar die Gerichtsverfassung des Sachsenspiegels 
in erster Reihe auf der karolingisch-fränkischen Verfassung, 
die nur zeitgemäss umgebildet ist, beruht, sich aber anderer- 
seits in dem Amte des sächsischen Schultheissen die Reste 



*) Der nachstehende Aufsatz ist zuerst als Festgabe für Georg 
Beseler, überreicht von der rechts- und staatswissenschaftlichen 
Fakultät zu Strassburg, Weimar 1885, erschienen, aber nicht in den 
Buchhandel gekommen. — *)Homeyer, System des Lehnrechts (Des 
Sachsenspiegels 11. Teil, Band 2) S. 528— 546. Stobbe, Die Gerichts- 
yerfassung des Sachsenspiegels, Zeitschrift für deutsch. Recht XV, 82 — 124. 
— •) Vorzüglich die bekannten Arbeiten von Waitz und Sohm. — *) Vgl. 
die von Sohm, Fränkisches Recht und römisches Recht S. 51 Anm. 77, 
mitgeteilten Ergebnisse einer leider noch nicht veröffentlichten Unter- 
suchung V. Zallingers, denen ich nach eigener Erfahnmg nur zu- 
Htimmen kann. 

Zeitschrift d. Savignv- Stiftung. V. Gorm. Abth. 1 
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einer vielleicht bid»lin*die Urzeiten zurückreichenden national- 
sächsischen Insü^gmon erhalten haben. 

Die nAobfütehende Untersuchung beschränkt sich auf 
die ordeptlto^ öffentliche Gerichtsverfassung des sächsischen 
Lan4rechi»,* sie nimmt daher von dem königlichen Hofgericht 
sowie **4en Landfriedens- und Vogteigerichten ebensowenig 
IföjJfe.Vrie von den privaten oder genossenschaftlichen Ge- 
:)^]bten (Lehn- und Dienstgerichten, gutsherrlichen Hof- 
V. Berichten, Dorfrügegerichten, Märkerdingen u. dgl.); nur 
•'•- * die Stadtgerichte werden gelegentlich zur Vergleichung 
herangezogen. Auch in anderer Richtung musste der Ver- 
fasser, um sicher zu gehen, sich Beschränkungen auferlegen^ 
zunächst in zeitlicher Beziehung, indem das 13. Jahrhundert 
im allgemeinen nicht überschritten werden durfte, vor allem 
aber hinsichtlich der räumlichen Ausdehnung der Unter- 
suchung, welche sich wesentlich nur mit der Heimat des 
Sachsenspiegels, dem ostfalischen Sachsen, zu befassen hatte. 
Dass dabei die Verhältnisse der übrigen sächsischen Landes- 
teile nicht unberücksichtigt bleiben durften, vielmehr viel- 
fach zur Vergleichung und besseren Erklärung dienen 
mussten, ist selbstverständlich; dagegen wurden die Mark 
Brandenburg^) und sämtliche Eolonisationsländer des nord- 
östlichen Deutschlands ebenso wie die nichtsächsischen 
Stammesgebiete geflissentlich bei Seite gelassen. 

Der Sachsenspiegel hält an der von Karl dem Grossen 
eingeführten Unterscheidung zwischen dem nur als gebotenes 
Ding auftretenden Kiedergericht und dem mit der höheren 
Gerichtsbarkeit ausgestatteten echten Ding oder Landgericht 
fest, dazwischen aber hat sich, offenbar erst in neuerer 
Zeit und darum von dem Verfasser nicht überall mit der 
gewünschten Klarheit beschrieben, an einigen Stellen 
geradezu übersehen, ein den süddeutschen isolierten Gent- 
gerichten verwantes besonderes Eriminalgericht für die 
Gemeinfreien eingeschoben. 



>) Ueber die eigentümliche Gerichtsorganisation der Mark sind wir 
ohnehin Yollständig aufgeklärt durch Kuhns, Geschichte der Gerichts- 
verfassung und des Prozesses in der Mark Brandenburg 1. 1865. II. 18G7. 
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§ 1- 

Das Landgericht. 

Das echte Ding wird zu echter Dingzeit, an echter 
Dingstatt, unter Eonigsbann abgehalten. Es ist das ordent- 
liche Qericht für alle Prozesse um und Auflassungen Ton 
Eigen, ohne Rücksicht auf die Qrösse des Objekts und den 
Stand des Besitzers, so wie für alle an Hals und Hand oder 
an die Ehre gehenden Ungerichtsklagen gegen SchöiFen- 
barfreie^). Das echte Ding fkidet für die dingpflichtigen 
Einwohner eines Gerichtsbezirkes regelmässig alle achtzehn 
Wochen, d. h. jährlich dreimal, statt ^). Aber was in einer 
Sitzung unerledigt geblieben und deshalb bis zum nächsten 
echten Dinge ausgesetzt ist'), kommt nicht erst nach acht- 
zehn, sondern schon nach sechs Wochen zur Verhandlung^), 
innerhalb einer Grafschaft tritt also regelmässig alle sechs 
Wochen ein echtes Ding zusammen. Es ergibt sich, dass 
eine Grafschaft mindestens drei Gerichtsbezirke (Hundert- 
schaften, Goe, Geschäften) mit je Siner echten Dingstatt um- 
fasst, an deren jeder je dreimal jährlich echtes Ding abge- 
halten werden kann^). Dabei ist jedes echte Ding nicht bloss 

*) Vgl. G. Meyer, Die Verleihung des Eönigsbannes 8 f. Ssp. 

I, 21 § 1: Man mut ok wol vrowen geyen egen to irme live 

binnen deme gerichte dar*t egen inne leget, in iewelker stat, deste 
dar koninges ban si. 52 § 1: Ane erren gelof unde äne echt ding 
ne mnt nieman sin egen noch sine lüde geven. 59 § 1: Allerhande 
klage unde al ungerichte mut de richtere wol richten binnen sime 
gerichte, svar he is, äne of man up egen klaget, oder up enen scepen- 
baren vrien man ungerichte klaget: des ne mach die richtere nicht 
richten, wan to echter dingstat unde under koninges banne. 
67 §1. 11,12 §2. m, 19. — *) Ssp. m, 26 § 2: sal des hogesten 
richteres ding süken , svar he wonehaft is. I, 2 § 2 : De scepenen des 
greyen ding oyer achtein weken under koninges banne. III, 61 § 1 : 

Over achtein weken sal die greye sin ding utlecgen to rechter 

dingstat. — *) Ssp. I, 62 §6: Sal man ayer egen getügen, dat mut to 
hant oder to me nesten dinge geschin. — *) Ssp. I, 67 § 1: Klaget man 
ungerichte oyer enen yrien scepenbaren man, deme sal man degedingen 
dries, immer oyer ses weken under koninges banne unde to echter 
dingstat. 11, 3 § 2: he (der zum gerichtlichen Zweikampf Heraus- 
geforderte) sal dach hebben na siner bord : die yri scepenbare 

man over ses weken. Vgl. Bichtst. Landr. 83 §§ 3, 4. — •) Vgl. So hm, 
Reichs- und Gerichtsverfassung 296 Anm. 44. 433 Aimi. 128. 
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für diejenige Hundertschaft, innerhalb deren die Dingstatt 
belegen ist und auf deren Einwohner sich die Dingpflicht 
beschränkt, sondern für die ganze Grafschaft zuständig^), 
es ist also zwar der Form nach Hundertschafts-, der Sache 
nach aber Grafschaftsding, d. h. Landgericht ^). Das Land- 
gericht wird nur als echtes Ding abgehalten^), denn auch 
das für unerledigt gebliebene Strafsachen unter Umständen 
angesetzte Afterding ist kein gebotenes Ding, sondern wird 
als integrierender Teil des echten Dinges angesehen und 
von denselben Personen, die zu diesem dingpflichtig sind, 
besucht *). 

Die Angaben des Sachsenspiegels werden von den Ur- 
kunden vollauf bestätigt. Allerdings handeln die uns er- 
haltenen Zeugnisse fast nur von Güterauflassungen, da 
diese aber unter Eönigsbann') und, von seltenen Aus- 
nahmefallen abgesehen®), durchaus vor dem Gerichte der 



') Dieser zuerst von Sohm gefundene Satz der fränkischen wie 
der sächsischen Gerichtsverfassung wird auch durch I, 21 § 1 (oben 
S. 3 Anm. 1) bestätigt, wonach Auflassungen von Eigen innerhalb des 
, Gerichts*^ der belegenen Sache an jeder Dingstatt mit Königsbann, 
d. h. an jeder echten Dingstatt der betreffenden Grafschaft, vollzogen 
werden können. Die Bestimmung, dass man seine Gogenossen vor 
keinem auswärtigen Gericht verklagen solle (Ssp. III, 87 § 2 mit der 
Erläuterung von Sohm, a. a. 0. 296 Anm. 44), hat nur die Bedeutung 
einer lex imperfecta und bezieht sich nicht auf die Gerichtszuständig- 
keit als solche. — *) Vgl. u. a. Ssp. I, 41, 44, II, 24 § 2 „to lantrechte*. 

— •) Sohm, a. a. 0. 424. ~ *) Ssp. I, 2 § 2: Leget man aver en ding 
ut um ungerichte von dem echten dinge over virteinnacht , dat solen 
se süken, dur dat ungerichte gerichtet werde. Vgl. Sohm, a. a. 0.439. 

— *) Zahllose der im Folgenden angefahrten Urkunden lassen die vor 
Gericht vollzogenen Auflassungen durch den Richter mit dem Königs- 
oder Kaiserbann (banno imperatorio) bestätigen. Eins der jüngsten 
Beispiele bietet das Landgericht zu Aschersleben (Cod. dipl. Anh. II 
Nr. 451 vom J. 1275), ein noch jüngeres, aber freilich aus Westfalen, 
der Freistuhl des Bischofs von Münster zu Stromberg (Wilmans, 
Westf. Ürk.-B. IH Nr. 1646 v. J. 1299). — •) So wurde eine zu Vox- 
trup in der Grafschaft des Wezelo als dem forum rei sitae vollzogene 
Auflassung später zu Remsede, einer Dingstätte des Grafen Adaiger, 
wiederholt, weil die persönliche Zustimmung des wegen Krankheit ab- 
wesenden Bruders des Veräusseres nur hier erklärt werden konnte. 
Moser, Osnabr. Geschichte, 2. Aufl. ürk. Nr. 41 (1088—1092). Wie 
hier Krankheit des nächsten Erben, so gab in einem anderen Falle 
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belegenen Sache Tollzogen werden mussten^), so sind die 
betreffenden Nachrichten für die in Bede stehenden Ver- 
hältnisse nach jeder Richtung zu yerwerten. 

Besonders lehrreich sind die Grafschaftsverhältnisse im 
Harzgau, dem alten Hardago^). Wie die meisten säch- 
sischen Gaue im 10. und lt. Jahrhundert bereits in mehrere 
Grafschaften zersplittert waren, die sich oft durch ver- 
schiedene Gaue hindurchzogen, so verteilte sich um die 
Mitte des 11. Jahrhunderts auch der Hardago auf zwei 
Grafschaften, deren eine 1052 von Heinrich HI dem Bis- 
tum Halberstadt'), die andere 1069 von Heinrich lY dem 
Bistum Hildesheim übertragen wurde ^). Die Halberstädter 

Gefangenschaft des Veräusserers den Anlass, von der Regel abzuweichen. 
Vgl. Urk.-B. d. bist. Vereins f. Niedersachsen II Nr. 392 (1268), wo ein 
Graf von Stolberg wegen einer yon dem gefangenen Grafen von Beich- 
lingen vorzunehmenden Auflassung bekundet : «ad castrum Bodenburg 
fuimus evocati, ut coram nobis iudice omnia complerentur", und zwar 
,ad petitionem utrarumque partium*^. Die Auflassung erfolgte „sub 
divo extra clausuram et extra portam Rodenborg*^, also nicht in der 
Burg selbst, in welcher der Veräusserer gefangen sass. Ueber eine 
Auflassung vor einem fremden Gericht wegen Excommunication des 
zuständigen Richters ygL Erhard, Regesta historiae Westfaliae 
Nr. 2S96 (1197), über eine solche, weil das zuständige Gericht mit 
keinem Richter besetäst war („quoniam bannus, in quo bona illa sita 
sunt, certum tempore illo non habuit provisorem*) ebd. Cod. dipl. 
Nr. 461 (1185). 

») Ssp. 1, 21 § 1 (S. 3 Anm. 1. S. 4 Anm. 1). Vgl. S. 14 f. Ssp. III, 33 
§ 4 und die altm. Glosse dazu : ,Hir af is up gekomen, dat men it eigen 
edder liggende grünt nergende vorlaten edder geven möge, wanne 
binnen un vor dem gerichte dar dat lecht*. Vgl. Richtst Landr. 23 
§ 4. Für Thüringen vgl. Ürk.-B. d. bist. Ver. f. Niedersachsen II Nr. 310 

(1255): „In plebiscito quod vulgariter lantdinch didtur , ubi 

sita sunt bona'. — *) Vgl. Bode in der Zeitschr. d. Harzvereins f. 
Gesch. u. Altertumskunde IV, 362 f. 369 if. — •) „Talem comitatum, 
qualem Bemhardus comes in pagis Hartegowe ac Derlingon partimque 
in Northuringon necnon Belcesheim obtinuit**. Urk.-B. des Hochstifts 
Halberstadt I Nr. 77. — *) .Comitatum quem Iso et eins antecessores, 
scilicet Christianus et Bemhardus comites, ex imperiali donatione in 
beneficium habuerunt, in pagis Valon et Hardegan situm, cum sculda- 
ciis quas Saxones sculdidura vocant, que sunt in comitatu Gebe- 
hardi comitis.* Lüntzel, Die ältere Diöcese Hildesheim, Urk. Nr. 17. 
Stumpf, Kaiserurkunden Reg. 2725. Eine Urkunde Heinrichs V 
von 1106 für Hildesheim bestätigt diesem den , comitatum situm in 
pago qui dicitur Herdega". Böhmer, Acta imperii selecta Nr. 74. 
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Harzgrafschaft blieb unbeschadet dieser Yeränderung auch 
ferner in den Händen des Grafen Bernhard, der dieselbe 
nunmehr von dem Bischof zu Lehn trug ^); von ihm 
gieng sie auf seinen Sohn Gebhard^) und später auf den 
Herzog Lothar über^), nach der Thronbesteigung des 
letzteren aber auf Heinrich den Stolzen und seinen Sohn 
Heinrich den Löwen*). Unmittelbar verwaltet wurde die 
Grafschaft von den beiden letzteren nicht mehr, vielmehr 
befand sie sich, und zwar wahrscheinlich schon seit Lothar, 
als halberstädtisches Afterlehen im Besitze der Grafen von 
Blankenburg, später Grafen von Regenstein genannt, welche 
dieselbe nach dem Sturze Heinrichs des Löwen unmittelbar 
von Halberstadt als Reichsafterlehen empfingen. Wahr- 
scheinlich waren die Grafen von Blankenburg -Regenstein 
auch mit dem Hildesheimer Anteil belehnt^), so dass sie 
die ganze Harzgrafschaft, soweit dieselbe nicht durch 
Immunitäten durchbrochen war, in ihrer Hand vereinigten. 
Als ihre Dingstätten im Harzgau werden Odorp, Ditfurt, 
Isenburg, Hadeber, ützleben und Emerberg genannt, denen 
sich wahrscheinlich noch Derenburg anschloss. 

In Odorp (bei Osterwiek) erfolgte 1150 vor Graf 
Poppe von Blankenburg die Auflassung von Gütern in 
Hohen-Ueplingen (bei Badersleben) : „Huius rei contractum 
seu venditionem comes Poppe de Blankenborch sub banno 
regio stabilivit in iudicio quod tunc temporis habebat ipse 
in Odorp, ubi dominus Gunzelinus coram omni multitudine 
populi, quc eo tempore ibidem confluxerat, pretaxatos 
mansos cum cirotheca super reliquias b. Marie posita 
ecclesie iamdicte in Huisburch in liberam et stabilem 
perpetuamque tradidit deinceps possessionem ®). 

») Vgl. Urk.-B. des Hochöt. Halberst. I Nr. 79 (1058): .abbatiam 
Drubicke in pago Hardego et in comitatu Berinhardi comitis sitam'. 
— *) Vgl. ebd. Nr. 86 (1063): „duoa comitatus, unum Bemhardi eive 
filii eins Gebehardi comitis-. — ») Vgl. ebd. Nr. 130 (1108), 136 (1112). 
Bestritten ist es, ob Lothar ein Enkel des Grafen Bernhard gewesen. — 
*) Vgl. ebd. Nr. 163 (1129). Bode , a. a. 0. 273. — ») Dass die Grafen von 
Blankenburg in mehrfacher Lehnsverbindung mit Hildesheim standen, 
ergibt sich u. a. aus (Scheid t) Codex dipl. zu Mosers Einleitung in 
das Braunschw. Staatsrecht, S. 770 f. (1201) und Ürk.-B. d. Höchst. 
Halberst. I Nr. 596 (1227). - •) Ürk.-B. d. Höchst. Halberst. I Nr. 232. 
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Qiiter aus demselben Dorfe nebst solchen aus Wigen- 
rode und Wetzleben (unweit Stötterlingenburg) wurden 
tt72 zu Ditfurt (Holzemmen-Ditfurt, westl. Halberstadt) 
vor Graf Heinrich von Blankenburg und seinem „preco'^ 
aufgelassen „secundum leges et iura provincie'^ ^). Ebenda 
fand 1197 die Auflassung von Gütern aus Aspenstedt (bei 
Halberstadt), Callendorf und Mordorf (bei Blankenburg) 
durch den Grafen Konrad von Begenstein statt, und zwar 
vor dem Grafen Heinrich „qui donationem coram se factam 
sententia iudicii sui stabilivit" ^). Sehr ausführlich ist der 
Bericht über eine am 12. Mai 1246 Ton Graf Ulrich von 
Begenstein vollzogene Auflassung von Gütern in Wester- 
Schauen^) : „Yenientes in villam Holtemneditfurde in theatro 
ibi quod vulgo spelhus dicitur, comite Sifrido, fratre nostro, 
iudicio presidente, renuntiavimus bonis illis et per senten- 
tias quesitas rite ac dictatas atque inventas appropriata 
sunt bona illa ecclesie Walkenredensi, nuUo contradicente, 
sed heredibus meis voluntatem prebentibus et consensum. 
Thidericus de Bich, vrisculthete vulgariter dictus, eo tem- 
pore ex iussu meo et fratris mei, comitis Sifridi, prefuit 
iudicio et presedit^^ Zeugen: comes Sifridus de Begenstein, 
Th. de Bech, frisculthete, Th. filius eins, filii domini B. de 
Scowen Fridericus et Henricus, Henricus de Lochtene et 
Johannes, scabini, drei weitere Herren et alii quamplures ^). 

Eine dritte Dingstätte war Isenburg (Isemiskeburg) 
zwischen Begenstein und Langenstein (südwestl. Halber- 



*) Urkunden des Klosters Stötterlingenburg Nr. 2. — ») (Scheidt), 
Cod. dipl. 767 f. v. Erath, Cod. dipl. Quedl. S. 107 Nr. 36. — 
•) Urk.-B. d. hißt. Ver. f. Niedersachsen 11 Nr. 250. Urk.-B. d. Hoch- 
stifts Halberst. n Nr. 763. — *) Güter aus demselben Orte (Schauen 
bei Osterwiek) wurden 1248 vor den Grafen Siegfried und Ulrich ,in 
yilla Dithvorde' aufgelassen, wobei u. a. drei Herren von Schauen, 
fC&nf Herren von Beck (darunter zwei Dietrich Ton Beck , Vater und 
Sohn), Bernhard von Swanebeke, Heinrich von Hadebere, Heinrich von 
Luchtene und Alberich von Neudorp als .Schöffen" genannt wurden. 
Urk.-B. d. bist. Ver. f. Niedersachsen U Nr. 259. Endlich wurde 1270 
vor den Grafen Ulrich, Heinrich und Albert von Regenstein «in iudicio 

quod grevending vulgariter appellatur, in theatro Dithforde' die 

Auflaenening von Gütern aus Wehrstedt (östl. Halberstadt) vollzogen. 
Urk.-B. der Collegiatstifter St. Bonif. u. St. Pauli in Halberst. I Nr. 59. 
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Stadt). Der Ort wird schon 1063 als in der Grafschaft des 
Grafen Bernhard belegen genannt^). Hier fand 1219 vor 
Graf Heinrich von Regenstein, „cum nos in cometia nostra 

in villa Isemiskeburch presideremus iudicio, scabinis 

presentibus et precone^', die Auflassung von Gütern aus 
Eilickestorp (Eilsdorf zwischen Osterwiek und Oschersleben) 
durch einen Herrn von Arnstein statt, auf dessen Bitte, 
„quatinus factum suum et heredis sui banno regio stabilire 
vellemus'S ^^'^^ Heinrich die Bestätigung mit dem Eönigs- 
bann erteilte, „astante nobis precone et scabinorum dictante 
sententia'S Laienzeugen: „Liudolfus schulthetus de Hers- 
leve, Liudolfus et Tidericus frater ipsius, Bernhardus de 
Swanebike, Alvericus miles de Hersleve, Tidericus de Bec, 
Alvericus de minori Hersleve, scabini, Bertramnus preco" ^). 
Auf dieselbe Dingstätte bezieht sich eine Urkunde des 
Bischofs Friedrich von Halberstadt vom 29. September 1232*): 
„quod, cum in quodam placito essemus apud lapidem inter 

Langensten et Regensten cum abbate de Hildesleve *), 

contra nobilem virum Olricum, filium comitis Heinrici de 
Regensten, qui advocatiam dicti monasterii petebat ab abbate 
predicto, nos super ipsa advocatia warandiam prestitimus 
abbati et monasterio memoratis, et prestamus, quousque per 
iustitiam evincatur a nobis". 

In Hadeber (Heudeber bei Derenburg), „in placito 
iudiciali in Hadcbere coram comite Heinrico de Regen- 
stein", erfolgte 1205 die Auflassung von Gütern aus der 
Gemarkung Schauen^); 1257 wurden ebendort auf der 
Strasse (in platea) Güter aus Waterler (Wasserleben) auf- 
gelassen •). 



Vgl. Bode, a.a.O. 372. — *) Urk.-B. d. Höchst. Halberstadt 
1 Nr. 512. Ebenfalls um ein Gut in Eilsdorf handelt es sich in einer 
Urkunde von 1211 (Urk.-B. der CoUegiatstifter St. Bonif. u..St. Pauli 
in Halberst. II Nr. 12) , nach welcher Graf Heinrich von Regenstein 
die Auflassung „in provinciali placito suo banno regio stabilivit, 
scabinis presentibus et precone*. Die Dingstätte ist nicht genannt. — 
») Urk.-B. des Höchst. Halberst. I Nr. 627. — *) Hillersleben bei Neu- 
haldensleben, Norththuringa. — ») Urk.-B. d. Höchst. Halberst. I Nr. 428. 
Unter den Zeugen ein „Ludolfus prefectus de Hersleve*, derselbe der 
1219 dem Landgericht zu Isenburg als Schultheiss anwohnte. — 
•) Bode, a.a.O. 377. 
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Auch zuUtzleben (zwischen Wernigerode und Deren- 
bürg) scheint eine Dingstätte der Regensteiner bestanden 
zu haben, da in einer Urkunde von 1230 — 31 (Urk.-B. des 
Klosters Drübeck Nr. 19) von einer „in placito Uteslevo" 
unter dem Vorsitze des Bischofs Friedrich von Halberstadt 
vollzogenen Auflassung berichtet wird. Graf Heinrich von 
Kegenstein wird unter den Anwesenden genannt, er wird 
auch als Richter fungiert und dem Bischof, seinem Lehns- 
herrn, nur einen Ehrenvorsitz eingeräumt haben. 

Ueber die blankenburgische Dingstätte zu Emer- 
berg sind wir nur durch eine Urkunde des Grafen Hein- 
rich von Blankenburg vom 6. Nov. 1286, „actum in placito 
Eraerberg", unterrichtet *). 

Wahrscheinlich besassen die Grafen von Regenstein 
auch eine Dingstätte zu Derenburg, wenigstens be- 
kundeten die Grafen Heinrich und Ulrich im Jahre 1301 
eine zu „Derneborch sub tilia in cimiterio" vor ihnen („in 
nostra presentia constituti^^) von mehreren Edeln vollzogene 
grossartige Auflassung zu Gunsten des Klosters Stötter- 
lingenburg ^). 

Die sieben Dingstätteb, welche die Grafen von Blanken- 
burg-Regenstein im Harzgau besassen, um abwechselnd an 
ihnen das Landgericht (provinciale placitum, grevending) 
abzuhalten, treten in ihrer Zuständigkeit deutlich als Graf- 
schaftsdingstätten hervor: in Odorp wie in Ditfurt wurde 
über Hohen -Ueplingen, in Ditfurt wie in Hadeber über 
Schauen verhandelt. In derselben Weise erstreckte . sich 
die Zuständigkeit des Schultheissendings oder Freigerichts 
zu Klein-Harsleben , das uns später beschäftigen wird, auf 
die ganze Grafschaft '). 

Aehnlich wie im Harzgau lagen die Verhältnisse im 
Nordthüringgau (North thuringa), in welchem drei Graf- 
schaften (Mühlingen, Billingshoh und Seehausen oder So- 
merschenburg) bestanden^). Die beiden ersteren waren 



>) Qeschichtsblätter für Stadt und Land Magdeburg IX, 410. — 
') Cod. dipl. Anhalt. III Nr. 15. Urkunden des KI. Stötterlingenburg 
Nr. 44. — •) Vielleicht war das Gericht zu Klein-Harsleben ursprüng- 
lich ebenfalls ein gräfliches Landgericht. — *) Vgl. Winter, Die Graf- 
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Beichslehen der Markgrafen Ton Brandenbarg, wurden aber 
von belehnten Vicegrafen verwaltet. 

Die Grafschaft Mühlingen (zwischen Bode, Saale, 
Elbe und Sülze) stand seit der Mitte des 12. Jahrhunderts 
als brandenburgisches Lehen im Besitze der Edeln von 
Gtshelenz oder Mehringen, die seitdem den Titel Orafen 
Ton Mühlingen oder Domburg führten^). Die yomehmste 
Dingstatte befand sich bei dem Dorfe Gross-Mühlingen 
(nordwestl. Calbe). Hier wurde 1189 durch die Brüder 
Graf Ludolf von Dassel und Graf Adolf von Schauenburg 
die Auflassung von Gütern in Salbke vollzogen ,,apud 
villam Muligge in placito Sifridi comitis sub regis banno, 
assidentibus et cooperantibus Burchardo scultheto de Glinde 
et schabinis iudicibus multisque nobilibus'' '). Im Jahre 
1214 wurden vor Graf Bederich von Mühlingen, dem Bruder 
des vorgenannten Grafen Siegfried von Domburg, Güter 
zu Hiemede aufgelassen') „in provinciali iudicio comitis 
Bederici apud Mulinge' ^ „Eandem traditionem comes 

ipse secundum sententiam scabinomm stabi- 

livit/' An der Spitze der Zeugen erscheint diesmal „Otto 
schultetus de Glinden'^ darauf 12 Schöffen^), am Schluss 
„Alvericus vronebode". Derselbe Otto von Glinde ver- 
kaufte 1220 das Dorf Toppel (bei Calbe) und einige Hufen 
zu Menz (bei Pömmelte) und vollzog die Auflassung zu 
Mühlingen vor dem Grafen Bederich „sub testimonio scabi- 
norum^' ^). Als erste Zeugen werden „scultetus Borchardus^' 
und „Heidenricus vronebode^' genannt, es folgen neun 
Schöffen, die grössten Teils mit den schon 1214 ange- 



schaften im Nordthfiringau, Geschichtsblätter f. Stadt und Land Magde- 
burg IX, 281—318. 394—417. 

^) Vgl. Y. Ledebur, Grafen von Valkenstein 34 f. Nach dem Aus- 
sterben des Hauses in der 2. Hälfte des 13. Jh. gieng die Graüschaft 
auf die Edeln von Amstein in Barby über, die sich von nun an Grafen 
von Mühlingen oder Barby nannten. Vgl S. 11 Anm. 5. — *) Cod. 
dipl. Anhalt. I Nr. 669. Vgl. unten S. 14. — •) Ebd. U Nr. 11. — 
*) Henricus de Negeliz, Henricus de Bieren, Albertus Bensehen, Bur- 
chardns de Welsleve, Albertus de Wizele, Herbordus de Korlinge, Gero 
et Heidenricus de Wolven, Heinricus Leo, Bemardus de Echehardesdorp, 
Ludegerus de Saltwedele, Bartholdus de Wolmersleve. — •) Cod. dipl. 
Anh. II Nr. 46. 
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führten identisch sind^). Dieselbe Auflassung wurde, da 
es noch gewisse Schwierigkeiten zu beseitigen gab, am 
29. Januar 1221 noch einmal wiederholt^). „Bedericus de 
Thorenburc, comes in Mulinge'^ bekundet, dass „quidam 
über homo seil. Otto de Olinde'^ das Dorf Tuple „coram 

scabinis et sculteto necnon precone ac testibus idoneis 

in placito cometie mee Mulinge rite tradidit — — , ego 
quoque — — banno regio firmavi". Zeugen: „Burchardus 
de Glinde scultetus comecie, Heithenricus de Suaneberc 
preco"*), sodann zwölf Schöfifen nebst fünf Söhnen*). 
Schliesslich Besitzeinweisung des Erwerbers: „Celebrata 
quoque est possesio ipsorum per preconem H. necnon ho- 
nestos Tiros scabinos Ph. de Homehusen etc^^ Im Jahre 
1265 wurden Besitzungen zu Beckene und Soltdorp (Sül- 
dorf) „in iudicio Guntheri in Mulingen, presente comite^' 
aufgelassen'). Unter den Zeugen Johannes, „nuntius co- 
mitis qui Tulgo dicitur vroninbode'^ Ebenso am 5. Juni 
1276 in Gr.-Mühlingen selbst belegene Güter „coram comite 
Gunthero, presidente in Magno Mulinge iudicio grevendhing 
vulgariter appellato, presentibus scabinis et assidentibus^' ®). 

Dass Gross-Mühlingen nicht die einzige Dingstätte der 
Grafschaft war, zeigt eine durch ihre Beziehungen zu dem 
Verfasser des Sachsenspiegels berühmt gewordene Urkunde 
vom 15. Okt. 1233'), in welcher die Markgrafen Johann 
und Otto von Brandenburg bezeugen, dass sie das ganze 
35 Va Hufen umfassende Dorf Billingsdorf (Wüstung zwischen 
Dodendorf und Welsleben) nebst einigen Höfen in Eggers- 
dorf an das Kloster Berge bei Magdeburg aufgelassen 
haben: „in presentia Bederici comitis de Dorinburc, illius 

^) Nämlich H. de Biere, B. de Ekehardesthorp, Alb. Beinz, H. de 
Wolve, B. de Welsleve und H. de Korlinge, ausserdera ein von Hom- 
hausen , ein Hartwich von Welsleben und ein Dietrich von Korlingen. 
— *) Cod. dipl. Anh. II Nr. 47. — •) Also ein schöfFenbarfreier Fron- 
bote, der deshalb hier und in der Urkunde von 1220 vor den Schöffen 
genannt wird. — *) Darunter alle in der vorigen Urkunde genannten 
ausser Beinz und Dietr. v. Korlinge, daiür zwei von Schwanberg und 
drei nur mit ihren Vornamen benannte Schöffen. — *) Cod. dipl. Anh. II 
Nr. 309. Graf Günther gehörte bereits dem neuen Grafengeschlecht aus 
dem Hause Barby an. Vgl. S. 10 Anm. 1. — •) Cod. dipl. Anh. II 
Nr. 476. — ') Ebd. U Nr. 116. 
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terre comitis, et scabinorum comitatus eiusdem mutuo con- 
sensu tradidimus, possessionem vacuam omnium predictorum 
cedentes^S und zwar „in Salbeke iuxta pontem'^ Es befand 
sich demnach auch eine Malstatte zu Salbke (Deutsch- 
Salbke an der Sülze, südl. Magdeburg), deren Zuständigkeit 
sich ebenso auf die ganze Grafschaft erstreckte wie die- 
jenige des Landgerichts zu Mühlingen , vor welchem u. a. 
im Jahre 1189 acht in Salbke selbst belegene Hufen auf- 
gelassen wurden (s. S. 10). Besonderes Interesse erregt 
die Zeugenreihe unserer Urkunde: „Scabini eiusdem co- 
metie: Henricus scultetus, Conradus de Cothene, Bernardus 
de Ekkehardestorp, Henricus Leo, Henricus de Bigere, 
Burchardus et Hertwicus fratres de Wallesleve, Heidenricus 
preco, Eico de Repchowe". Der Schultheiss Heinrich war 
offenbar gleich den übrigen Schultheissen der Grafschaft 
Mühlingen ein Herr von Glinde. Die sieben dem Fron- 
boten vorangehenden Schöffen, mit Ausnahme des Konrad 
von Eöthen, und der Fronbote Heidenrich sind uns sämt- 
lich schon zu Mühlingen begegnet. Ob aber, wie gewöhn- 
lich angenommen wird, auch Eike von Repkow als Schöffe 
der Grafschaft Mühlingen anzusehen ist, hat wegen seiner 
Stellung hinter dem Fronboten, durch die er als nicht zum 
Gericht gehöriger Zeuge gekennzeichnet wird, seine grossen 
Bedenken, zumal anderweitig feststeht, dass Eike und seine 
Familie in dem Gau Serimunt, dem sie durch die Heimat 
ihres Geschlechts angehörten , Schöffenrechte ausgeübt 
haben ^). 



*) Vgl, Winter, Eiko von Bepgow und der Sachsenspiegel (Forsch. 
z. deutsch. Gesch. XIV, 305 ff. XVIII, 380 ff.). In dem Gau Serimunt 
kennen wir zwei Dingstätten^ In Wörbzig (bei Eöthen) bezeugt 
Albrecht der Bär in einer Urkunde vom 28. Dez. 1156 (Cod. dipl. 
Anh. I Nr. 425) einen von ihm als Schirmvogt des Klosters Ilsenburg 
för dieses gemachten Gütererwerb: „in placito meoWurbizke 5 mansos 
et silvam unam in orientali ripa Säle sitam a domino Alberto et iratre 
suo Tiederico de Crozuch, astipulantibus schulteto Ottone et Reinhardo 
precone, 49 marcis comparaverim*. Unter den Zeugen „Eyco et Amolt 
de Rypechove**. Nach der Sitte des deutschen Adels im Mittelalter, 
den Enkel regelmässig nach dem Grossvater zu benennen, dürfte jener 
Eyco der Grossvater des Spieglers gewesen sein. Eine zweite Ver- 
handlung fand am 29. Juli 1253 (a. a. 0. II Nr. 201) statt vor Graf 
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Eine zweite Grafschaft im Gau Nordthüringen war die 
Grafschaft Billingshoh (zwischen Sülze, Elbe und Ohre, 
die letztere etwas überschreitend). Seit dem 12. Jahrhundert 
brandenburgisches Reichslehen, wurde dieselbe unter Al- 
brecht dem Bären an Otto von Ammensieben oder Hillers- 
leben und nach dessen Tode (1157) an die Grafen von 
Falkenstein als Vicegrafen verliehen^). Unter den Ding- 
stätten der Grafschaft^) wird zuerst Vahldorf (bei Gr.- 
Ammensleben) genannt, wo 1151 durch den Grafen Otto von 
Hillersleben elf Hufen und die Kirche zu Hermsdorf an 
das Kloster Schöningen aufgelassen wurden: „idem comes 

cum consensu filie sue Scheniggensi ecclesie in 

provinciali placito in villa que Valethorp dicitur per- 

petuo iure contradidit et regio banno coniirmavit^' '). So- 
dann gab es Dingstätten zu D ah len -Warsleben und zu 
Ebendorf. An der ersteren hatte unter Graf Otto von 
HiUersleben („in placito comitis Ottonis in Dalwarekesleve'O 
die Auflassung von Gütern zu Mose (bei Wolmirstedt) 



Heinrich 11 von Ascharien, ,cum apud villam Worbesiz infra districtus 
nostri terminos sitam, presentibus scabinis et alüs qui iudieiis nostris 
Interesse consueverunt et debent, in iudicio sederemus'. Graf Günther 
von Domburg verkaufte an das St. Nicolaistift in Magdeburg ver- 
schiedene Güter und liess die Auilassung «sub banno regio* bestätigen. 
Zeugen: «strenui milites Tfaidericus scultetus, burchravius de Wetin, 
scabini Thilo et Heinricus fratres de Tilberch, Ludeko de Repechowe, 
Thidericus de Repechowe, Conradus de Kotene et alii quam plures*. 
Eine zweite Dingstatt des Gaues befand sich zu Mettine, wo 1209 
(a. a. 0. 1 Nr. 779) vor Friedrich von Krosigk, ^cum iudicio presidere- 
raus vice comitis*^, verschiedene Besitzungen der Burggrafen von 
Giebichenstein an die Nienburger Kirche aufjgelassen wurden. Zeugen : 
«Tidericus marchio Missenensis, Heinricus scultetus qui cognominatur 
Rabil, Wemherus de Anvurte, Johannes et Heinricus de Gnehz, Eifo 
de Tribul, Eicke de Ribichouwe, Heinricus et filius suus de Scudiz, 
Teodericus burcgravius de Churberc, Heinricus comes de Reginstein, 
Wolferus de Pezne, Heinricus de Stechowe, Ludewicus de Tuchim'. 
Die Stellung, welche Eike in der Zeugenreihe einnimmt, lässt es un- 
zweifelhaft erscheinen, dass er als Schöffe aufgeführt ist. 

>) Vgl. V. Ledebur, Grafen von Valkenstein M. — *) Dass auch 
zu Billingshoh selbst eine Echtedingstätte bestand, wird von 
Winter, Gesch. -BJ. f. Stadt u. Land Magdeburg X, 417 wenigstens 
wahrscheinlich gemacht. — •) Ürk.-B. d. Hochstifts Halberstadt I 
Nr. 236. 
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stattgefunden, die gegen 1159 unter seinem Nachfolger 
Graf Burchard von Falkenstein auf einem Landgericht zu 
Ebendorf („in placito comitis Burchardi in villa Eyenthorp^^) 
durch Yerzichtserklärung der Yerwanten der Yeräusserer 
bestätigt wurde ^). Die an der einen Dingstätte begonnene 
Verhandlung wurde also an der andern einfach fortge- 
setzt. Eine vierte Dingstatte besass die Orafschaft Billinga- 
hoh zu Santers leben, wo Graf Adolf von Schauenburg 
1189 einen Ton ihm bereits zu Merseburg im Hofgericht 
Friedrichs I erklärten Verkauf an das Marienkloster zu 
Magdeburg bestätigte: „ad TÜlam que Sandesloye dicitur 
accessi et in placito comitis Ottonis de Valkensten coram 
cunctis provincialibus qui illic aderant — — donationem 
hanc meam scripto commendari et sigilli mei impressione 
confirmari feci^^ ^). Da es sich hier wie nicht lange vorher 
bei einem unter denselben Parteien vollzogenen Verkaufe 
(s. 8. 10) um Besitzungen in Salbke handelte, so muss es 
auffallen, dass die Auflassung nicht wie damals im Land- 
gericht des Grafen von Mühlingen, als dem allein zustän- 
digen Gericht der belegenen Sache, erfolgte^). Der An- 
nahme, als habe es sich das zweite Mal um Besitzungen 
in Wendisch -Salbke (Deutsch- Salbke gegenüber auf dem 
linken Ufer der Sülze, in der Grafschaft Billingshoh gelegen) 
gehandelt, steht der Wortlaut unserer Urkunde („in eadem 
villa Salebeke^^) entgegen, auch ist es unverkennbar, dass 
zu Santersleben gar keine Auflassung vollzogen, sondern 
nur die Ausstellung einer Gerichtsurkunde über den Ver- 
kauf erzielt werden sollte. Wahrscheinlich konnte Graf 
Adolf, der sich eben damals zum Kreuzzuge rüstete, das 
nächste Mühlinger Landgericht nicht abwarten und der 
Käufer begnügte sich deshalb mit den Erklärungen vor dem 
königlichen Hofgericht und dem Landgericht der benach- 
barten, aus demselben Gau hervorgegangenen Grafschaft. 



») Cod. dipl. Anh. I Nr. 399. üeber ein i. J. 1197 zu Ebendorf ab- 
gehaltenes Landgericht vgl. Urk.-B. d. Höchst. Halberst I Nr. 38ti: 
,iActa sunt hec in Evendorp, presidente ibidem iudicio Ottone comite 
de Valkensten*. Vgl. unten S. 22 Anm. 2. — «) Urk.-B. d. Klosters 
üLFr. zu Magdeburg Nr. 65. — ») Vgl. S. 5 Anm. 1. Ueber das Fol- 
gende vgl. Winter, Grafschaften im NordthÜringau 287 f. 311. 
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Um mehrerer Sicherheit willen wiirden ausser den Billings- 
hoher Schöffen auch zwei Herren von Schwanenberg und 
drei von Körlingen, die zu den Schöffen der Grafschaft 
Mühlingen gehörten, zugezogen. — Yielleicht besass die 
Grafschaft noch|[eine fünfte Dingstätte zu Elbey (Elvebuge) 
bei Wolmirstedt, da Markgraf Albrecht der Bär dem Lieb- 
frauenkloster zu Magdeburg die am 13. September 1159 
durch den Grafen Dedo vollzogene XJebertragung des so- 
genannten Badenackers bei Mose, „Dedone super reli- 

quias b. Marie fundum offerente meque cum filio meo 

Ottone marchione ex decreto provincialis iuris poUicitatione 
publica sub tuitionem nostri iuris ipsum rite suscipiente^S 
bestätigte ^). Der Wortlaut der Urkunde lässt darüber keinen 
Zweifel, dass es sich um einen Akt vor dem Landgericht, 
und zwar „in villa Elvebue super ripam Albis fluminis'^, 
handelte. Die Lage des Ortes und der Umstand, dass über 
das Dorf Mose auch zu Dahlen warsieben und Ebendorf ver- 
handelt wurde (S. 13 f.), spricht dafür, in Elbey eine Ding- 
statte der Grafschaft Billingshoh zu sehen, auGTallend ist 
nur, dass des Grafen mit keiner Silbe gedacht ist. Viel- 
leicht war, da der frühere Inhaber der Grafschaft erst vor 
zwei Jahren gestorben, die Verleihung an seinen Nachfolger 
Burchard von Falkenstein noch nicht geschehen. 

In der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts wurde die 
Grafschaft unmittelbar von den Brandenburger Markgrafen 
verwaltet. Aus dieser Zeit erfahren wir von einer sechsten 
Dingstätte zu Wodens wegen (Gutenswege zwischen 
Magdeburg und Neuhaldensleben). Der Ritter Bartold von 
Wodenswegen, Burgmann zu Wolmirstedt, hatte dem Kloster 
Althaldensleben ein ihm zu Eigen gehöriges Gehölz „in 

comecia marchionum Brandenburgensium trans Oram'^ 

verkauft. Ein halbes Jahr später (5. Juli 1282) vollzog er 
die Auflassung: „Marchio Otto in prato Wodenswege, quod 
in supra dicta comicia comprehendi dinoscitur, constitutus, 
a me requisitus — — secundum formam iusticie diligenter 
procedens iuris ordine utrobique servato approbavit con- 
tractum ac tuitione banni regalis consueta munitum cenobium 



>) Cod. dipl. Anh. I Nr. 451, 452. 



16 Schröder, 

niemoratam donatione perpetua de sepe dicta silvula investi- 

yit, respondente ei sua provincia, quod filius meus 

quam cito annos debite discrecionis attigerit — — rata 
tenere debeat et aeeepta"^). 

Im Jahre 1316 traten die Markgrafen die Grafschaft 
Billingshoh an das Erzstift Magdeburg ab. Der von ihnen 
vorbehaltene Rückkauf wurde 1336 durch Verzicht aufge- 
geben. Seitdem wurde die Grafschaft, die sich im wesent- 
lichen in den alten Grenzen erhielt, Grafschaft Wolmirstedt 
genannt. 

Die dritte Grafschaft des Gaues war die Grafschaft 
Seehausen oder Somerschenburg, um die Mitte des 
11. Jahrhunderts im Besitze eines Grafen Luther oder 
Liudger, der dieselbe, nachdem sie 1052 von Heinrich III 
an das Hochstift Halberstadt übertragen war^), als nun- 
mehriges Reichsafterlehen aus der Hand des Bischofs be- 
hielt'). Während des 12. Jahrhunderts waren die Pfalz- 
grafen von Somerschenburg und nach ihrem Aussterben 
(1179) die Grafen Dedo und Dietrich von Groitzsch und 
Somerschenburg mit der Grafschaft belehnt^), seit dem 
Anfange des 13. Jahrhunderts wurde dieselbe aber un- 
mittelbar von den Bischöfen von Halberstadt und seit dem 
1257 erfolgten Verkaufe an das Erzstift Magdeburg^) von 
den Erzbischöfen von Magdeburg verwaltet. 



>) Riedel, Cod. dipl. Brandenb. II, 1, S. 157. — «) Ürk.-B. d. 
Höchst. Halberst. I Nr. 78. Die Uebertragung erfolgte gleichzeitig mit 
der S. 5 erwähnten der Harzgrafschafb Bernhards. — •) Noch während 
des ganzen 12. Jahrhunderts pflegte man die Grafschaft urkundlich 
nach dem Namen Luthers zu bezeichnen. — ♦) Vgl. unten S. 18, 22 f. — 
*) Die betreffenden Urkunden bei Riedel, Cod. dipl. Brand. II, 1, 
S. 49-54 und Urk.-B. d. Höchst. Halberst. ü Nr. 929-936. 951. 953 f. 
Der Verkauf der ,.comicia in Sehusen* erfolgte „excepto eo quod vul- 
gariter goschap dicitur*^, d. h. mit Ausnahme des Gogerichts («iudicinm 
quod goschap vnlgariter dicitur*) in den Dörfern Ottleben, Beckendorf, 
Gr.-Homhausen, Emeringen, dem alten Dorfe Oschersleben , Wegers- 
leben, Andesleben, Brandesleben, Neindorf, Hamersleben, welche in 
Betreff des Blutbanns der Halberstädter Vogtei, in Betreff der Immo- 
biliargerichtsbarkeit aber dieser und der Grafschaft Seehausen elektiv 
unterliegen sollten: „quas subesse volumus advocatie nostre in Oschers- 
leve pleno iure, ita ne nomine comicie tamen in hiis villis aliquid 
attemptetur, preterquam si aliqui in illis villis manentea propriotatem 
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Die Hauptmalstätte der Grafschaft war die zu See- 
hausen (nördl. Oschersleben). Am 18. Juni 1144^) wurde 
„coram Fritherico palatino comite ^) in publice placito habito 
in Sehusen'^ ein langjähriger Streit („de qua re cum multo 
tempore et in multis placitis decertatum fuisset^') zwischen 
dem Bischof von Halberstadt und einem gewissen Heinrich, 
Besitzungen des Klosters Hamersleben betreffend, durch 
Vergleich dahin erledigt: „ut Henricus cum sua progenie 
in placito publice omni postulationi sue perpetim abrenun- 
tiaret fieretque homo episcopi et ecclesie hoc pacto, quatenus 
Uli episcopus infra dies 14 beneficium talentorum 12 traderet 
et in posterum de vacantibus liberorum hominum beneficiis *), 
que hominum subservientium carerent Obligationen), bene- 
ficium 20 talentorum adaugeret^S ausserdem sollte er eine 
Geldentschädigung empfangen und, „ex petitione placiti^^ 
zehn zu ihm entwichene Eigenleute behalten. Das Gericht 
war ausserordentlich zahlreich besucht („innumera multitudo 
nobilium et prudentium virorum'^), insbesondere werden 
Heinrich der Löwe, Albrecht der Bär und viele andere 
Edle und Ministerialen genannt, als „iudices placiti^^ aber 
Friedrich und Hugold von Ampfurt (Anfridesleve, Anvordes- 
leve, später Am verde), zwei von Siegersleben, zwei von 
Eilsleben, ein von Dreileben, ein von Druxberge. Derselbe 
Friedrich von Ampfurt, der offenbar das Schultheissenamt 
bekleidete, steht an der Spitze der Zeugenreihe zweier von 
Pfalzgraf Adelbert „in placito meo Sehusen^^ ausgestellten 
Urkunden vom 12. Juni 1162*), in welchen dieser mehreren 
von seinem Yater Pfalzgraf Friedrich U „in placito eins 
generali Sehusen^' vollzogenen Yeräusserungen an das 



suam dare vel vendere vellent, optionem habeant coram comite, 
Tidelicet domino Magdeburgensi archiepiscopo , hanc proprietatem 
dandi, vel coram nostro advocato in Oschersleve terminandi*. Den 
Allodialbesitz der Somersclienbiirger in der Grafschaft hatte Magdeburg 
schon 1179 erworben. 

») Die Urkunde steht Ürk.-B. d. Höchst. Halberst. I Nr. 206. — 
«) Pfalzgraf Friedrich II von Sommerschenburg (1120— 1162). — •) Also 
„wardunge an enes unbenümeden mannes gude, svar't deme herren 
ledich werde", vgl. Homeyer, System des Lehnrechts der sächs. Rechts- 
bücher 337 ff. ■— *) Ledige Lehen ohne Afterlehnsmann. — ») Ürk.-B. 
d. Höchst. Halberst I Nr. 260, 261. 
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Kloster Hainersleben die richterliche Bestätigung erteilte 
(„banno imperatorio communivi^'). Es handelte sich um 
Güter in Wormsdorf, Eilsleben, Eichenbarleben, Eggenstedt, 
Erxleben, Groppendorf, Dreileben und Warsleben. Auf 
Friedrich von Ampfurt folgen noch 21 weitere Zeugen, 
darunter drei die schon 1144 als Schöffen genannt sind; 
unzweifelhaft enthält die Liste ausser den Schöffen auch 
die übrigen im echten Ding anwesend gewesenen Schöffen- 
barfreien. — Unter Graf Dietrich von Sommerschenburg 
(Groitzsch) fand im Jahre 1195 eine Verhandlung „in placito 
nostro Sehusen, presente domino Gardolpho Halberstadensi 
episcopo et scabinis iudicibus^' statt 0* Gegenstand war 
die „a quodam nobili viro Hermanno nomine de Bodenberg'' 
vollzogene Auflassung einer in Drakenstedt belegenen Hufe 
an das St. Marienkloster in Magdeburg. Die Zeugenreihe 
eröffnen drei Edelherren, dann folgen 16 Namen, offenbar 
von Schöffenbarfreien, an der Spitze Dietrich und Werner 
von Ampfurt, der erstere jedenfalls schon damals als Schult- 
heiss. Den Schluss bildet „Heregerus budellus, qui vulgo 
dicitur vronebode''. — Dass Bischof Eonrad alsbald nach 
seinem Regierungsantritte die Verwaltung der Grafschaft 
selbst in die Hand genommen hat, bezeugt eine Urkunde 
desselben von 1202^) über eine „in publice placito nostro 
Sehusen'' von den Rittern von Esebeck vollzogene Auf- 
lassung an Kloster Hamersleben, betreffend „sex mansos 
proprietatis eorum sitos in nostra comitia in villa que di- 
citur Wirdesleve". Der Bischof bekräftigt den Akt mit 
dem geistlichen und weltlichen Bann: „auctoritate Dei om- 
nipotentis et nostre auctoritatis robore irrefragabUiter con- 
firmamus ac banno nostro episcopali ac imperiali inviolabiliter 
communimus". An der Spitze der Zeugen aus dem Stande 
der „nobiles" wieder Werner von Ampfurt. — Für die 
Stellung des Bischofs Friedrich II von Halberstadt wie fär 



>) Ürk.-B. d. Höchst. Halberst. I Nr. 367. — «) Ebd. I Nr. 418. 
Die Urkunde ist vom 28. Juli datiert, von der Gerichtsverhandlung 
ist nur das Jahr (1202, — ordinationis nostre anno primo) angegeben. 
In seiner Eigenschaft als Grafen sehen wir Bischof Eonrad „in comicia 
de Somerschenburg sibi vacante*^ eine ohne seine Erlaubniss errichtete 
Burg zu Eilsleben brechen. Vgl. Winter, a. a. 0.402. Ssp. III, 66 § 2. 
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die Lehre von der Auflassung gleichmässig charakteristisch 
ist ein an jenen als „sancte Halberstadensis ecciesie epi- 
seopus et comes in Sumerscenburg" gerichtetes Schreiben 
des Grafen Hildebold von Limmer, worin dieser anzeigt, dass 
er sechzehn zu Eilsleben belegene Hufen an das Kloster 
Marienthal veräussert habe; „sed quoniam nulla donatio pro- 
prietatis robur firmitatis obtinere potest, nisi comitie 
testimonio et banni regalis auctoritate firmetur, 
ne prefata eoclesia propter multimodas occupationes que 
nobis frequenter obviant, vel propter malum statum terre 
qui suspectus nobis est, aliquod postmodum laboris et 
difficultatis gravamen sustineat, si nos ea in propria persona 
in cometia dare non possumus, totius confirmationis autori- 
tatem yobis tamquam maiori terre, episcopo scilicet et co- 
miti, ex parte nostra eommittimus, ut, quicquid frater noster 
Conradus de Lewenroth, qui cum liberis suis ea disponit 
in propria persona confirmare, cum yoluntate vestra in eis 
taxare Yoluerit, hoc nobis gratissimum fore presentis scripti 
testimonio cognoscatis'^ An dies Schreiben schliesst sich 
ein zweites, worin beide Brüder, Graf Hildebold von Limmer 
und Graf Eonrad von Lauenrode , dem Bischof anzeigen, 
dass sie die von dem Kloster Marienthal gegen obige 
sechzehn Hufen in Tausch gegebenen Besitzungen bereits 
empfangen haben, ihrerseits aber verhindert sind, die Auf- 
lassung zu vollziehen. Sie bitten deshalb den Bischof: 
„quatenus nostra vice fungi dignemini omnemque cautelam 
adhibeatis et diligentiam cum scabinis ac testimonio con- 
venienti, ut predicta bona ipsi ecciesie salva integra ac 
stabilia permaneant. Yidetur sane discretis viris, quod hoc 
salvo iure facere possitis, cum non tam empta sint a nobis 
quam quodam concambio commutata'^ Gleichwohl dürften 
beide dann persönlich im Landgericht erschienen sein, 
wenigstens bekundet der Bischof^), dass sie „in seculari 
iudicio nostro Sehusen, ubi personaliter presedimus'^, die sech- 
zehn Hufen „et viginti areas in villa Eillesleve" dem Kloster 
aufgelassen haben, „petentes humiliter a nobis, quatinus 



>) Ürk.-B. d. Höchst. Halberst. I Nr. 489. Die beiden Schreiben 
ebenda Nr. 487, 488. 

2* 
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donationem eorum banno dignaremur regio stabilire'^ Er hat 
dies getan, „assistente nobis Bculteto nostro nobili viro domino 
Wemero de Anvorde et Herigero precone, scabinis quoque 
presentibus et dictantibus sententiam'^ Genannt werden elf 
Schöffen , darunter zwei von Eilsleben, zwei von Dreileben, 
zwei von Schermke und ;iron Rossau, je ein von Pisekendorf, 
von Meiendorf und von Siegersleben, „et alii milites quam- 
plures et de plebe plurima multitudo". Am 15. Juni 1215 
bestätigte der Bischof die Auflassung auf dem Send zu 
Oschersleben mit dem kirchlichen Bann, die Gerichtsver- 
handlung muss einige Tage vorher stattgefunden haben, 
was wieder auf den schon zweimal für Seehausen fest- 
gestellten Echtedingstermin im Juni führt. — Die Anwesen- 
heit des Schultheissen und des Fronboten wird auch bei 
einer 1221 ebenfalls unter Bischof Friedrich „in seculari 
iudicio nostro Sehusen" abgehaltenen Gerichtsverhandlung 
hervorgehoben: „sculteto, scabinis presente et precone"^). 
Aus dem Jahre 1238 liegen zwei Urkunden vor, in denen 
Bischof Ludolf Auflassungen an Kloster Marienthal, Güter 
in Gr. Hamersleben und Gr. Germersleben betreffend, die 
Bestätigung mit dem Eönigsbann erteilt ^), „in nostro secu- 
lari iudicio^', „per sententiam iudicii secularis quod vulgo 
grevending dicitur^', beide Male unter ausdrücklicher Her- 
vorhebung, dass der Schultheiss, Edler Dietrich von 
Meinersem, und der Pronbote Friedrich dem Akte beigewohnt 
haben. Als Schöffen nennt die erste Urkunde Wolther von 
Dronthorp und seinen Sohn Heinrich, Hugold von Schermke, 
Friedrich von Kare, Burchard von Dreinieben, Sigfrid von 
Lechtenberg , ausserdem verschiedene Zeugen „aliaque 
populi plurima multitudo'^ Die zweite Urkunde lässt nur 
zwei Personen, Hermann von Wereberg und Wemher von 
Suseliz, ausdrücklich als Schöffen hervortreten, wahrschein- 
lich waren sie die dem Fronboten zur körperlichen Investitur 
beigegebenen Schöffen. Zwei von den Schöffen der ersten 

>) Urk.-B. d. Höchst. Halberst. I Nr. 534. Ee handelte sich nicht 
um eine Auflassung, sondern um die Gewinnung eines Grerichtszeug- 
nisses für einen an sich lehnrechtlichen Akt. — *) Ebd. n Nr. 679, 681. 
In der zweiten Verhandlung schloss sich noch eine Auflassung einer 
Besitzung in Klein-Sierslehen an die Halberstädter Kirche an. 
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Verhandlung erscheinen auch in der Zeugenreihe der zweiten 
Urkunde. Dass beide Verhandlungen zu Seehausen statt- 
gefunden haben, ergiebt sich aus einer 1239 „in seculari 
iudicio Sehusen'' yorgenommenen Auflassung von Gütern 
in Anvordesleben , bei welcher Bischof Ludolf die Bestäti- 
gung genau in derselben Weise, „assistente nobis scultheto 
nostro nobili viro domino Theoderico de Meynersem et 
Friderico precone, scabinis quoque presentibus et dictantibus 
sententiam^', erteilte^). Ausser neun Schöffen (Friedrich 
Graf von Kirchberg, Werner von Suseliz, H. von Drein- 
ieben, drei Herren von Hornhausen, B. von Jerdekestorp, 
A. von Schwanebeck, Dietrich von Glinde) wird „alia 
populi plurima multitudo^^ als anwesend bezeichnet. Der 
hier als Schöffe genannte Graf Friedrich von Eirchberg be- 
kleidete acht Jahre später das Schultheissenamt. Bischof 
Meinhard bekundet 1247 die Auflassung von Gütern in 
Schermke an die Marienkirche in Halberstadt: „presidenti- 
bus nobis reipublice in Sehusen et assidente nobis düecto 
fideli nostro comite Friderico de Eerichberg, prefecto nostro, 
scabinis etiam presentibus et precone'^ ^). Ausser den beiden 
mit der Besitzeinweisung beauftragten Schöffen werden sieben 
Laienzeugen genannt „et alii quam plures^', unter den Zeugen 
Dietrich von Meinersem, doch wol der frühere Schultheiss, 
ferner „Heinricus gogravius de Homehusen'^ und „Giselerus 
gogravius de Sehusen^^ Aus späteren Urkunden erfahren 
wir, dass das Landgericht zu Seehausen unter einem hohen 
Baume abgehalten und deshalb auch als das Gericht an 
dem hohen Baum bezeichnet wurde'). 



1) Urk.-B. des Höchst. Halberst. U Nr. 687. Eine halbe Hufe in 
Emeringen vor Bischof Friedrich ,in civili iure Sehusen" aufgelassen 
ebd. Nr. 709 (1242). — *) Ebd. Nr. 785. Nach der Bestätigung mit 
dem Eönigsbann setzt der Bischof drei mit den Reliquien der Kirche 
anwesende Kanoniker «cum duobus scabinis, yidelicet Liudero de 
Homehusen et Bemardo de Jerdikestorp, et precone Heinrico de 
Warmestorp in possessionem predictorum bonorum, sicut consuetudinis 
est et iuris«. — •) Ürk.-B. d. Höchst. Halberst. II Nr. 825 (1250): 
Bischof Meinhard als Vorsitzender ,apud altam arborem«, ,in placito 
provinciali celebri', Schultheiss der schon früher genannte Graf 
Friedrich von Kirchberg, Auflassung zweier Hufen in Seehausen. Vgl. 
Nr. 828 (1250), Güter in Hamersleben betreffend. Häufig wurde das 
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Eine zweite Dingstätte bestand zu GrosB-Germers- 
leben (an der Bode), wo am, 25. April 1260 vor Erzbischof 
Ruprecht von Magdeburg als Yorsitzendem des Gerichts 
zwei Hufen in Yogelbeke (Yölpke) an das Kloster St. Marien- 
bom aufgelassen wurden ^). Schon aus der Zeit des Bischofs 
Dietrich von Halberstadt (1180 — 93) erfahren wir Ton einer 
bedeutenden Gerichtsverhandlung zu Gennersheim unter 
dem Yorsitz des Grafen Dedo von Groitzsch, die Be- 
schwerden des Klosters Hillersleben über seinen Yogt, den 
Grafen Berengar von Grieben, betreifend ^). Die Yerhand- 
lung muss vor 1190 stattgefunden haben, da Graf Dedo in 
diesem Jahre starb. Zugleich ergibt sich aus dieser Ur- 
kunde, dass die Grafschaft Somersohenburg nach dem Aus- 



Gericht am hohen Baum ebenso wie das zu Germersleben auch zu allge- 
meinen Zusammenkünften der sächsischen Fürsten benutzt, wobei dann 
auch wol Bechtshändel aus Gebieten ausserhalb der Grrafschafb erledigt 
wurden. Vgl. S. 17 und a. a. 0. Nr. 838 (1251). Nr. 1107 (1264). 
V. Erath, Cod. dipl. Quedl. S. 202 Nr. 134 (1253), S. 221 Nr. 174-177 
und S. 223 Nr. 181 (1264). Sudendorf, Urk.-B. z. Gesch. d. Herz, 
von Braunschweig I Nr. 64 (1267). Magdeb. Gesch. Blätter 1874, S. 406. 
Die ältere Litteratur verlegte dies Gericht am hohen Baum in der 
Regel irrtümlich nach Quedlinburg. 

') Die Urkunde des Erzbischofs Konrad von 1270, in welcher er 
über jene Verhandlung „Germersleve prope Bodam tempore placiti 

cuiusdam ibidem habiti in loco sedilium iudicii coram venerabili 

domino Roperto archiepiscopo' berichtet, bei Winter, a. a. 0. 409. — 
>) Urk.-B. des Höchst. Halberst. I Nr. 386 (die Urkunde ist von 
Bischof Gardolf v. J. 1197): ,Gum idem comes (sc Berengerus) in 
Germersleve domino predecessori felicis memorie Theoderico episcopo 
in presentia yenerabilis domini Wichmanni sancte Magdebuigensis 
ecclesie archiepiscopi et dilectorum fidelium nostrorum Bemardi ducis 
Saxonie, Dedonis comitis ibidem iudicio presidentis et aliorum mul- 
torum terre nobilium de iniuriis et contemptu sibi exhibito satisfsic- 

turus occurrisset, dictante principum et baronum terre et 

omnium ibi collectorum communi sententia omnis iurisdictio, 

quam in loco predicto (sc. ecclesia de Hildesleve) sibi violenter 
usurpaverat, abiudicata Mt eidem et ipse cum uzore sua Berta et 

Ottone filio omni prorsus actioni absolute renuntiavit". 

Dass später die Wahl des neuen Stiftsvogts im Landgericht des Grafen 
Otto von Falkenstein zu Ebendorf, also in der Grafschaft Billingshoh 
erfolgte (oben S. 14 Anm. 1), geschah nur wegen des Gerichtszeugnisses. 
Zuständiges Gericht über Hillersleben war offenbar das der Graf- 
schaft Seehausen. 
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sterben der Pfalzgrafen zunächst an Dedo und erst nach 
dessen Tode an seinen Sohn, den Grafen Dietrich von 
Groitzsch, verUehen gewesen ist. Uebrigens war jene Ver- 
sammlung unter dem Vorsitz des Grafen Dedo unverkennbar 
keine gewöhnliche Gerichtsversammlung, sondern ein all- 
gemeiner sächsischer Fürstentag, wie wir einen solchen 
schon 1148 ebenfalls zu Germersleben finden^). Es war 
wol kein Zufall, dass gerade die Grafschaft Seehausen mit 
ihren Malstätten am hohen Baum und zu Germersleben so 
oft den Mittelpunkt für derartige Versammlungen bildete. 

Auch in Vulvesvorde bestand wol eine Dingstätte der 
Grafschaft Seehausen, da im Jahre 1272 verschiedene Be- 
sitzungen in Badeleben und Elein-Siegersleben „in placito 
Vulvesvorde^' an das Kloster Marienthal aufgelassen wurden^). 
Bei der Lage von Badeleben (westl. Eilsleben) und dem 
umstände, dass die Freien von Siegersleben wiederholt als 
Schöffen und Dingpflichtige der Grafschaft erscheinen, kann 
es nicht zweifelhaft sein, .dass auch die Malstätte zu Vul- 
vesvorde, deren Lage im übrigen unbekannt ist '), derselben 
Grafschaft angehörte. Auffallend ist nur, dass die Auf- 
lassung vor Bischof Volrad von Halberstadt vollzogen wurde, 
während die Grafschaft seit 1257 dem Erzstift Magdeburg 
gehörte und der oben S. 16 Anm. 5 erwähnte Vorbehalt 
sich auf die hier in Frage stehenden Dörfer nicht er- 
streckte. Wahrscheinlich war der Bischof nur als Zeuge, 
nicht als Richter anwesend. 

Der Nordschwabengau (Suevon), der im 10. und 
11. Jahrhundert, wie es scheint, in zwei Grafschaften ge- 
teilt war, bildete seit Albrecht dem Bären den Bestand der 
Grafschaft Aschersleben oder Ascharien^), der einzigen 
Grafschaft im Lande Sachsen, die immer unmittelbar von 
den mit dem Fahnlehen belehnten Grafen und nie durch be- 
lehnte Vicegrafen verwaltet wurde ^). Aus den Erbstreitig- 
keiten, die in dem anhaltischen Fürstenhause nach dem 

^) V. Mülverstedt, Regesta archiepiscopatus Magdeb. I S. 492. 
— «) Urk.-B. d. Höchst. Halberst. H Nr. 1259.— •) VieUeicht ist mit 
Winter 409 an die Wüstung Wulvesdorf bei El. - Germersleben zu 
denken. — *) Vgl. Winter, Die Grafschaften im Schwabengau, Mit- 
teilungen dtts Vereins f. anhält. Geschichte I, 79 fL Die Grafschaft griff 
wohl zum Teil in den Harzgau hinüber. — ») Vgl. Ssp. UI, 62 § 2. 
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Aussterben der Ascherslebener Linie (1315) ausbrachen, 
ergibt sich, dass die Grafschaft Aschersleben vier Gerichte 
oder Dingstuhle umfasste^). Da die Gerichte von Eil- 
wardesdorf (Wüstung südlich Groningen) und Yrevelo 
(zwischen Halberstadt und Wegeleben, also wol schon im 
Harzgau) urkundlich auch als Geschäften bezeichnet werden'), 
so kann es nicht zweifelhaft sein, dass auch die Gerichte 
Wedd e r sieb en-Hed er sieben^) und Aschers leben - 
Winningen^) ebenfalls Geschäften waren. Es ergibt sich, 

^) Lehnbrief des Kaisers Ludwig für Bernhard 111 von Anhalt, 
y. 1340 (Cod. dipl. Anh. 111 Nr. 732): ^de dingstole zuo Aschersleve 

, den dingstol zu Wedersleve unde zu Eilwardestorf, daz gerichte 

uf dem Vrevele". lieber die Besitzeinweisung durch einen kaiserlichen 
Kommissar vgl. a. a. 0. Nr. 735 (1340). Ebd. Nr. 492 (1325): ,dat 
gerichte to deme Vrevele und to Eilwardestorp, to Weddersleve, to 

Aschersleve". Nr. 498 (1325): «dat to sinen vanlene hoere die 

dingstuole to Aschersleve, to Wedersleve, to Eilwardistorp unde tuo 
dem Vrevele". — *) Cod. dipl. Anh. H Nr. 631 (1288): iudicia in 
Vrevelone et Eilwardestorp, que volgariter goscop nuncupantur. — 
*) Hedersleben liegt an der Selke, südOstl. Wegeleben, Weddersieben 
(jetzt Wüstung) zwischen Hedersleben und Ditfnrth (ein anderer Ort 
dieses Namens im Harzgau, sild6stL Quedlinburg). Dass die Goschaft 
zuweilen auch nach Hedersleben benannt wurde, ergibt a. a. 0. HI 
Nr. 587 (um 1330): ,umme de dincstole tuo Aschersleve unde Hedes- 
leve". Den Um&ng der Goschaft beschreibt Nr. 586 (um 1330): „de 
stol tuo Weddersleve, dar hört tuo dat dorp tuo Weddersleve, lutteken 
Wedderstede, groten Wedderstede, Bronstorp, Nendorp, Hedesleve, 
Rodstorp, Pedelitz". Hiemach umfasste die Goschaft Weddersieben 
im wesentlichen den südwestlichen Teil des Schwabengaues (Gebiet 
der Selke), während der nordwestliche Teil zur Geschäft Eilwardesdorf 
geh6rte. — *) Dass die Goschaft gelegentlich auch nach Winningen 
benannt wurde, zeigt a. a. 0. HI Nr. ^3 (1316): ,den stuol unde dat 

gherichte tuo Wedersleve unde dat gherichte tuo Winninghe". 

Ueber den Umfang der Goschaft vgl. ebd. Nr. 586 (um 1330): „de 
dingstoele tuo Asschersleve , dat is dat dartuo hört : luotteken Wels- 
leve, groten Welsleve, Tzomewitz, Tzapquitz, NOulitz, Vallersleve, 
Badenstede, Daldorp, Erxleve, Sedorp, de closterhof vor derstat, sante 
Johannesbof, Winninghe de hof und dat dorp, Welsleve, de nige stat 
tuo Asschersleve, Herckstorp, de monekehof tuo Hedesleve, Haseldorp, 
Schadeleve und al dat dartuo hört". Eine Ergänzung findet diese 
Beschreibung durch eine Ascherslebener Landgerichtsverhandlung von 
1155 (a. a. 0. I Nr. 413), in welcher neben vielen einzelnen Schöffen- 
barfreien aus anderen Orten alle Schöffenbaren von Schneitlingen, 
Seedorf, Westorf, Daldorf, Beinstedt und Winningen erschienen waren. 
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dass jede dieser vier Gosohaften einen eigenen Dingstuhl, 
d. h. eine echte Dingstätte, besass. Die Dingstühle von 
Eilwardesdorf und Yrevelo sind urkundlich nicht weiter 
nachweisbar. Der Dingstuhl der Geschäft Weddersieben 
befand sich zuHedersleben. Im Landgericht zu Heders- 
leben („actum et datum Hedesleve in iudicio quod vul- 
gariter lantding dicitur'^) wurden am 9. September 13tl ^) 
von Schenk Jordan von Neindorf vier Hufen mit einem 
dazu gehörigen Gutshofe in Ghross-Wedderstedt an St. Ser- 
vatius in Quedlinburg aufgelassen : „secundum antiquam et 

approbatam huius terre consuetudinem coram iudicio 

Ottonis comitis de Anehalt, in cuius comitatu sita sunt bona 

predicta, prelibatam eoclesiam coram eodem iudicio 

in premissorum bonorum mittentes possessionem corporalem''. 
Bei weitem die wichtigste Dingstätte der Grafschaft 
war zu Aschersleben. Hier war unter Albrecht dem 
Bären die Auflasung von zehn Hufen in Ilberstedt (Gel- 
verstide) an das Kloster Gottesgnaden durch Friedrich von 
Schneitlingen vollzogen und durch Albrecht als Grafen mit 
dem Banne bestätigt worden („in placito populi Aschersleve 
a comite Adalberto de Aschersleve iure legitime confirmata 
est'^); die Bestätigung wurde am 8. Aug. 1147, nachdem die 
von einem Yerwanten des Yeräusserers nach dessen Tode 
erhobene Anfechtung zurückgewiesen war, in der früheren 
Weise erneuert („in communi placito populi eadem venditio 
denuo ab eodem comite Adalberto iusto ac legali ordine 
confirmata est^^) ^). An der Spitze der Zeugen Budolf von 

>) Cod. dipl. Anh. IH Nr. 236. Um 1149 (ebd. I Nr. 354) wird 
von der Aebtissin Hedwig von Gemrode berichtet, dass sie «erga 
Willehelmmn de Quembeche mansos duos, prata dao, cnrtes daas 
14 talentonim precio, marchione Adelberto presente snisque Tiris 

astantibus , in villa Hedesleve comparavit eaqae bona in publice 

sno concilio legali iosticia stabilita et firmata ad altare Cyriaci 

in Gerenroth mansum nnnm — — per manum ipsius marchionis 
obtolit alterumqne mansnm — — in Vroso ad altare simib* modo 
donavit". Da die beiden Hnfen in Hedersleben lagen, so ist zu ver- 
muten, dass auch die Auflassung hier vollzogen wurde. Notwendig 
war dies allerdings nicht, da auch in der Grafschaft Aschersleben 
daran festgehalten wurde, dass jedes Landgericht fOr samtliche Go- 
schaften der Grafschaft zuständig war. Vgl. S. 28. — *) Cod. dipl. 
Anh. I Nr. «37. Ürk.-B. d. Höchst. Halberst. I Nr. 218. 
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Schneitlingen als Schultheiss. Besonders wertvoll ist die 
dem Stift St. Simon und Juda zu Goslar 1155 von Albrecht 
dem Bären zu Aschersleben erteilte Bestätigung eines älteren 
Gütererwerbs zu Hohndorf (Wüstung bei Hadmersleben) ; 
in seiner doppelten Eigenschaft als „Goslariensis ecclesie 
post regem advocatus oomesque comicie in qua predicta 
possessio sita est'^ erklärt der Markgraf: „illam ecclesie Gos- 
lariensi recoguosco et banno regio in placito proyinciali 
confirmo^^ Die Zeugenreihe wird wieder von Rudolf von 
Schneidlingen eröffnet^). Am 5. September tt69 wurde 
die Auflassung eines Grundstücks zu Hadmersleben (un- 
weit der Bode) bestätigt: „in publice cometiali placito 
AschersloYe, et banno imperiali confirmatum est ab ipso 
marchione, laudante precone G., faventibus baronibus et 
multis ipsius placiti debitoribus^'^). Herzog Bernhard be- 
zeugte 1174, dass die Erben des Ministerialen Nothunc 
von Gatersleben, der sein Eigen zu Eschenrode (Wüstung 
bei Güntersberge) an das Kloster Marienthal veräussert 
hatte, „in iudicium nostrum in Aschersleve venirent et se- 
cundum terre consuetudinem iuri suo coram omnibus, pre- 
fecto videlicet et scabinis nostris, in pretaxatis bonis 
renuntiarent. Kos etiam, prout ad nos pertinuit, eadem 
bona — — sub banno regio et auctoritate nostra con- 
firmavimus^^ An der Spitze der Zeugen „Fridericus de 
Hakebume, eiusdem iudicii prefectus, Everhardus yrone- 
bode^^, sodann 11 Schö£Fenbare , mehrere Edle und Dienst- 
mannen'). Yon Interesse ist eine am 8. Juni 1223 vor 
Graf Heinrich I zu Aschersleben „in nostro placito provin- 
ciali^^ vollzogene Auflassung von 16 Hufen in Bieder^), 
weil sowol der die Zeugenreihe eröffnende Schultheiss Al- 

^) Cod. dipl. Anh. I Nr. 413. Die ausserordentliche Zahl der in 
der Zeugenreihe genannten Sch6ffen und „liberi' gibt einen Anhalt 
für die Ausdehnung des Gerichtssprengeis. Vgl. oben S. 24 Anm. 4. — 
«) Ürk-B. d. Höchst. Halbersi I Nr. 269. — ») Ebd. I Nr. 547. — 
*) Ebd. II Nr. 65. Von den 16 Hufen, deren jede auf 30 Morgen an- 
gegeben wird, hatten je 12 ihren eigenen Hof, die übrigen 4 bildeten 
ein grösseres Gut mit einem gemeinsamen Herrenbof. Der bisherige 
Eigentümer, der anhaltische Dienstmann Arnold von Bieder, hatte sein 
Besitztum an das Kloster Gemrode verkauft. Graf Heinrich verzichtete 
auf seine Grafenrechte an den 16 Hufen, vorbehaltlich des Blutbanns. 
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brecht („Albertus prefectus^^) wie auch mehrere der übrigen 
Sohöffenbaren mit den im Sachsenspiegel in der Vorrede 
„Yon der herren gebnrt^' als „Schwaben" bezeichneten 
Beichsschöffen identisch sind^). Gegen den Schluss der 
Zeugenreihe „Fridericns praeco'^ Um dieselbe Zeit ver- 
kaufte Arnold von Bieder sein Dorf Yitzerode an das 
Kloster Marienthal, die Auflassung erfolgte mit Genehmigung 
des Ghrafen Heinrich und zwar „in ooncilio nostro Anschariae 
coram sculteto Conrado, scabinis quoque et testibus^)". Das 
fiohultheissenamt wurde hier von demselben Konrad von 
Schneitlingen versehen, den die vorige Urkunde als Bruder 
des Schultheissen Albrecht unter den Zeugen nennt. Aus 
der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts liegen noch Aschers- 
lebener Auflassungsverhandlungen vor vom 9. Juli 1268'), 

3. Mai 1274^), 26. Januar 1275 <), sowie vom 10. und 
18. Januar 1280'). Als Bichter erscheint in den hier an- 
gezogenen Verhandlungen regelmässig Graf Otto I von 
Ascharien. Unter den Schöffen werden besonders Friedrich 
von Tortun, Albrecht Schrape und Bichard Gogreve ge- 

^) Nämlich Albrechts Bruder Konrad von Schneidlingen, Heinrich 
von Schneidlingen , Anno von Iringistorp und Dietrich von Sedorp. 
Vgl. Winter in der Seite 12 Anm. 1 angefahrten Abhandlang. — 
«) Cod. dipl. Anh. H Nr. 70. — ») Ebd. Nr. 350 (Güter in Wilsleben) 
,in nostro pro tribunali iudicio coram nobis et scabinis*^. — *) Ebd. 
Nr. 439 (Güter in Winningen). — <") Ebd. Nr. 451 (Güter in Klein- 
und Giross-Quenst^t): ^quam collationem £Ekctam in nostro placito 
Ascharie dignmn duximus banno regio ezigente sententia confirmandam*. 
— ') Vom 10. Januar («Actum et datum Ascharie anno Domini 1280., 

4. idns ianuarii*) besitzen wir drei Urkunden über verschiedene zu 
Gunsten des Klosters Adersleben vollzogene Auflassungen (a. a. 0. 
Nr. 506 — 510), während eine Urkunde vom 18. Januar („Actum et datum 
Ascharie anno Domini 1280., 15. kalendas februarii') die Uebertragung 
von Gütern in Klein -Wedderstedt an das Marienstift zu Halberstadt 
zum Gegenstande hat (a. a. 0. Nr. 511). Da diese Verhandlungen 
gleichmässig bezeichnet werden als geschehen »in iudicio nostro 
Ascharie quod vulgariter grevending appellatnr', so muss entweder 
angenommen werden, dass das zu stark belastete echte Ding vom 
10. Januar noch ein auf acht Tage später angesetztes Afterding er- 
halten hat, oder die Daten beziehen sich überhaupt nicht auf den 
Cfrerichtstag, sondern auf die Ausfertigung der Urkunden, die bei dem 
Umfiwge der Verhandlungen nur nach und nach hatte erfolgen 
können. 
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nannt ^). Als Schultheissen nennen die Urkunden von 1280 
den Edeln Walter von Amstein^). Als Büttel begegnet 
zweimal ein Fronbote von Herricksdorf, später „Albertus 
qui dicitur vrone". 

Hinsichtlich der Echtedingzeit lässt sich für das Land- 
gericht zu Aschersleben ein Wintertermin (10., 26. Januar), 
ein Frühlingstermin (3. Mai, 8. Juni) und ein Sommer- 
termin (9. Juli, 8. August, 5. September) aus den urkund- 
lichen Daten feststellen. 

Dass die Zuständigkeit jedes -einzelnen Landgerichts 
sich auf die ganze Grafschaft erstreckte, ergeben die Auf- 
lassungen von Gütern in Gross- und Klein -Wedderstedt 
(Goschaffc Weddersieben), die teils in Hedersleben, teils in 
Aschersleben vollzogen wurden. 

Im Hassagau bestanden seitdem zehnten Jahrhundert 
zwei Grafschaften^). Die südliche, zwischen Unstrut und 
Salzke, war schon gegen Ende des 10. Jahrhunderts im 
Besitze der Pfalzgrafen von Sachsen, von denen sie auf 
die Landgrafen von Thüringen übergieng. Seit der Mitte 
des 13. Jahrhunderts wurde die Grafschaft durch Yice- 
grafen, zuerst einen Grafen von Rabenswald, dann die 
Edlen von Querfurt, verwaltet. Yen den fünf nachweisbaren 

^) Der von einem Ascherslebener Geschlecht seit diesem Richard 
(Nr. 439 istf offenbar nur aus Versehen, statt «Richardas* ein ,Bor- 
chardus" genannt) gefllhrte Familienname Gogreve scheint doch den 
Lehnsbesitz desselben an dem Gografenamte der Geschäft Aschersleben 
anzudeuten. Vgl. Cod. dipl. Anh., Registerband S. 101. Den Familien- 
namen Schrape (Scrape, Scerfo) fährten im 13. Jh. die Freien von 
Giersleben, die nach dem Ssp., Vorrede von der Herren Geburt, 
schwäbischen Stammes waren. — *) Nr. 508: coram nobis et domino 
Henrico fratre nostro et coram sculteto nostro Waltero de Amstein et 
coram scabinis et consulibus civitatis nostre Ascharie in iudicio nostro 
ibidem quod grevending dicitur. Nr. 509 (hier vollzieht Graf Otto 
selbst eine Auflassung): in iudicio nostro A. quod vulgariter greven- 
ding appellatur, et coram sculteto nostro Waltero nobili de Amstein 
et coram scabinis et consulibus civitatis nostre A. dedimus et dona- 
vimus etc. Nr. 511 : nobilis vir Waltherus de Amesten eiusdem iudicii 
schulthetus. Die Herren von Amstein waren nach der Vorrede von 
der Herren Geburt Schwaben. — ') Vgl. Winter, Die Grafschaften im 
Hassegau und Friesenfeld, Neue Mitteilungen aus dem Gebiet historisch- 
antiquarischer Forschungen XIV, 268 ff. 
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Malstatten ist zunächst Obhausen (östlich Qnerfurt) zu 
bemerken, wo Landgraf Hermann am 11. Juni 1205 ein 
Landgericht abhielt. Da die wichtige Urkunde bisher nur 
teilweise gedruckt ist, so möge sie bis auf die schon ander- 
weitig bekannte Zeugenreihe hier vollständige Aufnahme 
finden ^) : 

In nomine sancte et individue trinitatis, Hermannas 
diyina favente dementia Thuringie lantgravius et Saxonie 
comes palatinus. Quia malis passim crebrescentibus per- 
versi quique et cupidi religiosorum hominum et ecclesiarum 
Dei iusto titulo acquisitas et bona fide possessas proprietates 
callidis nonnunquam et pravis machinacionibus solent im- 
petere violenterque occupando yendicare, opportunum co- 
gnoscimus, ut per coUatam a Deo potestatem ecclesiis proprio 
sub nostra dicione positis in contrarium emergentes grava- 
minum nodos et causarum articulos modis quibus possimus 
in posterum prospiciamus. Universis Christi fidelibus tam 
presentibus quam futuris manifestum esse volumus, quod 
Theodericus abbas de Sichem et fratres eins, data pecunia 
tricentarum marcarum Gevehardo de Quemfurd et fratri 
eins Gerharde 26 marce (1. marcarum), quatuor mansos 
in Cukeburc cum curiis et omnibus appendiciis suis, 
vineam et silvam adiacentem cum pomerio et molendinum 
in villa eadem ab eis iusto emptionis contractu compa- 
rayerunt. Quo omnia idem Geyehardus coram nobis in 
generali plaoito Uphusen habito yna cum filio suo et con- 
sensu ceterorum heredum suorum Sichemensi ecclesie in 
perpetuam et liberam proprietatem contradidit. Nosque 
iudiciali sententia, precone Heinrico de Uphussen accla- 
mante et legitimis longiteris^) seu scabinis, Alberto scilicet 
de Osterhusen et Manegolde de Rode et Gerone de 
Wolffe et Gosswino de Wange et Meynero iuniore de 

') Nach einer Abschrift aus einem Copiale des Staatsarchivs zu 
Magdeburg, die ich einer freundlichen Mitteilung der königlichen 
Archiy?erwaltung daselbst verdanke. Bruchstücke der Urkunde sind 
abgedruckt bei Winter, a. a. 0. 276 f. und v. Mülverstedt, Regesta 
archiep. Magdeb. II Nr. 212. — *) Die Handschrift hat deutlich nlongi- 
teris'^ oder „lougitetis*. Im Original dürfte «legiferis* gestanden 
haben. 



30 Sehroder, 

Wirbene, Gevehardo quoque de Quemfurd, asndentibus 
et adittdieantibna, ipsi ecdesie perpetualiter eas confir- 
mamus. Ubi, dum super persona schultet!, qui tunc 
quidem aderat, sed a comprovincialibus non legitimus 
iudicabatur, questio habetur, quesitum et per senteutiam 
responsum est, non id bonorum illorum confirmacionem 
posse aliquatenus infirmare. Ut ergo predictus emptionis 
contractus eidem eoclesie ratus et in perpetuum iucon- 
YulsuB permaneat, presentem exinde paginam conscribi 
fecimus, quam sigillo nostro signata^m idoneorum testium 
subscripcione communiyimus , quorum nomina hec sunt 

»). 

Acta sunt heo in Uphusen anno ab incarnacione 
Domini 1205., indictione 8., tercio idus iunii. 
Eine zweite Malstatte befand sich zu Rohlingen (am 
salzigen See, südöstlich Eisleben), wo t208, „in provinciali 
placitoBeveningen coram oomitibus et baronibus qui aderant", 
Yon Landgraf Hermann yier Hufen in Ludendorf an das 
Kloster zu Reinsdorf aufgelassen wurden^). Auch zu 
Crumpa (bei Mücheln) hatte die Grafschaft eine Dingstatte. 
Hier wurden zwischen 1217 und 1224 vor Landgraf Ludwig 
(„nobis proyinciale placitum in Crumpe celebrantibus^') Güter 
in Löbeschitz an das Kloster Lausnitz aufgelassen^). In 
Putelendorf (Bottendorf an derUnstrut, oberhalb Nebra) 
vollzog sich 1255 die Auflassung von Gütern in Klein- 
Memleben an das Kloster zu Pforte in dem „iudicium pro- 
yinciale^^ des Grafen Albrecht von Rabenswald^). Endlich 
besass die Grafschaft noch eine fünfte Dingstätte, deren 
Lage sich nur vermuten lässt. Im Jahre 1200 hielt Land- 
graf Hermann mit Gozwin von Wangen „qui scultetus 
simul et scabinus" und fünf weiteren Schöffen (von Hom- 
burg, Yon Geizele, von Osterhausen, 2 von Querfurt) und 
dem „preco" Eilward von Obhausen Landgericht „in Saxonia 
prope nemus castri nostri^', wobei Güter in Osfurde (Mem- 
leben gegenüber) an Kloster Pforte aufgelassen wurden^). 

^) Die Namen der Zeugen sind bereits bei Winter und bei 
V. Mülverstedt abgedruckt. — *) Die Urkunde bei Winter S.277 f. 
— •) Schulte 8, Directorium diplom. 11,526,— *) Wolf, Chronik des 
Klosters Pforta H, 80 f. — ») Ebd. I, 242 f. 
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Man kann dabei nur an einen Hain bei Freibarg an der 
ünstrut denken^). 

Die zweite Grafschaft des Hassagaues war die Graf- 
schaft Hansfeld oder Friedeburg zwischen Salzke, 
Saale und Wipper, seit dem 12. Jahrhundert in den Händen 
der Grafen von Hansfeld, die sie, wie es scheint, von dem 
Hochstift Halberstadt zu Lehn trugen. Später erscheinen 
die Edlen von Hadmersleben, die sich seitdem Grafen von 
Friedeburg nennen, als Halberstädter Vasallen im Besitze 
der Grafschaft. Im 14. Jahrhundert gieng die Lehnsherr- 
lichkeit über die Grafschaft an das Erzstift Magdeburg über. 
Die in den Urkunden am häufigsten herrortretende Ding- 
stätte ist die zu Bösenburg (südlich Gerbstedt). Schon 
aus dem Jahre 1180 liegt eine Verhandlung „in placito 
Hoieri comitis in Bisinburg — — in presentia iudicum 
scabinorum" vor*). Im Jahre 1265 wird ein Grundstück 
in Rumpin (an der Saale) vor Graf Burchard von Mansfeld 
aufgelassen „in placito provinciali quod dicitur lantdinc, cui 
tunc presedimus in Beseneborch'^ ')• Im Jahre 1342 ver- 
pföndete Erzbischof Otto von Magdeburg an die Fürsten 
▼on Anhalt sein Haus Friedeburg „met alme rechte und 
met allen gerichten und bi namen mit dem stule tu Besen- 
borch und mit der greveschop tu Hosekow" ^). Eine zweite 
Dingstätte befand sich zu Ei sieben. Hier („Isleve in 
iudicio^') Hessen am 3t. August 1264 zwei Edle von Friede- 
burg dem Kloster Wiederstedt Eigengüter in den Dörfern 
Polleben, Hedersleben, Strosne, Nonstede und Rumpin auf^): 
„coram comite B. de Mansvelt, ipso iudicio presidente, ubi 
mansos predictos donavimus secundum iura consuetudinaria 
terre nostre^'. Der umstand, dass zu Eisleben 1264 und 
ein Jahr später zu Bösenburg über Besitzungen in Rumpin 
verhandelt wurde, lässt uns wieder die über die ganze 
Grafschaft erstreckte Zuständigkeit der einzelnen Land- 
gerichte erkennen. 



^) Mit Winter 276 darf man wol vermuten, dass statt «castri 
nostri' zu lesen »castri novi**. — *) Vgl. Winter 285. — ') Cod. dipl. 
Anh. n Nr. 308. — *) Ebd. lü Nr. 748. Vgl. Nr. 850 (1348). — •) Cod. 
dipl. Anh. IT Nr. 291a. 
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Im Ambergo und Densigo (um Goslar) übten wäh- 
rend des 12. Jahrhunderts die Grafen yon Woldenberg oder 
Wöltingerode die Grafenrechte aus. Ein „placitum in 
Azingerothe'^ entschied im Jahre tl51 unter Graf von 
Ludwig Yon Wöltingerode über eine Mühle bei Goslar^). 
Die Lage der Dingstatte läss't sich nicht genauer bestimmen. 
Auf dem Ha rl ingeberge (der Harliberg bei Yienenburg, 
nördlich Harzburg) fanden 1231 und 1281 Gerichtsverhand- 
lungen statt, die erste im Beisein der Grafen Hermann und 
Heinrich von • Woldenberg ^). Eine dritte Dingstatte befand 
sich zu Holle (südöstlich Hildesheim), wo 1186 „in mallo'^ 
imter Graf Burchard von Woldenberg die Auflassung von 
Asle (bei Burgdorf) vollzogen wurde'). In der ersten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts ist das Gericht zu Holle an 
die Bischöfe von Hildesheim übergegangen, die dasselbe 
mit ihrer Ghrafschaft im Ostfalengau verbanden^). 

Sehr schätzenswerte Nachrichten liegen über den Sul- 
birgo zwischen Höxter und Eimbeck vor, der nach der 
Spruner - Menkeschen Karte zu Engem gerechnet wird, in 
Wirklichkeit aber zu Ostfalen gehörte. Im Jahre 1113 über- 
trug der Freie Sigibert sein gesamtes „allodium^^ in den 
Diözesen Mainz und Paderborn an die Abtei zu Corvey^). 



>) Lantzel, Die ältere DiOcese Hildesheim 175. — *) Urk.-B. d. 
Höchst. Halberst. I Nr. 622 (1231): ,datmn prope Harlingheberech in 
placito", Auflassung einer Hufe in Burgdorf. Ürk.-B. d. histVer. f. 
Nieders. II Nr. 464 (1281): Auflassung von Gütern in Ebelingerode 
(wüst am Sudmerberge unweit Goslar) coram iudice Wemhero apnd 
castrum Harlingeberch, tunc temporis iudicio praesidente quod vul- 
gariter dicitnr grevedig, praesentibus nobilibus ac liberis nee non 
consulibus civitatis Goslariae. — *) Lüntzel, a. a. 0. 158. — *) Zeit- 
schrift d. histVer. f. Nieders. 1868 S. 112 f. (1230): über einen Streit 
um Güter in FOrste bei Hildesheim wurde ,sub quercu prope Holle* 
auf Beweis erkannt; der beweisf&llige Kläger wurde dann durch 
Bischof Konrad von Hildesheim in dem Gericht «prope Henede circa 
locum pontis Indistrie' „per sententiam" zurückgewiesen. Die Ding- 
statt Heinde am rechten Ufer der Inster, ganz in der N&he von 
Holle, war vielleicht schon früher hildesheimisch. Dass das Gericht 
zu Holle nicht erst unter Bischof Otto I, wie Lüntzel meint, an das 
Hochstift Hildesheim übergegangen ist, dürfte aus unserer Urkunde 
mit Sicherheit hervorgehen. — ') Erhard, Regesta historiae West- 
faliae. Cod. dipl. Nr. 182. 
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„Hanc autem donationem fecit idem nobilis yir Sigibertua 
primum ad altare sanctorum martirum Stephan! et Yiti, pro 
se et pro anima filii sui Sigiberti, coram omni congrega- 
tione monachorum — — — . Postea ipsam tradicionem 
confirmans coUaudatione heredum suarum in concilio 
Gerhard! comitis, suscipiente eodem Gerhardo ipso, ab 
abbate adyocatö super ea que sibi adiaeent constituto. Que 
item confirmatio ab heredibus facta est inconcilioBein- 
hold! comitis, ipso recipiente et advocato super sibi vicina 
constituto'^ Wie der Uebertragungsakt so ist auch die 
Zeugenreihe dreifach. Die Urkunde gibt zunächst die 
Zeugen bei der kirchlichen Uebertragung in Corvey an. 
Es folgen die Zeugen aus dem Gericht des Grafen Gerhard, 
an der Spitze der Laien ein Graf Folcmar, dann 31 andere 
,4iberi'S tl „ministeriales^^ (an ihrer Spitze ein Graf Bodo), 
„et alii mult! interfuerunt ubi hec acta sunt secundum 
legem et iusticiam Angariorum'^ Endlich die Zeugen 
aus dem Gericht des Grafen Beinhold, ausser ihm selbst 
50 Namen (darunter zwei aus der „yilla Aldenthorp'^ und 
zwei aus Holthusen) „et alii complures comprovinciales 
eorum^^ Acta sunt autem hec secundum ritum Oster- 
aahson herescaph in pago Sulbirgowe^). Das Ge- 
richt des Grafen Beinhold, vor dem die zweite Auflassung 
stattfand, lag also im Sulbirgo im Lande der Ostersachsen, 
d. h. der Ostfalen. Es handelte sich um die innerhalb der 
Mainzer Diözese belegenen Besitzungen Sigiberts, die dem- 
nach dem Sulbirgo angehörten^), während die aus der 
Paderborner Diözese sich, wenigstens teilweise, im Ittergau 
nachweisen lassen '). Die Grafschaft im Sulbirgo stand den 



'; Vgl. die entsprechende Bezeichnung ^in exercitu Asterliudi*^ 
oder „in orientali exercitu', y. Mülverstedtf Regesta archiep. 
Magdeb. I Nr. 599. Vita Meinwerci c. 46, c. 69. — *) Grene liegt an 
der Leine (westlich Gandersheim) , Seboldshausen bei Gandersheim, 
Schnedinghausen bei Moringen, Belliehausen bei Dassel. Salla ist wol 
Salzderhelden (früher auch Salis). Aldenthorp, dem zwei der Zeugen 
angehörten, ist entweder Mark - Oldendorf oder Stadt -Oldendorf. — 
') Im Ittergau (Nihthersi) lag insbesondere Saermeringhusen (auch 
Sarmandigehusen), wahrscheinlich auch Andepe, das von dem gleich- 
namigen westfälischen Orte im Gau Borohtra vei'schieden gewesen 
sein rouss. Gerhards Nachfolger als Graf im Ittergau war Sigirid. 

Zeitschrift d. Savigny-Stiftmig. V. Genn. Abth. 3 
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(trafen von Dassel zu, auch Reinhold (oder Beinbold) ge- 
hörte diesem Hause an '). Vor denvselben Grafen Reinbold 
von Dassel wurden 1119 Güter einer nobilis femina Hobure 
an Corvey aufgelassen*). Nach dem kirchliehen Ueber- 
tragungsakt fand die gerichtliche Auflassung statt: „Con- 
firmatum in placito Reinholdi, in cuius comitatu eadem 
predia sita sunt, primo iuxta Olberg coram hiis testibus 
(1 1 Namen) aliisque innumeris diverse condicionis et etatis. 
Item quoque ipse comes secundo ipsam tradicionem regio 
banno confirmavit in quodam placito, ubi omnes sui comi- 
tatus homines auditores et testes erant^^ Die Wieder- 
holung der Auflassung in einer zweiten Gerichtsversamm- 
lung der Grafschaft war rechtlich nicht notwendig, ent- 
sprach aber durchaus den von vorsichtigen Erwerbern, zumal 
geistlichen Standes, häufig beobachteten Gebräuchen. Zu- 
gleich ergibt sich, dass die erste Versammlung ein nur 
beschränkt besuchtes Grafending, also das Grafending einer 
Hundertschaft, war, während der Graf zu der zweiten Ver- 
sammlung, offenbar auf Wunsch des Gorveyer Abtes, sämt- 
liche Dingpflichtige seiner Grafschaft entboten hatte. Ob 
die zweite Versammlung ebenfalls zu Olberg oder an einer 
anderen Dingstätte zusammentrat, erfahren wir nicht, doch 
ist letzteres das Wahrscheinlichere. Jedenfalls zeigt eine 
Urkunde von 1238, betre£Fend die Auflassung von Gütern 
in Schnedinghausen (bei Moringen) im Gericht des Grafen 
Adolf von Nigennovere (Dassel) „coram multis nobilibus ad 
placitum congregatis'^, dass die Grafschaft im Sulbirgo noch 
eine zweite Dingstätte zu Holle nstedt (an der Leine, bei 
Salzderhelden) besass '). 



Im Jahre 1126 -fand eine Auflassung von Gütern ^in pago Itergowe 
in comitatu Sigefridi comitis'* „secundum legem Angariorum' statt, 
und zwar „in placito Popponis ad vicem Sigefridi comitis regali banno 
firmata*. Erhard, a. a. 0. Cod. dipl. Nr. 198. Eine Dingstätte des 
Ittergaues scheint sich auf dem Langenberge bei Corbach beenden zu 
haben. Vgl. Wigand, Arch. f. westf. Gesch. I, 3 S. 95. 

^) Vgl. Erhard, a. a. 0., Additamenta von Wilmans Nr. 34 
(1126). — «) Erhard, a. a. 0. Cod. dipl. Nr. ia5. Die Güter lagen in 
Eilensen, Krimmens^n und R^llinghausen. — •) Scheid t, Origin. Guelf. 
IV, praef. 60. 
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Yon den Gauen im Lande Engern ist der sächsische 
Hessengau, in welchem vornehmlich die Grafen von 
Ev erste in als Mainzer Vasallen das Grafenamt bekleideten, 
von besonderem Interesse. Eine bedeutende Malstätte hatten 
die Grafen von Everstein auf dem Donnersberg bei War- 
burg ^), eine zweite zu Schervede am linken Ufer der 
Diemel unweit Ossendorf^), eine dritte zu Löwen zwischen 
Warburg und Willebadessen. An der letztgenannten Ding- 
stätte fand am 24. April 1290 unter dem Grafen Otto von 
Everstein eine höchst bemerkenswerte Verhandlung statt ^). 
Das Kloster Hardehaüsen hatte vor Jahren gewisse Frei- 
güter in und um Schervede von Schöffen und anderen 
Freien erworben, es waren aber Zweifel darüber entstanden, 
ob diese Güter damit auch aus den Grafschaftsverpflichtungen, 
insbesondere hinsichtlich des Grafenhafers, entlassen seien. 
Um einen vollen Rechtstitel dafür zu erhalten, bot das 
Kloster dem Grafen seine bisher privilegierten Besitzungen 
in Overde *) als Ersatz für die aus dem Grafschaftsverbande 
zu entlassenden Güter an. Der Graf gieng auf den Tausch 
ein, indem er feierlich bekundete: „Qua permutacione ex 
mutuo consensu rite completa, nos per Bertoldum dictum 
Ike tamquam per nos, nostre comicie liberum comitem seu 
prefeetum, tunc sedi libere presidentem, libera bona superius 
expressa in villa Scherve vel extra villam posita, quocun- 
que nomine censeantur, a potestate regia, nostra comicia 

^) Man sprach deshalb von einer eigenen Grafschaft zum Donners- 
berg, vgl. y. Spilcker, Gesch. d. Grafen v. Everstein 120 ff. 206 f., und 
in Wigands Archiv f. Gesch. Westfalens I, 55 ff. Das Landgericht 
auf dem Donnersberge wird zuletzt 1235 erwähnt. Die erste Erwähnung 
in einer Urkunde von 1110 (Erhard, a. a. 0. Cod. dipl. Nr. 170) be- 
trifft den Verkauf eines Gutes in dem nordwestlich von Warburg 
gelegenen Dorfe Ossendorf (in pago Ossenthorp in advocatia Heinrici 
comitis de Rietbike), Auflassung „apud Thuneresberg in placito Erphonis 
presidis regali banno conffrmata*. — ») Vgl. v. Spilcker, Grafen von 
Everstein 157 ff., Ürk.-B. Nr. 182 (1279), 184(1280). Wigands Archiv 
f. Gesch. Westfalens III, 102 (1325). Seit dem 14. Jh. hatten die Grafen 
von Everstein das Gericht zu Schervede nicht mehr von dem Erzstift 
Mainz, sondern von Köln zu Lehen. — *) Abgedruckt und erläutert in 
Wigands Archiv f. Gesch. Westf. ü, 81 ff. — *) Vgl. Erhard, a. a. 0. 
Cod. dipl. Nr. 191 (1123): Overide in parrochia Lovene in comitatn 
Friderici comitis ad Thuneresberche. 

3» 
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et libero iure exempta ut moris est clamavimus per omnem 
modum et soluta, astantibus et mediantibus in die beati 
Marci evangeliate sub tilia in villa Lovene domino L. ple- 
bano eiusdem ville, nostris scabinis liberis videlicet (fünf 
Namen), insuper liberis nostris hominibus scilioet (zebn 
Namen), qui prefatam permutacionem sive recompensacionem 
secundum formam et ordinem liberi iuris peraetam, premisso 
inter se maturo consilio, ratam et gratam unanimiter ha- 
buerunt. Et predicta bona in Odverdbe iacentia ex nunc 
in antea eidem libere comicie tradidimus in restaurum et 
subiecimus libero iuri in perpetuum servitura, eorundem 
permutacione bonorum coram sede libera per sentencias 
legitime confirmata^^ Neben dem sonstigen Inhalt dieser 
Urkunde ist noch beachtenswert, dass die Yerhandlung, 
obwol sie Güter in Schervede betraf, nicht an der Malstätte 
zu Schervede, sondern unter der Linde zu Löwen stattfand. 
Auch zu War bürg und Yolkmarsen scheinen eversteinische 
Malstätten bestanden zu haben ^). 

Ausser den Grafen von Everstein waren auch die 
Grafen von Waldeck im Hessengau grafschaftsberechtigt. 
Dieselben besassen zwei unweit von einander belegene Ding- 
stätten zu Reigersluttersen^) und zu Kulte zwischen 
Arolsen und Volkmarsen*). 



\) 1230 befreien die Grafen von Everstein ,in iadicio Wartberch' 
gewisse Besitzungen des Klosters Gehrden in Heckeidessen (v. Spilcker, 
a. a. 0. Urk.-B. Nr. 47). An der Spitze der Laienzengen «Beinfridus 
iudex in Wartberch*. lieber Yolkmarsen vgl. v. Spilcker, a. a. 0. 131 
und Ürk.-B. Nr. 169 (20. Apr. 1276 Auflassung von Gütern in Wormelen 
in Gegenwart des Grafen Otto, ,,Lodovico de Bullichusen iudicium 
tenente*), Nr. 172 (1. Sept. 1277 Auflassung von Gütern in Dorlar in 
Gegenwart des Grafen Otto, „Anshelmo de Engere iuditium ibidem 
tenente**), Varnhagen, Grundl. d. Waldeckischen Landesgeschichte, 
Urk. S. 110 Nr. 48 (3. Juli 1276, Graf Otto verpfändet dem Kloster 
Arolsen die Zehnten zu Valhausen und Hardradessen, „Lodewico iudi- 
cium tenente*^), Wigands Archiv 11, 149 (1293, Graf Otto tritt dem 
Kloster Arolsen verschiedene Kirchenpatronate ab, „Johanne de Bist 
iudicium in Volkmersen tenente"). — •) v. Spilcker, a. a. 0. 152 f., 
ürk. Nr. 252 a (1294): Graf Otto von Waldeck belehnt den Ritter 
Dietrich von Mederike «cum vetito iudicio prope frienstol sita prope 
Regerluttersen*. — *) Ebd. Urk. Nr. 55 (1236): Güter in Litberne 
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Im Gau Tilithi finden wir zwischen 1127 und 1140 
einen Grafen Dietrich von Holzhausen, unter dem einmal 
in Diddelinchusen (Diedersen zwischen Coppenbrücke 
und Hameln), sodann in Münder (nördlich Hameln) Auf- 
lassungen vollzogen wurden^). Im 13. Jahrhundert stand 
die Grafschaft den Grafen von Schauenburg zu, unter deren 
DingiBtätten Gross -Wie den zwischen Rinteln und Olden- 
dorf^) und Rinteln bezeugt sind. Im Jahre 1223 wurden 
dem Kloster Obernkirchen im Gericht des Grafen Adolf III 
von Schauenburg („in mallo comitis Adolfi^^) Besitzungen 
in Hiddenhausen (nordwestlich Herford) aufgelassen, „prc- 
sente libero comite Johanne de Stenborch, qui mallum pro 
comite Adolfe tenuit et civili banno bona ecclesie con- 
firmavit^^ ^). Die Dingstätte ist nicht genannt, aber unter 
demselben Freigrafen Johann von Steinburg wurde ungefähr 
um dieselbe Zeit zu Rinteln die Auflassung von Gütern 
in Rinteln vollzogen ; da es sich gleichzeitig auch um Güter, 
die jenseits des Deisterwaldes in Evestorp und Wennigsen 
im Gau Merstem handelte, so fand noch eine zweite Auf- 
lassung vor dem Freigrafen Heinrich Lastorf in Wennigsen 
statt*). 

Aus dieser Urkunde ergibt sich für den Gau Merstem 
eine Dingstätte zu Wennigsen, südwestlich Hannover. 
Eine zweite lernen wir aus einer Urkunde des Bischofs 



(Leibern bei Mengeringhausen) aufgelassen vor Graf Adolf von Waldeck, 
«cum presideremus iudicio civili in Culte*'. 

») Würdtwein, Subs. dipl. VI, 328 (vgl. Zeitschr. d. bist. Ver. f. 
Nieders. 1860, S. 42): Auflassung „in villa Diddelincbusen in placito 
Theoderici de Holthusen coram multis testibus nobilibus ac libens**. 
Ebd. VI, 329: Auflassung eines Gutes in Thebere ,in villa Munnere 
in placito comitis Theoderici de Houlthusen**. — *) v. Aspern, Cod. 
dipl. comitum Schauenburg. II Nr. 179 (31. Okt. 1287): Auflassung 
von Gütern in Gr. Wieden, Osthof und Unterlinden zu ,Widhen in 
teatro* vor Graf Gerhard I von Schauenburg, „constituto a nobis ad 
hoc re iudicioli quod dicitur vulgariter ein dinc*. Obwol diese Aus- 
drücke auf ein gebotenes Ding hinzuweisen scheinen, kann doch nur 
an ein echtes Ding, das aber für den Zweck der Auflassung ins Auge 
gefasst war, gedacht werden. — •) v. Aspern, a. a. 0. Nr. 20. — 
*) Ebd. Nr. 19: ante ponteni Rintene presente libero comite Johanne 
de Stenburc, ex altera vero parte presente libero comite Henrico 
Lastorf apud Wening essen. 
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Thietmar von Minden (1185 — 1206) über eine bedeutende 
Schenkung der Witwe Reinberts von Ricklingen, deren 
Gegenstand u. a. Güter in Ricklingen (an der Leine bei 
Wunstorf), Seelze (an der Leine oberhalb Ricklingen), 
Linden und Hemmingen bei Hannover bildeten, kennen^). 
Zum Zweck der Auflassung begab sich die Schenkerin mit 
ihren Erben „in mallum Conradi comitis in pago Seiessen 
in loco Salseken, ibique coram multis nobilibus ac liberis 
Angariae legis ac iuris peritis et imperii ministerialibus 
traditiones seu donationes ecclesie nostre legitima stabilitate 
corroboraverunt^^ Die Dingstatt des Grafen Eonrad (von 
Roden) befand sich zu Salseke im Gau Seelze, worunter 
wir einen Untergau des Merstemgaues zu verstehen haben ^). 
Unter Graf Hildebold von Roden finden wir eine Gerichts- 
verhandlung aus der Zeit von 1121 — 1140*), betreffend 
Güter in Wegerderen (Eirchwehren , westlich Hannover) 
und Bordenau (rechtes Leineufer, unterhalb Ricklingen); 
die Auflassung erfolgte „in pago Merstemen in occidentali 
ripa Himene fluminis, in placito comitis Hildeboldi de 
Rothen, sub testimonio multorum nobilium ac liberorum^'. 
Die Malstatt befand sich am linken Ufer derihme, diö 
sich bei Hannover in die Leine ergiesst^). Unter den 
Zeugen erscheint unmittelbar hinter „Hildeboldus comes et 
eorundem prediorum advocatus*^ ein „Gerbertus comes^', 
offenbar derselbe, den eine der gleichen Zeit (1121 — 1140) 
angehörige Schenkungsurkunde des Bischofs Sigward* von 
Minden ^), Besitzungen im Westen der Leine betreffend, als 
Grafen eines Landgerichts bei Ronnenberg (südwestlich 
Hannover, in der Nähe der Ihme) bezeichnet: „in pago 
Mersteme in mallo Gerberti comitis, fratris comitis Erponis, 
iuxta villam Runeberchen in orientali parte perpetuo iure 

») Würdtwein, Sub«. dipl. VI, 359. — «) Vgl. Zeitschr. des 
hisi Ver. f. Nieders. 1860 S. 3. — •) Würdtwein, a. a. 0. VI, 327. 
Vgl Zeitschr. des bist. Ver. f. Nieders. 1860, S. 39. 41. — *) Die 
Grafen von Roden oder Lauenrode besassen auch ein Gericht zu Laue n- 
rode (bei Hannover), das aber, wie es scheint, zu ihrer Grafschaft im 
Gau Astfalon gerechnet wurde. Vgl. Zeitschr. d. bist. Vereins f. 
Nieders. 1868, S. 64 f. (1234). Urk.-B. desselben V Nr. 36 (1267). - 
») Erhard, a. a. 0. Cod. dipl. Nr. 189. Würdtwein, a. a. 0. VI 321. 
Vgl. Zeitschr. d. bist. Ver. f. Nieders. 1860, S. 37 f. 
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possidenda contradidi^^ Da das Gericht östlich des Dorfes 
abgehalten wurde, so befand es sich ebenfalls am linken 
Ihmeufer. Dasselbe gilt von der Dingstätte zu Linderte 
(südlich ßonnenberg), wo zwischen 1121 und 1140 vor 
Graf Widekind von Schwalenberg Güter in Geinhusen 
(Jeinsen, südlich Pattensen), Langreder (bei Wennigsen) 
und Hohnhorst (südlich des Steinhuder Meeres) aufgelassen 
wurden: „in pago Merstemen in loco Lindard in mallo 
Widekindi de Swalenberg multorum nobilium ac liberorum 
iudicio ac testimonio firmata ac roborata^^ ^). Eben dieser 
Graf Widekind besass noch eine zweite Dingstätte zu 
Linden bei Hannover^). In einer zwischen 1105 und 1119 
abgefassten Urkunde bezeugt Bischof Witelo von Minden 
eine seitens der Witwe des Grafen Erpo vollzogene 
Schenkung an die Mindener Kirche^}. Den Gegenstand 
derselben bildeten Güter, die nach ihrer Lage teils dem 
Gau Scapevelden, teils dem Merstemgau angehörten^). 
Dem entsprechend fand die erste Auflassung „in mallo 
Everhardi comitis super ripam Wisere in pago Scape- 

veldun" statt; sodann „venit in mallum Widekindi 

comitis^', wo „in loco Lindem in pago Merstemen'^ vor 
Herzog Lothar von Sachsen und „multis nobilibus ac liberis 
Angaricae legis peritis^^ (die Zeugenreihe nennt 7 Grafen 
und Edle, 9 Freie, dann Ministerialen) die zweite Auflassung 
erfolgte. 

Im Gau Scapevelden haben wir bereits die am 
*Weserufer belegene Dingstätte des Grafen Eberhard 
kennen gelernt. An derselben Stelle „in mallo Helenberti 
comitis in pago Schapevelde in ripa Wisare fluminis^' voll- 
zog Graf Bernhard von Poppenburg im Jahre 1 200 die Auf- 
lassung eines Gutes in Meinhusen (Meinsen nördlich Bücke- 



Würdtwein, a. a. 0. VI, 324. Vgl. Zeitschrift a. a. 0. 1860, 
S. 38. — ') Andererseits haben wir 8. 38 gesehen, dass Lindener 
GQter vor dem Landgericht in Salseke aufgelassen wurden. — *) Wü r dt - 
wein. a. a. 0. VI, 319. Vgl. Zeitschrift a. a. 0. 1860, S.36. — *) Dem 
ersteren gehörte Liusnen (Levsen südwestlich Meerbeck) an. Die 
Lage der beiden anderen Orte (Wallenthorp und Batmere) ist unbe- 
kannt Dem Merstemgau haben beide oder doch einer von ihnen an- 
gehört. 
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bürg) und eines ^^Sunderenwaldes^^ an das Kloster Obern- 
kirchen^). Später wurde diese Veräusserung von seinem 
Neffen Otto von Schwanbeck angefochten, der aber schliess- 
lich (zwischen 1208 und 1232) zum Verzicht bewogen wurde, 

und zwar „die constituto in mallo comitis Adolphi 

de Schowenborgh , Ludingero de Aldendorpe vice comitis 
iudicio presidente, in pago Overenkerken sub arbore prope 
cimiterium sita"^). Bei dem Kirchhofe zu Obernkirchen 
(östlich Bückeburg) befand sich demnach eine zweite Mal- 
statt, die für Meinsen in gleicher Weise wie die am Weser- 
ufer zuständig war. 

Wie in Ostfalen und Engern so bestanden auch in 
Westfalen innerhalb jeder Grafschaft mehrere Echteding- 
stühle mit Zuständigkeit für das ganze Gebiet^). Bekannt 
sind in dieser Beziehung die besonders lehrreichen Ver- 
hältnisse um Osnabrück am Ende des elften Jahrhunderts^). 
Die Grafschaft des Adalger^) enthielt vier Dingstätten. 
Am 28. April 1080 wurde ein Hof in Goldensteti an die 
Osnabrücker Kirche aufgelassen zuBotanbeki „in placito 
Adalgeri comitis^^ ^). Zeugen acht „nobiles homines^^ mit 
Namen und „alii quam plures^^ Zwischen 1074 und 1088 
erfolgte „in villa Barghusun in comitatu Adalgeri, filii 
Wichingi^^ die Auflassung eines Hofes in ßiesenbeck 
(zwischen Osnabrück und Rheine, pagus Threcwiti) an das 
Kloster Iburg''). Genannt neun „nobiles", darunter zwei 
(Wezel und Hezel) die auch in Rotanbeki erscheinen. End- 
lich erfahren wir von einer Gerichtsverhandlung „constituta 
die in loco Remesethe in comitatu Adalgeri'^ in der Zeit 
von 1088 — 1092, bei welcher eine in einem andern Gericht 
vorgenommene Auf lassung durch denBruder des Veräusserers 

*) Erhard, a. a. 0. Cod. dipl. Nr. 590. — *) v. Aspern, Cod. 
dipl. comituin Schauenburg. II Nr. 21. — *) Vgl. Wigand, Das Fem- 
gericht Westfalens 134. Ledebur, Allg. Archiv X,266 ff. (drei Ding- 
stöhle des Freigrafen Hermann Span). — *) Vgl. Waitz, Verf.-G. 
VIII, 53. Meine Bemerkungen in v. Sybels Hist. Zeitschr. , Neue 
Folge VII, 448 f. — *) Die hier in Betracht kommenden Grafschaften 
greifen regelmässig in mehrere Gaue hinüber, so dass von einer An- 
ordnung nach Gauen abgesehen werden musste. — •) Moser, Osnabr. 
Gesch. 2. Aufl. ürk. Nr. 25. Erhard, a. a. 0. Regest. Nr. 1193. — 
') Moser, a. a. 0. Nr. 27. Erhard, Regest. Nr. 1154. 
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bestätigt wurde ^). Als dritte Dingstätte in der Grafschaft 
Adalgers ergibt sich demnach Remsede im Kirchspiel 
Laer südlich Osnabrück, im Gau Osning-Sutherbergi. 
In demselben Gau haben wir wol auch die Dingstatt 
Lathara zu suchen^), an welcher am 23. Sept. 1074 
unter Eönigsbaun („regali banno a comite firmata tradi- 
derunt^^) Güter in Osalage und Harsheim aufgelassen wurden: 
„in comitatu Waldrici comitis, vice Athalgeri iilii Wichingi 
regia potestate positi, in loco Lathara^^^). Als Zeugen werden 
neun „nobiles^^ und sieben „liberi'^ genannt. Die „nobiles^^ 
sind bis auf einen dieselben wie in Adalgers Gericht zu Barg- 
husen, es kann daher kein Zweifel darüber bestehen, dass 
auch Lathara zu der Grafschaft des Adaiger gehörte^) und 
dass Graf Walderich hier nur als Stellvertreter tätig war*). 

Die Grafschaft des Folkmar besass eine Dingstatt 
zu Holzhausen (östlich Osnabrück), wo am 8. November 
1096 „in placito Folcmari comitis Holthus habito'^ ein Hof 
in Northenfeld (Nordenfelde bei Grönenberg, südöstlich 
Osnabrück) aufgelassen wurde ^), „testibus ex nobilibus 
Everhardo Calvo, Gozwino, Thidric, Helmric, Tiemo, Go- 
deschalc, Hathebrand, ex liberis au tem Formund ^ Wald- 
mar et omnes bergildi ad predictum placitum pertinentes^^ 
Eine zweite Dingstatt befand sich zu Sinegla. Hier „in 



>) Moser, a. a. 0. Nr. 41. Erhard, Regest. 1247. Vgl. Seite 4 
Anm. 6 und Seite 43 Anm. 1. — *) Wahrscheinlich Laer, südöstlich 
Iburg. — ■) Moser, a. a. 0. Nr. 28. Erhard, Regest. Nr. 1150. — 
*) Bei Moser, a. a. 0. Nr. 33 (1085) wird auch ein Dorf Triburia als 
,in comitatu Adelgeri filii Wikiggi comitis* gelegen bezeichnet — *) Dass 
Walderich auch eine eigene Grafschaft besass, ergibt sich aus einer 
Gerichtsverhandlung bei Moser a. a. 0. Nr. 152 (Anhang), Erhard 
Regest. Nr. 1153 (1074-1088): ein Edler Walderich hatte dem Hoch- 
stifb Osnabrück einen Hof in Versmele (Versmold südlich Osnabrück, 
pagus Osning-Sutherbergi) geschenkt, dies aber später wieder abge- 
leugnet. Der Bischof „ceterique boni viri nobiles et liberi, quorum 
iudicio et ordinatione haec acta sunt, dolentes et ammirantes iudiciali 
sententia ad placitum illum venire constrinxerunt, ibi quoque iudicio 
et iuramentis nobilium et liberorum qui prius interfoerunt convictus, 
quod prius negavit se fecisse recognovit et secundum quod iudicatum 
est ecclesiae et episcopo eadem bona firmiter stabilivit Acta sunt 
haec in comitatu Walderici in loco Rubenbike*. Vgl. unten S. 43. — 
•) Moser a. a. 0. Nr. 44. Erhard, Regest. Nr. 1274. 
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placito comitis Folcmari'^ wurden am 13. Juni 1096 Be- 
sitzungen in Lienen (westlich Iburg), Heiroke (bei Bramsche) 
und in den Kirchspielen Bramsche (nördlich Osnabrück) 
und Hagen (südlich Osnabrück) an die Osnabrücker Kirche 
aufgelassen^), „testibus ex nobilibus Fuolker, Gozwin, 
Adalber, Godescalc, Thidric, Hathebrand, Tiemo, ex liberis 
autem Formund, Waldmar et bergildi ad predictum placitum 
pertinentes*'. Als Schöffen waren hiernach im wesentlichen 
dieselben Personen an beiden Gerichten tätig, in Sinegia 
fehlten jedoch Eberhard und Helmric, in Holzhausen Folker 
und Adalben Dagegen waren die Nichtschöffenbaren 
(„bergildi") nur je in dem Gericht, zu welchem sie gehörten, 
erschienen, in Holzhausen fehlten also diejenigen aus dem 
Gericht Sinegia und umgekehrt in Sinegia die aus dem Ge- 
richt Holzhausen ^). 

Die Grafschaft des Wezelo umfasste vier Gerichte. 
Nördlich von Osnabrück zu Schleptrup („Slippedorp in 
placito Wezelonis comitis") wurde am 28. September 1086 
ein Hof in Veni (Venno nordöstlich Osnabrück) .,multi8 
nobilibus et liberis videntibus et testimonium perhibentibus", 
aufgely sen^). ZuEppinslot („in placito Wecelonis comitis 
habito Eppinslot") fand am 17. Juli 1087 die Auflassung 
von Gütern in Goldinstede, Thuline, Farnezche und Eis- 
husen statt ^). An demselben Tage des drittfolgenden 
Jahres, 17. Juli 1090, begegnen wir einer grossen Verhand- 
lung in der dritten, dicht bei Osnabrück gelegenen Ding- 
stätte zu Voxtrup („in placito Wezelonis comitis Voccas- 
thorp habito"), wo Güter in Icker (nordöstlich Osnabrück), 
Venne (östlich Osnabrück), Burgwide (Kirchspiel Venne), 
Suavastorp (Schwagstorf bei Ostercappeln nordöstlich Os- 
nabrück), Yelzeten, Holzhausen, Thorshem, Burcia (Borgloh 
südöstlich Osnabrück) und Astrup an die Osnabrücker Kirche 



») Erhard, a. a. 0. Cod. dipl. Nr. 168. Moser Nr. 151 (Anhang). 
Die Lage der Orte ergibt, dass die Grafschaft Folkmars im wesent- 
lichen dem Gau Threcwiti angehörte. — *) Die Richtigkeit dieser 
Auffassung ergibt sich aus dem, was unten über das Gericht zu Vox- 
trup zu bemerken ist. — •) Moser, a. a. 0. Nr. 35. Erhard, Regest. 
Nr. 1238. — *) Moser Nr. 36. Zeugen: „ex nobilibus Everhardus 
advocatus, Godeboldus, Bemere, Thideric et alii quam plures*. 
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aufgelassen wurden^). Zeugen „ex clericis^^ acht Namen, 
sodann: „insuper fuerunt ibi omnes Uli biergeldon de illo 
placito ubi baec facta sunt, et Siwerc fuit ibi cum Om- 
nibus biergeldon de Slidusun, et AIfger et Hemmic cum 
Omnibus biergeldon qui in comitatu eorum manent'S femer 
„servientes'^ (Dienstmannen) des Hochstifts und „mult 
adhuc alii praeter istos'^ Das Gericht vom 17. Juli 1090 
war hiernach ein solches, zu dem ausnahmsweise die sämt- 
lichen Dingpflichtigen der ganzen Grafschaft berufen waren : 
ausser den Biergeldon des Gerichts Yoxtrup hatten sich 
diejenigen des Gerichts Schiedehausen unter ihrem Go- 
grafen Siwerc und diejenigen zweier anderen Gerichte 
unter ihren Gografen Alfger und Hemmic eingefunden. 
Wir werden nicht fehl gehen, wenn wir diese beiden un- 
genannten Gerichte in Schleptrup und Eppinslot suchen 
und in Schiedehausen (östlich Osnabrück, pagus Crainga) 
eine vierte Dingstatte unserer Grafschaft erkennen. 

In der Grafschaft des Amulong im Gau Osning- 
Sutherbergi lassen sich zwei, vielleicht drei Dingstätten 
nachweisen. Zu Schierloh (Amt Iburg), „in placito Amu- 
longi comitis Scirlo habito", wurde am 25. Februar 1096 
das Gut Hengelage „in parochia Fersmel situm'^ an das 
Kloster Herzebrock aufgelassen ^). Da in der Zeit zwischen 
1074 und 1088 über Güter in Yersmold in dem Gericht des 
Grafen Walderich zu ßubenbike entschieden wurde'), so 
darf man wol annehmen, dass Amulong der Nachfolger 
Walderichs gewesen ist und dass demnach das Gericht in 
Kubenbike auch seiner Grafschaft angehört hat. Eine fernere 
Dingstätte befand sich zu Astrup („Astrepe in placito Amu- 
longi comitis^^), wo am 17. Mai 1096, also drei Monate nach 
dem Dinge zu Schierloh, die Auflassung eines Hofes zu 



>) Moser Nr. 39. Erhard, Regest. Nr. 1252. Eine zweite Auf- 
lassung in Voxtmp, einen Hof in Bevem betreffend, bei Moser Nr. 41 
(1088—1092). Das Regest Nr. 1247 bei Erhard nennt irrtümlich 
Holzhausen statt Voxtrup. — *) Kindlinger, Münster. Beiträge II 
ürk. Nr. 12. Erhard, Regest. Nr. 1272 (mit fiilschem Datum, das 
Jahr 1096 war ein Schaltjahr). Güter in Berler werden in Amulongs 
Gericht zu Schierloh aufgelassen 1084—1088 (Erhard Regest. Nr. 1220) 
und 1097 (Moser, a. a. 0. Nr. 46). — ») Vgl. S. 41 Anm. 5. 
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Waldenbrug (wol Waldenbrück an der Wartnenau, westlich 
Enger) vollzogen wurde, „presentibus ex nobilibus Heinrico 
et Herimanno nepote eins, Everhardo Calvo, Hagero^Tiemone, 
Hathebrando; ex liberis autem Aldrie, Annicone, Suafhere, 
Athelrad, Wezel, Bennicone" *). 

Aus dem Jahre 1282 erfahren wir von einer Freigraf- 
schaft, welche Ritter Dietrich von Schonebeck von dem 
Bischof von Münster zu Lehn hatte, diesem aber gegen eine 
Geldentschädigung resignierte^). Diese „libera coraitia^^ 
erstreckte sich über fünfzehn Kirchspiele um Münster, also 
im Dreinigau, und umfasste sieben „eiusdem libere comitic 
sedes que dinchstede vulgariter dicuntur'^, nämlich Greven, 
Honsele, Honhorst, Mecklenbeck, Welkinchtorpe, Nordwalde 
und Judevelde. Ob diese DingBtätten freilich noch in alter 
Weise von dem Inhaber der Freigrafschaft besucht wurden, 
oder ob, wie dies in Westfalen und zum Teil auch in Engern 
im 13. Jahrhundert schon der Fall zu sein pflegte, jede 
Dingstätte mit einem eigenen Richter (Freigrafen) besetzt 
war, muss hier dahingestellt bleiben. Ein Beispiel für die 
Fortdauer der alten Verhältnisse gewährt der münsterische 
Freigraf Dietrich, der als „liber comes apud Nutlon'^ be- 
zeichnet wird, also offenbar eine Dingstätte in Nottuln 
(westlich Münster) bekleidete, aber am 21. Mai 1289 den 
Vorsitz in einem Freigericht zu Asendern führte*). 

Ueber die Verhältnisse bei den transalbingischen 
Sachsen sind wir nur äusserst mangelhaft unterrichtet, 
doch wissen wir, dass die Grafschaft Holstein eine echte 
Dingstatt auf dem Megdeberge bei Plön besass^). Das 

*) Moser Nr. 45. Von den Edeln begegnen drei auch in dem 
Gericht des Grafen Folkmar zn Holzhausen. Da in der Umgegend von 
Osnabrück drei Orte mit dem Namen Astrup liegen, so muss dahin- 
gestellt bleiben, an welchem sich die Dingstatt befand. Ein anderes 
Astrup gehörte zu Wezelos Grafschaft. — *) Wilmans, Westfäl. 
Uvk.-B. III Nr. 1202. — •) Wilmans, a. a. 0. Nr. 1377: „ipso apud 
Asendern in libera sede iudicio presidente, presentibus scabiAis <iui 
vulgariter dicuntur vemenote*, Auflassung von Eigengütern aus den 
Kirchspielen Dülmen und Darup. Vgl. Ledebur, Allg. Archiv X, 160f. 
— *) Vgl. Falck, Handb. d. schlesw. -holst. Privatrechts III, 217. 
Ueber die Lage des Megedeberges vgl. Ürk.-Samml. der schlesw.-holst.- 
lauenb. Ges. I S. 623. 
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dort gehegte Landgericht wurde „Ooding^' genannt ^). Dass 
es mehrere Dingstätten gab, an denen abwechselnd Goding 
mit voller Zuständigkeit für die ganze Grafschaft abgehalten 
wurde, ergibt sich aus den späteren Zuständen'), einen 
unwiderleglichen Beweis in dieser Richtung aber liefert das 
in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts entstandene 
Kieler Stadtbuch*): „Causa que vertebatur inter Thet- 
bernum de Wakkenbeke et Thodonem et eorum cognatos 
et Hyzonem et suos complices pro homicidio inter Mar- 
quardum et Yulradum de Herce, secundum iura legis 
terre Holsatie cum ipsis in omni iure comparaverunt et in 
Megetheberge in vulgali (1. vulgari) quod dicitur gothig, 
presente Marquardo adyocato et presentibus plurimis ibi 
astantibus, et secundo in ipsorum lutthig in Dragse omne 
iu8 eorum compleverunt et ibidem solidum dederunt, liberi 
et soluti ab omni inimicicia illorum sunt adiudicati'^ Ein 
Drachse, der Drecksee im Amte Kiel, wird in den Urkunden 
des t3. Jahrhunderts öfter erwähnt^). An diesem See scheint 
sich die Dingstätte befunden zu haben, an welcher das frag- 
liche Lutthing abgehalten wurde. Lutthing ist gleichbedeutend 
mit liudthing und lodding (d. h. Leuteding ^ Yolksgericht), 
eine besonders bei Friesen und Niederländern übliche und 
wol durch die niederländischen Kolonisten^) nach Holstein 
gebrachte Bezeichnung für das echte Ding®), in der Alt- 
mark besonders im Gegensatze zu der kraft landesherrlicher 
Machtvollkommenheit zusammenberufenen allgemeinen Lan- 
desversammlung (bodding, placitum generale). Vielleicht 
war das Goding auf dem Megedeberge ein solches Bodding 

^} Urk.-Samml. I S. 193 (8. Jan. 1221): ,Acta sunt haec Megedeberge 
in communi placito quod goding vocatur**. Es handelte sich um eine 
Schenkung des Grafen Albrecht von Holstein an das Kloster zu Porez, 
dem er den Zehnten von allen seinen Einkünften «tum de redditibus 
tum de iudiciis de terris sive provinciis Plone, Luttikenborch, Olden- 
borch etCrempe» einräumte. — «) Vgl. Falck, a. a. 0. 88 f. 216 ff. — 
*) Lucht, Kieler Stadtbuch S. 4. Auf diese Urkunde bin ich durch 
Be seier aufnierksam gemacht worden. — *) Urk.- Samml. I S. 195. 
198. 201. 204. 569. — ») Vgl. meine Schrift, Die niederl. Kolonien in 
Noiddeutschland (Berlin 1880) S. 14 f. — •) Vgl. v. Richthofen, 
Altfries. Wörterb. 904. Kuhns, Geschichte der Ger. -Verf. d. Mark 
Brandenb. II, 94 ff. 
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und das Landgericht am Drachsee wurde ihm eben ans 
diesem Chrunde als Lodding gegenübergestellt; jenes ein 
von der ganzen Grafschaft besuchtes allgemeines Landding, 
dieses ein Landgericht im engeren Sprengel, aber mit Zu- 
ständigkeit für die ganze Grafschaft und darum geeignete» 
eine an jenem begonnene Gerichtsverhandlung einfach fort- 
zusetzen. Doch bedarf es einer solchen Annahme nicht, 
da die verschiedene Bezeichnung der beiden Landgerichte 
als Gothing und Lutthing sich sehr wol aus dem abweichen- 
den Sprachgebrauche der verschiedenen Bevölkerungen bei 
Kiel und bei Plön erklären mag^). 

Wir haben nunmehr für alle vier Abteilungen des 
sächsischen Stammesgebietes aus den Urkunden, vielleicht 
bis zum Ueberdrusse, festgestellt, dass durchweg jede Graf* 
Schaft mehrere Echtedingstätten hatte, dass der Graf oder sein 
Vertreter das Landgericht abwechselnd an den verschiedenen 
Dingstatten abhielt^) und dass jedes Landgericht, gleichviel 
an welcher Dingstatt es tagte, für die ganze Grafschaft 
zuständig war. Insoweit war also jedes Landgericht Graf- 
schaftsgericht. Die Hauptfrage dabei ist aber, als was 
die Landgerichte hinsichtlich ihrer Besetzung, ob als 
Grafschafts- oder als Hundertschaftsgerichte, anzusehen 
waren '). Da der versitzende Richter als Graf oder Stell- 
vertreter des Grafen berufen war, die Einheit der Graf- 
schaft zu wahren, und da auch die Schöffen entweder 
Grafschaftsbeamte waren, oder doch wenigstens das Recht 
hatten, an jedem Dingstuhl der Grafschaft ihres Amtes zu 
warten*), so kann es sich bei unserer Frage nur um die 
dingpflichtige Menge, den sg. Umstand handeln. Nun 
kommen allerdings hin und wieder Gerichte vor, die deut- 
lich als allgemeine Landesversammlungen, aber ebenso 
deutlich auch als Ausnahmemassregeln erscheinen'). Das 



>) Vgl. Falck, a. a. 0. III, 86. — «) Siehe jedoch S. 47 Arnn. 5. — 
■) So mit Recht formuliert von Waitz, Verf.-Ge8ch. VIII, 55 Anm.5. — 
♦) Vgl. So hm, Reichs- und Gericht*verf. 446 ff. Waitz, Verf. -Gesch. 
VIII, 57. Die Urkunden zeigen dasselbe, vgl. S. 12. 40 ff. — *) Vgl. S. 34. 
43.63 Anm.l. Erhard, Reg. Westf., Cod. dipl. Nr. 249 (1144): Ad diem 
ergo constitutum cum multis tarn ecclesiasticis quam secularibns per- 
sonis comiti Retliero de Werthere — — oceurriraus, qui omnes liberos 
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alte Recht der denunciatio regia, des Botdings, das ursprüng- 
lich nur dem König und den königlichen Gewaltboten, dann 
den Herzogen, Landgrafen, Landvögten zugestanden, hatte 
sich im Mittelalter unverkennbar auch zu einem Rechte der 
Grafen und Yicegrafen, nur selbstverständlich mit Be- 
schränkung auf ihre Grafschaft , ausgestaltet ^). Das ge- 
wöhnliche Landgericht war nach seiner Zusammensetzung 
unbedingt Hundertschaftsgericht, was sich mit der- 
selben Sicherheit aus den Urkunden^) wie aus den Aus- 
sprüchen des Sachsenspiegels ergibt. Denn wenn nach 
dem letzteren alle sechs Wochen echtes Ding in der Graf- 
schaft abgehalten wird ^), der einzelne Schöffenbarfreie aber, 
der bei dem Landgericht seines Wohnsitzes dingpflichtig 
ist, sich nur alle achtzehn Wochen einzufinden braucht^), 
so ergibt sich mit Notwendigkeit, dass er von den neun 
Jahresdingen der Grafschaft höchstens drei zu besuchen 
hat^), d. h. eben die in dem Bezirke (der Hundertschaft) 
seines Wohnsitzes, während die übrigen in anderen Be- 
zirken abgehalten und von den dort angesessenen Ding- 
pflichtigen besucht werden. 

Richter im Landgericht ist der Fürst ®) oder, was seit 
der regelmässigen Ausdehnung der Fürstentümer über 
mehrere Grafschaften durchaus die Regel bildet, ein von dem 
Fürsten belehnter Landrichter, der nicht dem fränkischen 
Grafen, sondern dem seit der späteren fränkischen Zeit 



comitatüs sni utpote ad dieni legitimnm liberi consilii adunaverat, ut 
com eis et per eos quod facturum (?) erat firmissime faceret. 

') Vgl. oben S. 45. Seibertz, Landes- und Rechtsgescb. d. Her- 
zogt. Westf. ni, 368 Anm. 2. Kuhns, Gerichteverf. d. Mark Brand. 
U, 87 ff. — ») Vgl. S. 24 f. 34. 41 ff. — ») Vgl. S. 3. — *) Ssp. I, 2 § 2. 
III, 26 § 2. — ") Höchstens drei , denn wenn die Grafschatt mehr als 
drei Hundertschaften umfasste, so wurden die drei echten Dinge wol 
nur an der Hauptmalstatt beobachtet, während die übrigen seltener an 
die Reihe kamen. Vgl. S. 28. Sohm, a. a. 0. 435. Hieraus er- 
klärt es sich, wenn manche Dingstätten eine so grosse Zahl von Ur- 
kunden aufweisen, während die Zeugnisse för andere oft recht di^ig 
sind oder gänzlich fehlen ^ ein Umstand aus dem man sonst vielfach 
auf das Vorhandensein nur einer einzigen Grafschaftsdingstatt ge- 
schlossen hat. — •) Vgl. Ssp. m, 64 § 6 und oben S. 12 Anm. 1. 15. 
17-21. 23. 25 ff. 29 f. 
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aufgekommenen vicecomes entspricht^): jener ist der Ober- 
graf, er der Untergraf, der aber, da die Obergrafen nun- 
mehr regelmässig Fürstentitel führen 2), im Sachsenspiegel 
wie in den Urkunden meistens selbst als „Graf' bezeichnet 
wird*). Die in der fränkischen Zeit nicht seltene Ver- 
tretung durch einen bloss für den einzelnen Fall berufenen 
Substituten (missus comitis) kommt gelegentlich noch vor^), 
dagegen ist die Vertretung durch den Unterrichter (cen- 
tenarius, Schultheiss), die in der fränkischen Gerichtsver- 
fassung die ßegel bildet und dem Schultheissen geradezu den 
Amtstitel „vicarius^^ eingetragen hat^), dem ost- sächsischen 
Recht des Mittelalters so gut wie unbekannt. Der sächsische 
Schultheiss, von dem unten näher zu reden sein wird, ist 
ursprünglich weder Unterrichter, noch Gerichtsvollzieher, 
sondern Beisitzer des Grafen. Seinen früheren Amtstitel 
kennen wir nicht; Schultheiss nannte man ihn nur in der 
Heimat Eikes und den benachbarten ostfalischen und 
thüringischen Gauen, und zwar doch wol erst in über- 
tragener Bedeutung dieses Wortes, weil er bei Verhinderung 
des Grafen als sein berufener Vertreter angesehen wurde ^). 



*) üeber diesen vgl. Sohm, a. a. 0. 508 — 525. Waitz, Verf. -Gesch. 
III », 400 Anm. 4. VII, 34. — ') Unter den sächsischen Fahnlehen wird Ssp. 
III, 62 § 2 nur noch ^ine Grafschaft, die von Aschersleben oder Askarieo, 
genannt. — *) Man hat deshalb treffend von neugi'&f liehen Häusern ge- 
sprochen. Vgl. F i c k e r , Vom Reichsfilrstenstande I, 86. We i 1 a n d, Das 
Sachs. Herzogtum unter Lothar u. Heinr. d. Löwen 42 ff. — *) Vgl. S. 13 
Anm., S. 32 Anm. 2, S. 41. Waitz, Verf.-Gesch. VIII, 49. v. Spilcker, 
Gesch. der Grafen von Everstein. Urk. Nr. 49 (1233). — ») Vgl. Sohm, 
a. a. 0. 213 ff. Waitz, Verf.-Gesch. IIP, 393 f., der die Annahme von 
der Verschiedenheit des Centenars und Vicars zwar für die mero- 

4 

wingische Zeit noch festhält, fiir die karolingische Zeit aber auf- 
gegeben hat. — •) Wie der Schultheiss auch vicarius hiess, weil er 
der regelmässige Vertreter des Grafen im Gericht war, so hatte sich 
umgekehrt ein Sprachgebrauch gebildet, welcher einen stellvertreten- 
den Beamten schlechthin „Schultheiss* nannte. So heisst es in der 
Braunschw. Reimchronik V. 1124 f. von Hermann Billung als Stellver- 
treter des Königs: „des began in der koninc machen zu scultheizen 
ober al daz laut* (Mon. Germ., Deutsche Chroniken 11,473), während 
die dieser Nachricht zu Grunde liegenden Stellen (Adam. Brera. II, e. 7. 
c. 9. Helmold I. c. 10) von „vicarium potestatis**, „tutelae vicem", „vices 
suas* u. dgl. m. reden (vgl. Steindorff. De ducatus qui Billingoruni 
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Der sächsische Untergraf unterscheidet sich von dem 
frankischen vicecomes doch in mannigfacher Beziehung ; er 
ist nicht mehr blosser Mandatar, sondern Vasall des Ober- 
grafen, von dem er das Gericht, d. h. die Grafschaft in 
ihrem ganzen Umfange, zu Lehn empfängt. Eben darum 
..erscheint er nicht mehr als Delegierter des Obergrafen, er 
ist nicht mehr gräflicher Beamter, sondern königlicher Unter- 
graf ^). Der Fürst darf die zu seinem Fahnlehn gehörigen 
Grafschaften nicht unbesetzt lassen, sondern muss sie an 
einzelne Untergrafen, welche die gesetzlich erforderlichen 
Eigenschaften eines Landrichters besitzen^), verleihen^). 
Jede Grafschaft muss ihren Grafen haben ^ die Verwaltung 
mehrerer Grafschaften durch den Fürsten selbst scheint 
ebenso ausgeschlossen, wie die kombinierte Afterverleihung 
derselben an einen einzigen Untergrafen ^). Jede Grafschaft 
darf nur 6inen Grafen haben; die Teilung einer Grafschaft 
in mehrere Grafschaften kann nur durch den König, die 
Verleihung einer Grafschaft nur eiiiheitlich, zu ungeteiltem 
Recht erfolgen'). 

dicitur origine 16 ff.). Hiernach ist es klar, das« Ssp. III, 52 § 2 
(s. die folg. Anm.) das Wort ^facultheitdum** in der Tat mit Homejer 
.^9 f. auf die Ticegräflichen Befugnisse der Grafen und nicht mit 
Siobbe 99 f. auf das Amt des Schul theissen zu beziehen ist. Ebenso 
klar ist es aber, wie der Beisitzer des Grafen auf demselben Wege zu 
dein ihm nach seiner sonstigen Stellung durchaus nicht zukommenden 
Titel gelangen konnte. 

Ssp. III, 52 § 2: Die keiser ne mach aver in allen landen nicht 
sin unde al ungerichte nicht richten to aller tiet; dar umme liet he 
den vorsten grafscap unde den greven scultheitdum. üeber die Aus- 
legung dieser vielbestrittenen Stelle siehe die vorige Anmerkung. — 
«) Ssp. ni,54 § 1. Vgl. Homeyer 532 f. — ») Ssp. lü, 53 §3: It ne 
si en sunderlik grafscap, die in en vanlen höre: die ne mut man san 
nicht ledich hebben. Sachs. Lehnr. 71, §3. Vgl. Homeyer 539. — 
*) Dass die Verhältnisse tatsächlich freilich schon zur Zeit des Sachsen- 
spiegels dem nicht mehr entsprachen, zeigen die Urkunden. Man half 
«ich dann mit der Vereinigung der verschiedenen Bezirke zu einer ein- 
sigen grossen Grafschaft (die Krumme Grafschaft in Westfalen zählte 
z. B. 17 Freistühle) und Hess die einzelnen Gerichte durch belehnte 
oder angestellte Richter verwalten, vgl. S. 54. -— *) Ssp. HI, 53 § 3: Man 
ne mut ok neu gerichte delen. 64 § 5: Verliet en greve siner graf- 

Hcap en deil, dat is weder recht. Schiedspruch des Erzbisch. 

Konrad v. Magdeb. v. 1270 (v. Ledebur, Allg. Archiv f. d. Geschichtsk. 

ZoiUchrift d. Savigiiy- Stiftung. V. Ocnn. Abth. 4 
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Der Untergraf empfängt seine Amtsgewalt nicht aus 
der Hand seines Lehnsherrn, sondern aus der des Königs, 
er wird mit dem Königs bann beliehen und richtet unter 
Königsbann ^) , er ist eben, obwol fürstlicher Vasall, nicht 
fürstlicher Landrichter, sondern königlicher Yicegraf. Durch 
die Anwesenheit des Königs im Gericht wird seine Amts- 
gewalt niedergelegt, durch die des Fürsten nicht ^). Die 
im Landgericht ausgesprochene Yerfestung wird nicht erst 
an den Fürsten, sondern unmittelbar an den König gebracht, 
um zur Reichsacht erweitert zu werden ^). Man erkennt 
deutlich, dass das mehrere Grafschaften umfassende Fürsten- 
tum keinen eigenen Gerichtsbezirk bildet, sondern dass die 
Grafschaften, mögen sie Fahnlehen in der Hand eines 
Fürsten oder Reichsafterlehen in der Hand eines Unter- 
grafen sein, die unmittelbaren Gerichtssprengel des Reiches 
geblieben sind. Darum ist das von dem Fürsten persönlich 
verwaltete Landgericht an sich kein höheres wie das des 
Untergrafen ^), doch scheint es fast, als habe sich in dieser 
Beziehung neben der lehnsherrlichen Gewalt eine gerichts- 
obrigkeitliche Stellung der Fürsten erhalten, so dass ge- 
scholtene Urteile von dem Gericht des Grafen an das des 
Fürsten gezogen werden konnten*). 



d. preuss. Staates X VIII, 52 if. Ürk.-B. d. Höchst Halberst. II Nr. 1221) : 
Item diffinimus, quod in comitia comes esse non debeat nisi unus. 
Vgl. Homeyer 536 f. 

») Ssp. I, 59 § 1. m, 64 §§ 4, 5. Vgl. Homeyer 542 f. — 
*) Ssp. I, 58 § 2 : Svenne die greve kumt to des gogreven dinge , so 
sal des gogreven gerichte neder sin geleget. Also is des greven, 
svenne die koning in sine grafscap kumt, dar se beide to antwerde 
sin. Also is iewelkes richteres, dar die koning to antwerde is. Vgl. 
S. 9. 18. — •) Ssp. I, 71: Süs irwirft ok die greve mit siner vestunge 
des koninges achte. — *) Ssp. III, 64 § 6 : Palenzgreven unde landgreven 
dingen under koninges banne als die greve; den weddet man ok 
sestich Schillinge. Der Bann des Königs selber beträgt nicht mehr 
60 ßy sondern 10 tL oder 200 ß, Fürsten gegenüber sogar 100 iky auch 
der Bann des Herzogs beträgt 10 ik (III, 64 §§ 2, 3). — ») Hätte es 
keine Berufung aus der Grafschaft an den Fürsten gegeben, so wäre 
die ausdrückliche Ausschliessung des markgräflichen Gerichts als Be- 
rufungsgericht für die Grafschaft (Ssp. II, 12 § 6) unverständlich (vgl. 
jedoch Kichst. Landr. 50, 1). An urkundlichen Belegen fehlt es freilich 
ganz, wenn man nicht etwa eine obergerichtliche Entscheidung des 
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Ausser dem Fürsten als Grafen oder dem Grafen als 
Untergrafen gehören nach dem Sachsenspiegel zur ord- 
nungsmäsaigen Besetzung des Landgerichts: der Schultheiss 
als Beisitzer, der Fronbote oder Büttel als Gerichtsvollzieher ^) 
und die Schöffen als XJrteilsfinder^). Hinsichtlich des Fron- 
boten und der Schöffen stimmen die Urkunden dem durch- 
aus zu^), dagegen bestehen in Betreff des Schultheissen 
die erheblichsten landschaftlichen Verschiedenheiten, von 
denen später die Rede sein wird. 

Nicht minder erheblich sind die Unterschiede hin- 
sichtlich des dingpflichtigen Gerichtsvolkes oder 
Umstand s. Westfälische Urkunden aus dem Ende des 
11. Jahrhunderts gedenken nach den Schöffen und anderen 
hervorragenden Zeugen wiederholt der Biergelden des Ge- 
richtsbezirks, die unter der Führung ihres Gografen der Ge- 
richtsverhandlung beigewohnt haben ^). Auch jüngere Quellen 
bestätigen, dass die westfälische Gerichtsgemeinde schlecht- 
hin aus den Freien des Gerichtsbezirks bestand und zwischen 
Dingpfliehtigen des Ritterstandes und solchen des freien 
Untertanenstandes (Biergelden, Pfleghaften) höchstens inso- 
fern unterschieden wurde, als man die ersteren namentlich 
aufzuführen pflegte, während die Anwesenheit der übrigen nur 
summarisch bemerkt wurde oder auch ganz unerwähnt blieb '). 

Landgrafen Hermann von Thüringen von 1215 (Loersch n. Schröder, 
Urkunden I Nr. 89, 2. Anil. Nr. 114) hierher ziehen will. Das Landrecht 
von Burg (Neue Mitteilungen a. d. Bereich hist. antiqu. Forschung 
XI, 164) bestimmt: Worde den schepen eines ordeles gefraget, di dat 
Hchnlde, die schepen scholden dat in unser hem kameren halen. 

») Ssp. I, 53 § 3. 61 § 1. 62 § 0. 63 § 5. IF, 41 § 1. III, 55 § 2. 
56 § 2. Der Fronbote wird vom Grafen und den Schöffen aus dem 
Stande der Pfleghafken gewählt. I, 2 § 3. III, 45 § 5. 56 § 1. 61 § 3. 
— *) Ssp. ni, 61 § 1 : to rechter dingstat, dar de scultheite unde die 
scepenen unde di vrone bode si. 69 §§ 1—3. — •) Insbesondere als Ge- 
richtsvollzieher erscheint der Fronbote S. 11. 21 Anni. 2. v. Spilcker. 
Gesch. d. Graf. v. Everstein, Urk. Nr. 19 (1187). Loersch u. Schröder, 
Urkunden z. Gesch. d. deutsch. Privatr. 2. Aufl. Nr. 133 (1256). 
Einen schöffenbarfreien Fronboten s. S. 11 Anm. 3. Die Frage, ob der 
Fronbote der Grafschaft oder der Hundertschafb angehörte, ist später 
im Zusammenhange mit der Stellung des Schultheissen zu erörtern. — 
*) Siehe S. 41 ff. — •) Vgl. Seibertz, Landes- u. Rechtsgesch. d. Her- 
zogt. Westf. III. 658. Eine Urkunde von 1211 (v. Hodenberg, Hoyer 

4* 
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Der Grimd lag offenbar darin, dass sich in Westfalen keine 
Erblichkeit der Schöffenstühle ausgebildet hatte ^), während 
die schöffenbaren Familien des ostfalischen Sachsens eine 
geschlossene Aristokratie bildeten ^)y welche die G-enossen- 
Schaft der übrigen Freien ablehnte und ihnen die An- 
erkennung der Ebenbürtigkeit verweigerte. Wenn der ge* 
meine Mann aus dem Stande der Pfleghaften oder der 
Landsassen in Sachen, die Leben, Ehre oder Erbe eines 
Schöffenbaren angiengen, weder urteilen noch Zeugniss ab* 
legen, noch das von einem Schöffenbaren gefundene Urteil 
schelten durfte^), so ist nicht abzusehen, was er dann noch 
im Gericht sollte , wenn er nicht müssiger Zuschauer sein 
wollte. Das Recht, im Ding zu erscheinen, war ilim nicht 
benommen und die Urkunden gedenken oft genug der im 
Gericht versammelten Menge, aber die allgemeine Ding- 
pflicht beruhte nicht auf dem Gedanken, dem Gericht 
einen gewissen Zuhörerkreis zu siehern, sondern auf der 
wenn auch noch so beschränkten aktiven Mitwirkung des 
Geriehtsumstands bei Urteilsfallung und Gerichtszeugniss. 
Es war daher nur natürlich, wenn die allgemeine Ding- 
pfiicht bei den ostfölischen Sachsen allmählich ganz in Ab- 
gang kam und die Dingpflicht im echten Ding sich auf die 
Schöffenbarfreien beschränkte. Diese Entwickelung wurde 
noch dadurch unterstützt, dass bei den Sachsen die von Karl 
dem Grossen eingeführte Befreiung von der Pflicht, das 
gebotene Ding zu besuchen, keinen Eingang gefunden hatte ; 
hier war das gebotene Ding ein Gericht ohne Schöffen, die 

Urk.-B. II Nr. 11), eine ungenannte Dingstätte der Grafschaft Bruch- 
hausen (bei Bremen) betreffend , lässt die Fortdauer der allgemeinen 
Dingpflicht im Lande Engern erkennen. Vgl. S. 63 Anm. 1. 

») Vgl. Seibertz, a. a. 0. HI, 653. Wilmanns, Westf. Ürk.-B. 
III Nr. 793 (1267). — ») Zu vergleichen eine thüringische Urkunde 
von 1214 (Urk.-B. d. hist. Ver. f. Niedersachs. II Nr. 83), betr. den An- 
Spruch des Grafen von Klettenberg , super duobus mansis in Roda- 
gherode, quos mihi usurpabam forensi iure quorundam hominum qui in 
vulgari dicuntur plaeccathte*. Das Kloster Walkenried erwiedert, es 
habe jene Hufen von jemand gekauft „qui insigni gaudebat libertatis 
titulo et qui in foro iuris unus erat scabinorum, qui eos liberos ab omni 
obseqüio alicui praestando ecclesie vendidit, in qua libertate hactenus 
eo8 posHodit-. — «) Vgl. Shp. II, 12 § 2. 43 § 1. 44 § 3. HL 19. 73 § 1. 
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Gerichtsgemeinde bildete den Schwerpunkt des Gerichts 
und die allgemeine Dingpflicht erschien daher unentbehrlich, 
wurde dadurch aber zu einer drückenden Last, die eine 
Erleichterung wünschenswert machte. Diese Erleichterung 
vollzog sich, indem die Dingpflicht der Schöfi^enbaren auf 
das echte Ding, die der übrigen Freien auf das gebotene 
Ding beschränkt wurde. Bei den Landsassen, unter denen 
man in erster Reihe die auf fremdem Grund und Boden 
angesiedelten freien Pächter und Zinsbauem zu verstehen 
hat ^), kam noch dazu, dass sie wegen ihres Grundbesitzes, 
der kein Eigen war, nicht vor dem Landgericht, sondern 
meistens vor dem Vogt oder Meier des Zinsherrn Recht zu 
nehmen hatten, das Landgericht also für sie überhaupt nur 
als Strafgericht in Betracht kam ^). 

Die hier entwickelten Gegensätze des ost- und west- 
fälischen Gerichtswesens haben noch weitere Konsequenzen 
gehabt. Die westfälischen und engerischen Land- oder 
Freigerichte, die sich im Dienste der gemeinen Freiheit er- 
hielten und in dem Stande der Ministerialen ein für ihre 
Lebenskraft höchst wichtiges neues Element in sich auf- 
nahmen, behielten, soweit es sich um die einheimischen 
Beziehungen handelte, im wesentlichen ihren bisherigen 

>) Urk.-B. des bist. Ver. f. Niedere. II Nr. 2U6 (1236): Ver- 
leihung einer Hufe „eo iure quod landsedele recht vocatur per bienniuni 
pro certi census pensione*. Vgl. ebd. Nr. 183 f. (1232). 207 (1236). — 
*) Die Zineherren hatten dann selbst das lebhafteste Interesse, ihre 
Hintersassen von dem Gerichtsverbande Oberhaupt oder doch von der 
Dingpflicht zu befreien. Vgl. Privileg des Grafen Moritz von Olden- 
burg für die im GroUand bei Bremen gelegenen Besitzungen des 
Klostere Malgarten (v. Hodenberg, Hoyer Urk.-B. V Nr. 11, zwischen 1167 
und 1211): libera dimisimus, ita ut imperiali placito liberorum et 

exactioni nostre deinceps nuUatenus sint obnoxia. Privileg des 

Grafen von Beichlingen ftlr Besitzungen des Klostere Walkenried 
(Ürk.-B. d. hist. Ver. f. Niedereachsen II Nr. 178 v. J. 1231): insuper 
et a iure provinciali, nisi pro se responsuris aut acturis, praedictos 
villanos immunes et absolutes esse concessimus. Privil. des Grafen 
von Hohnstein für Besitzungen desselben Klosters (ebd. II Nr. 302 
v. J. 1254): quod iidem homines non debent cogi nee possint quaerere 
plebiscitum quod vulgo lantdingh vocatur, nisi velint aut ipsi conqueri 
aut debeant de se conquerentibus respondere. Die beiden zuletzt an- 
geführten Urkunden gehören nach Thüringen. 



54 Schröder, 

Charakter bei. Nur hielt man es bei ihrem mehr demo- 
kratischen Wesen nicht mehr für notwendig, dass ein Fürst 
oder Graf das Richteramt verwalte ; die Afterleihe wurde üb- 
lich und so finden wir das Amt des Freigrafen regelmässig 
in den Händen von Vasallen oder Ministerialen des fünften 
oder sechsten Heerschilds. Mit der geringeren persönlichen 
Bedeutung des Richters oder Freigrafen verkleinerten sich 
auch die Gerichtsbezirke. Wie bei den isolierten Centge- 
richten Süddeutschlands wurden auch in Westfalen die meisten 
Landgerichte auf einen Freistuhl, d. h. auf das Gebiet einer 
Hundertschaft, beschränkt, der Wechsel der Dingstätten und 
die Einheit ihrer Zuständigkeit hörte auf, der Freigraf war 
ein sesshafter Richter und kein reisender Richter mehr. 
Andererseits mussten die ostfäli sehen Landgerichte, in- 
dem sie ihren aristokratischen Charakter bewahrten, dem 
Zuge der Zeit entsprechend mehr und mehr von ihren Kom- 
petenzen an die Niedergerichte abgeben, diese wurden 
schliesslich die ordentlichen Gerichte für das gemeine Land- 
volk, während von den Landgerichtsdingstühlen einer nach 
dem andern eingieng und in der Regel nur einer übrig 
blieb, der sich als landesherrliches Hofgericht zum ordent- 
lichen Gericht für den Adel und zum Oberinstanzgericht für 
die übrige Bevölkerung gestaltete*). 



§2. 

Das gebotene Ding. 

Das gebotene Ding war rechtlich an keine feste Ding- 
stätte gebunden^), wenn es auch üblich war, dasselbe an 
bestimmten Stellen abzuhalten ^). Nach dem Sachsenspiegel 



^) Vgl. u. a. Seh ei dt, Hiat. u. dipl. Nachrichten von dem hohen 
u. niedern Adel in Teutschland, S. 270 Nr. 6 (1274) über eine Auf- 
lassung im herzogl. Hofgericht zu Braunschweig («acta in Brunswich 
in palatio nostro*), und zwar «iudicialiter a comitibus et nobilibue 
viris sententiis inquisitis**. Landgerichte im früheren Sinne gab es im 
Herzogtum Braunschweig im 14. Jahrhundert nicht mehr. — ') Ssp. 
1,59 §1. — ') Vgl. besonders Stüve, Untersuchungen über die Go- 
gerichte in Westfalen und Niedersachsen (Jena 1870). Lüntzel« Die 
ältere Diöcese Hildesheim 109 ff. 16G. lieber das Gogericht auf dem 
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fand 68 innerhalb der Grafschaft alle vierzehn Nächte, inner- 
halb der einzelnen Hundertschaft^) alle sechs Wochen statt ^); 
es muss dahingestellt bleiben, ob die letztere Frist auch 
dann beobachtet wurde, wenn die Grafschaft mehr als drei 
Ooe umfasste ^). Auch das gebotene Ding war in gewissem 
Sinne für die ganze Grafschaft kompetent, indem der in 
dem einen Gericht anhängig gewordene Prozess in jedem 
anderen seinen Fortgang haben konnte *). Im übrigen war 
das gebotene Ding durchaus Hundertschaftsgericht ^). 



Leineberge bei Qöttingen, wo ursprünglich auch Landgerichte abgehalten 
wurden, vgl. Ürk.-B. d. bist. Ver. f. Nieders. III Nr. 886. VI Nr. 7, 14, 
185, 294. Siehe auch unten Anm. 2. 

') Ueber die Bedeutung der Goe als Hundertschafben vgl. u. a. 
S. 3.4 Anm. 1. S. 24f. — ») Ssp.I, 2 § 3, § 4. 67 § 1. 70 § 2. U, 3 § 2. 
Richtet. Landr. 7. 33 § 3, § 4. Vgl. oben S. 3. Sohm, a. a. 0. 433 
Anm. 128. Urk.-B. Kloster Ilsenburg I Nr. 184 (1296-1303): den in 
dem Dorfe Aderstede (östl. Aschersleben) wohnenden Leuten des 
Klosters, „qui hucusque ex quadaro necessitate legis apud ipsos intro- 
ducte per totum anni decursum infi-a sex septimanas semel iudicium 
quod goding vulgariter dicitur frequentarunf, wird gestattet, dass 
sie in Zukunft nur dreimal im Jahre zum Goding zu kommen brauchen. 
Aus einer gegen Ende des 13. Jh. gemachten Aufzeichnung über die 
Bechte des Erzbischofs von Köln und seines Marschalls in Westfalen 
ergibt sich (Seibertz, Ürk.-B. d. Herzogt. Westfalen I, 625), dass an 
drei oder vier Orten in der Umgebung von Soest abwechselnd erz- 
bischöfliche Gogerichte abgehalten wurden. Die Ladungen erfolgten 
«cum tribus vicibus, semper de quindena ad quindenam*. Insoweit 
bestand also völlige Uebereinstimmung mit dem Sachsenspiegel. — 
') Später kamen die drei Jahresdinge vielfach auch bei den Gogerichten 
in Gebrauch. Vgl. Anm. 2. v. Spülcker, Gesch. der Grafen von Ever- 
stein, Urk. Nr. 362 (1339). Ledeburs Neues Archiv f. d. Geschichts- 
kunde d. preuss. Staates II, 172 (1320). — *) Dies geht aus den 
Anm. 2 angeführten Belegen hervor. Nach der Aufzeichnung über 
die Soester Gografschafb wurde, wer der dritten Ladung, d. h. der 
Ladung an das dritte Gericht, nicht entsprach, verfestet. — *) Weiter 
darf man keinenfalls gehen. Nicht nur, dass niemand seinen Go- 
genossen in einem andern Go verklagen durfte (vgl. S. 4 Anm. 1) und 
dass die in einem Go ausgesprochene Verfestung nur für diesen galt 
(unten S. 64), vor allem machte die Zusammensetzung des gebotenen 
Dinges die unbedingte Zuständigkeit desselben filr die ganze Graf- 
schaft unmöglich. Das war nur im Landgericht und in dem fränki- 
schen Schultheissending möglich, wo der Graf, beziehentlich das 
Schöffenkollegium, die Einheit der Grafschaft vertrat. 
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Im Gegensatze zu der fränkisch-karolingischen Gerichts- 
verfassung wurde das Urteil im gebotenen Ding nicht von 
Schöffen, sondern von der Gesamtheit der Gerichtsgemeinde 
gefunden ^). Damit wird es zusammenhängen , dass die 
Schöffenbarfreien die Befreiung von der Dingpflicht im ge- 
botenen Gericht erlangt hatten^), so dass diese sich auf die 
Gemeinfreien, die in Ostfalen ihrerseits von der Dingpflicht 
im echten Ding entbunden waren % beschränkte. Im ge- 
botenen Gericht hatten sich demnach die der betreffenden 
Hundertschaft angehörigen Pfleghaften, d. h. die grafen- 
schatzpflichtigen freien Grundbesitzer, und die Nichtgrund- 
besitzer freien Standes (Pächter, Zinsbauern), die freien 
Landsassen, einzufinden ^). Der Sachsenspiegel macht einen 
Unterschied zwischen beiden Kategorien, indem er eine 
Zweiteilung des gebotenen Gerichts eintreten lässt: zu dem 
gebotenen Ding des Schultheissen seien die Pfleghaften, 
zu dem des Gografen die Landsassen dingpflichtig gewesen '). 
Diese Unterscheidung ist durch keine andere Nachricht be- 
zeugt, sie ist an sich undenkbar ®) und erklärt sich einzig 
aus der Neigung des Spieglers zur Aufstellung von Parallelen. 
Die Kritik hat diese besondere Seite des Sachsenspiegels 
nur zu oft aus dem Auge gelassen. Bei ungemeiner Zu- 
verlässigkeit in allen positiven Angaben ist Eike von Repkow 
doch nicht selten der Gefahr geistreicher Phrasen und dok- 
trinärer Spitzfindigkeiten auf Kosten der historischen Wahr- 
heit unterlegen. Die im Sachsenspiegel aufgestellte Unter- 
scheidung zweier Niedergerichte, eines Schultheissendinges 
und eines Gedinges, ist den Westfalen und Engern völlig 
unbekannt. Dieselben stellen dem Landgericht (Freiding, 
Grafending) einzig das Goding gegenüber''), jenes für die 

») Ssp. n, 12 § 3. TU, 64 § 10. 70 § 1. I, 63 § 2: mit al deuie 
rechte dat me dat lantfolk irdelt, oder de scepenen, of it under 
koninges ban is. — *) Vgl. Stobbe 108 f., der mit Recht auf die Be- 
stimmung des Statut, in fav. princ. von 1231 («ad centas nemo syno- 
dalis vocetur") aufmerksam macht. — •) Vgl. oben S. 52. — *) Vgl. 
S. 55 Anm. 2. S. 57 Anm. 4. S. 60. — *) Ssp. I, 2 § 3, § 4. III, 45 
§ 4. 64 § 8, § 10. — *) Nach der Theorie des Sachsenspiegels hätten in 
Kriminalsachen nur Grundbesitzer, in Sachen der niederen Gerichtsbar- 
keit nur Nichtgrundbesitzer das Urteil gesprochen. — ') Vgl. Homeyer, 
Die Informatio ex speculo Saxonum, Abh. d. Berlin. Ak. d. Wiss. 1^56 
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hohe, dieses in seiner ursprünglichen Gestalt ausschliesslich 
für die niedere Gerichtsbarkeit^). Ebenso scheint es bei 
den nordalbingischen Sachsen gewesen zu sein, nur dass 
diese das Landgericht goding oder lutthing nannten^) und 
ihm das Niedergericht als Eirchspielgericht gegenüber- 
stellten '). Ueberall zeigt sich volle Uebereinstimmung mit 
der fränkischen Gerichtsverfassung, abgesehen von dem 
Umstände, dass das dem Gericht des Centenars, d. h. des 
fränkischen Schultheissen, entsprechende Gericht des säch- 
sischen Gografen nicht mit SchöiFen, sondern mit der ganzen 
Gerichtsgemeinde abgehalten wird^). Auch die ostfalischen 
Stadtrechte kennen nur zweierlei Gerichte, dem Obergericht 

S. 631. Stüve, a. a. 0. 122. In der Grafschaft Hoya bestand noch im 
16. und 17. Jh. ein Landgericht, das ausschliesslich als echtes Ding zu 
Hoya abgehalten wurde. Für die niedere Gerichtsbarkeit bestanden 
fünf Gogerichte (Hoya, Gandesbergen, Bücken, Wismelohe und 
Dörverden). Richter im Landgericht war der erste Beamte am Hause 
Hoya oder in seinem Beisein ein landesherrlicher Kommissar, das 
Schöffenamt bekleideten die sogenannten Siebenmeier, übrigens nur 
sechs an der Zahl, die sich über die fünf Gogerichte verteilten. Die 
Gogerichte tagten gewöhnlich je zwei- oder dreimal vor jeder Sitzung 
des Landgerichts, also alle 9 oder 6 Wochen. Die Verhältnisse waren 
demnach im wesentlichen ganz die alten geblieben. Vgl. Opp ermann 
i. d. Zeitschr. f. deutsch. Recht XI, 66 ff. Für Westfalen ist die oben 
(S. 55 Anm. 2) angeführte Aufzeichnung (Seibertz a. a. 0. I, 643 f.) 
zu vergleichen , nach welcher dem Erzbischof als Herzog von West- 
falen zwölf ,iudicia gograviatus** und vier ,comitatu8 qui dicuntur 
vrigrafechap** zustanden. Von einer dritten Art öffentlicher Gerichte 
ist keine Rede. In einer Urkunde über das Schulzenamt zu Soest 
(Seib ertz Nr. 370) heisst es von den diesem untergeordneten Gutshöfen, 
sie seien „liberi ab omni iudicio libero et gograviatus, ita quod scul- 
tetns curtis iudicat in omnibus istis*. Auch hier nur Freigericht und 
Gografengericht, kein drittes, denn der Schultheiss, von dem hieit die 
Rede ist, war ein Hofschulze, nicht ein Schultheiss im Sinne des 
Sachsenspiegels. 

*) Vgl. Stüve, Untersuchungen über die Gogerichte 147. — 
*) Siehe S. 45. — ') Vgl. Urk.-Samml. d. schlesw. holst, lauenb. Ges. I 
S. 256 (1373): secundum ins 'terrae Holtzatiae et consuetudinem coram 
parrochianis in cimiterio in Kerzenhaghen per warandiam et zelandiam, 
proprio zele et wäre, resignaverunt. Ebd. S. 264 f. (1384): coram 
parochianis in cimiterio Schonenberghe. II S. 491 (1367): vor dem 
kerkhove und vor dem kerspele tu Eimeshorne. ■— *) Vgl. S. 56 
Anm. 1. Wilmans. Cod. dipl. Westf. IE Nr. 636 (1258). 1293 (1285). 
1564 (1296). 
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des Burggrafen oder Vogtes steht das Niedergericht des 
Schultheissen gegenüber. Der Schultheiss des säch- 
sischen Stadtrechts ist der Gograf des Land- 
rechts ^). Die Bezeichnung „Gograf" und „Goding" passte 
nur für das Land, nicht für die Stadt, man schloss sich 
deshalb der in den süddeutschen Städten üblichen Termi- 
nologie an, übertrug aber doch auf den Stadtschultheissen 
gewisse Funktionen, die ihm als Niederrichter an sich nicht 
zukamen, sondern dem Schultheissenamte des sächsischen 
Landrechts entlehnt waren. 

Soll man nun dem gegenüber für das ostfälische Land- 
recht an der traditionellen Dreiteilung der Gerichte in 
Grafending, Schultheissending und Goding festhalten? Hätte 
es jemals ein eigenes Schultheissending mit besonderer 
Gerichtsgemeinde gegeben, so wäre doch wunderbar, wo das- 
selbe geblieben sein sollte. Die spätere Zeit kennt wieder 
nur Godinge , die nach dem Untergange der gräflichen 
Landgerichte auch unter dem Namen der letzteren erscheinen. 
Und der Sachsenspiegel selbst zeigt eine Unsicherheit, die 
unmöglich wäre, wenn der Verfasser sich auf positivem 
Boden befände. Schon von anderer Seite ist darauf aufmerk- 
sam gemacht worden, dass bei der Ausdehnung der von dem 
niederen Richter ausgesprochenen Verpestung ebenso wie 
bei der Niederlegung der Ämtsgewalt des niederen Richters 
durch den höheren Richter immer nur von Gografen und 
Grafen, mit keiner Silbe aber von dem Schultheissen ge- 
sprochen wird *). Wie hat man sich aber dann den ganzen 
Sachverhalt zu denken? Darüber geben, meine ich, selbst 
die wenigen Urkunden, die ein Schultheissending erwähnen^ 
genügende Auskunft. Zunächst sei eines Kriminalfalles aus 

*) Vgl. Heusler, Urspr. d. deutsch. Stadtverfassung 83 ff. Arnold, 
Verf. -Gesch. d. deutsch. Freistädte I, 81 ff. 99. Halle - Neumarkter 
Recht §§ 2, 7, 9. Magdeb.-Breslauer Recht v. 1261 §§ 7—10. Magdeb. 
Rechtsb. V. d. Gerichtsverfass. 6 § 3 (Sachs. Weichb. 11). Magdeb. Fragen 
I c. 2 dist. 18. Magd.-Bresl. syst. Schöffenr. II, 2 c. 1. Eigentümlich 
sind die Verhältnisse in Goslar, wo der kleine Vogt an die Stelle des 
Gografen getreten zu sein scheint und der Schultheiss eine schwer zu er- 
kennende Mittelstellung zwischen dem grossen und dem kleinen Vogt 
einnimmt, übrigens unverkennbar ausserdem als Gerichtsvollzieher er- 
scheint. Vgl. Göschen, Gosl. Statuten S. 367 ff. — «) Vgl. Stobbe 113. 
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dem Jahre 1308 gedacht^). Ein Leibeigener aus dem 
Walkenrieder Elosterhofe zu Schauen bei Osterwiek (Harz- 
gau) hatte einen Todtschlag begangen, wofür die den Hof 
bewirtschaftenden Klosterbrüder zur Verantwortung gezogen 
waren. Die Grafen Heinrich und Ulrich von Regenstein 
als Grafen des Harzgaues (s. S. 6 ff.) bekundeten darüber, 
dass „in iudicio nostro sive plebiscitu quod vulgariter dicitur 
godinc, in Driberch, praesentibus nostris praefectis seu 
advocatis H. milite de Derneburch ac Willekino, fuit requi- 
situm, utrum pro delicto servi debeat ille homo, cuius servus 
esse dinoscitur, de iure incusari vel gravari ; ad quod debita 
deliberatione praehabita fuit responsum et ab omnibus appro- 
batum, quod delictum servi non debeat dominus luere nee 
alicuius satisfactionis gravamine subiaoere^^ Indem die 
Grafen diesen Spruch bestätigten und demgemäss die An- 
geklagten ausser Verfolgung setzten, erklärten sie ausdrück- 
lich: „Quos si quisquam hominum incusaverit aut ad aliqua 
iudicia pro tali facto traxerit vel trahi voluerit, sciat nos, 
quorum iudiciaria potestas est in ipso loco interfectionis 
causam sanguinis iudicare, eos insontes, absolutes et inno- 
cuos invenisse nee alicuius satisfactionis vel emendae ipsos 
debere pro tali facto uUo gravamini subiacere^^ Man er- 
kennt deutlich, dass die Grafen den Blutbann als solchen 

• 

als ihr alleiniges Recht betrachteten, aber die Entscheidung 
des einzelnen Falles hatten sie, da die Angeklagten nicht 
dem Stande der Schöffenbarfreien angehörten, nicht vor ihr 
Landgericht gezogen, sondern dem Goding zu Driberg 
überlassen. Die beiden Vorsitzenden werden als „praefecti 
seu advocati'" bezeichnet. Wir erkennen in dem einen, 
dem Ritter von Derneburg, den praefectus, d. h. den 
Schultheissen^), und in dem Vogt Willekin den Driberger 
Gografen ^). Da es sich um eine Ungerichtsklage handelte, 
80 war das Gogericht unter dem Gografen nicht kompetent; 



>) Urk.-B. d. hist. Ver. f. Nieders. III Nr. 7(X). — «) Vgl. S. 8 Anm. 5. 
S. 21. 26 f. Halle - Neumarkter Recht §§ 7, 9. ~ ») Vgl. S. 62 Anm. 4. 
An die beiden Gografen des Schiedsspruches von 1270 (s. S. 64 Anm.) 
würde selbst dann nicht zu denken sein, wenn der Ausdruck , praefectus'' 
eine solche Beziehung zuliesse, da die beiden Driberger Richter aus- 
(hrücklich als Beamte der Grafen von Regenstein bezeichnet wei*den. 
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CS bedurfte des Vorsitzes des Schultheissen, durch den das 
Ooding zum Schultheissending wurde. 

In demselben Sinne sind einige Urkunden, die von Auf- 
lassungen im Schultheissending handeln, zu verstehen. Aller- 
dings liegt hier bereits ein Fall der Fortbildung des Sachsen- 
Spiegelrechts vor, da nach dem letzteren far Streitigkeiten um 
Eigen und Auflassungen von Eigen ausschliesslich die Land- 
gerichte kompetent waren ^); es gehörte mit zu dem allgemeinen 
Zertrümmerungsprozess für die Landgerichte, dass diese im 
Laufe des 13. und 14. Jahrhunderts die Immobiliarsachen 
mehr und mehr an die Gogerichte abgaben^), und auch hier 
scheinen die als Schultheissendinge auftretenden Gedinge den 
Uebergang vermittelt zu haben. Die eben erwähnten Grafen 
Heinrich und Ulrich von Regenstein besassen ein ,,Frei6n- 
gericht'' zu Klein-Harsleben (südlich Halberstadt), wo 
Auflassungen vollzogen werden konnten ') und wo auch die 
zu El.-Harsleben und Wehrstedt wohnenden Laienbrüder des 
heil. Geist- Spitals zu Halberstadt dingpflichtig waren, bis 
die Grafen sie 1295 von der Pflicht „adire indicium nostrum 
quod vrieding appellatur^^ befreieten *). Hier wie indem 
Dribergcr Falle zeigen die Beziehungen zu den Kloster- 
brüdern, dass wir es nicht mit dem Landgericht, sondern 
mit dem Gogericht zu tun haben. Im Jahre 1274 be- 
kundeten die Grafen von Regenstein, dass mit ihrer Ge- 
nehmigung Güter in El.-Harsleben und Wehrstedt auf- 
gelassen seien „coram nostro schulteto in iudicio quod 
schulte tending vulgariter appellatur^^^); unter den An- 
wesenden werden besonders genannt: „Henricus dictus de 
Odorp, noster sculthetus'S femer „Olricus preco" und 
„Heidenricus gogreve^^ Die beiden ersteren (,,Henricu8 
scultetus, Olricus preco de Werstede") neben einem „Thi- 
dericus gogravius^^ werden schon 1259 als Zeugen bei 
einer von den Grafen Heinrich und Ulrich bekundeten Auf- 



«) Auch die Pfleghaften hatten „Eigen" (Ssp. I, 34 § 1. lU, 45 
§§ 5, 6. 61 § 3. 80 § 1), daa vor das Landgericht gehörte. — «) Vgl. 
ö. 65 Anm. 6. — ») Urk.-B. d. Stadt Halberat. I Nr. 26ö (1295): Auf- 
lassung „coram nostris liberis in prefato Hersleve et iudicio secu- 
lari«. - ♦) Ebd. Nr. 269. — ») Ebd. Nr. 140. 
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lassung von Oütern in Wasserleben (Waterler) genannt^); 
es ist anzunehmen, dass schon diese Auflassung in dem 
Schultheissendinge des Schultheissen Heinrich erfolgt war, 
und dass Dietrich ein Vorgänger des Heidenrich in dem 
Oografenamte zu El.-Harsleben gewesen ist^). Im Jahre 
1 276 genehmigten die Grafen Ulrich, Heinrich und Albrecht 
Yon Regenstein die von dem Sohne des Zehntners Ludolf 
vollzogene Auflassung einer demselben zu Eigen gehörigen 
halben Hufe in Gross-Harsleben. Die Auflassung erfolgte 
,,in villa parvo Hersleve in iudicio schultheti nostri Ber- 
toldi'S und zwar „presentibus — — Bemardo de magno 
Hersleve, Johanne et Henrico et Bertoldo, filio Bertoldi 
schulteti, et de parvo Hersleve Ludero et Bemardo precone, 
qui liberi homines dicuntur et consueverunt huiusmodi dona- 
tionibus interesse ^^ ^). Die Anwesenheit des Gografen wird 
nicht besonders hervorgehoben, ist aber nach der Analogie 
der übrigen dasselbe Gericht betreiFenden Urkunden zu ver- 
muten. Man erkennt auch hier wieder das „Freiending^^ 
von Kl.-Harsleben, das durch den Vorsitz des Schultheissen 
zum .,Schultheissending^^ wird. Dass es an sich mit dem 
„Goding'* identisch ist, lehrt das Beispiel des Driberger 
Gerichts (S. 59). 

Auch in der Grafschaft Seehausen begegnen wir den- 
selbenVerhältnissen^). Im Jahre 1305 vollzog Heise von Stein- 
fort eine Auflassung*) zu Donstedt (südwestlich von Neu- 
haldensleben) „coram dominoVuolrado de Dreinlove, schulteto 
terminorum^^ Unter den Zeugen erscheint „Otto gogrevius^^ 
Ifach Urkunden von 1306, 1313, 1314 und 1315 war des 
letzteren Nachfolger ein „Henricus gogravius de Ekenbarde- 
leve'S während der Schultheiss Volrad in einer Urkunde 
von 1317 als „Volradus de Dreyleve, summus gogravius in 

') Jacobs, Urk.-6. der Deutschordenscommende Langein o. r. w. 
I Nr. 22, 23. - ») Vgl. Urk.-B. d. Stadt Halberat. I Nr. 107 (1258): 
„Thidericus de parvo Hersleve, gogravius noster". Nach dem Gografen 
Dietrich wird unter Graf Heinrich IV. von Regenstein (t 1289) ein 
Gograf Ludolf von Kl.-Harsleben genannt (ebd. I Nr. 268). — ») Ürk.-B. 
<L Höchst. Halberet. II Nr. 1315. - *) Vgl. die schätzenswerten Mit- 
teilungen von Behrends in Ledebur 's Neuem Archiv f. d. Geschichts- 
kunde d. preusH. Staates 11,161—178. — ») Behrends. a. a. 0. 169 f. 
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villis et terminis circa Grevenam'^ bezeichnet wird ^). Der 
„schultetus terminoruin" Volrad war also Obergograf der 
Gografschaft an der Grevene bei Althaldensleben , neben 
ihm aber finden wir um dieselbe Zeit den ,,nobilis vir do- 
minus Conradus miles de Werberge, scultetus in Sehusen 
et terminis circumiacentibus^S und unter diesem den „Olricus 
gogravius cognomine Thole, morans Druchtesberch" ^). Es 
scheint demnach, dass die Grafschaft Seehausen, nachdem 
bei dem Verkaufe von 1257 das Gogericht Oschersleben 
abgetrennt war^), noch zwei Gogerichte (Seehausen und 
an der Grevene) enthielt. Die Unterordnung der beiden 
Gografen unter je einen Obergografen oder Schultheissen 
zeigt, dass man das Schultheissenamt, das früher ein ein- 
heitliches für die ganze Grafschaft gewesen war, geteilt und 
lokalisiert hatte. Der Schultheiss war zum Gografen mit 
erweiterter Kompetenz, der Gograf zu seinem Unterbeamten 
geworden*). 

Fasst man diese Entwickelung ins Auge, so machen 
die Aussprüche des Sachsenspiegel keine Schwierigkeiten 
mehr. Der sächsische Centenar war der Gograf^), der sich 
von dem fränkischen Schultheissen nur darin unterschied, 
dass er nicht zugleich Gerichtsvollzieher war. Das Amt 
des Gerichtsvollziehers bekleidete der Fronbote, der eben 
aus diesem Grunde wie der fränkische Schultheiss in jedem 
Dinge anwesend sein musste*). Für den Gografen als 
solchen bestand eine Nötigung, dem ungebotenen Gericht 
beizuwohnen, nicht; die ihm ursprünglich obliegende Auf- 
gabe, seine dingpflichtigen Gogenossen in das Ding zu 

») Vgl. Behrends, a. a. 0. 170. - *) Vgl. ebd. 1G7 f. Vor Go- 
graf Ulrich vollzog sich i. J. 1304 der Verkauf einer Hufe in Gr.- 
Drei leben, die Auflassung dagegen erst am 14. Juni 1305 vor dem 
Schultheissen Konrad. — *) S. oben S. 16 Anni. 5. — *) Vgl. die 
Vereinbarung der Herzöge Wilhelm und Heinrich von Braunschweig 
V. J. 1337 (Sudendorf, Urk.-B. z. Gesch. d. Herz. v. Br. 1 Nr. 609): 
Vortmer so scole we enen hogreven hebben, den use land mit wilkore 
gekom heft. bi deme scolen user beider vogede sitten, unde de scal 

von user beider wegen richten. unde dit gerichte scal de hogreve 

unde user beide vogede sitten an dem berge de dar het de Nul. — 
») Vgl. Waitz, Verf.-G. VII, 36. Stobbe 119. — •) Vgl. Sohm, 
a. a. 0. 406 ff. 
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führen^), verlor sich mit dem Untergange der allgemeinen 
Dingpflicht. Der Sachsenspiegel weiss nichts mehr davon, 
nach seinen Grundsätzen erscheint der Gograf im Land- 
gericht nur, soweit er als Schöifenbarfreier persönlich ding- 
pflichtig ist^). 

Der Amtstitel „Gograf hat unzweifelhaft schon im 
1 1 . Jahrhundert gegolten *). Die lateinischen Quellen haben 
meistens die Bezeichnung „tribunus^^ ^). 

Der Gograf*) war zugleich gräflicher Beamter und 
Vertrauensmann des Volkes. Er wurde von der Gerichts- 
gemeinde gewählt und sodann vom Grafen bestätigt •). Erst 

*) So erklärt sich der „Heriman tribunus" in den Gerichten des 
Grafen Erpo im Jahre 1039 und 1052 (Erhard, Regesta Westf., Cod. 
dipl. Nr. 129, 143). Vgl. S. 43. Stüve, Untersuchungen über die 
Gogerichte 49, 122, der besonders darauf aufmerksam macht, dass in 
den Osnabrücker Urkunden gerade die Biergelden von den Gografen 
ina Gericht geführt werden. Tn einem Landgericht (frigethinc) der 
Grafschaft Bruchhausen (coram nobili Ludolfo de Brokhusen, liberorum 
tnnc comite) im Jahre 1211 werden unter den Zeugen genannt: 
Hemmic de Gestio (Gessel bei Barrien, pg. Steoringa) et omnes liberi 
de eadem villa, Titmarus de Arsten (Ahrsten südl. Bremen) cum 

Omnibus liberis de eadem villa , Rederus de Comethe (Kören bei 

Harpstedt) et concives sui. (Scheidt), Cod. dipl. S. 603. Hoden berg, 
Hoyer Ürk.-B. II Nr. 11. Die Genannten waren doch wol Gografen. — 
*) Vgl. S. 2 1 . — •) Darauf lassen die S. 43 erwähnten „coraitatus" des Siwerc, 
Alfger und Hemmic schliessen. VgL Stüve, a. a. 0. 122. Seibert z, 
Urk.-R I Nr. 73 (1177): comitias in Westphalia que vulgariter go- 
graifschaft dicuntur, — *) Vgl. S 65 Anm. 6. Stobbe 119 Anm. 95. 
Erhard, Regesta Westf'. II, Additamenta von Wilmans S. 135. 
Kindlinger, Münster. Beitr. II Urk. Nr. 33 (1166): tribunos et iuris- 
peritos in Marchia conversantes fecimus advocari. Siehe auch Anm. 1. 
— *) Eine Nebenform war „hogreve". Vgl. Variante zu Ssp. I, 58 § 2 
bei Homeyer. Haltaus, Glossarium 944 f. Grimm, WeistÜmer, 
Register 294. Siehe auch Amu. 6. — ') Ssp. I, 56. Sudendorf, 
Urk.-B. z. Gesch. d. Herz. v. Braunschw. I S. 265 (1303) : quod in tali 
iudicio (dem „iudicium gogravie in Bogenstelle*^, das der Graf von 
Hoya als braunschweigisches Lehen für sich beanspruchte) populäres 
et provinciales, qui vulgariter dicuntur erfexen, iudicem sive gogravium 
eligunt, a vobis (dem Herzog) confirmandum, hoc usque nunc a vestris 
progenitoribus est servatum. Ebd. Nr. 609 (1337): weire aver, dat de 
hogreve storve, wen denne de körn, de to deme richte unde to deme lande 
horden, de scole we bestedegen , also ein wonheit is, äne wedersprake. 
Vgl. S. 62 Anm. 4. Zeitschr. f. d. Gesch. Westfalens XL, S. 50 (1341). 
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die Zusätze zum Sachsenspiegel kennen eine Belehnung 
des Gewählten mit dem Gogericht ^) , eine Veränderung, 
die dann vielfach dahin gefuhrt hat, die Gogerichtsbarkeit 
als reines Yermogensobjekt zu behandeln^). Durch die 
Anwesenheit des Grafen im Goding wurde die Gerichts- 
barkeit des Gografen niedergelegt, wie die des Grafen durch 
die Gegenwart des Königs'). Wie das königliche Hof- 
gericht für die Landgerichte der Grafen, so waren diese 
ihrerseits Berufungsinstanz für sämtliche Gogerichte der 
Grafschaft^). Die im Gogericht ausgesprochene Yerfestung 
wurde durch den Grafen (auf Landgerichtsurteil) zur Graf- 
schaftsverfestung erweitert *). 

Es hat wesentlich zu der Auflösung der Grafschafts- 
verfassung beigetragen, dass seit dem 13. Jahrhundert mehr 
und mehr Gografschaften aus dem Grafschaftsverbande aus- 

V. Spilcker, Gesch. d. Grafen von Everatein, ürk. Nr. 362 (1339). 
Grimm, Weistömer III, 271 Anm. 1 (1578). Vgl. Stüve, a. a. 0. 2 f. 
23 f. 26. 66 ff. Lüntzel, Diöcese Hildesheim 79. In der Harzgraf- 
schaft, welche die Grafen von Regenstein vom Hochstift Halberstadt 
zu Lehen trugen (s. S. 6), waren die gräflichen Gerechtsame gegenüber 
den Gogerichten Gegenstand eines Streites, der 1270 durch einen 
Schiedspruch des Erzbischofs von Magdeburg (v. Ledebur, AUg. 
Archiv f. d. Geschichtsk. d. preuss. Staates XVUI, 52 ff., mit einigen 
Verschlechterungen auch Ürk.-B. d. Höchst. Halberst II Nr. 1221) dahin 
beigelegt wnrde: De iudicio quod goscef dicitur in vulgari taliter 
diffinimus: homines in comitia duos eligent gogravios, qnorum nnus 
a domino episcopo Halb., alter vero a comite confirmabitur; et hii duo 
gogravii iudicabunt equaliter et equa portione percipient in iudicio 
acquisita, scilicet id quod wedde dicitur equaliter est ambomm; 
praeter quam in Warnestede , ubi dominus Halb, episcopus gograviuni 
non habebii 

>) Ssp. I, 56. 58 § 1. Vgl. Homeyer 533 f. Wilmans, Cod. 
dipl. Westf. m Nr. 296 (1232), 550 (1252). — ») Vgl. Wilmans, 
a. a. 0. Nr. 995 (1276), 1311 (1286), 1553 (12%). — >) Ssp. 1, 58 § 2: Svenne 
die greve kumt to des gogreven dinge, so sal des gogreven gerichte 
neder sin geleget. Vgl. S. 50. — *) Ssp. II, 12 § 4: Schilt man en ordel. 
des sal man tien an den hogesten richtere, unde to lest vor den koning. 
- *) Ssp. I, 71 : Svene die gogreve vervest, getüget he sine vestinge 
vor deme greven , he irwirft des greven vestinge over jenen altohant. 
Magdeburger Schiedspruch von 1270 (vgl. oben) : Si aliquis proscriptus 
fuerit coram gogravio, et hec proscriptio fuerit producta comiti, couies 
ad querulantis instantiam bannum proscriptionis illius in sede iudicii 
et loco debito poterit confirmare. 
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schieden^), wobei entweder die hohe Oerichtsbarkeit oder 
doch der Blutbann dem Orafen vorbehalten blieb, oder 
auch jeder Zusammenhang mit der Grafschaft gelöst und 
die gesamte hohe Gerichtsbarkeit über die Gografschaft 
mitübertragen wurde, um dann von Yögten ausgeübt oder 
mit der Gogerichtsbarkeit vereinigt zu werden^). 

Ton Hause aus besassen die Gogerichte ausschliesslich 
die niedere Gerichtsbarkeit, diese aber in ihrem ganzen 
Umfange, also auch über die Schöifenbarfreien ^). Nach- 
dem die letzteren die völlige Exemption von den Gogerichten 
erlangt hatten^), übten diese die niedere Gerichtsbarkeit 
nur noch über die Gemeinfreien (Pfleghafte und Landsassen) 
aus. Nach den Zusätzen zum Sachsenspiegel stand dem 
Gografen bereits der Blutbann zu ^) und auch die Urkunden 
lassen die Gogerichte seit der zweiten Hälfte des 13. Jahr- 
hunderts mehr und mehr im Besitze des Blutbannes und 
der Immobiliargerichtsbarkeit erscheinen®). Das Gerichts- 



^) Vgl. S. 16 Anm. 5. Seibertz, Urk.-B. z. Landes- u. Rechts- 
geschiohte des Herzogt. Westf. I Nr. 39<). 424. 484 (Seite 611, 613 f., 
616, 618, 620, 625, 628, 637, 643 f.). Lüntzel, Diöcese Hildesheim 
406 f. Moser, Osnabr. Gesch. ürk. Nr. 137 (1225). — «) Viele der 
westfälischen Gogerichte sind auf diese Weise zu voller Gerichtsbarkeit 
gelangt. — ») Vgl. oben S. 16 Anm. 5. Stobbe 102 f. Stüve, Ge- 
schichte des Höchst. Osnabrück 1,82. — *) Vgl. Stobbe 108 f. Vgl. 
S. 56 Anm. 2. Privileg des Bischofs Siegfried von Hildesh. für den 
Grafen Simon von Dassel v. 1310 (Sc hei dt. Cod. dipl. S.585f.): Wel 
ok iennich man den vorsprokenen greven vorclagen, deme schal he 
antworden vor os edder vor unsem nakomelinge, unde nicht vor deme 
ghodinge noch vor deme lande. — •) Ssp. I, 58 § 1. 71 (in Verbindung 
mit 68 § 1). m, 91 § 1. — •) Vgl. Magdeb. Schiedsspruch von 1270 
(S. 64 Anm.): Si aliquis alium vulneraverit, et idem vulneratus 
querimoniam fecerit gogravio, coram ipso iusticiam consequetur, et 
comes istum lesorem secundo non debet ullatenus convenire. — Item 
homines liberum habebunt arbitrium querulandi coram comite vel 
coram gO£p:avio. Auflassungen im Goding s. Urk.-B. d. bist. Ver. f. 
Nieders. HI Nr. 886. V Nr. 157, 244 VI Nr. 7, 14, 185. Ürk.-B. d. 
Stadt Quedlinb. I Nr. 72. Sudendorf, Urk.-B. d. Herz. v. Braunschw. 
I Nr. 512. V. Hammerstein, Bardengau 310. (Scheidt), Cod. dipl. 
640. Auch die S. 57 Anm. 3 angeiiihrten holsteinischen Kirchspiels- 
auflassungen gehören hierher. Wenn eine westfölische Urkunde von 
1125 (Erhard, Reg. Westf Cod. dipl. Nr. 190) von den „coram tribunis 
in statutis placitis'^ vollzogenen Schenkungen der Grafen von Kappen- 
Zeitschrift d. Savigny-Stiftung. V. Genn. Abth. 5 
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Wesen wurde territorialisiert auf Kosten des Reiches. Der 
Standpunkt des Sachsenspiegels ist noch ein anderer. Nur 
für die Fälle des Notgerichtes gestattet er auch dem Qo- 
grafen, über Hals und Hand zu richten^). Im übrigen hält 
er daran fest, dass die hohe Gerichtsbarkeit ein Ausfluss 
der königlichen Gewalt ist, also in erster Hand dem Könige 
selbst zusteht, in zweiter und dritter Hand den von ihm 
mit dem Königsbanne beliehenen Fürsten und Untergrafen. 
Eine weitere Uebertragung der hohen Gerichtsbarkeit als 
solcher lässt, im Gegensatze zu der westfälischen Ent- 
Wickelung, der Sachsenspiegel nicht zu: königliches Gericht 
darf nicht in die vierte Hand kommen^). Er macht indessen 
eine Ausnahme: der Schultheiss ist der berufene Stellver- 
treter des Grafen, zwar wird er nicht mit dem Königsbann 
beliehen, aber in der ihm von dem Grafen erteilten Be- 
lehnung mit dem Schultheissentum liegt seine Anerkennung 
als Substitut des Grafen und insofern erscheint er gegebenen- 
falls als Inhaber königlicher Gerichtsbarkeit in vierter 
Hand^). Diese Ausführungen des Sachsenspiegels sind 
durchaus korrekt, aber sie sind unvollständig. Zunächst 
spricht er nur von dem Gericht über Hals und Hand, 
während der Schultheiss den Grafen auch da, wo es sich 
um Eigen handelte, zu vertreten vermochte*). Ausserdem 

berg spricht, so hat man wol an eine Vertretung der betreffenden 
Freigrafen durch ihre Gografen zu denken, da die letzteren in so früher 
Zeit noch keine bnmobiliargerichtsbarkeit besessen haben können. 
Anderer Meinung Waitz, Verf.- Gesch. VIII, 77. 

>) Ssp. I, 55 § 2. Vgl. Stobbe 122 f. Sohm, a. a. 0. 440f. — 
*) Der Grund der Beschränkung lag in dem aristokratischen Charakter 
der ostfölischen Landgerichte. Vgl. S. 51—54. — , ») Ssp. 111,52 §3: 
An die vierden haut ne mach nen len komen, dat gerichte si over hals 
unde over haut, wen scultheitdum allene in der grafscap, durch dat 
nen richtere ne mach echt ding hebben ^e scultheiten ; wenne klaget 
man over den richtere, he sal antwerden vor deme scultheiten, wen 
die scultheite is richter siner scult. Sachs. Lehnr. 71 § 2: Svie gerichte 
to lene hevet von 'me koninge nederwart, dat ne mach nicht komen 
in die vierden hant, äne scultheitdum al ene, durch dat nen greve 
dingen ne mach kne beienden scultheite. Ssp. III, 53 § 3: Man ne 

mut ok nen gerichte ganz lien noch del. Vgl. Homeyer 534 f. 

538. Gerichtszeugniss des Schultheissen Ssp. 11, 22 § 1. — ♦) Da.s 
Sachs. Lehnrecht (s. die vorige Anmerkung) hat eine weitergehende 
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berührt der Sachsenspiegel nur die gelegentlichen Yer- 
tretungsfalle im Landgericht, während er uns an anderer 
Stelle davon in Eenntniss setzt, dass es zu seiner Zeit hin- 
sichtlich des Blutbannes über die nicht privilegierten Freien 
bereits zu einer dauernden Substitution, zu einer wirklichen 
Abzweigung von der gräflichen Gerichtsbarkeit, gekommen 
war. Dieser Zweig der Kriminalgerichtsbarkeit wurde nicht 
mehr im echten Ding, sondern im gebotenen Ding ver- 
waltet ^), und da der Sachsenspiegel als Richter im gebotenen 
Ding nur den Schultheissen und den Gografen '), als Träger 
des Blutbannes aber neben dem Grafen nur den Schult- 
heissen kennt'), so ergibt sich von selbst, dass die 
Aufgabe des Schultheissen im gebotenen Ding eben die 
Handhabung des Blutbannes war, während die niedere Ge- 
richtsbarkeit in den Händen des Gografen verblieb. Wir 
haben schon oben bemerkt, dass der Schultheiss diese 
delegierte Gerichtsbarkeit nicht etwa, wie der Sachsen- 
spiegel angibt, in einem eigenen Biergeldengericht ausgeübt 
hat, sondern dass er sich einfach in das Goding begab und 
hier den Yorsitz einnahm, sobald es sich um Dinge handelte, 
die ausserhalb der Kompetenz des Gografen lagen. Mit 
dem Verfall der Landgerichte wurden auch die Immobiliar- 
sachen der dauernden Vertretung des Schultheissen über- 
lassen und von ihm in das Gogericht übertragen. So wurde 
der Schultheiss, dessen Wirkungskreis ursprünglich einzig 



Fassung. Uebrigens vgl. oben S. 7. 27. Cod. dipl. Anh. I Nr. 710 (1196). 
II Nr. 220 (1256), auch bei Loersch u. Schröder, Urk. z. Gesch. d. 
deutsch. Privatr. 2. Anfl. Nr. 133. 

>) Vgl. Ssp. I, 59 § 1. 63 § 2. 67 § 1. n, 12 §§ 2, 3. - «) Vgl. 
S. 56. — *) Ssp. I, 57 in seiner ursprünglichen Fassung überweist 
das übernächtige Ungericht ausdrücklich dem „belehnten** Richter, 
der Gograf ist ihm aber ausschliesslich gekorener Richter (I, 55 § 1. 56), 
als belehnten Richter erkennt er ausser dem Grafen nur den Schult- 
heissen an. Vgl. Homeyer 535. 544. G. Meyer, Die Verleihung des 
Künigsbannes 10 ff., der jedoch die ordentliche Kriminalgerichtsbarkeit 
des Schultheissen ausser Acht lässt. Stobbe 121 schreibt dem Go- 
grafen den Blutbann über die Landsassen zu. Allein Ssp. I, 71 (ver- 
bunden mit 68 § 1) in der ursprünglichen Textgestalt bezieht sich auf 
die Verfestung im Notgericht, allenfalls auch auf die im Goding unter 
dem Vorsitze des Schultheissen. 
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das Lsodgericht gebfldet hatte *), zum Obeigografen, der Oto- 
graf enchien nun als sein Substitut und auf diese Weise 
bildete sich das Oogericht allmählich zum territorialen 
Landgericht um. Diese Entwickelung konnte hier nur an- 
gedeutet werden, sie fallt über die zeitlichen Grenzen, 
welche unsere Untersuchung sich gesteckt hat, hinaus. 

Noch aber fehlt die genaue Darstellung des Schultheissen- 
amtes in seiner ursprünglichen Bedeutung. Da es hierzu 
eines näheren Eingehens auf thüringische, nordalbingische 
und angelsächsische Verhältnisse l^edarf, so lassen wir diese 
XJntersuchong erst später folgen, dürfen aber schon jetzt 
einige hochinteressante Ergebnisse yersprechen. 



') Hier war er Beisitzer und eTentnell stellvertretender Richter. 
Vgl. oben S. 20 f. 30. 48. 51. 66. 
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Die Erbpacht der Formelsammlungen 

von Angers und Tours und die spätrömische 

Verpachtung der Gemeindeguter. 

Von 

Bnuiner. 



Wir haben etwa ein Dutzend andegavischer und turo- 
nischer Formeln ^), in welchen ein eigenartiges früher 
nicht beachtetes Besitzrecht an Grund und Boden zu Tage 
tritt. Auf dasselbe hat zuerst Edgar Löning aufmerksam 
gemacht 2). Neuerdings hat es auch Waitz besprochen*). 
Während Löning es schlechthin für Erbpacht erklärt, spricht 
sich Waitz minder bestimmt aus. Ihm bleibt es eine offene 
Frage, ob der Besitzer einen Zins bezahlte, weil in den Ur- 
kunden davon nichts erwähnt werde. „Ward ein Zins be- 
zahlt, kann man das Verhältniss angemessen als Erbpacht 
bezeichnen; war es nicht der Fall, bleibt es undeutlich, was 
zu solchem Zugeständniss führen konnte^^ 

Der juristische Charakter dieses Besitzrechtes verdient 
eine genauere Untersuchung. Die richtige Auffassung des- 
selben ist wichtig für die Erkenntniss der gallischen Grund- 
besitzverhältnisse zur Zeit der fränkischen Eroberung. Die 
Frage greift aber auch tief in die römische Rechtsgeschichte 
ein, denn sie steht in bedeutsamem Zusammenhange mit der 
Art der Verpachtung der Municipalländereien in spätrömischer 
Zeit. 



>) Die formulae Andegavenses und die formulae Turonenses werden 
im Folgenden nach Zeumers trefiflicher Ausgabe der Formeln in den 
Mon. Germ. Leges, Sectio V, 1882 citirL — *) Das Kirchenrecht im 
Reiche der Merowinger S. 717 fT. — ') Deutsche Verfassungsgeschichte 
II, 1, 290 (dritte Auflage). 
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Die Grundstücke, um die es sich in den Formeln handelt, 
erscheinen als Gegenstand verschiedenartiger Rechtsgeschäfte. 
Sie werden in dotem gegeben (A. 1, 40, 54) entweder zu erb- 
lichem Hecht oder zu Leibzucht ^), sie werden verkauft (A. 4,21, 
T. 8, 42), sind Object eines Tauschgeschäftes (A. 8), einer 
unbedingten und einer bedingten Schenkung an Kinder (A.37, 58), 
sie werden als Nutzungspfand bestellt (A. 22), sie sind in der 
Veräusserung von Freiheit und Vermögen inbegriffen (A. 25) ^) 
und können, wie aus A. 7 hervorzugehen scheint, vom Be- 
sitzer zu Precarienrecht ausgethan werden. 

Der veräussemde Besitzer ist nicht Eigenthümer. Als 
solcher erscheint regelmässig eine Kirche, einmal auch ein 
weltlicher Grosser. Es heisst von den verilusserten Grund- 
stücken, dass sie gelegen seien in terraturium sancti illius 
(A. 4, 8, 21, 22, 40, 54), super terra ecclesiae Andicavis 
(A. 25), einmal super terraturio vir inluster illo (A. 37). In 
form. Andeg. 7 wird das Gi*undstäck von dem Besitzer in der 
Form der später so genannten precaria verliehen. Der Pre- 
carist, der dem Verleiher eine „securitas^^ ausstellt, nennt es 
darin „res vestra et domni illius^^ Unter dem domnus ille 
ist wol der Eigenthümer zu verstehen, wogegen der verleihende 
Besitzer nur ein von jenem abgeleitetes Besitzrecht gehabt 
haben dürfte. In form. And. 58 spricht der Besitzer von res 
meas, obgleich er nicht Eigenthümer ist, in form. Tur. 8 von 
einer vinea iuris mei infra terminum sancti illius, in Tur. 42 
von einer casa mea in ratione (regione) illius. 

Das Grundstück, über welches verfügt wird, ist häufig 
ein Weinberg (A. 4, 22, 25, T. 8) oder ein campus schlecht- 
weg, in T. 42 eine casa cum ipsa area, ubi posita est, infra 
civitatem vel burgum illum, in A. 1 eine casa cum curte 
circumcincta nebst „vineas, Silvas, pratas, pascuas'^ 

Die Besitzer erscheinen, wie schon E. Löning mit Recht 
bemerkte, nicht etwa als persönlich abhängige Hintersassen, 
sondern als vollfreie Personen. Viri, domni magnifici treten 
(A. 1, 25, T. 8, 42) als Veräusserer oder Erwerber auf. 

>) Dabei Ist an die fränkische, nicht an die römische dos zu 
denken. — '} In dem Passus: vindedimus a vobis estatus nostros cum 
omni peculiare, quod habemus aut locare poteieremus hat locare be- 
reits wie das französische louer die Bedeutung miethen, conducere. 



Die Erbpacht der FormelsammlDDgen von Angers und Tours etc. ^ 1 

Die Verfägungsfreiheit des Besitzers entspricht im All- 
gemeinen dem Veräusserungsrechte des römischen Erbpächters ^). 
Das Besitzrecht ist aber nicht Emphyteusis; denn bei dieser 
hat der Herr im Falle der Veräusserung ein Recht des Con- 
senses, der nicht willkürlich versagt werden darf, und im 
Falle des Verkaufes ein Vorkaufsrecht^), während uns in den 
Formeln weder ein Consensrecht, noch ein Vorkaufsrecht be- 
gegnet. Das Besitzverhältniss ist ferner nicht Theilpacht, 
colonia parciaria, wie sie in f. A. 30 an einem Weinberge 
erscheint; denn in A. 22 wird dem Pfandgläubiger, dem 
der Besitzer ein Gut als Nutzungspfand bestellt hat, der volle 
Ertrag der Früchte, welche Gott wachsen lässt, ohne Be- 
schränkung zugesichert« Das Besitzrecht ist ein erbliches. 
Der Erwerber erhält das Grundstück (A. 37) ad posse- 
dendum et hoc est abendi, tenendi seu conmutandi, posteris 
tuis, vel nbi tua decreverit volomtas, derelinquendi. In den 
Witthumspacten (A. 54) heisst es: et se acnacio de nobis 
procreata non fuerit, hec omnia . . tenire et possedere debeas 
et cui volueris relinquas. Die Pönalstipulation des Ver- 
äusserers erstreckt sich auch auf die Anfechtung durch dessen 
Erben (A. 21). 

Der Erwerber soll das Grundstück besitzen „salvo iure 
sancti illius, cuius terra esse videtur'^ (A. 1) oder „absque 
preiudicium sancti illius, cuius terra esse videtur (A. 8, 21, 
40, 58), salvo iure ipsius sancti (T. 8), salyo iure ipsius terrae 
(T. 42)'). In dieser Clausel ist jedenfalls die Zinspflicht in- 
begriffen. Eine solche vorauszusetzen sind wir von vornherein 
genöthigt, wenn wir nicht das Recht des Besitzers im Wider- 
spruch mit dem Inhalt und Wortlaut der Formeln als Eigen- 
thum betrachten wollen. Bei der unbeschränkten VerfUgungs- 
freiheit des Besitzers würde es, wenn anders ein Leiheverhältniss 
vorliegt, ohne die Zinspflicht an jedem actuellen Gehalte des 



Inst. III, S4 § 3: cuive conductor heresve eins id praedium 
vendiderit, aut donaverit aut dotis nomine dederit aliove quo- 
cumque modo alienaverit. — *) Arndts, Civilistische Schriften, I, S26; 
Wind scheid, Pandekten §220. — ») In der securitas A. 7 erklärt' der 
Precarist das Gut zu besitzen absque vestrum preiudicium et domni 
illius. 
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Eigenthums fehlen ^). Die Zinspflicht besonders hervorzuheben 
war kein Anlass vorhanden, wenn sie nach Art einer Realiast 
auf dem Grundstück ruhte, der Eigenthümer wegen Versäum- 
niss der Zinszahlung das Gut an sich ziehen, den Besitzer 
abmeiern konnte. Uebrigens wird in einer andegavischen 
Formel, weil ein besonderer Anlass obwaltete, die Zinspflicht 
ausdrücklich betont. In form. And. 58 schenkt ein Vater 
zwei Drittel seines beweglichen und unbeweglichen Veimögens 
seinem Sohne. Er soll sie besitzen und darüber verfügen 
absque preiudicio sancti illius cuius terre esse vide(n)tur. Die 
Schenkung ist aber an die Bedingung geknüpft^ dass der Sohn 
den Vater für Lebenszeit verpfründe und von den in der 
Schenkung inbegriffenen Grundstücken den Zins entrichte. 
Der Vater schenkt: ea tamen condicione, ut dum advycero 
mihi in omnibus tam de victo et de vestito soniare mihi 
debiat et ipsa terra prosolvere faciat. Es konnte im vor- 
liegenden Falle zweifelhaft sein , ob der Sohn oder der Vater, 
der sich ein Drittel des Vermögens zu Gunsten seiner Erben 
vorbehalten hatte, den Zins zu zahlen habe. Drum wurde 
die Zinspflicht des Beschenkten ausdrücklich in die Schenkungs- 
urkunde aufgenommen. 

Nach alledem haben wir es mit einem Besitzverhältnisse 
zu thun, welches als Erbpacht zu bezeichnen nicht bloss an- 
gemessen sondern kaum vermeidlich ist. Im sechsten Jahr- 
hundert nannte man es wahrscheinlich conductio. Das in 
Erbpacht gegebene Grundstück hiess nämlich terra conducta. 
Diese Bezeichnung findet sich in der Ueberschrift von A. 4: 
hie est vindicio de terra conducta^), wogegen es A. 27 bei 
dem Verkaufe zu Eigenthum heisst: incipit vindicio (de) pro- 
prietate. 

Bemerkens werth ist, dass nach zwei andegavischen For- 
meln (21, 58) die auf den Vertragsbruch gesetzte Geldbusse 
zwischen dem Vertragstreuen Gontrahenten und dem ajgens 
des kirchlichen Grundherrn getheilt werden soll '). In anderen 

^) An Kriegsdienste des Beliehenen kann ebensowenig wie an 
Frohnden desselben gedacht werden. — *) Diese Ueberschrift mit dem 
neuesten Herausgeber der Forroehi als ungenau zu bezeichnen ist kein 
Anlass vorhanden, da noch römische Kaiserconstitulionen des 5. Jahr- 
hunderts die Erbpacht conductio (perpetua) nennen. — *) A. 21: inferit 
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hierher gehörigen Formeln wird das Strafgedinge ausschliess- 
lich dem Vertragstreuen Contrahenten, in A. 37 und 54 diesem 
und dem Fiscus zugesprochen ^). Der agens, der Beamte der. 
Kirche tritt in den Formeln von Angers als versitzender 
Richter auf. Die Verabredung, dass das Strafgedinge getbeilt 
werden soll, verfolgt den Zweck, die richterliche Gewalt in das 
Interesse an der Bestrafung des Vertragsbruches hineinzu- 
ziehen. In A. 57 heisst es geradezu, dass die Conventional- 
strafe getbeilt werden soll una cum iudice intercedentem. 
Ist jene Voraussetzung richtig, so müssen wir annehmen, dass 
in den Fällen von A. 21 und A. 54 die Gerichtsbarkeit Über 
den Rechtsstreit um das Erbpachtrecht der Kirche zustand. 
Zwei Möglichkeiten liegen vor, diese Gompetenz der Kirche 
zu erklären. Entweder hat sich die Kirche bei der Vererb- 
pachtung von Grundstücken die Schlichtung von Streitigkeiten 
über dieselben vertragsmässig vorbehalten, wie dies bei Leihe- 
verhältnissen nachweislich schon sehr frühe vorkam^). Oder 
aber es hat die Jurisdiction in derartigen Sachen der Kirche 
auf Grund der damals im Rechtsgebiete unserer Formeln 
geltenden Gerichtsverfassung von Rechtswegen zugestanden. 
Ein näherer Einblick in die Jurisdictionsverhältnisse der for- 
mulae Andegavenses ') zwingt uns die zweitgedachte Erklärung 
vorzuziehen. Es zeigt sich nämlich, dass die Gompetenz, 
welche nach den andegavischen Formeln dem Abte, dem pre- 
positus oder dem agens (ecclesiae) zusteht, ziemlich genau 
mit der Gompetenz zusammenfällt, die das spätrömische Recht 
den mediocres iudices, insbesondere den Defensoren überliess, 



inter tibi et agente sancti illius, duplet. A. 58: et insuper inter tibi 
et agente sancti illius (soledus) tantus conponat. 

A. 37: sociante flsco conponat. A. 54: inferit inter tibi et fisco 
soledus tantus coactus conponere debiat. — *) In der westgothischen 
Formel Nr. 36 bedeutet das Versprechen des Precaristen „responsum ad 
defendendum me promito afferre" die vertragsmässig flbernommene 
Pflicht sich vor dem Grundherrn zu verantworten. — •) Dieselben 
bilden vom Standpunkte der über die merowingische Gerichtsverfassung 
herrschenden Ansichten eine kaum dberwindJiche Schwierigkeit. Die Be- 
merkungen Sohms, Reichs- und Gerichtsverfassung S. 351, E. Lönings, 
a.a.O. 743, und Georg Meyers, Die Gerichtsbarkeit Ober Unfreie und 
Hintersassen, in der Zeitschr. der Savigny-Stiftung II, 111 scheinen mir 
die Frage nicht zu erledigen. 
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während die ausschliessliche Zuständigkeit des Grafen von 
Angers sich ungefähr mit dem Wirkungskreise deckt, welchen 
die spätrömische Gerichtsverfassung dem rector provinciae als 
dem iudex Ordinarius vorbehielt^). 

Die Defensoren waren, wie von Alters her die Municipal- 
magistrate, in geringfügigen Civilsachen competent'). Nach 
einer Constitution des Honorius von 395 soll der rector pro- 
vinciae mit geringfügigen Sachen auch nicht sub specie cri- 
minis behelligt werden. Die Interpretatio zu dieser Gonsti- 
stitution, C. Th. II, 1, 8 spricht den mediocres iudices die 
Gerichtsbarkeit de parvis criminibus zu^), als da sind: Ent- 
weichung eines einzelnen Sklaven, Wegnahme eines Zugthiers, 
Entziehung eines Grundstücks oder Hauses von massigem 
Umfang und handhafter Diebstahl. Dagegen gehören Klagen, 
bei welchen nach römischem Processrechte eine Inscription des 
Klägers erforderlich ist und welche sich als causae maiores 



^) Vgl. Be ihm an n- Hollweg, Geriebtsverfassung und Process des 
sinkenden römischen Reichs S. 66, 125. Derselbe, Der römische Civil- 
process III, 44 ff. 105, 111. — ') Arg. Paulus in Dig. L. 1, 28 und 
Paulus Sent. L. V, 5a, § 1 : . . itemque a magistratibus municipalibus 
usque ad summam, qua ius dicere possunt . . Cod. Theod. I, 29, 2 (a. 365): 
si quis de tenuioribus ac minisculariis interpeliandum te esse credi- 
derit, in minoribus causis acta conficias. Der Cod. lust. setzt 1,55, 1 
hinter causis hinzu: id est usque ad 50solidorum summam; eine jüngere 
Vorschrift lustinians Nov. 15, c. 3, 4 erhöhte die Summe auf 300 solidi. 
— *) Quoties de parvis criminibus id est unius servi fuga aut sublaii 
iumenti aut modicae terrae seu domus invasae vel certi furti id est 
detenti aut praeventi sub criminis nomine actio fortasse processerit, ad 
mediocres iudices qui publicam disciplinam observant id est aut defen- 
sores aut assertores pacis vindictam eins rei decernimus pertinere. Ad 
rectorem vero provinciae illud negotium criminale perveniat, ubi de 
personarum inscriptione agitur vel maior causa est, quae non nisi ab 
ordinario iudice recitata legis sententia debeat terminari. Die inter- 
pretirte Constitution des Honorius (a. 395) nennt causas de fugaci servo 
(cf. C. Th. I, 29, 2) aut manifesto furto aut non manifesto, direpti etiam 
animalis, servi vel rei mobilis ac moventis vel vi bonorum raptorum, 
parvulae etiam terrae finium et parvulae casae . . . tnomentariae pos- 
sessionis . . abacti animalis als Gegenstände, mit welchen der rector 
provinciae sich nicht befassen soll. Vergleiche zu dieser Stelle Goth o- 
freds Commentar. Die assertores pacis, welche nachmals in der Lex 
Wisigothorum wiederkehren, stellt schon Gothofred mit den ire- 
narchae zusammen. Ebenso Dahn, Könige der Germanen VI, 357 f. 
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darstellen^) vor den rector provinciae ^). Dieser .Regelung 
der Zuständigkeit entspricht es, wenn nach den Formeln 
von Angers die Klage um einen Weinberg als eine „modica 
terra*' ^) und die Vindikation eines Knechtes *) vor einem Abte, 
die Wegnahme eines Zugthiers ^) vor einem agens , das Fort- 
treiben von Vieh*) vor einem prepositus verhandelt wird, wo- 
gegen der Graf über homicidium richtet). In den Formeln 
von Tours wird eine Klage über invasio terrae, auf welche 
der Beklagte ohne vorausgegangene Inscription des Klägers 
zu antworten verweigert, vor dem Grafen verhandelt*). 

Als Ergebniss dieser Ausführungen über die Jurisdiktions- 
verhaltnisse kommt für den Gegenstand unserer Untersuchung 
die Thatsache in Betracht, dass die Klage um invasio terrae 
nach dem spätrömischen Rechte des Occidents vor den iudices 
mediocres, nach den Formelsammlungen vor dem Vorstand 
oder agens der Kirche verhandelt werden konnte, wenn eine 
parvula, eine modica terra vel casa in Frage stand, wogegen 
der Rechtsstreit um eine maior causa vor den rector provinciae, 
beziehungsweise vor den Grafen gehörte*). Wenn in zwei 

*) Die bekannte fränkische Unterscheidung von causae maiores 
und causae minores knQpft an spätrömischen Sprachgebrauch an, doch 
ist die Grenzlinie in anderer Weise gezogen. — *) Dass die Interpretatio 
nicht bloss für das westgothische Reich als Quelle des römischen 
Rechtes verwerthbar ist, braucht nach Fittings Untersuchungen in 
der Zeitschr. f. R.- Gesch. 11, 122 nicht mehr bewiesen zu werden. — 
') A. 47: quasi yinia sua . . malo ordine pervasisset. A. 30: Klage 
wegen eines angeblich in Theilpacht gegebenen Weinbergs, während 
der Besitzer den Theilpacht vertrag bestreitet. — *) A. 10. — •) A. 11. 
Vgl. A. 13 und das sublatum iumentum der Interpretatio. — ') A. 24. 
Der Beklagte erklärt: quod nee sua animalia nunquam menassit, nee 
per sua menata ipsa animalia digere numquam habuissit, nee de 
man US suas excorticatas nunquam fuissent. Gf. abacti animalis in 
C. Th. II, 1, 8. — ') A. 12, 50. — •) T. 29: presenti tempore malo 
ordine possidere videris; unde apud me in responsum introire noluisti, 
nisi sicut lex edocet tibi inscriptionem de sumptis et expensis confir- 
massem. Vergl. die stark verderbte Formel Zeumer, p. 536, Rozi^re439: 
cum in praesentia inluster vir (vor dem Grafen) ille illo mallavit, sed 
tili petiit ut scriberet quod petivit. . . es folgt die sog. editio mit Be- 
sognahme auf Interpr. Brev. IX, 1, 4; 6. — *) Aus der Appennis- 
ertheilung (A. 31—33) kann man nicht auf die ausschliessliche Gompetenz 
des Grafen in Streitigkeiten um Immobilien schliessen. Vgl. gegen Sohm, 
Reichs- u. Gerichtsverfassung 429 Zeumer in der Zeitschr. der Savigny- 
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Formeln von Angers ein Theil des Strafgedinges dem Fiscus 
zugesprochen wird, so mag es sich da um Grundstücke 
handeln, die den Contrahenten nicht für eine modica terra 
galten, und ist ferner zu berücksichtigen, dass im fränkischen 
Reiche zwar der höhere Bichter den niederen aber nicht um- 
gekehrt dieser jenen ausschloss. 



Die Erbpachtverhältnisse von Angers und Tours, wie sie 
sich in den Formeln vom sechsten bis in das achte Jahr- 
hundert verfolgen lassen, reichen in die Zeit dos römischen 
Reiches zurück. Schon E. Löning hat auf die agri vecti- 
gales der römischen Municipien hingewiesen. Es waren dies 
städtische Gemeindegrundstücke, welche gegen ein vectigal 
auf immer vei-pachtet wurden, wogegen jene Gemeinde- 
ländereien, die nicht in Erbpacht, vielmehr gewöhnlich in 
Zeitpacht vergeben wurden, agri non vectigales hiessen ^). Die 
Vererbpachtung war so allgemein, dass sie in dem prätorischen 
Edicte berücksichtigt war, welches hinter der rei vindicatio für 
die Erbpächter von Municipalgrundstücken eine actio in rem 
proponirte *). 

Einem unmittelbaren geschichtlichen Zusammenhange 
zwischen den agri vectigales und der Erbpacht der andega- 
vischen Formeln steht nun aber die schwer wiegende That- 
Sache im Wege, dass die agri vectigales in der kaiserlichen 
Gesetzgebung nach Diocletian völlig verschwunden sind'). 
Andrerseits kann die Emphyteuse, wie sie im Oriente bei dem 
zur Anpflanzung verpachteten Oedlande entstand, nicht als 
Anknüpfungspunkt verwerthet werden, weil sie zu römischer 
Zeit im Occidente nicht üblich war. Mit dem Verschwinden 

Stiftung I, 104. Die Abgrenzung der causae minores, welche uns in 
den karolingischen Gapitularien begegnet und Immobiliarsachen ohne 
Rücksicht auf den Umfang des Streitobjectes davon ausschliesst, er- 
scheint im Verhältniss zu den Gerichtsverfassungsverhältnissen der 
formulae Andegavenses als eine fränkische Neuerung. 

») Gaius, Inst. 111,145, Paulus in Dig. VI, 3, 1. 1. Vergl. Puchta, 
Instit. II, § 245 und A. Pernice, Parerga II in der Zeitsch. der 
Savigny-Sliflung, rom. Abth. V, p.84f. — *) Lenel, Das edictum per- 
petuum 146. — *) Das praedium vectigale erscheint z. B. noch in der 
Constitution von 293, Cod. lust. V, 71, 13. 
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der agri vectigales kann man sich auch nicht durch die Aus- 
flucht abfinden, dass nur das Wort ausser Gebrauch gekommen 
sei, die Sache aber, nämlich die Yererbpachtung der Gemeinde- 
gmndstücke in der früheren Weise fortgedauert habe ^). Der 
Umstand, dass das Wort in den kaiserlichen Constitutionen 
des 4. und 5. Jahrhunderts an Stellen, wo man es mit Be- 
stimmtheit erwarten müsste, nicht gebraucht ist, würde 
dadurch* nur noch räthsel haften Ich halte dafür, dass die 
hervorgehobene Erscheinung mit einer tiefgreifenden Verände- 
rung in den Besitzverhältnissen der römischen Gemeinden 
zusammenhängt, welche in der Zeit Gonstantins und seiner 
Söhne durch eine umfassende Confiscation von Gemeindegütem 
eingeleitet worden ist. 

Wir haben im Cod. Theodosiänus eine kurze Constitution 
lulians von 362, welche meines Wissens für die Geschichte 
der römischen Erbpachtverhältnisse bisher nicht die verdiente 
Beachtung gefunden hat. Julian ordnet darin an, dass die 
den Städten entzogenen Güter ihnen restituirt und sodann 
verpachtet werden sollen^). 

Possessiones publicas civitatibus iubemus restitui ita ut 
iustis aestimationibus locentur, quo cunctarum possit 
civitatum reparatio procurari. 
Die julianische Restitution eingezogenen Gemeindegutes 
wird auch bei Ammianus Marcellinus, bei Libanius und bei 
Sozomenus erwähnt'). Die Einziehung muss in der Zeit von 
Constantin bis Julian stattgefunden haben. Was den Zweck 
derselben betrifft, so geht aus Sozomenus, der Julians Resti- 
tution vom christlich - kirchlichen Standpunkte aus beurtheilt, 
die Thatsache hervor, dass Constantin den Geistlichen aus 
den städtischen Einkünften {i» tdv sxaatiig ndkemg tpoQwv) 
so viel zugewiesen habe als zur Deckung der nothwendigen 
Bedürfnisse erforderlich war. Demnach hat die lange Reihe 
von Säkularisationen, welche die katholische Hierarchie be- 
klagt, ihr Vorspiel und Seitenstück in einer ausgedehnten 
Confiscation städtischen Vermögens, aus welchem die Kirche, 

>) Puchta a. a. 0. — «) Cod. Theod. X, 3, 1. — »j Siehe die CiUle 
bei Gothofred zu Cod. Theod. X, 3, 1. Vgl. Manso, Leben Constan- 
lins des Grossen p. 228 f. und Hegel, Geschichte der Städte Verfassung 
von Italien I, 73. 
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nachdem sie kaum zur rechtlichen Anerkennung gelangt war, 
sich zu bereichern gewusst hat. Allerdings scheint aber die 
Confiscation nicht ausschliesslich zu kirchlichen Zwecken er- 
folgt zu sein. Ammian hebt die Restitution als einen Beweis 
der Freigebigkeit Julians hervor, weder er noch Libanios er- 
wähnen, dass das eingezogene Vermögen zur Dotirung der 
Kirchen verwendet worden sei, wie sie denn Überhaupt nichts 
über Urheber und Anlass der Einziehung mittheilen. Diese 
muss daher wol einen allgemeineren Charakter gehabt haben, 
als man aus Sozomenus zu schliessen geneigt sein könnte. 
Nur ein Theil des Gemeindegutes mag in die Hände der 
Kirche gelangt ^), ein anderer gewiss nicht unerheblicher Theil 
von Constantin und seinen Söhnen zur Deckung anderen Auf- 
wandes gebraucht worden sein, den ihre kostspielige Politik 
erforderte. 

Bei Ammianus Marcellinus heisst es XXV, 4, 15: vecti- 
galia civitatibus restituta cum fundis absque his quos velut 
iure vendidere praeteritae potestates. Nach der Constitution 
lulians von 362 ist aber die Restitution nicht so zu denken, 
als ob der Erbpachtzins, welchen die Gemeinde durch die 
Massregeln der christlichen Kaiser verloren, nunmehr wieder 
an die Gemeinde gezahlt werden solle. Die fundi werden den 
Gemeinden nicht etwa als vererbpachtete Grundstücke zurück- 
gegeben; sie erhalten vielmehr ihr früheres Vermögen ohne 
dingliche Beschränkung, denn es wird eine neue Verpachtung 
des restituirten Gutes vorgeschrieben, welche auf Grund einer 
iusta aestimatio stattfinden und den erschöpften Gemeinde- 
haushalt wieder in die Höhe bringen soll. Diese von Julian 
vorgeschriebene Verpachtung kann, wie sich aus dem Folgenden 
ergeben wird , nur als eine locatio temporaria , nicht als 

^) Dass der Glerus nichts oder wenig bekommen habe, lässt sich 
den Nachrichten des Sozomenus gegendber nicht annehmen. Wenn 
auch die Haassregel zu Gunsten der Kirche im allgemeinen weniger 
gut in die Regierung Gonstantins d. Gr. wie in die Zeit seiner Söhne 
passen möchte, so hat doch schon Gonstantin Getreidelieferungen an die 
Kirche aus den Staatseinkünften vorgeschrieben. E. Löning, Das 
Kirchenrecht in Gallien von Constantin bis Ghlodowech, S. 2^. Nach 
Burckhardt, Die Zeit Gonstantins des Grossen, 2. Aufl. 366 hat er 
„der Kirche geradezu eine bedeutende Staatsbesoldung vorzüglich in 
Landstücken und Kornrenten ausgeworfen.'* 
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eine locatio perpetua gedacht gewesen und durchgeführt 
worden sein. 

Einige nachjulianische Constitutionen lassen es nämlich 
geradezu als unmöglich erscheinen, dass bei den Gemeinde- 
gutem in den letzten Jahrzehnten des vierten Jahrhunderts 
der Gegensatz von agri vectigales und non vectigales der 
Sache nach bestand, wie er in der Zeit des Juristen Paulus 
bestanden hatte. Denn sie setzen ohne jegliche Unterscheidung 
bei den Gemeindegütern schlechtweg die Möglichkeit be- 
liebiger Verpachtung voraus, welche bei Grundstücken, die 
mit ständigen Pächtern besetzt waren und von diesen testa- 
mentarisch und ab intestato vererbt werden konnten, selbstver- 
ständlich nicht gegeben war. 

Eine Constitution Valentinians von 372, Cod. Theod. X, 3, 2 
verbietet die Verpachtung von praedia und saltus reipublicae 
an Curialen. Die Grundstücke, deren Verpachtung damals in 
Frage stand können natürlich nicht in Erbpacht gewesen sein. 
Sie sollen nicht an Curialen verpachtet werden, vermuthlich 
deshalb, weil die amtliche Stellung des Decurionen missbraucht 
werden konnte und wol auch missbraucht worden ist, um den 
Zuschlag für einen niedrigeren als den möglichen Pacht- 
schilling zu erreichen ^). Auf das System der Zeitpacht lässt 
femer eine Constitution des Theodosius von 383 (Cod. Theod. 
X, 3, 4) schliessen, welche, um die minder fruchtbaren Grund- 
stücke des öffentlichen und des Tempelgutes an den Mann zu 
bringen, vorschreibt, dass die Pächter von öffentlichem und 
von Tempelgut zu ihrem bereits gepachteten Grundstück unter 
Erhöhung der Pachtsumme einen minder ertragsfähigen Acker 
anpachten sollen, widrigenfalls für diesen combinirten Complex 
ein anderer Pächter gesucht werden müsse. Fände sich kein 
freiwilliger Pächter, so sollen die Güter ohne Erhöhung des 
Pachtschillings an die antiqui possessores id est decuriones vel 
quoslibet alios gelangen. 

>) Gothofreü denkt an die Möglichkeit der Hinterziehung des 
Pachtzinses. Allein dieses Motiv sprftche auch gegen C. Tb. X, 3, 1. 5, 
worin Honorius die Vererbpachtung an die Curialen anordnete. Das 
Motiv des Verbots der Verpachtung an die Curialen fiel hinweg, als 
man von dem System der Zeitpacht wieder zu dem System der Erb- 
pacht gegen ein^n herkömmlichen Canon überging. 
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Eine undatirte Constitution des Honorius (Cod. last. 
XI, 71,-4) empfiehlt es als ein Gebot der Billigkeit, dass bei 
Verpachtungen der fundi publici die früheren Besitzer neuen 
Pächtern vorgezogen werden sollen, falls jene sich zu gleichem 
Pachtschilling erbieten. 

Diese Bevorzugung des sesshaften Pächters bildete die Ein- 
leitung für den Uebergang von der Zeitpacht zur Erbpacht, 
der sich um die Wende des vierten und fünften Jahrhunderts 
vollzog. Auf diese Entwicklung scheint der Umstand einge- 
wirkt zu haben , dass die kaiserliche Verwaltungspolitik bald 
nach lulian für die kaiserlichen Güter die Fixirung der Pacht- 
zinse und die Beständigkeit der Pachtverhältnisse anstrebte 
und herbeiführte, indem sie das System der Erbpacht zur 
Regel machte^). 

Am Ende des vierten Jahrhunderts scheint bei den auf 
Zeit verpachteten Gemeindegütern der Pachtzins durchschnitt- 
lich so hoch gestiegen zu sein, dass eine vortheilhafte Er- 
höhung desselben nicht mehr zu erwarten stand. In einer 
Constitution, welche der neueste Herausgeber des Codex lusti- 
nianus zwischen den Jahren 400 und 405 ansetzt (Cod. lust. 
XI, 71,3), schreibt Honorius ganz allgemein vor, dass die 
loca und fundi rei publicae, sofern eine Steigerung der Pacht- 
schillinge nicht zu erwarten sei, an conductores perpetuarii 
verpachtet werden sollen. 

Ohne diese Voraussetzung wurde die Vererbpachtung ge- 
wisser Gemeindegüter von Honorius in einer Constitution vom 
Ende des Jahres 400 (Cod. Theod. X, 3, 5) angeordnet. 

Aedificia, hortos atque areas aedium publicarum et ea 
rei publicae loca, quae aut includuntur moenibus civi- 
tatum aut pomeriis sunt connexa vel ea quae de iure 
templorum aut per diversos petita aut aeternabili 
domui fuerint congregata vel civitatum territoriis 



>) Cod. Theod. VU, 7, 1, 2 (a. 365); X, 3,3; XI. 16, 12; 13; Cod. 
lusl. XI, 71, 1. Vergl. Puchta a. a. 0. § 145. Für den vermuthelen 
Zusammenhang spricht die Thatsache, dass auf die Yererbpachtung 
der Gemeindegrundstücke nicht die alte Bezeichnung ager vectigalis 
sondern jene Terminologie angewendet wurde, wie sie sich für die per- 
petua conductio, die nicht Emphyteusis ist, bei den kaiserlichen Gütern 
ausgebildet hatte. 
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ambiuntur, sub perpetua conductioDe, salvo dun- 
taxat canone, quem sub examine habitae discussionis 
constitit adscriptum, penes municipes, collegiatos et 
corporatos urbium singularum coUocata permaneant, 
omni venientis extrinsecus atque occultae conductionis 
attentatione summota. Officia autem palatina decem 
librarum auri mulctae subiaceant, si cui ad versus prae- 
cepta huius sanctionis veuiendi aditum assentatione 
praestiterint. 
Oeffentliche Gebäude, Gärten, Bauflächen, Gemeindegüter, 
die innerhalb der Stadtmauer oder an dem pomerium ^) liegen, 
Grundstücke, die aus eingezogenem Tempelgut herrührend ent- 
weder vom Kaiser verschenkt ^) oder zum kaiserlichen Privat- 
vermögen eingezogen worden waren, und sich innerhalb des 
städtischen Territoriums befinden, sollen nur an Curialen, an 
die Mitglieder gewisser städtischer Genossenschaften >) und 
gewisser Innungen^) und zwar zu beständiger Pacht gegen 
den amtlich katastrirten Zins verpachtet werden. Auswärtige 
sind von der Verpachtung solcher Güter ausgeschlossen. 

Es handelt sich da um eine der socialen Massregeln, 
welche das Ziel verfolgten, den Kern der städtischen Be- 
völkerung in den verödenden Städten des römischen Reiches 
festzuhalten. Die Curialen, die coUegiati, die corporati waren 
zwar gesetzlich an die städtische Scholle gebunden. Aber 
trotzdem flüchteten sie zahlreich aus den Städten, so dass 
mehrmals angeordnet werden musste, sie zwangsweise zurück- 
zuführen *). Da der Zwang nicht ausreichte, suchte man sie 
durch Begünstigungen an das heimatliche Gemeinwesen zu 
fesseln ^. 

^) Auf die philologische Streitfrage über die Lage des pomerium 
ist hier nicht der Ort einzugehen. — •) An Privatpersonen C. Th. 
XVI, 10, 20, § 1. — ') Vgl. aber die collegiati Gothofreds Paratitlon 
zu Cod. Theod. XIV, 7 und Hegel, Geschichte der Städteverfassung 
von Italien I, 83.— *) Vgl. Ober die corporati Gothofreds Paratitlon 
zu Cod. Theod. XIV, 2 und Hegel a. a. 0. 7, 81. — ») Vgl. u. a. 
C. Th. XIV, 7, 1. 1, 3. lieber die Curialen Hegel 1. c. 74. — •) Da zu 
den Corpora publicis obsequiis deputata auch die laeti gezählt wurden, 
die mit den corporati den Mangel der Freizügigkeit theilten, kann ich 
mir nicht versagen, hier auf eine Constitution von 465 aufmerksam zu 
machen, Vielehe für die Geschichte der laeti meines Wissens weder 

Zeitschrift d. Savigoy-Stiftung. V. Qerm. AbUi. 6 
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Das Rechtsverhältniss der Erbpächter von Gemeinde- und 
Tempelgut ist im Wesentiichen als dasselbe wie das der 
kaiserlichen Erbpächter zu denken. Sie hiessen wie diese 
qondttctores perpetuarii oder perpetuarii schlechtweg, der Zins, 
den sie zahlen, wird nicht vectigal sondern canon genannt. 
Ihr Recht ist vererblich und veräusserlich ^}. 

Die Erbpacht der formulae Andegavenses und Turonenses 
wird nach diesen Ausführungen nicht an die agri vectigales 
der Stadtgemeinden, sondern an jene conductio perpetua an- 
zuknüpfen sein, welche wir bei den Gremeinde- und Tempel- 
gütem unter Honorius in vermuthlichem Anschluss an die 
Vererbpachtung der kaiserlichen Grundstücke entstehen sahen. 
Als Eigenthümer der andegavischen und turonischen Erbpacht- 
guter erscheint in der Regel eine Kirche, nur einmal ein 
weltlicbier Grosser, niemals die Stadtgemeinde als solche. 
Es ist nicht wahrscheinlich, dass die Kirche das an den Ge- 
meindegütern ausgebildete Verhältniss durch spontane Yererb- 
pachtung ihres eigenen Besitzthums nachgeahmt habe zu einer 

von romanistischer, noch von germanistischer Seite verwertbet worden 
ist. Das Gesetz ist von Severus. Nur ein Fragment desselben ist bei 
Haenel Nov. Gonst. p. 338 abgedruckt. Den fehlenden Anfang und den 
übrigen Wortlaut der lex hat Bluhme in Monuro. Germ. LL. III, 624 
ans dem God. Vat. Reg. 1050 nach einer Mittheilung Merkels in einer 
Anmerkung zum burgundischen Papianus abgedruckt. D^r massgebende 
Passus lautet: Quoniam per virum inlustrem Ausonium cunctorum ad 
nos provincialium querella pervenit, eo quod leti et aliaque corpora 
publicis obsequiis deputata homines qnorundam se colonis vel famulis 
ignorantibus dominis sociassent et nunc sub specie publicae corpora- 
tionis procreatos liberos conantur iugo servitutis absolvere . . . Vgl. 
God. Theod. VII, 90, 12 (a. 400). In Titel 46 des Papianus, der auf der 
genannten Gonstitution des Severus und auf einer gleichartigen Gon- 
sUtution Leos beruht, werden die leti durch den litus ersetzt. So 
bilden djsnn die Gonstitution von 465 und Papian. T. 46 die bislang 
schmerzlich vermisste Brücke zwischen den römischen laeti und den 
fränkischen liti. 

^) Gf. God. Tust. XI, 71, 5 § 4: iure igitur perpetuo publici con» 
tractus. firmitate perpetuarius securus sit et intelligat neque a se neque 
a, posteris suis vel his, ad quos ea res vel successione vel donatione 
s|ve venditione vel quolibet titulo pervenit sive aliquando pervenerit, 
eßse retrahendum. Ob der alte ager vectigalis auf Grund freier Ver- 
äjasserung den Besitzer wechseln konnte, ist zweifelhaft Vgl. Pernice 
», a. 0. 88» 
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Zeit, da sie auf dem Wege war in dem bedeutend strengeren 
Abhängigkeitsverhältniss des Precariums eine viel vortbeil- 
haftere Verwerthung ihrer liegenden Güter anzubahnen. Weit 
näher liegt die Annahme, dass es der Kirche gelungen war, 
durch oder ohne Vermittlung der Staatsgewalt sich die Ge- 
meindeländereien endgiltig anzueignen, auf welche sie schon 
in constantinischer Zeit begonnen hatte, ihre Hand zu legen. 
Wahrscheinlich ist diese definitive Erwerbung noch in den 
Tagen der römischen Herrschaft in Gallien erfolgt Zur Zeit, 
da Sozomenus schrieb (f nach 446), war die Kirche wieder im 
Besitz der städtischen Einkünfte, die sie bei lulians Resti- 
tution hatte herausgeben müssen. Im Laufe der ersten Hälfte 
des fünften Jahrhunderts muss eine neue grossartige Plünde- 
rung des Gemeindevermögens durch Fiscus, Kirchen und 
Grosse stattgefunden haben ^). Denn Theodosius II fand sich 
durch die allgemeine Not der Stadtgemeinden veranlasst 443 ') 
eine abermalige Restitution aller in den letzten dreissig Jahren 
den Gemeinden abhanden gekommenen Grundstücke anzu* 
ordnen'). Dass diese Constitution auch nur im Orient zu 
allgemeiner Ausführung gelangte, darf füglich bezweifelt 
werden« Auf gallischem Boden konnte sie bei den damals be- 
reits vorliegenden Verhältnissen jedenfalls nicht in Wirksamkeit 
treten.: Als die definitive Erwerbung der Gemeindegüter durch 
die Kirche erfolgte, muss sie in der Weise vor sich gegangen 
sein, dass der Wechsel des Eigenthümers nicht von einer Ent' 
Setzung der besitzenden Erbpächter begleitet war, sondern die 
Kirche diesen gegenüber nur in das Verhältniss der Stadt* 
gemeinden eintrat 

^) Nach Hegel, Städteverfassung in Italien a. a. 0. haben sich 
mit dem städtischen Vermögen im 4. und 5. Jahrhundert besonders 
die Kirchen bereichert und so den Grund gelegt zu ihrem nachmaligen 
unermesslichen Vermögen. — *) Nov. Theod. II, 23, 1, Haenel, Nov. 
GoDst. p. 100. — *) • • praedia tarn ürbana quam rustica, nee non 
etiam tabemae, quae ad ius civile pertinent, et a quibusdam quolibet 
modo intra triginta annos, abhinc retro numerandos, detentae sunt, 
universis civitatibus assignentur; exceptis videlicet tantum bis, quae 
vel a procuratore divinae domus vel a viro illustri comite rerum priva- 
tarum iussu nostrae clementiae vel communi consensu civitatum cum 
scripturae interpositione distractae sunt. 
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Die altnordische (altnorwegisch - altisländische) 

Auflassung. 

Von 

Herrn Dr. K. Lehmann 

in Berlin. 

Die Formen der GrundstQcksäbertragung im altnordischen 
Rechte sind von den Rechtshistorikern eingehender bisher 
nicht behandelt worden. Im Anschlüsse an die dänische 
scotatio bespricht sie Thorkelin im Diplomatar. Arna-Magnae 
anam, Eofod Ancher in seinen samlede juridiske Skrifter (II 
S. 415—435, dazu Schlegel in den Anm.), Eolderup-Rosen- 
vinge in seinem Grundrisse der dänischen Rechtsgeschichte. 
Der norwegischen skeyting widmet wenige Worte Rudolf 
Keyser in seinen hinterlassenen Schriften (II S. 345) und 
J. H. Aschehoug in dem Aufsatze: om tinglige Rettigheder 
efter de gamle norske Love in Norsk Tidsskrift for Videnskab 
og Litteratur 1854 (S. 227). Ueber die altisländische Grenz- 
begehung handelt Schlegel in der Gommentatio zur Gr4gäs 
(S. CXXXVI. VII), Balduin Einarsson in der Juridisk Tids- 
skrift Bd. 22 (S. 335), Finsen im Wortregister seiner Aus- 
gabe der Grägäs (voce: land). Ausführlicher beschäftigt sich 
mit der altnorwegischen skeyting Frederik Brandt in seinen 
trefflichen Vorlesungen über norwegische Rechtsgeschichte 
(S. 161 ff. 189 ff. 333. 334), nur ist seine Darstellung zu sehr 
eine photographische Wiedergabe der in den Provincialrechten 
vorgefundenen Sätze, auf deren rechtsgeschichtliches Verhält- 
niss zu einander er sich nicht genügend einlässt. Theilweise 
gehört hierher, was Konrad Maurer über die altisländische 
Feuerumfahrt in seinen Beitrag, zur Rechtsgesch. des german. 
Nordens S. 55 ff. und über das norwegische Waffenergreifen in 
der Germania Bd. 16 S. 317 ff. vorbringt. An einer um- 
fassenderen Behandlung fehlt es indessen noch, soviel Theil- 
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nähme eine nähere Beschäftigung mit diesem Gegenstande 
einflösst. Denn haben sich auch in der späteren Zeit dänische 
und deutsche Einflüsse im norwegischen Sachenrechte Geltung 
verschafft^), so nimmt die ältere nordische Grundstücksiiber- 
tragungsform eine selbständige Stellung ein ; fernerhin erweckt 
der unfertige Zustand, welchen das altnordische Recht grade 
in dieser Materie bietet, die besondere Aufmerksamkeit. Aus 
älterer Zeit ragen Trümmer in die norwegischen Provincial- 
rechte hinein — und es vollzieht sich innerhalb derselben 
eine verfolgbare Entwickelung. So erklärt es sich, dass nicht 
nur die beiden in Betracht kommenden norwegischen Pro- 
vincialrechte gegenüber dem Rechte des isländischen Frei- 
staates ein eignes Aussehen tragen, sondern auch untereinander 
erheblich abweichen, ja dass innerhalb des einen, der Gf)l., 
sich verschiedenartige Satzungen nebeneinander vorzufinden 
scheinen, sodass die Aufgabe erwächst, das Aeltere vom 
Jüngeren zu scheiden und den gemeinsamen Ausgangspunkt 
zu finden. Für die südgermanische Rechtsgeschichte endlich 
dürfte eine Darstellung der altnordischen Auflassung nicht 
ohne Werth sein. — 

Machen wir, was gerathen erscheinen dürfte, mit dem 
altnorwegischen Elechte den Anfang, so ist zunächst zu be- 
merken, dass von den Provincialrechten uns nur die ein- 
schlägigen Satzungen der Gpl. und Frpl. erhalten sind. 

I. Die CulapüiggUg. 

Die Auflassung — darunter ein formaler, symbolischer 
Grundstücl^sübertragungsakt verstanden — ist den Gpl. unter 
dem Namen: skeyting bekannt. Dass das nicht bloss der 
altnorwegischen, sondern in etwas veränderter Gestaltung auch 
der altdänischen ^) und altschwedischen') Rechtssprache ge- 



^) Vgl. Aubert Kontraktspantets historiske Udvikling isssr i danske 
og norske Ret. Kristiania 1872 bes. S. 71 ff., siehe dazu Maurer in der 
krit. Vierteljahrsschr. Bd. 15 S. 237 ff. — *) Ueber die altdän. scotning 
siehe zuletzt Stemann den danske Retshistorie S. 464 ff. — *} Ueber 
die altschwedische sc0tning siehe von Amira Nordgerm. Obligationen- ' 
recht I S. 51 2 ff., gegen den jedoch zu bemerken ist, dass die scfirtning 
wahrscheinlich aus Dänemark durch Vermittelung der Kirche in Schweden 
eingedrungen ist, und die alte Umfahrt, umfert», verdrftngt hat. 
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läafige Wort sich von skaut, Schooss herleitet, hat schon 
Grimm ^) hervorgehoben. Um das Legen oder den Wurf einer 
Scholle Erde in den Schooss des Erwerbers handelt es sich, 
wie die sg. Paraphrase des Bischofs Sanesen^) und ein 
Schreiben Papstes Innocenz IIP) umständlich auseinander- 
setzen. Die Scholle musste dem veräusserten Grundstücke ent- 
nommen, der Wurf vom Veräusserer geschehen sein*). — Schil- 
dern die altnorwegischen Rechte diesen Erdwurf selbst nidit, 
80 liegt doch kein Grund vor, ihn anders zu denken, als -die 
verwandten Quellen ihn beschreiben, zumal eine, sonst freilich 
nicht klassische, Geschichtsquelle, die KarlamagnüssagaYIII/530 
gelegentlich den Ausdruck moUdskeyta, Erdschöten, gebraucht. 

Die skeyting ist streng genommen nicht ein einziger und 
einheitlicher Akt. Sie besteht als Gesammtübertragungsakt 
gegenüber ihrer causa, dem Rechtsgeschäfte, aus zwei Akten, 
dem Erd nehmen, moUd taka, und der skeyting im eigentlichen 



») R. A. S. 116 f. — *) II 38. — ») cap. 2 X de consuet. 14.— 
*) In einer Dissertation von Vegesack, de scotatione danica Altona 1744! 
findet sich eine interessante Urkunde aus d. J. 1643 über eine in 
Dänemark (Grempel-Harde) vorgenommene scotatio mit fif. Passus: 

,,Worup de Köper Niss Petersen ingen wardig de Erde, so 
em de Yerköper Hanss Glaussen in de Handt gelegt, sambt dem 
Egendohme und Besitte des Landes an sick nehmen und also 
die Schote vollntagen worden.** 

Derselben Dissertation entnehme ich das lehrreiche Gitat aus 
„Blüting gründliche Erklärung des Jutischen Lov-Buches". 

„Der Verkäufer schneidet aus der Erde eine kleine, runde 
Sade, dar steckt er ein klein Stöcklein ein, das in die Höhe 
gerichtet ist, das nimmt derVerkäuffer in seine Hand und über- 
giebet es dem Käufifer hinnen vier Dingstoken (etwa = Schraonen) 
in seine Hand mit diesen Worten : 

Vor diesem gehegenden Dinge verlate ik Niss Haussen das 
Huss, Hoff, Grund und Boden dem Peter Glassen mit allen seinen 
Thobehöringen, alse dieses Erdes wiese und Gewohnheit is." 
Das Sodeken wirft dan der Käuffer zurficke über die 
Schulter von sich. 

Wie hier mit der Scholle ein anderes Symbol auftritt, so finde ich 
in einem jütischen Thingprotokolle von 1522 neben der Erde das Messer. 
Nielsen Gamle Jydske Tingsvidner Nr. 38: giorde forscrefne Horten 
€re8ternsen ett fultskade med mo«id oc knyff efifter loghen: es that 
der vorbeschriebene Horten Grestemsen eine volle Auflassung mit 
Erde und Hesser nach den Gesetzen. 
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Sinne, so das8 sich mit Hinzurechnung des Bechtsgeschäftes 
eine Dreibeit von Akten ergiebt, welche den derivativen 
Erwerb des Grundstückes unter Lebenden herbeiführen. 

1. Das Rechtsgeschäft 

Es erhebt sich zunächst die Frage, welchen Rechts- 
geschäften in den Gpl. die skeyting eigenthümlich war. Von 
vornherein wird hier nun der Pachtvertrag (leigumäli), obzwar 
ein dingliches Recht erzeugend, auszuscheiden sein. Frag- 
licher aber ist, ob der eigentliche Pfandvertrag (vedmäli) und 
die Pfandzwecken dienenden Verkäufe til mala und stefna 
die skeyting erforderten. Diejenigen Schriftsteller, welche 
wie Attbert <S. 6!), Aschehoug (S. 234), Frederik Brandt 
(S. 334) den vedmali als suspensiv, das kaup til mala und til 
stefnu als resolutiv bedingten Eigenthumsübergang tendirendes 
und bewirkendes Rechtsgeschäft auffassen, sehen sich ge- 
zwungen, jedenfalls für letzteres Nothwendigkeit der skeyting 
anzunehmen^). Indessen ist juristisch der Charakter der 
bedingten Eigenthumsübertragung weder dem kaup til m&la 
noch dem kaup til stefnu in den GI>1. derart aufgeprägt, 
um eine stricte Anwendung der für den reinen Eigen- 
thumskauf aufgestellten Form nothwendig erscheinen zulassen. 
Von einem Verfalle des Grundstücks bei nicht rechtzeitiger 
Einlösung ist bei beiden nicht die Rede, das Grundstück 
wird noch als das des Verkäufers, dieser noch als Eigen- 
thümer desselben bezeichnet (280. 283. 284. 276). Wie wenig 
ein Schluss vom reinen Eigenthumskauf gerechtfertigt wäre, 
zeigt die Vergleichung der für das Angebot an die Stamm- 
gutsgenossen beim reinen kaup und beim kaup til stefnu aufge- 
stellten Normen. Während beim reinen kaup das Angebot auf 
dem Thinge und an alle Stammgutsgenossen zu geschehen hat, 
soll es beim kaup til mala und til stefnu nur vor Zeugen 
und nur an den nächsten Stammgutsgenossen, und nicht ein- 
mal an den Sohn, erfolgen (288. 287). Von der skeyting 
aber erwähnen die Gpl. beim kaup til stefnu und til mala 
nicht nur nichts, sondern sie stellen das kaupa til skeytingar 
in 278. 279 dem kaupa til stefnu, til mala in 288 gradezu 
gegenüber und die Form des molld taka, sowie der skeyting 

1) Unentschieden Rudolf Keyser, S, 345. 
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mit väpnatak, dürfte für einen vorübergehenden Eigenthums- 
wechsel, wie er beim kaup til mala auch nach jener Anschauung 
beabsichtigt war, sicher nicht angebracht gewesen sein. 

Somit erscheint für die 6f)I. der Schluss gerechtfertigt, 
dass die skeyting nur den reinen Eigen thumsübertragungs- 
geschäften eigenthümlich war, worauf sich weiter fragen 
würde« ob sie jedem reinen Eigenthumsübertragungsgeschäfte 
eigenthümlich gewesen. Die Frage scheint zu bejahen. 
Freilich sprechen die 6|>1. nur vom kaup til skeytingjar, 
also vom onerosen Rechtsgeschäfte^), indessen lässt der Satz 
des § 292: 

„wo auch immer der König auf lässt, soll das Bestand 

haben" 
einen Schluss auf den Gebrauch der skeyting bei der S c h e n k u n g 
zu, da hauptsächlich an königliche Freigebigkeitsakte (heid- 
laun, dreckulaun 270) gedacht sein mochte, welche in Form 
und Wirkung begünstigt waren. Auch zeigt ein Blick auf 
die altschwedischen Quellen, dass die skeyting nicht bloss der 
Schenkung angehörig, sondern sogar ursprünglich allein an- 
gehörig war und von ihr erst im Laufe der Zeit auf andere 
Bechtsgeschäfte sich ausgebreitet hat. Und eine verwandte 
Entwickelung für Korwegen lassen die Geschichtsquellen ver- 
muthen, welche skeyta und gefa mehrfach identificiren ^). 

Ist so das Geltungsgebiet der skeyting festgestellt, so 
handelt es sich um die Voraussetzungen und Formen des der 
skeyting zu Grunde liegenden Rechtsgeschäftes, welches der 
Kürze halber als kaup bezeichnet sein mag. Zu unterscheiden 
sind hierbei Stamm- und Erwerbsgrundstück — odal und kaupa- 
jord oder fang. 

Das Stammgrundstück, d. i. dasjenige Grundstück, welches 



») Für Tausch Dipl. Norweg. VIII 2 

f>8eir leto oc — skceytto. Nu toko f>eir skceyting af mer at 
loghum rettom oc landz sid. 

s) Heimskr. Saga Haralds hardräda 103/625. Saga Magnus Blinda 
12/717. 
Frfssbök Sigurdar s. Slembidjäkns S. 320 
Fagrsklnna S. 145 
Karlamagnussaga VIII/530 
Morkinskinna S. 199. 122. 
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durch eine bestimmte Zahl von Generationen ^) herab ^ sich 
nach den Regeln der Stammgutsfolge in derselben Familie 
vererbt hat ') ist von dem dermaligen Eigenthümer nicht frei 

^) lieber die Zahl finden sich zwei Bestimmungen in den 6^1. Nach 
266 mOssen es fünf, nach 270 vier Generationen sein. — *) lieber die Art 
der Vererbung geht 266 und 270 wieder auseinander. Nach 266 sollen es 5 
langfedgar besessen, soll also das Grundstück in grader Linie sich ver- 
erbt, nach 270 soll der Grossvater es dem Grossvater hinterlassen, kann es 
sich also innerhalb der Seitenlinie bis zum zweiten kanon. Grade vererbt 
haben. Augenscheinlich liegt hier ein Fall der Doppelrecension vor, ohne 
dass sich mit Sicherheit erkennen lässt, welche Definition der Magnüs'- 
schen, welche der Olafschen Recension angehöre. Die alliterirende Wort- 
fassung des §270: er afi hefir afa leift, der alterthflmliche Ausdruck 
afi verbunden mit den gleichfalls alterthümlichen Kategorien des 
Kinderaufziehungs-, Dienst- imd Trinklohnes, des Branderbes, ferner die 
Erwägung, dass nach § 270 die Erbfolge in das odal werdende Grund- 
stück den bauggilldismenn zusteht — 218, 219 — was, die Bestimmung 
der Fr^l. XII 4, wonach bauggilldismenn aUein vorkaufs-, somit auch 
erbberechtigt in das fertige odal waren, für die Gp\, ursprünglich 
angenommen, Einheit der Succession in das odal werdende und odal 
gewordene Grundstück ergeben würde — spricht für das höhere Alter 
des § 270; dazu kommt, dass die Definition des § 266 an den Ort, wo 
sie steht, nicht recht hinpasst; das telia til langfedra von Seiten beider 
Parteien, bevor noch Kläger den Beweis der gehörig beobachteten 
Formalitäten angetreten hat, findet nicht nur in dem Verfahren vor 
dem Privatgericht bei Forderungen aus anderem als vitafd, — § 37 
Gpl. — sondern auch im späteren Rechtsgange bei Grundstückssachen 
keinen Anhalt. Als blosses Vorlegen der Stammbaumes aufgefasst hat 
es keinen Sinn und ein Prüfen des Stammbaumes durch das Privat- 
gericht vor Antretung des Beweises für die gehörigen Formalitäten 
seitens des Klägers wäre eine Anticipatio gewesen. So bleibt uns nur 
der Schluss, dass der ganze Satz späteres Einschiebsel an unrechter 
Stelle ist. Die Frl>l. und die L. L. ergeben für die Frage keine Ent- 
scheidung, da an den § 270 sich die geringere Zahl der Ahnen, an den 
§ 266 die grade Vererbung anlehnt. — *) Den Stammgrundstücken 
stellt der § 270 noch gleich die als Wergeid in Zahlung gegebenen, die 
als Branderbe genommenen, die vom Könige als Geschenk oder als 
Lohn für Söldnerdienste erhaltenen, die für Auferziehung fremder 
Kinder empfangenen, endlich die gegen Stammgrundstücke einge- 
tauschten. Ob für alle diese Kategorien, wie Keyser (S. 326) will, still- 
schweigende Voraussetzung war, dass der Rechtsvorgänger das Grundstück 
bereits als odal besessen habe, erscheint fraglich. Als Wergeid dürfen 
nach 223 freilich nur Stammgrundstücke gegeben werden, auch bez. 
des Branderbes, sowie des barnfostrlaun ist Keyser beizutreten, dagegen 
dürfte bei den vom Könige gegebenen Grundstücken eine solche Forde- 
rung nicht aufgestellt worden sein ; siehe L. L. VI 2. 
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veräusserlich. Er muss dasselbe vor der Veräusserung seioeQ 
Stammgutsgenossen ^) zum Vorkaufe anbieten. Das Angebot 
zum Vorkaufe ist im Herbste auf dem Thinge, und zwar, wie 
287 gegenüber 276 ausführlicher berichtet, in der pingsökn des 
Grundstücks zu erlassen, d. h. auf dem Viertels-, nicht wie 
Frederik Brandt will, auf dem Volklandsthinge ^). Es kann 
durch den Veräusserer oder seinen Bevollmächtigten (287) 
erfolgen. Die Stammgutsgenossen sind aufzufordern, am 
Donnerstage der Osterwoche sich auf dem Grundstöcke einzu- 
finden und das Grundstück zu dem vom Dritten gebotenen 
Preise zu kaufen. Unter ihnen selbst entscheidet Nähe der 
Verwandtschaft. Am Donnerstage der Osterwoche finden sich 
nun auf dem Grundstücke der verkaufslustige Eigenthümer, 
der kaufslustige Dritte und die vorkaufslustigen Stammguts- 
genossen ein. Um Ck)llusionen des Eigenthümers mit dem 
Dritten vorzubeugen, können die Stammgutsgenossen von den 
Parteien die Ableistung von Calumnieneiden verlangen. Machen 
die Stammgutsgenossen von ihrem Vorkaufsrechte keinen Ge- 
brauch, so kann der Eigenthttmer frei veräussern '). Sind die 



^) Stammgutsgenossen — odalsnautar, seltener odalsmenn, zwischen 
welchen Bezeichnungen sich für die 6I>1. ein sachlicher Unterschied 
mit Frederik Brandt (S. 169) nicht entdecken lässt — sind nur die- 
jenigen, welche Erbfähigkeit in das Stammgut haben» folglich aus- 
geschlossen : 

a) Weiber ausser Tochter, Schwester, Vatersschwester, Bruders- 
tochter, Sohnestochter 275. 

b) die nicht blutsverwandten Erben, also die ausserordentlichen 
Erben der §§ 106 — 114, auch der Branderbe, zu dessen Gunsten 
und in Bezug auf das Erbrecht in 270 eine Ausnahme ge- 
macht ist. 

Im Uebrigen sind alle verwandten Männer ohne Rücksicht auf 
Mannes- und Weibsstamm bis zur Yerwandtschaflsgrenze , also dem 
fünften Grade kanonischer Computation in der Reihenfolge, wie sie in der 
Erben tafel auftreten, als odalsnautar zu betrachten — 282. — Unzweifel- 
haft hat in der früheren Zeit diese weite Ausdehnung des Begriffes 
nicht gegolten; muthmasslich beschränkte er sich auf die Angehörigen 
des bauggilldi und später des nefgilldi, welchen allein nach 274 die 
Einlösung eines odal von einer odalskona zustand. — *) Siehe 
Maurer, Studien über das sg. Christenrecht König Sverrirs S. 23. — 
*) Aschehoug hat in seinem bereits erwähnten Aufsatze: om tinglige 
Rettigheder eine eigenthümliche Ansicht über den Umfang des Vor- 
kaufsrechtes der odalsnautar aufgestellt. Nach ihm geht dasselbe 
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Vorschriften über das Angebot nicht beobachtet worden, so 
können die Stammgutsgenossen das Rechtsgeschäft binnen 
Jahresfrist anfechten. 



nicht mit dem Nichtgebrauch verloren, vielmehr konnten die Stamm- 
gutsgenossen innerhalb der ersten 30 Jahre nach Abschluss des Ver- 
äusserungsgeschaftes gegen Zahlung des Kaufpreises, nach Ablauf jener 
20 Jahre aber gegen Zahlung des Taxwerthes das Grundstück bis zu 
dem Zeitpunkte einlösen, wo es odal in dem Geschlechte des Erwerbers 
geworden wftre. Aschehoug stützt sich für seine Ansicht einmal auf 
den gemeinsamen Gedanken, welcher den Vorschriften über das Ein- 
standsrecht der Stammgutsgenossen und das WiedereinlOsungsrecht 
des eine stefnu oder mala jOrd veräussernden Eigenthümers zu Grunde 
läge; es sei nicht anzunehmen, dass das Recht der Stammgutsgenossen 
inhaltlich schwächer, als das contractsmässige WiedereinlOsungsrecht 
habe sein sollen, während doch die G^d. beide Rechte znsammenstellten. 
Indessen liegt beiden Rechtsinsti tuten zunächst durchaus nicht der 
gleiche wirthschaftliche Gedanke zu Grunde. Das WiedereinlOsungs- 
recht dient den Zwecken des veräussernden Eigenthümers, das Recht 
der Stammgutsgenossen den Zwecken der Familie. Jenes greift also 
nicht blos bei Stammgütern, sondern auch bei anderen Grundstücken 
Platz. Das WiedereinlOsungsrecht ist ferner ein contractliches, das 
Recht der Staxnmgutsgenossen ein gesetzliches, jenes setzt also eine 
ausdrückliche Einräumung, eine freiwillige Unterwerfung des Erwerbers 
voraus, bei welcher es nicht zu verwundern ist, dass sie weitgehender 
ist, als eine vom Gesetz von vornherein auferlegte Beschränkung. 
Aschehoug muss, von seiner Grundanschauung des Vorkaufsrechtes der 
odalsnautar ausgehend, den Schluss ziehen, dass auch die nach der 
Veräusserung geborenen Mitglieder des Geschlechtes, sowie die Kinder 
derjenigen Stammgutsgenossen, welche selbst ihr Recht verwirkt hatten, 
ein WiedereinlOsungsrecht besassen. Indessen verlautet hiervon in den 
G^l. ebensowenig etwas, wie in den Frl>l. und consequent musste Asche- 
houg mit seiner Auffassung dahin gelangen, auch dem Veräusserer 
selbst ein WiedereinlOsungsrecht zu gewähren, woran doch sicherlich 
nicht zu denken ist. Mit der Ausdrucksweise der Gl>].: en ef eigi er 
sva brigt . sem nu hevi ec talt , I>a a bann alldrigin uppreist f>ess mals 
sidan 289 cf. 291 ist Aschehougs Ansicht nicht vereinbar und es ist über- 
haupt von Aschehougs Standpunkt aus nicht erklärlich, welche Rolle 
die Vorschrift, dass innerhalb eines Jahres der Einstand von den Ge- 
schlechtsgenossen geübt werden müsse, haben solle. — Wenn sich 
Aschehoug weiter auf einen Widerspruch zwischen 277 imd 266—269 
beruft, insofern jener Paragraph als EinlOsungssumme den Kaufpreis, 
diese aber den Taxwerth des Grundstücks hinstellten, so ist zu er- 
widern, dass die §§ 266—269 gar nicht den Fall der Geltendmachung 
des Einstandsrechtes, sondern den der Vindication eines odal gegen 
den gutgläubigen unrechtmässigen Besitzer vor Augen haben. 
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Soviel über die Voraussetzungen des kaup eines Stamm- 
gutes. Das kaup selbst vollzieht sich für das Stammgut in 
keiner anderen Form, als fdr das Erwerbsgut. Erforderniss 
des^ Abschlusses auf dem Thinge ist nur beim kaup vom 
königlichen Voigte vorgeschrieben (264), wogegen sonsthin das 
kaup nur der Hinzuziehung mindestens zweier Urkundspersonen 
bedarf (40, 78). Indessen scheint in der ältesten Zeit eine 
erhöhte Oeffentlichkeit des Abschlusses gefordert worden zu 
sein. • „Nun kauft Jemand ein Grundstück in der Menschen- 
menge^^ beginnt 292. Fioldi manna Menschenmenge ist nun 
zwar nicht schechthin Thing, sondern jede grössere Versamm- 
lung, wie sie am Hafenplatze, im Gildehause, bei Hochzeiten, 
vor der Kirche sich zusammenfindet (Gpl 34, 54, 71, 198; 
Erpl. IV 5, 14, 57, 58, 61). Da aber 292 als Folge eines 
kaup in der Menschenmenge die skeyting durch die Thing- 
leute und der zweite Theil des Paragraphen die skeyting vor 
Kirchspiel, Gildehaus, Schiff als gleichbedeutend mit der auf 
dem Thinge, also als erst in zweiter Linie bedeutsam hinstellt, 
wie andrerseits die Hervorhebung von Kirchspiel und Gilde- 
haus auf die spätere Entstehung dieses zweiten Theiles hin- 
weisen, so ist die Annahme gerechtfertigt, dass der Abschluss 
des kaup in der ältesten Zeit vor der versammelten Thing- 
gemeinde stattgefunden habe. Die Form des kaup ist der 
Handschlag. 

2. Die skeyting. 

Nur drei Paragraphen der G|)I. beschäftigen sich mit der 
skeyting, 278, 279, 292, von welchen der erste fdr uns be- 
deutungslos ist^). Der § 279 aber lautet: 



*) „Nun kauft Jemand ein Grundstock zur skeyting und nimmt 
skeyting daran . da soUen die Stammgutsgenossen desselben (neml. 
des Veräusserers), wenn sie innerhalb des Volklandes sind und einge- 
löst haben wollen . da sollen die eingelöst haben in den ersten 12 Mo- 
naten, sonst soll der es haben, welcher gekauft hatte." 

Dieselbe Bestimmung bringt, wie es scheint, 289 in etwas ver- 
änderter Gestalt, indem das „zur skeyting*' und „nimmt skeyting 
daran" fehlt. Entweder liegt, wie Maurer in Ersch und Grubers En- 
cyclopädie annimmt, ein Fall der Doppelrecension vor oder der § 289 
will nur den Fall des kaup til stefnu und til mala im Anschlüsse an 
die vorgehenden §§ besprechen. 
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„Nun kauft Jemand ein Grundstück zur skeyting und es 
will der nicht skeyta, welcher verkaufte. Da soll er auf das 
Thing fahren und Zeugniss erbringen lassen, dass er das 
Grundstück zur skeyting gekauft hatte und verlangen von den 
Männern Waffenergreifung, dass die ihm das Grundstück mit 
Waffenergreifung auflassen (skeyti), da ist das gleich voll als 
ob er ihm auf liess (skeyti), wenn er Erde recht genommen hat^'. 

Zweierlei Arten der skeyting treten uns hier entgegen, 
eine skeyting des Veräusserers und eine skeyting der Thing- 
mannen ^), erstere als die primäre, letztere als die subsidiäre. 
Zu der letzteren muss Erdnehmen treten, um die gleiche 
Wirkung, wie durch die erstere zu erreichen ; das Erdnehmen 
muss dazutreten, nicht vorausgehen; denn das Beweisthema 
behufs Erlangung des väpnatak ist nur, „dass er das Grund- 
stück gekauft hatte zur skeyting'S Von Erdnehmen bei der 
skeyting durch den Ver äusserer wird nicht gesprochen. 

Anders in 292: 

„Nun kauft Jemand ein Grundstück in der Menschenmenge 
(i fiolda manna), da haben die Thingleute dem das Grundstück 
aufzulassen (skeyta). Er soll den (Veräusserer) heim laden und 
von da zum Thinge und gemessen seine Zeugen auf dem Thinge, 
dass er den recht heim geladen hatte und von da zum Thinge. 
Er hat Erde zu nehmen, wie in den Gesetzen gesagt ist. Zu 
nehmen an den vier Winkeln der Feuerstätte und am Hoch- 
sitzsessel, und da wo Acker und Anger sich begrenzt, und da 
wo Wald und Weide sich begrenzt, und geniessen die Zeugen, 
dass er recht Erde genommen hat und die anderen, welche 
bei ihrem Rechtsgeschäfte waren. Nun wenn ihm das voll 
erbracht wird, da haben die Thingleute mit Waffenergreifung 
das Grundstück aufzulassen. Wenn auch immer die einig 
werden, Käufer und Verkäufer, dass Erde rechtsförmlich ge- 
nommen ist, da soll das Halt haben und ebenso Auflassung 
vor der Kirchengemeinde und vor dem Gildehause, vor be- 
frachtetem Schiffe, welches man nach Sitzen mag zählen, das 
soll ebenso Halt haben, als ob auf dem Thinge aufgelassen sei. 



>) lieber das Täpnatak selbst siehe Maurer in der Germania Bd. 16 
S. 317 ff. 
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Wo auch immer der König auflässt ein Gnindstiück, da soll 
das Halt haben/' 

Sehen wir von der skeyting durch den König ab, so treten 
uns auch hier zwei Arten der skeyting entgegen, skeyting der 
Thingmannen und skeyting des Veräusserers. Aber die skeyting 
der Thingmannen ist hier die primäre, die skeyting des Ver- 
äusserers ist nur „ebenso rechtsbeständig'^ Der skeyting der 
Thingmannen geht femer das £rdnehmen voraus, erst, nach- 
dem Über das rechtmässige Erdnehmen Beweis erbracht ist, 
erfolgt skeyting durch Waffenergreifung. Den Beweis der 
Erdergreifung ersetzt Einverständniss der Parteien über ihre 
Vornahme. Bei der skeyting des Yeräusserers wird auch hier 
von Erdnehmen nichts erwähnt. — 

Bei den sich so ergebenden Differenzpunkten fragt sich 
zunächst, was das Erdnehmen vorstelle, sodann, wie sich die 
skeyting des Yeräusserers zu der der Thingmannen, endlich, 
wie sich das Erdnehmen u n d die skeyting zum Rechtsgeschäfte 
verhalten. — 

Suchen wir diese Fragen zu beantworten, so dürfte zu- 
nächst auf die Beschreibung des § 292 zurückzugehen sein, 
welche unleugbar ein alterthümlich-feierliches Gepräge besitzt. 
Aus den 4 Winkeln der Feuerstätte und vom Hochsitzplatze, 
dann an den Grenzen von Acker, Wiese, Wald, Weide soll 
der Erwerber Erde nehmen, woraus hervorgeht, dass es sich 
um die Veräusserung eines Haupthofes (adalbol), nicht einer 
Parcelle handelt. Damit ist indessen nicht gesagt, dass nur 
bei der Veräusserung des Gesammtbesitzthumes ein Erdnehmen 
erforderlich gewesen, vielmehr beschränkte sich je nach der 
Beschaffenheit des Grundstücks das Erdnehmen auf Acker, 
Wiese, Wald, Weide oder eines von diesen. Die Gesammtheit 
der das concrete Grundstück bildenden bebauten und unbe- 
bauten, beackerten und unbeackerten Stücke Landes muss 
vom Erdnehmen betroffen sein^). Dass aus den Winkeln der 
Feuerstätte Erde zu nehmen ist, erweckt Erinnerungen an die 



^) Siehe die alliterirende Aufzählung der Urkunden späterer Zeit: 
med aker oc seng holt oc hagha watn oc wedhestadha D. N. III 715. 
648. 697. 775. IV 818. 1002. 1045. 1097. Y 469. 511. 533. 534. 583. 
VI 384. 427. 431. 441. 476. VII 754. 761. 763 etc. 
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ans Norwegen nach Island verpflanzte Feuemmfahrt, ohne 
dass der Beweis eines Zusammenhanges beider erbracht werden 
könnte. — 

Klar ist aber weiter, dass das Erdergreifen nicht Mos dem 
Erdschollenwurfe der skeyting dienen konnte; diesem hätte zwar 
ein Nehmen der Erde seitens des Veräusserer^, aber nicht sei- 
tens des Erwerbers gedient; femer wird die Nothwendigkeit 
des Erdnebmens gerade da betont, wo die skeyting nicht durch 
den Erdschollen wurf, sondern durch die Waffenergreifung dar- 
gestellt wird. Besitzt demnach die Erdergreifung ihre selbstän- 
dige Function, und ist sie von der skeyting loszulösen^ so stellt 
sie sich als einseitige Besitznahme des Grundstückes auf Grund 
des Rechtsgeschäftes dar. Diese einseitige Besitznahme des 
Grundstückes ist rechtlich nothwendig jedenfalls bei der skeyting 
der Thingleute ; sie ist an sich keine Besitznahme wider Willen 
des Veräusserers; das bezeugt der Satz, dass Einverständniss 
der Parteien aber Erdergreifung die Wirkung hat, als ob 
Erdergreifung wirklich stattgefunden habe, das bezeugt femer 
der Umstand, dass in 292 das Erdgreifen der skeyting der 
Thingleute voraufgeht, was die Erdergreifung als Akt der 
Eigenmacht aufgefasst, soviel bedeuten würde, wie Voll- 
streckung vor dem Urtheile. Es handelt sich in 292 auch um 
keinen Rechtsstreit, wenngleich ein Verfahren mit Ladungen 
vorliegt. Das Erdergreifen ist an sich nur Besitzergreifen, 
es kann aber, falls der Veräusserer es nicht dulden will, nicht 
vor der Auflassung der Thingleute, sondern nur auf Gmnd 
derselben erfolgen; dies ist der Fall in 279, wo es Bestand- 
theil der Vollstreckung bildet. Auf alle Fälle bildet es einen 
Ring der Kette; kaup und skeyting mit väpnatak in 279 
stellen erst durch Hinzutreten von moUd taka ebenso die ganze 
Grundstücksübertragung dar, wie kaup und molld taka in 
292 durch Hinzutreten der skeyting mit väpnatak. — 

Ist das Erdergreifen realer, so ist die skeyting der Thing- 
mannen symbolischer, ist das Erdergreifen Erwerbs-, so ist 
die skeyting der Thingmannen Entäusserangsakt. Das Nehmen 
und Entäussera geht also nicht in einem, sondern in zwei 
Akten vor sich. Das Entäussern aber geht nicht vom Eigen- 
thümer, sondern von der Recht sprechenden Gemeinschaft aus, 
deren Spmch nichts anderes als ein Surrogat der Handlung 
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des Eigenthümers ist. Nehmen wir statt des Surrogates das 
Ursprüngliche, statt der skeytiug mit Waffenergreifung die 
wirkliche skeyting durch Erdwurf, so entspräche dem realen 
Nehmen ein reales Geben, m. a. W. die erste Gestaltung der 
skeyting wäre die skeyting auf dem Grundstücke, es wäre 
die Gestaltung des Grenzganges, bei welchem der Veräusserer 
den Erwerber herumführt, da wo Acker und Anger, Wald 
und Weide sich begrenzen, in die Feuerstätte und zum Hoch- 
sitze. Als selbständiges Moment hebt sich hier das molld taka, 
sowenig wie die skeyting hervor. Jenes ist nur Bestandtheil, 
diese nur Begleiterin des Gesammtaktes, welchen man als 
reale Investitur bezeichnen könnte. Einen solchen Grenzgang, 
eine solche reale Investitur haben uns die Gpl. nicht mehr 
erhalten, aber das Uebergangsstadium, in welchem sie sich 
befinden, lässt den Schluss auf die ursprüngliche Gestaltung, 
wie sie das isländische Recht auf der einen, das westgöthische 
Recht auf der anderen Seite darbieten, unbedingt zu. 

Mit der Klarlegung des molld taka als einseitigen, realen 
Erwerbsaktes und als Restes der Grenzbegehung ergiebt sich 
das Verhältniss der skeyting des Veräusserers zu der skeyting 
mit väpnatak von selbst. Dass die skeyting des Veräusserers 
die ältere ist, folgt schon aus dem Namen, dagegen zeigen 
die Gf)l. in 292, dass von den Formen der symbolischen, 
d. h. ausserhalb des Grundstückes stattfindenden skeyting 
die der Thingleute die zeitlich vorangehende ist. Das Recht 
wagt den Schritt von der realen zur symbolischen Investitur 
nur zögernd und unter Anwendung möglichster Schutzmass- 
regeln zu thun. Es löst die reale Investitur in ihre beiden 
Bestandtheile , den Entäusserungs- und den Erwerbsakt auf, 
lässt diesen real, macht jenen symbolisch, aber in einer Ge- 
staltung, welche den Erwerb möglichst sicherte und sich an 
die bestehende Form bei wirklichem Rechtsstreite anlehnte. 
Wenn auch der in südgermanischen Rechten der Karolinger- 
zeit auftretende Scheinprocess in 292 nicht vorliegt, die Auf- 
lassung ja hier auch nicht durch den Veräusserer auf Grund 
des v&pnatak, sondern im väpnatak selbst erfolgt, so ist 
eine analoge Entwicklung für den Norden insofern nicht zu 
leugnen , als auch hier sich die erste Gestaltung der symbo- 
lischen Investitur an Formen des Rechtsstreites anlehnt. 
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Derselbe § 292 zeigt aber bereits die einzelnen Schritte 
der weiteren Entwicklung. Das Einverständniss der Parteien 
über die Vornahme des moUd taka ersetzt dessen Beweis. 
Ins Practische übersetzt besagt der Satz, dass das reale Mo- 
ment sich bereits verflüchtigt hat — und wenn am Schlüsse 
des § die symbolische skeyting ausserhalb des Thinges ohne 
Erwähnung des molld taka als gleichbedeutend mit der skeyting 
durch väpnatak hingestellt wird — so erscheint der Ent- 
wicklungsgang bereits beendet. Da mit dem letzteren Satze 
das weitläufige Verfahren bei der skeyting mit vdpnatak 
überflüssig geworden ist, so erscheint die genaue Schilderung 
desselben in 292 nur unter der Voraussetzung erklärbar, dass 
der zweite Theil des Paragraphen, wie schon früher hervor- 
gehoben, später angefügt wurde. In der That findet sich, wie 
wir sehen werden, bereits in den Fr|)l. die skeyting mit 
väpnatak nur als Form eines wirklichen Urtheils bei wirk- 
lichem Rechtsstreite. In den L. L. ist sie völlig verschwunden. 

Betrachten wir endlich das Verhältniss von skeyting 
(skeyting und molld taka) zum kaup, so ist gegen Frederik 
Brandt (S. 193), Hertzberg (S. 29), Aschehoug (S. 226) u. a. 
zu bemerken, dass das kaup kein Eigenthum erzeugt. In den 
6I>1. 40 wird ausdrücklich geschieden: ^at ma eigi hallda ef 
f)u selr manne pat er f)U hevir fyrr cedrum seilt und pat er 
oc kaupfox, ef madr kaupir |>at er hinn atte ecki i er sellde. 
Es erzeugt aber andrerseits nicht blos ein streng obligato- 
risches Verhältniss, wie die römische emtio, venditio. Der 
Käufer kann die gekaufte Sache von einem zweiten Käufer 
einklagen, selbst wenn dieser im Besitze der Sache ist. 

Gpl. 78: 

Nun verkauft ein Mann ein Grundstück zwei Männern. 
Der soll es haben, welcher früher kaufte (eigentl. nahm den 
Handschlag), und überall, wo jemand zwei Leuten dasselbe 
verkauft, da soll der es haben, welcher früher kauft oder 
leiht . soll halten Privatgericht darüber und seine Zeugen ge- 
niesscn, dass er früher Vertrag schloss. 

Amira hat für entsprechende Erscheinungen im alt- 
schwedischen Bechte die Gonstruction, dass die Haftung des 
Verkäufers aus dem ersten kaup auf den Rechtsnachfolger des 
Verkäufers übergehe, so dass eine actio in rem scripta vor- 

Zeitiehrift d. SaTlgny-Stiftnng. V. Germ. Abtb. 7 
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läge, ein Schuldäbergang , welcher, römisch -rechtliche Auf- 
fassungen einmal für völlig massgebend gehalten, etwas Auf- 
fälliges darstellte, da weder die Einwilligung des Gläubigers, 
noch der Wille des Dritten, sondern nur die gesetzliche Be- 
stimmung derselben zu Wege brächte. Auch wUrde sich fragen, 
ob das Recht des ersten Käufers nicht auch gegen jeden Besitzer 
des Grundstücks, welcher nicht Rechtsnachfolger des Verkäufers 
ist, Platz greife, welche Frage zu verneinen kein Grund er- 
sichtlich ist. Die Fassung des § 40 Gpl. pat ma eigi hallda 
ef |)u selr manne pat er pu hevir fyrr oedrum seilt zeigt zudem, 
dass das zweite kaup einfach nicht rechtsbeständig ist, dass 
mit dem ersten kaup der Verkäufer also die rechtliche Fähig- 
keit zur Veräusserung der Sache verloren hat. Veräussert er 
sie nochmals, so überträgt er kein Eigenthum, der zweite 
Käufer ist also nicht Eigenthümer trotz hinzugekommener 
skeyting. Der erste Käufer belangt ihn also nicht auf 
skeyting, sondern auf Herausgabe der Sache, während die 
skeyting der Verkäufer, ev. die Thingversammlung vor- 
zunehmen hätte. Schwedische Rechte lassen dementsprechend 
den ersten Käufer „zur Waare gehen", „das Grundstück haben" *). 
Das Recht aus dem kaup ist ein dingliches, nicht blos absolutes. 
Auf Seiten des Verkäufers liegt nicht blos eine Willensgebunden- 
heit, sondern eine Veräusserungsbeschrän^ung vor. Auf die 
verkaufte Sache ist für den ersten Käufer ein Arrest gelegt, 
wie beim tak. Damit ist die Stellung des kaup zur Grund- 
stücksübertragung eine unmittelbare geworden. Schon vom 
kaup ab datirt diese, nicht erst von der skeyting. Das kaup 
ist also mehr als causa, es ist Grundstücksübertragungsakt ; 
das dingliche Recht des Käufers vervollkommnet sich durch 
die skeyting zum Eigenthum. Die skeyting ist, wie die Auf- 
lassung der südgermanischen Rechte^), nicht causa efficiens, 
sondern nur conditio sine qua non für den Eigenthumserwerb. 

II. Die FrostopingsUg. 

Auf einer Dreiheit von Rechtsakten baut sich in den 
P>f)l die Grundstücksübertragung auf, dem kaup, der skeyting, 
dm trygdir. Fragen wir zunächst, welchen Rechtsgeschäften 

*) V. Amira Nordgerm. Obligationen recht 1 S. firiG. 557. — ') Solim 
in doli Foslgabeii für Tlinl S. 79. 
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die skeyting eigenthümlich ist, so ist auch hier, wie in den 
Gj)!. der Ieigum41i auszuscheiden (XIII 1). Zweifelhafter 
könnte man betreffs des forsölumali sein. Vielfach wird für 
diesen die Nothwendigkeit der skeyting angenommen (Aubert 
S. 61, obwohl er sagt: selja til forsölu modsat selja til odals 
eller til skeytingjar; Brandt S. 334; zweifelhafter Keyser 
S. 345): indessen spricht XII 1, worauf Bezug genommen 
wird, gar nicht vom forsölumali, sondern vom Verkaufe mit 
einseitigem Vorbehalte der Wiedereinlösung seitens des Ver- 
käufers, wie die Formel des Schwures beweist: at sä scylldi 
eiga lausn ä jördu er selldi, oc pat mal var gört v^lalaust 
vid hinn er ceypti; weder das Wort forsölumali noch das 
diesen kennzeichnende Recht des Gläubigers auf Wiederein- 
lösung des Grundstücks seitens des Schuldners wird in XII 1 
erwähnt. Vom forsölumali spricht vielmehr XII 2 und da 
dieser Paragraph bei Verfall der Schuld dem Pfandgläubiger 
das Recht gewährt, skeyting vom Schuldner zu verlangen, so 
ergiebt sich, dass der forsölumali selbst der skeyting nicht 
bedurfte. Dagegen ist die skeyting bezeugt: 

1. für reinen Kauf XI 8, XII 4, XIV 2, 

2. für Theilung XIV 4, 

3. für Hingabe an Zahlungstatt IX 22, 

4. für Vergabungen zum Seelenheile IX 4, 

5. für Bestellung der Widerlage IX 1 9, 

6. für Verkauf mit Vorbehalt der Wiedereinlösung XII 1. 
Die ersten vier Fälle betreffen das reine, die letzten zwei 

das bedingte Eigen thumsübertragungsgeschäft, der fünfte das 
suspensiv bedingte — falls nemlich die Frau nicht vor dem 
Manne stirbt (IX 19, XI 8, 15) oder ihn nicht grundlos ver- 
lässt oder nicht Ehebruch begeht (XI 14) — , der sechste das 
resolutiv bedingte. Man möchte daraufhin den Schluss ziehen, 
dass zu allen auf Eigenthumsübertragung , sei es unbedingt, 
sei es bedingt, tendirenden Rechtsgeschäften skeyting in den 
Frpl. trat. Hierzu würde freilich, der forsölumali als resolutiv 
bedingte Eigenthumsübertragung aufgefasst (so Aubert S. 61), 
das oben Gesagte nicht stimmen. Indessen erscheint eine 
solche Construction des forsölumali nicht zutreffend, da der 
Schuldner noch als Eigenthümer (er ä), das Grundstück 
noch als das seinige (iörd sfna) bezeichnet wird XII 2. 

7* 
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t. Beim kaup ist wie in den Gf)I. zwischen Stammgut, 
odal und anderen Grundstücken betreffs der Voraussetzungen 
zu scheiden. 

Stammgrundstück ist hier dasjenige Grundstück, welches 
sich durch drei Generationen in grader Linie des Manns- 
stammes vererbt hat XII 4 ^). Das Stammgrundstück hat der 
derzeitige Inhaber, falls er es veräussern will, den Stamm- 
gutsgenossen ^) zum Vorkaufe anzubieten. Das Angebot zum 
Vorkaufe ist auf dem Thinge des Volkslandes, in welchem 
das Grundstück liegt, zu erlassen. Die bauggilldismenn sind 
über Monatsfrist auf das Grundstück zu laden XII 4. Alle 
besitzen das Vorkaufsrecht, unter den Vorkaufslustigen ent- 
scheidet wieder Nähe der Verwandtschaft. Eine Anzahl von 
Bestimmungen richtet sich gegen betrügerische Manipulationen 
von Seiten des Verkäufers oder eines Stammgutsgenossen. 
Selbst wenn alle Vorschriften über das Angebot beobachtet 
worden sind, geht das Stammgut nicht endgiltig aus der 
Familie des Veräusserers. Der Erwerber hat, falls er das 
Grundstück weiter veräussern will, dasselbe dem Veräusserer 
zur Rückeinlösung gegen den ihm von Dritten gebotenen Preis 
anzubieten — XII 4 — . 

Sind die Vorschriften über das Angebot dag^en nicht 
beobachtet worden, so können die Stammgutsgenossen das 
Stammgut gegen Zahlung des Kaufpreises binnen zwölf Monaten 
einlösen XII 4, 6 — 8. 

Betreffs der Form des kaup verlautet nur, dass es vor 
gezogenen Zeugen zu geschehen hat. XII 1. 

2. Die skeyting. Wie die Gpl. kennen die Frpl. eine 
skeyting des Veräusserers und eine skeyting der Thingleute 
(mit v&pnatak). 

Die skeyting der Thingleute geschieht durch die Thing- 
leute des Volkslandsthings , in dessen Bezirk das Grundstück 
liegt — XII 4 -. 

Sie tritt nur ein bei Weigerung des Veräusserers zur 
eignen skeyting. Der Erwerber muss den Veräusserer vor Zeugen 

*) Von künstlichen Stammgutem erwähnen die FrJ)l. nichts; rftmisrh- 
rechtlichen Ursprungs ist augenscheinlich die Bestimmung in XTV 3. — 
*) üies sind die bauggilldismenn, d. h. die männlichen Verwandten vom 
Mannesstamme bis zum 3tpn Grade kanonischer Computation VI 2. X 
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aufgefordert haben, die skeyting vorzun^men; weigert der 
Veräusserer die skeyting, so hat der Erwerblcr'ihn zum Volks- 
landsthing zu laden, daselbst ihn nochmals z'uV j^keyting auf- 
zufordern und bei wieder erfolgender Weige^ng*. oder bei 
Nichterscheinen des Veräusseres die Bauern um skeyting mit 
Waflfengreifung zu ersuchen XII 2, 4, XIV 4. 

Die skeyting der Thingleute ist also in der Frpl. ledigliich 
subsidiäre skeyting. Dies prägt sich in der P'ormulirung ^ttt 
Rechts Wirkung aus ^'\\ 

XII 4: „aber er ist Treubrecher, wenn er gegen diese skey-. 
ting geht, als ob er selbst aufgelassen habe (hafi siälfr sceytt)*', 

XIV 4 : „aber von dieser skeyting wird der so Treubrecher, 
als ob er selbst aufgelassen habe (haii sialfr sceytt)^'. 

Sie ist ferner lediglich Akt der streitigen Gerichtsbarkeit; 
eine wirkliche Weigerung setzt sie voraus, ein ernstliches 
Urtheil stellt sie dar. Vielleicht liegt dieser Gedanke in der 
Ausdrucksweise 

„at honum se sialfsceytt af jördu sva micit, 

dass dem selbstaufgelassen sei vom Grundstücke so 
viel", XII 2 

„oc se iörd sü sialfsceytt 
und sei dies Grundstück (von) selbst aufgelassen''. 

Die Thingmannen übertragen nicht das Grundstück, 
sondern urtheilen es für von selbst übertragen, sie adjudiciren 
nicht, sie condemniren. 

Das Er d ergreifen wird in den Frpl. nicht erwähnt. 

Was die eigne skeyting betrifft, so kennen die Frpl. so- 
wohl die reale auf dem Grundstücke, als die symbolische auf 
dem Thinge, vor der Kirche, vor einer Versammlung XII 2, 4, 1, 
XIV 4, IX 4. Sie hat vor gezogenen Zeugen zu erfolgen XII 1 . 
Auch hier wird von Erdergreifen nichts erwähnt. 

Ein Neues bringen aber die Fr{)l. in den 

3. trygdir. Trygdir sind an sich Treugelöbnisse, welche 
zwischen den Parteien bei dem Friedensvergleiche gewechselt 
wurden. Als endgiltige Urfehde stehen sie dem grid, dem 
vorläufigen Frieden, welcher dem Missethäter von der Familie 
des Verletzten oder von der rechtsprechenden Gewalt gewährt 
wurde, gegenüber. Der Verletzte oder seine Angehörigen ge- 
währten, der Verletzer nahm trygdir. Bruch der trygdir galt 
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als Ni(lingswerk..uKcr 'busslose Sache. Ausserhalb des Straf- 
rechts treten dl^'jttygdir bei der Freilassung auf. Vielleicht 
wurden sie.^cHta in den Gpl. bei der Freilassung in der 
Kirche verWaiidt, . insofern das auch bei den trygdir eine Rolle 
spielend^Xv'angelienbuch dort dem Freizulassenden auf das 
Haupt gelegt werden soll (61)^). Ganz sicher aber werden 
siq in'-den Frpl. bei der Freilassung herangezogen. Vom Ab- 
bHogifekeitsverhältnisse der pyrmsl kann der unvollkommen 
.VJEMigelassene sich in der Form der trygdir loskaufen IX 14, 
..wenn er nicht das Freilassungsbier abhalten will, und die 
Unanfechtbarkeit des so geschlossenen Freilassungsgeschäftes 
wird ausdrücklich hervorgehoben. Was nun den Gebrauch 
der trygdir bei der skeyting betrifft, so ergiebt sich aus den 
zerstreuten Sätzen der Fr{>l. zunächst, dass die trygdir nicht 
Bestandtheil der skeyting, sondern ein selbständiger Akt 
waren. Ausdrücklich heisst es in XII 1 , dass die Zeugen für 
eine bei der Veräusserung bedungene Nebenabrede bekunden 
sollen: „dass das kam unter Kauf und ebenso skeyting und 
ebenso trygdir^^ Weiter erhellt, dass die trygdir sich un- 
mittelbar an die skeyting anschlössen. Nur so erklärt es sich, 
dass die Zeugen für Sie trygdir identificirt werden können 
mit denen für die skeyting 

X 28: „aber Trygdazeugniss, welches Skeytingarzeug- 
niss ist" 

und dass von bokarskey ting , d. h. skeyting vor dem Evan- 
gelienbuche, nicht, wie Th. Sveinbjörnsson will, skeyting per 
cartam, gesprochen wird XI 8*). 

Sie treten ferner nur bei der skeyting des Veräusserers 
auf, da bei der skeyting der Thingleute formulirt wird, der 
Veräusserer werde so tryggrofi, als habe er selbst aufgelassen 
XII 4, XIV 4. 

Sie treten aber bei jeder skeyting des Veräusserei's auf, 
da Bruch der skeyting zum tryggrofi macht XII 4. Wenn die 
trygdir sich auch nicht auf das Gebiet der Grundstücksüber- 



') Fr|>l. V 19. Sthbk. 387. — *) Die bötarskeyting , mit welcher 
sich Sveinbjörnsson im Lexicon zur. Järnsfda durch Erklärungen wie: 
scolatio ad statum meliorem reddendum oder per panni particulam ab- 
müht, ist zweifellos nur für bökarskeyting verschrieben. 
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tragung beschränken, so ist doch die Grundstücksübertragungs- 
form der skeyting (des Veräusserers) stets von den trygdir 
begleitet. Umgekehrt aber ist für das Gebiet der Grundstücks- 
übertragungsform anzunehmen, dass, wo trygdir auftreten, 
auch die skeyting Platz griff und es ist deshalb nicht zu 
billigen, wenn Fr. Bmndt (S. 192) und Aschehoug (S. 227) 
mit Rücksicht auf IX 4 behaupten, die trygdir seien, „en fra 
Skjadningen forskjellig Akt". Grade an jener Stelle sind 
trygdir und skeyting promiscue gebraucht. Es wird zwischen 
Vergabung von Grundstücken, von Fahrhabe und vom Haupt- 
und Ertragszehnten geschieden. Bei Vergabung von Grund- 
stücken seien trygdir, sonst nur Zeugen, nicht skeyting an- 
zuwenden. Die Sätze: oc pä svä at eigi komi skeyting ä . . jw 
at eigi sc sceytt entsprechen dem: med trygdum scal gefa. 
Wenn also Fr. Brandt weiterhin sagt: „ved Gave af Jord be- 
hflrvedes efter F. L. IX 4 ikke Skjßtlning'S so ist das unrichtig. 
Zu seiner Interpretation konnte Brandt nur gelangen, indem 
er: oc pa sva at eigi komi sceytlng a auf den ersten Satz: 
med trygdum scal gefa ef iarder ero mitbezog. Aber ein 
Blick auf die Järnsida, welche das pa auslässt, zeigt, dass 
nur die tiundar gjöf damit gemeint ist^). 

Die Form der trygdir anlangend, so wird einmal vom 
Evangelienbuche gesprochen XI 8 und dies lässt uns annehmen, 
dass die Form dieser trygdir keine andere war, als die der 
trygdir überhaupt. Es fand ein Handschlag der Parteien*) 
über dem Evangelienbuche statt, der Veräusserer gelobte dem 
Erwerber Gewähi-schaft , indem er sich für den Fall der 
Eviction den himmlischen und irdischen Strafen unterwarf. 
In den Veräusserungsurkunden des Dipl. Norveg. ist uns eine 
grosse Zahl solcher Schlussclauseln erhalten, von denen vor 
allem auf die sehr charakterische in Bd. I von 1224 aufmerk- 



^) Auch die alte Urkunde von l!224 im D. N. I 7 zeigt, dass hei 
der Schenkung eines Grundstücks skeyting und trygdir in Anwendung 
kamen. 

Vgl. noch II 139. 758. III 60. I 143. 300. 956. 1114. 
Bei Jetztwilligen VerfQgungen II 127. 758. III 628. 
2) Dipl. Norv. 182: 

sidan heldo pseir en honndom sainann Olafuer ok Gunnarr 
trygdi pa Olafuer Gunnare Borga ieignn 83. 
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sam gemacht werden mag, da aus ihr hervorgeht, dass skeyting 
und trygdir, vielleicht auch molld taka (molldrofs manne) um 
jene Zeit im Bereiche der Eipl. oder Bpl. in Geltung waren ^). 
4. Betrachten wir das Verhältniss der drei Akte unter 
einander und zum Ganzen, so ist dem kaup auch in den 
Fr|)l. dingliche Wirkung zuzuschreiben XIII 17. Dass es 
jedenfalls unmittelbarer Grundstücksübertragungsakt war, zeigt 
die Nebeneinanderstellung in XII 1 : at pat com undir caup 
oc svä skeyting oc svä tryggvar. Weiterhin ist der skeyting 
eine rechtsübertragende, den trygdir eine rechtssichernde 
Function zuzuschreiben. Beide sind zwar Bestandtheile des 
Gesammtaktes der skeyting und beide müssen erfolgen, damit 
das Geschäft „lögfullf' sei, aber „lögfuUf' nicht indem Sinne, 
dass der Erwerb des Eigenthums nicht schon mit der skeyting 
stattgefunden hätte , sondern dass der Erwerb nunmehr vor 
Anfechtungen gesichert ist IX 14^). Der Schwerpunkt der 
trygdir liegt darin, dass Bruch der Auflassung nun zum trygrofi 
macht, über welchen Punkt weiter zu handeln ist. Bruch der 
trygdir bei Friedensvergleichen in Todtschlagssachen machte 
zum übotamadr, welcher Frieden und Gut, Land und Fahrhabe, 
Stammgut wie andere Grundstücke verwirkt — Frpl. V 44, Gpl. 
32. — Begreiflich erscheint solche Strafe gegenüber dem tryggrofi 
bei Grundstücksübertragungen ausser Verhältnisse). War dies 
der Erbe, so bestimmt freilich XI 19: „Wenn Jemand die 
trygdir bricht, welche der Mann gelobte, dessen Erbe er war, 
da wird er nicht tryggrofi zu mehr Geld, als er Erbnehmer 
war nach dem Manne, dessen trygdir er bricht", aber der 
Satz belehrt über die Folgen der civilen trygdir für den Ver- 
tragschliessenden selbst nicht, sofern er sich überhaupt auf 
diese 'bezieht. Zu einer klareren Erkenntniss verhilft ein 



^) Vgl. auch I 90: en {)a er nockor dirviz ^es pa liggi hanum vidr 
slikt som kauprofs manne ligger vid at lagum rettoro. — *) Siehe auch 
Codex diplomatanus monasterii sancli Michaelis Bergensis dicecesis 
vulgo Munkalif dicti S. 79: scal |>elta kaup oc skipte ubrigdilega standa 
stadbanna imellom um aldir oc sefvi {>vfat herra Gaul hefuer skoyl 
oc trygkt. So wird in D. N. IV 95 confirmavimus et scotavimus 
nebeneinandergestellt. — *) Siehe freilich D. N. I 143, wo der König 
den er pessa vara skipan, d. i. die vorangegangenen trygdir und skeyting, 
ryfr eda rofs menn til faer, zum vollen ubotamadr erklärt, aber af 
kononglegho wallde. 
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Blick auf die Urkunden des Dipl. Norveg. In den trygdir 
enthaltenden Schlussclauseln wird die Strafe angedroht, „welche 
nach den Gesetzen trifft den Brecher der trygdir, des Zwölf- 
männer- oder Sechsmännergerichts, des Spruches des lögmadr^', 
so z. B. 

III. 142: at hwarer sem ^i hselldi paetta skipti ryfi sada 
ryfti eda rofsmenn til f^ngi skilldi sliku firir svara sem ryft 
trygdir eda tolf manna dorn ok loglegha sagdan logmanns 
orskurd. Cf. 242. 417, 421. 442. 510. 

I 220. 314. 516. 

II 159. 371. 

V 124. 

lieber die bei Bruch eines tolf manna dömr eintretende 
Strafe unterrichten uns aber die Gpl. 32, Frpl. V 44 —46. 
Unterschieden wird hier zwischen Urtheilen in Todtschlags- 
und Unzuchtssachen und solchen in allen anderen Sachen (um 
oll onnur mol). Auf Bruch der ersteren steht Verwirkung von 
Gut und Frieden, auf Bruch der letzteren die Busse von 
15 Mark an den König und 18 Unzen an den Kläger. Die 
Frpl. V 46 setzen die letztere Strafe ausdrücklich auch auf 
Bruch eines Urtheils der lögretta am Frostu{)(ng, nur dass 
hier die Hälfte der 18 Unzen an denjenigen Tlieil derlögrettu- 
menn fallen soll, welcher aus dem Volkslande des Klägers be- 
rufen war. Was aber für Urtheile galt, galt für trygdir, da 
ja ausdrücklich Bruch der trygdir in Todtschlags- und Un- 
zuchtssachen dem Bruch von Urtheilen in Todtschlags- und 
Unzuchtssachen zur Seite gestellt, zudem von Schiedsgerichten 
gesprochen wird, trygdir aber ihrer eigentlichen Natur nach 
auf Grund von Schiedsgerichten ergingen. So stellt denn auch 
das Stadtrecht in 104 die Bestimmungen über Bruch des tolf 
manna domr und der trygdir zusammen. — 

Zum Schlüsse taucht die Frage nach der Heimath der 
trygdir auf. Möglicherweise sind sie eine durch die Constitution 
von Magnus Erlingsson in 32 Gpl.V 44—46 Frpl. ermöglichte, 
möglicherweise aber eine durch die Kirche eingeführte Neuerung. 
Freilich bezieht das Bruchstück eines alten Pergamentcodex der 
GJ)1. in N. ü. L. II S. 496. 497 das nyma^li von Magnus nur 
auf den ersten Satz des §32 Gpl-; aber da der ganze Passus 
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von: eu um alla ]>a menn bis sem doemt var in der gleichen 
Anordnung und fast wortgetreu in den Gpl. und Fr|)l. sich 
vorfindet, so können wir eine reichsgesetzliche Bestimmung 
annehmen. Für die Einführung durch die Kirche aber spricht 
das Auftreten der trygdir bei der Freilassung, sowie die Er- 
wägung, dass gerade die Kirche an der Stetigkeit der Ueber- 
tragungen, welcher die trygdir dienten, ein besonderes Interesse 
hatte. Vielleicht ist die Anknüpfung an die scotatio canonica 
der altdänischen Rechte gestattet, welche in der Form eines 
Schwures super altare ad cruces aut reliquias sanctorum 
stattfand. Die trygdir entsprächen dann der fides corporalis 
praestita, von der in südgermanischen Urkunden bei der Auf- 
lassung die Rede ist — cf. Ducange voce corporalis — , sie 
ständen so der skcyting gegenüber wie in altdänischen Urkunden 
die obligatio consueta der translatio dominii et proprietatis. 

Scriptores rerum Danic. IV S. 495. 485 : cum obliga- 
tione consueta super appropriacione et disbrigatione ab 
impetitione quorumlibet in perpetuum. 

Ein schönes Beispiel für das Wandern von Formen unter 
Leitung der Kirche! 

Im Anschlüsse an die Frpl. sei weniges über das ältere 
Stadtrecht bemerkt. Skeyting und trygdir kennt es, wie das 
Landrecht (104. 105. 159). Nur beim kaup bringt es ein 
Neues. In 110 heisst es: 

„Wo auch immer Leute kaufen von einander oder 
tauschen Häuser oder Schiffe oder andere Kostbarkeiten, 
da bedarf es nicht eines Befestigungspfennigs, das soll 
man kaufen mit Zeugen und mit Handschlag und med 
heimildartökum.'^ 

Der hQimildartaki — denn nicht um ein heimildartak, 
wie Brandt , om forebbige Retsmidier S. 1 1 , noch um eine 
heimildartaka, wie in einer Papierhandschrift vom Beginn des 
18. Jahrh. der Abschreiber irrig bemerkt, handelt es sich — 
tritt auch in den G|)l. 254 auf, aber nur bei Veräusserung 
von Fahrhabe. (In den L. L. und im jüngeren Stadtrechte 
schwanken an den bezügl. Stellen die Handschriften zwischen 
heimildartaka, heimildartaki, heimildarmadr, heimildartakumadr, 
heimildarteckia.) Heimildartaki aber ist ein Dritter, welcher 
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an dem Abschlüsse des kaup theilnimmt, um die Gewährschaft 
zu verstärken, er entspricht dem vin der schwedischen, dem 
getearaann der angelsächsischen Rechte. 

III. Das altislündische Recht. 

Nüchtern und einfach sind die Sätze über die Grund- 
stücksübertragung. Ein Zwiefaches wird gefordert, Rechts- 
geschäft (kaup) und Grenzbegehung (merkja-ganga). Zwar 
schreiben die Rechtsbücher nur für den Fall des Verkaufes 
(ef madr roedr at selia ödrom manne land sitt vid verde) 
die Grenzbegehung vor, aber es ist kein Grund vorhanden, 
sie nicht auch für Tausch, welcher im isländischen Rechte 
mit Kauf so gut wie zusammenfiel, Hingabe an Zahlungsstatt, 
Schenkung anzunehmen. Dagegen fand die Grenzbegehung 
beim ved und lögmäli, für deren Abschluss die Formen in 
Kb. 192, Sthbk. 401 genau geschildert sind, nicht statt, 
während ihre Anwendung auf den Verpfändungszwecken 
dienenden Vertrag, welchen Sthbk. 402/444 bespricht, anzu- 
nehmen ist. 

Was zunächst das kaup betrifft, so kennt das altisländische 
Recht Stammgrundstücke nicht, so dass von besonderen Voraus- 
setzungen für den Abschluss des kaup mit Rücksicht auf die 
Beschaffenheit des Grundstücks hier nicht die Rede ist. Es 
scheidet dagegen zwischen Grundstücken, welche mindestens 
den halben Umfang eines WohngrundstUcks (bolstadr) und 
solchen, welche einen geringeren Umfang besitzen. Das kaup 
über die letzteren ist formlos, das kaup über die ersteren muss 
vor gezogenen Zeugen durch Handschlag abgeschlossen werden. 
— Kb. 169, 174, Sthbk. 390, A. M. 125 A cap. 3/425. Das 
formlos geschlossene kaup ist „wie nicht geschehen (okeyft)^S 
d. h. jeder der Vertragschliessenden hat drei Mark Busse wegen 
Nichtbeachtung der gesetzlichen Formvorschriften zu ent- 
richten und kann binnen zwölf Monaten zurücktreten; macht 
er von seinem Rücktrittsrechte keinen Gebrauch, so convale- 
scirt das kaup. Die Geschichtsquellen bestätigen die Geltung 
der Form Vorschrift, Laxdtela 47. Sturlünga ed. G. Vigfüss. 
IS. 391. 

Das Formular für das kaup bringt Sthbk. 39ü: 
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„Sodann sollen die, der Kaufende und der Ver- 
kaufende, sich Zeugen benennen, dazu dass er kauft 
das Land mit Gesetzes- und Volksrechtskauf und er 
ihm mit Handschlag überträgt das Land und gewährt 
vor jedem Manne, wo es der Gewährschaft bedarf 
dann wenn dazu gegangen wird, bis zu den Grenzen 
wie verabredet war da als das gekauft war, und die 
(Grenzen) halb mit allen den Gerechtigkeiten, welche 
da aufgezählt sind/^ 
Die Grenzbegehung, der zweite für die Grundstücksüber- 
tragung geforderte Akt, ist nicht blos im Interesse der Par- 
teien, sondern auch im Interesse der Nachbarn vorgeschrieben. 
Die Parteien sind zur Grenzbegehung verpflichtet — peim var 
scyld merkja-ganga — und haben bei Unterlassung innerhalb 
der gesetzlichen Frist an die Nachbarn zu büssen — Sthbk. 
391, vgl. aber 392/423. — Beim Abschlüsse des kaup ist die 
Zeit der Vornahme der Grenzbegehung festzusetzen und allen 
benachbarten Eigenthümern sieben Nächte vor der wirk- 
lichen Vornahme Nachricht zu geben. Am Vormittage des 
verabredeten Tages haben sich die Parteien und die Nachbarn 
auf dem Grundstücke einzufinden. Der Veräusserer führt den 
Erwerber die Grenzen entlang und gewährt ihm das Land 
bis zu den im Vertrage verabredeten Grenzen. Diejenigen 
Nachbarn, welche beeinträchtigt zu sein glauben, haben so- 
fort Verbot einzulegen, falls sie nicht als zustimmend 
gelten wollen. Die Sthbk. bringt hierfür das Formular: 

„Da soll der Mann, welcher Verbotseinlegung hat, 
sich Zeugen aufrufen: zu dem Zeugniss, soll er sagen, 
dass ich dir wehre mit gesetzlichem Verbot das Land, 
welches Jeder von uns sich zuerkennt — und soll das 
Land nennen — , ich wehre dir alle Nutzniessung des 
Bodens an dem Lande mit zweifellosem Verbot, vollem 
und festem nach des Allthings rechter Formel und des 
ganzen Volkes Gesetzen". 
Nunmehr gilt das Stück Landes, auf welches das Verbot 
gelegt ist, als evincirt. Der Verkäufer hat es auf Verlangen 
des Käufers aus dem Verbote zu lösen (leysa undan lyrite). 
Es kann aber der Käufer auch selbst die Auslösung über- 
nehmen. 
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Die juristische Construction beider Akte anlangend, so 
liegt der Schwerpunkt der Uebertragung im kaup. Die Grenz- 
begehung ist zwar geboten, der Käufer hat ein Recht auf sie, 
aber sie ist nicht so der Parteien wegen, als der Nachbarn 
wegen geboten. Die Parteien sind busspflichtig, wenn sie die 
Grenzbegehung nicht vornehmen. Die Grenzbegehung hat 
mit der Eigenthumsübertragung nichts zu thun, weder ist sie 
abstract dinglicher noch ist sie den EigenthumsUbergang 
vollendender Akt. Sie ist lediglich dazu da, um festzustellen, 
ob der Veräusserer unbestrittener Eigenthümer war. Darin 
darf nicht beirren, dass es in den Rechtsbiichern heisst, falls 
die Nachbarn zur Grenzbegehung nicht kämen eignaz caupande 
land pat med merkiom peim er hann Sellde hanom. Nicht 
ist damit gesagt, dass das eignask erst eine Folge der Grenz- 
begehung sei, sondern dass die Nachbarn nun das Eigenthum 
des Erwerbers nicht mehr bestreiten können. 

Das Eigenthum geht vielmehr bereits durch das kaup 
über; deshalb stützt vor dem Wiesengerichte der auf derivativen 
Erwerb unter Lebenden sich berufende Vindicant sein Eigen- 
thum lediglich auf das kaup, erbringt er lediglich das kaups- 
vaetti — Kb. 176/86, Sthbk. 406. 

Deshalb erwähnen die Geschichtsquellen der Grenzbegehung 
auch da nicht, wo sie den Grundstückserwerb mit juristischem 
Auge betrachten, so die Laxdsela bei der Schenkung der Unnr, 
die Sturlünga I 357, 58, 391 die Flöamannasaga 6, 7, Vemun- 
darsaga ok Vfgaskutu 15 u. a. 

Die Grenzbegehung ist auch nicht Besitz Übertragung; 
denn sie ist in der gesetzlichen Frist vorzunehmen, auch wenn 
der Verkäufer noch auf dem Grundstücke sitzen bleibt — 
Sthbk. 390 Ende — . Sie ist lediglich zur Constatirung, nicht 
zur Constituirung eines rechtlichen Verhältnisses da. So auch 
Balduin Einarsson a. a. 0. S. 335 gegen Schlegel , Finsen 
Register zur Grägäs voce land. — 

Von der Anwendung von Symbolen beim kaup oder bei der 
Grenzbegehung erwähnen die Rechts- und Geschichtsquellen 
nichts. Vom fara elde oc arne spricht zwar die Sthbk. an 
zwei Stellen 402, 434 vgl. Kb. 219/136, aber diese beziehen 
sich nur auf den Pächter, sie meinen nicht, wie Schlegel 
S. 136 annimmt, eine symbolische Besitzergreifung, sondern 
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ein häusliches Einrichten. Mit der alten Feuerumfahrt können 
sie nicht iit Verbindung gebracht werden. Auch der bekannte 
Bericht der Vigaglüma braucht nicht mit Maurer im Sinne 
der Feuerumfahrt gedeutet zu werden, wie bereits Balduin 
Einnarsson a. a. 0. hervorgehoben hat, zumal es sich um den 
Umzugstag handelt und die Mutter des Käufers, nicht der 
Käufer selbst, mit Feuer auf das Land gekommen zu sein 
erklärt. Auch hier ist nur an häusliches Einrichten zu denken. 
Von einer apprehensio solemnis endlich, welche Schlegel aus der 
Laxdtela S. 96 herausliest, ist in dieser nichts zu entdecken. 



Mit einigen Worten sei anschliessend das Recht der 
Jämsida und der Jönsbök abgethan. In die Järnsida sind miss- 
bräuchlich Bezeichnungen und Satzungen, welche auf isländische 
Verhältnisse nicht zutreffen, hinübergenommen, so die Be- 
zeichnung: odalsvitni in L. B. 1, die Bestimmungen derFrpl. 
über Vergabungen — Erfdatal 17 — Bestellung der Widerlage 
Kveunagipt. 3. In Bezug auf die Form des kaup sind die 
isländischen Rechtsbücher benutzt — Landabr. 2, — bezüglich 
der Wirkung des kaup folgt sie den Gpl. — kaup. 10 — . 
Von der Grenz begehung schweigt sie. Die Jönsbök schärft 
dagegen die Pflicht des Verkäufers zur Grenzbegehung wieder 
ein — Landabrigd. 6 — , in Bezug auf das kaup folgt sie den 
Landslög, zu welchen wir nunmehr übergehen. 

IV. Die Landslög. 

Kaup, skeyting und trygdir sind, wie in den Frpl. zur 
Uebertragung erforderlich. 

Für welche Rechtsgeschäfte skeyting geboten ist, wird 
auch hier nicht allgemein gesagt. Da aber aus den Frpl. die 
Widerlagebestellung herübergenommen ist — V 4 — , so ist eine 
Einschränkung des Gebietes für die skeyting nicht erfolgt, 
umgekehrt ergiebt sich aus dem jüngeren Ghristenrechtc der 
B|>1. 25, dass beim giptingarved, dem vom Ehemanne für die 
Widerlage bestellten Pfände trygdir, also nach dem Obigen 
auch skeyting vorgeschrieben waren. Ob die Vorschrift auf 
jede Alt des ved an Grundstücken Anwendung zu finden 



bie altnordische (altnorwegisch-altisländische) Auflassung. Ht 

hatte, bleibe dahingestellt; das Urkundenmaterial des Dipl. 
Norveg. liefert keinen Anhalt für die Bejahung der Frage. 

Bezüglich des kaup wird zwischen Stammgrundstücken 
und anderen Grundstücken geschieden. Der Stammgrund- 
stücksbegriff ist den Frpl. entlehnt^) mit Herübernahme 
einzelner Kategorien der unechten Stammgrundstücke aus 
den Gpl. Neu ist die auf eine R^ttarböd Königs Magnus, 
nach einer Handschrift seines Vorgängers, Königs Häkon 
zurückgeführte Bestimmung, dass als Stammgrundstück das- 
jenige Grundstück gelten solle, welches sechzig Winter im 
selben Geschlechte bessesen worden ist^). 

Der dermalige Inhaber') des Stammgutes hat dasselbe 
seinen Stammgutsgenossen ^) , falls er es veräussern will, auf 
dem Thing des Volkslandes, in welchem das Stammgut liegt, 
zum Vorkaufe anzubieten. 

Die Formel des Angebotes lautet (VI 4): 

„Dieses Eigen, welches mein Stammgut ist, und ich 
jetzt im Begriffe bin, zu veräussern, es biete ich allen 
denen meinen Verwandten, welche zur Einlösung ge- 
kommen (- berufen) sind, und ich thue dazu Ladung 
allen Stammgutsmännern, denen zuerst, welche die 
nächsten sind — und doch haben alle Stammgutsmänner 
Gebot dazu, es einzulösen mit solchen Werthbeträgen 

>) D. N. I 985, III 122. — *) Vgl. D. N. IV 1128, 1137, I 157. — 
') Das Stammgut steht nach den L. L. nicht im Eigenthum des jeweiligen 
Inhabers, sondern im Eigenthum der Familie. Odalsmadr heisst der In- 
haber, wie odalsraenn die Stammgutsgenossen (vgl. D. N. I 124. II 32. 67. 
111 1063. 1162. IV 77. 1037. 1128. V 985. 1043. 109. VI 774. 776. 580. 
VII 459. 546. 636. 708). An einer Stelle, in VI 8, findet sich die Ver- 
bindung odals monnum oc odals nautum, ohne dass ersichtlich wäre, 
worin der Unterschied besteht. Sind die Stammgutsgenossen in ihrem 
Vorkaufsrechte übergangen worden, so klagt der Nächstberechtigte sein 
odal ein und der Käufer eines odal hat dasselbe, falls er es weiter 
verSussern will, nicht nur dem Verkäufer, ef hans odal var, sondern 
auch hans freudum ef ^eirra odal var zum Vorkaufe anzubieten. 
Endlich treten die Stammgutsgenossen nicht mehr in den Kauf ein, 
sondern sie Obernehmen das Grundstück gegen Zahlung des Taxwerthes 
VI 5. Siehe Text. — *) Bezüglich der Stammgutsgenossen folgen die 
L. L. den Gt)l., nur dass sie nicht erkennen lassen, welche Weiber 
baugrygjar und welche blosse odalskonur seien. Dass sie aber den 
Tnlerschied festgehalten haben, beweist VI 14 (gegen Brandt S. 105). 
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wie sechs verständige Männer schätzen — und ich thue 
dazu Gesetzesladung zur Werthsentrichtung nach vollem 
Betrage (at fulnade) und des 6|>1. rechten Gesetzen^^ 

Sind die Vorschriften über das Angebot nicht beobachtet 
worden, so haben die Stammgutsgenossen das Recht, gegen 
Zahlung des Taxwerthes das Grundstück vom Erwerber zu 
erstreiten — VI 8 — , denselben also zu expropriiren. — 

Was die Form des Abschlusses des kaup betrifft, so ist 
dasselbe vor Zeugen unter Mitwirkung eines heimildartaki 
durch Handschlag abzuschliessen — VIII 1 0. Wichtig aber 
ist die Neuerung, dass über das kaup eine Urkunde auszu- 
stellen ist, in welcher die Vertragsbedingungen, Zeit und Ort 
des Vertragsschlusses und die Namen der zum Vertrage hin- 
zugezogenen Personen anzugeben sind. Die Urkunde soll mit 
dem Siegel des Lagmannes, Sysselmannes oder anderer beim 
Vertrage zugegen gewesener Honoratioren versehen werden; 
in Ermangelung eines Siegels genügt die Unterschrift eines 
derselben. Die Urkunde ist dem kaup nicht wesentlich und 
sie ist nur Beweisurkunde VIII 11. 

2. Ueber die Form der skeyting und der trygdir ver- 
lautet nichts. Die skeyting mit vapnatak und das molld taka 
ist verschwunden. 

3. Das kaup erzeugt, wie in den Gpl. ein dingliches Recht 
am Grundstück VIII 13; cf. D. N. V 691. — 

Das jüngere Stadtrecht weist Abweichungen, die von Er- 
heblichkeit sind, nicht auf. 



Als gemeinsamen Zug der altnordischen Grundstücks- 
Ubertragungsformen können wir die unmittelbare Beziehung 
des Rechtsgeschäftes zur Uebertragung ansehen; entweder 
schliesst es die Uebertragung in sich oder es ist Beginn der 
Uebertragung; nirgends ist es blosser Vorbereitungsakt, nirgends 
rein innerliches Moment. — Alle altnordischen Rechte fordern 
ferner bei der Eigenthumsübertragung einen oder mehrere 
weitere Akte, das isländische Recht die Grenzbegehung, die Gpl. 
die skeyting, die Frpl., sowie das spätere Recht skeyting und 
trygdir. Diese Akte sind theils realen, theils symbolischen 
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Charakters, jedoch lässt sich die Entwickelung des Symbo- 
lischen aus dem Realen für die Gpl. noch nachweisen. Dar- 
nach ist die Grenzbegehung als die Urart jenes zweiten Aktes 
anzunehmen, umsomehr als auch die ältesten schwedischen 
Rechte in der umfserp den gleichen Grenzbegehungsakt auf- 
weisen, an dessen Stelle im Laufe der Zeit die skatning ge- 
treten ist^). 

Rechtsgeschäft und Grenzbegehung wären also die ur- 
sprünglichsten Träger der Grundstücksübertragung ; soweit die 
Grenzbegehung Investitur war — und dies Hess sich von der 
altisländischen Grenzbegehung nicht behaupten — war sie also 
reale Investitur. Die Entwickelung zur symbolischen Investitur 
geschieht durch Trennung des Erwerbs- und des Entäusserungs- 
bestandtheiles; dieser wird zuerst symbolisch, während jener 
real bleibt. Mit dem Augenblicke, wo auch jener symbolisch 
geworden ist, ist die alte Zweiheit wieder hergestellt. 

Zu der symbolischen Investitur gesellt sich endlich in den 
trygdir ein seiner Natur nach bekräftigender Akt. Wie bei 
der alten Feuerumfahrt auf Island dem dinglichen Occupations- 
akte des Umfahrens die Anwendung des Feuers eine besondere 
Heiligkeit verlieh, so versehen die trygdir die skeyting mit 
dem Schutze, welchen die Gesetze dem geschworenen Ver- 
gleiche angedeihen lassen. — 

Zum Schlüsse noch ein Wort über die Symbole bei der 
skeyting. Wie ärmlich nimmt sich das altnordische Recht 
bez. der Symbole dem südgermanischen gegenüber aus! Das 
einzige Symbol, den Erdwurf, kennt nur das altnorwegische, 
nicht das isländische Recht und die wahrgenommene Aus- 



') Der alten umfaerj) der göthischen Rechte entspricht staatsrecht- 
lich des neuerwählten schwedischen Königs Ritt über seine Erichs- 
Gasse. Gleich wie in den göthischen Rechten mit der umfaBrp erst 
der volle Eigenthumsübergang vollzogen ist, so ist erst mit dem Ritt 
Ober die Erichs -Gasse der König „gesetzlich zu Land und Reich ge- 
kommen". Und wie die Umfahrt nicht einseitig vom Erwerber, sondern 
zweiseitig, vom Veräusserer und Erwerber, vorzunehmen ist, so haben 
beim Ritte Ober die Erichs -Gasse die Bauern jeder einzelnen lagsaga 
den König durch ihr Gebiet zu geleiten. Es liegt hier derselbe Paral- 
lelismus in Privat- und Staatsrecht vor, wie man ihn för das süd- 
germanische Recht in neuester Zeit bei der Investitur hervorgehoben hat. 

Z<>Uschrm d. Hnvlgiiy-Stmiini;. V. Oerm. Abth. B 
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breitung der skeyting rechtfertigt die Frage, ob sie nicht 
fremden Ursprungs, etwa durch die Kirche eingeführt worden 
sei, da es sonst nicht zu verstehen ist, dass das isländische 
Recht so gar keine Spur von ihr aufweist. Es ist nun frei- 
lich an dieser Stelle hervorzuheben, dass einzelne Geschichts- 
quellen von anderen Symbolen Erwähnung thun. Die Heims- 
kringla, Morkinkinna, Fagrskinna und Frissbök ^) erzählen über- 
einstimmend, dass König Magnus gödi seinem Oheime Haraldr 
mit einem Rohrstengel halb Norwegen mit allem Einkommen 
und allem Eigen verlieh, aber die Einkleidung der Erzählung, 
welche durchaus anekdotenhaft ist, lässt auf das Gelten jenes 
Symboles, welches den Leser sofort an den südgermanischen 
Halm erinnert, keinen Schluss zu, zumal weitere Belege 
mangein. Wenn weiter die Karlamagnüs saga von Karl dem 
Grossen berichtet, wie er mit einem Handschuhe (25/23) oder 
einem Speere (39/37) oder einem Schwerte Land und Herr- 
schaft vergabt (63/222) — so liegt hier einfach eine Ent- 
lehnung aus dem französischen Originale vor. Keines dieser 
Symbole, selbst der dem schwedischen Rechte bekannte Speer, 
tritt in zuverlässigen geschichtlichen Quellen auf. Einfach 
und deutlich gestaltet sich der nüchterne Verstand eines in 
dürftiger Vegetation aufwachsenden Volkes, was der von der 
reicheren Natur eines milderen Klimas angeregte Geist mit 
einer Fülle von Symbolen umrankt. 



Die Entwicklung nach den Landslög kann bei der Massen- 
haftigkeit des zu Gebote stehenden Urkundenmaterials hier nicht 
verfolgt werden. Nur auf die aus der Schriftlichkeit des kaup 
und aus der symbolischen skeyting sich, zumal bei der unmittel- 
baren Beziehung des kaup zur Grundstücksübertragung, natur- 
gemäss entwickelnde Auflassung per cartam sei hingewiesen. 
Die Urkunde über das kaup wird, als sich mit der Zeit der 
Erdwurf der skeyting verliert, der Treuschwur der trygdir zur 
die Strafen des Vertragsbruches androhenden Schlussclausel 

Heimskr. haralds. s. hardr. 23/563 
Fagrskinna S. 116 
Fr(ssb6k Haraldss. hardrdda 25/205 
Morkinskinnna S. 20. 
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verflüchtigt, dispositiv, ihre Hingabe stellt die symbolische 
Investitur dar. Erkennbar ist die dispositive Urkunde am 
Präsens und an der directen Rede des Ausstellers % während 
bei der blossen Beweisurkunde entweder die Urkundspersonen 
als sprechend sich einführen oder der Aussteller selbst im 
Präteritum spricht. Die dispositive Urkunde wird, zunächst 
bei Testamenten, erst gegen Schluss des 14. Jahrh. häufig, 
wenn sie sich auch in der ersten Hälfte des 1 4. Jahrh. hin und 
wieder vorfindet. D. N. I 207. 241. II 127. III 58. IV 162. 329. 
Von der Auflassung durch die Urkunde zu scheiden ist 
die bei der Auflassung erfolgende Uebergabe der auf das 
Grundstück bezüglichen Urkunden, als Stammguts-, Kaufs-, 
Pfand-, Bestätigungs- , Beweis-, Adjudicationsurkunden. Alle 
diese sind, wie das Urkundenmaterial des Dipl. Norv. zeigt, 
an einander geheftet und stellen so die Reihenfolge der Be- 
sitzer in ähnlicher Weise, wie unsere Hypothekendocumente 
dar. Die letzte ErWerbsurkunde wird dazu geheftet, sie 
nimmt, falls das Grundstück in einer älteren Urkunde ge- 
nauer beschrieben ist, auf jene Beschreibung einfach Bezug. 
Die Anheftung erfolgt entweder nach der Auflassung — und 
dann ist die Aushändigung der Urkunden ein selbständiger 
Akt — oder sie ist vor der Auflassung erfolgt — dann stellt 
die Uebergabe der gesammten Documente die Auflassung per 
cartam dar. 



») Vgl. z. B. I 613. 900. 956. 989. 1023. 1035. 1053. 1081. 1108. 
1110. 1113. 1114. II 127. 676. 808. 828. 984. 994. 1006. 1008. 1106. 
1139.1150.115.3. III 1098. 1128. IV 162. 337. 412. 493 u. s. w. 



IV. 

Kritische Besprechung der wichtigsten Quellen 
zur Geschichte der westfälischen Femgerichte. 

Von 

Herrn Dr. Heinrich Duncker, 

Amtsrichter in Bernbnrg. 

Einleitung. 

Seitdem v. Wächter im Jahre 1845 in seinen Beiträgen 
zur deutschen Geschichte zum ersten Mal den Versuch gemacht 
hat, eine kritische Sichtung des Quellenmaterials zur Er- 
forschung der Geschichte der westfälischen Femgerichte, soweit 
es uns in Femrechtsbüchem und Reformationen überliefert 
ist, vorzunehmen und dabei ausdrücklich zu weiterer Arbeit 
in dieser Richtung aufgefordert hat, ist das Institut der Fem- 
gerichte zwar häufig zum Gegenstand darstellender Arbeiten 
gewählt^), es fehlt indess immer noch eine ausführliche Be- 
sprechung des gesammten Quellenmaterials der angegebenen 
Art in Bezug auf den Text, die Ableitung, das Alter und den 
Werth der einzelnen Ueberlieferungen , die auf einige Voll- 
ständigkeit Anspruch erheben dürfte'). 



') Vgl. namentlich E. Th. Gaupp^Yon Fehmgericliien mit besonderer 
RQcksicht auf Schlesien, Breslau 1857. Tadama, Geschiedenis van het 
Veemgerigt en van het latere Duitsche Ryks-Kamergerigt in hunne 
Betreckking tot Nederland. Leiden 1857. Geisberg, DieVehme, in der 
Zeitschr. für westfftl. Geschichte Bd. 19. StOve, Untersuchungen über 
die Gogerichte in Westfalen und Niedersachsen. Jena 1870. Brode, 
Freigrafschaft und Vehme. Eine verfassungs- und rechtsgeschichtliche 
Studie. Halle 1880. Frensdorff, Dortmunder Statuten und Urtheile. 
1882. — •) In Betreff der Nothwendigkeit einer gründlichen historisch- 
philologischen Forschung Seitens des Juristen, der in das Wesen und 
den Geist der historisch entstandenen Rechtsverhältnisse eindringen 
will, darf ich auf Bö hl aus Ausfilhrungen in dieser Richtung in den 
Nove Gonstitutiones Domini Alberti etc. S. 84 im Schlusswort verweisen. 
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Dies und der Umstand, dass ich bei einer Neubearbeitung 
dieses Gegenstandes nicht unwichtiges handschriftliches Material 
benutzen konnte, welches ^ch, soviel ich sehe, bisher der 
Benutzung entzogen hat, mögen es rechtfertigen, wenn ich im 
Nachstehenden der Lösung oben angedeuteter Aufgabe näher 
zu treten suche. 

Die bei der Sichtung des Quellenmaterials für die Ge- 
schichte der Femgerichte gewonnenen Resultate in einer um- 
fassenderen Darstellung zu verwerthen, habe ich mir noch 
vorbehalten, und werde hier, um dem nicht vorzugreifen, mich 
lediglich auf eine Kritik der Quellen in den schon angedeuteten 
Richtungen beschränken. Dabei bespreche ich, der über das 
Alter und den Werth der Quellen gewonnenen Anschauung 
folgend, und um deswillen von dem Gange abweichend, den 
Wächter bei seiner Untersuchung genommen hat, die sog. 
Reformationen zuerst, die Femrechtsbücher dagegen ei-st an 
zweiter Stelle. Unter den Reformationen wird mich vor 
Allem die sog. Reformation Kaiser Ruprechts, die ich richtiger 
als die Ruprecht'schen Fragen bezeichnen möchte, beschäftigen. 
Es ist das älteste uns überlieferte Denkmal dieser Art und 
erfordert bei der grossen Wichtigkeit, die ihm für die Kennt- 
niss der Bedeutung und Eigcnthümlichkeit des Instituts der 
westfälischen Femgerichte in ihrer Blüthezeit beizulegen ist, 
eine eingehendere Besprechung. 

Bevor ich mich indess dazu anschicke, erwähne ich hier 
nur mit einem Worte des Landfriedens Karls IV für West- 
falen vom 25. November 1371, nicht um seine ausserordent- 
liche Bedeutung für die Geschichte der westfälischen Fem- 
gerichte hier darzuthun^), sondern um darauf hinzuweisen, 
dass diese Urkunde, nachdem bereits Wigand^) und Scibertz ') 
zwei handschriftliche Ueberlieferungen derselben aus dem 
Soester Stadtarchiv zum Abdruck gebracht hatten, im ersten 
Bande der deutschen Reichstagsakten von Weizsäcker ihre 
kritische Bearbeitung gefunden hat. 



>) Vgl. Barthold, Soest, die Stadt der Engern S. 211 ff. Vgl. 
auch Brode, loc. cit. S. 10. — ') Vgl. das Femgericht Westphalens 
S. 247. — ') Vgl. Urkundenbuch zur Landes- und Rechtsgeschichte des 
Herzogthums Westfalen Bd. II S. 594. 
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I. Die sog. Reformationen. 

1. Die Ruprecht'sLchen Fragen. 

Die Ruprecht'schen Fragen haben mir in 10 Drucken 
und zwei bisher noch nicht zum Abdruck gelangten Hand- 
schriften vorgelegen. Die einzelnen Texte sind unten auf- 
geführt und, um sie bei der Besprechung kurz bezeichnen zu 
können, mit Nummern versehen. Die Handschriften sind dort 
auch kurz beschrieben*). 

1) I. Drucke: 

1. Datt, Volumen rerum Germanicarum novum sive De pace imperii 
publica libri V. Ulmae 1698, pag. 777—780. 

2. Maller, Reichstagstheater unter Maximilian I. Th. I. 1718, S.477 ff. 

3. Hahn, Gollectio monumentorum veterum. Brunsvigae 1726, 
pag. 611—618. 

4. eodem pag. 644—648. 

5. Neue Sammlung der Reichsabschiede von Schmauss, von Ohlen- 
schläger und Senckenberg. Th. I, 1747, S. 105—110. 

6. Senckenberg, Corpus juris Germanici publici ac privati. Francf.a/M. 
1760, pag. 71—76. 

7. eodem pag. 128-130. 

8. Freheri, De secretis judiciis etc. ed. Göbel, Ratisbonae 1762, 
pag. 181—190. 

9. Wigand, Wetzlarische Beiträge Bd. III. 1851, S. 34-52. 

10. Seibertz, Urkundenbuch etc. Bd. III. 1854, S. 6. Nach der hier 
benutzten Handschrift ist die erste Frage auch bei Tross, Sammlung 
merkwürdiger Urkunden, Hamm 1826, S. 17, abgedruckt. Die Hand- 
schrift ist im Soester Stadtarchiv von mir eingesehen. Der Abdruck bei 
Seibertz ist nicht ganz fehlerlos, hat z. B. awer statt aller in Frage L 

II. Handschriften: 

11. Eine Handschrift der Wolfenbuttler Bibliothek, deren Benutzung 
ich der Güte des Herrn Oberbibliothekar Dr. 0. v. Heinemann ver- 
danke, enthält unsere Fragen auf Bl. 1 — 10a. In dieser Pergament- 
handschrift in sehr kleinem Oktavformat befinden sich ausserdem auf 
Bl. 10 b— 20 a ein Femrechtsbuch, welches unten näher zu besprechen 
ist, auf Bl. 20a— 24a der sog. Anhang zu den Ruprecht*schen Fragen, 
und auf Bl. 24b — 28b ein Stuck eines Femrechtsbuchs , welches 
gleichfalls unten näher besprochen werden soll. Auf den letzten 
Blättern wechselt hier die Schrift zweimal. Dann folgen nach einigen 
leeren Blättern auf eingelegtem Papier und wieder in anderer Hand- 
schrift Bl. 31— 35a die sog. Arnsberger Reformation in einer unten 
näher zu besprechenden Fassung, Bl. 35b ein Yerzeichniss Kölnischer 
und Waldeckischer Freistühle, Bl. 36 einzelne Worte ohne Zusammen- 
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Mit Manchem, was v. Wächter bereits über das Ver- 
hältniss einiger dieser Texte hervorgehoben hat, kann ich mich 
einverstanden erklären. 

Zunächst steht fest, dass den Texten Nr. 2 und 5 dieselbe 
Handschrift zu Grunde liegt. Nr. 5 ist als der neuere und 
bessere Abdruck allein zur Yergleichung heranzuziehen. 

bang und endlich nach mehreren unbeschriebenen Blättern auf Bl. 38b 
bis 49 ein Vertrag des Pfalzgrafen Friedrich des Siegreichen mit vielen 
Fürsten, Herren und Städten über gemeinsam zu treffende Massregeln 
gegen die Uebergriffe der Femgerichte aus dem Jahre 1461, der schon 
mehrfach, z. B. bei Stalin, Geschichte von Würtemberg Bd. III, S. 736, 
abgedruckt ist. Die Handschrift ist mit einer als Pseudo - Solinus be- 
zeichneten Pergamenthandschrift zusammengebunden. 

12. Eine Handschrift des OsnabrQcker Archivs, die Homeyer in 
seiner Abhandlung fiber die Informatio ex speculo Saxonum als Osna- 
brücker Codex bezeichnet und unter Nr. 625 auf S. 25 seiner deutschen 
Rechtsbücher, 1856, aufführt, von der er indess nur den die Informatio 
enthaltenden Theil, der ihm durch Stüve abschriftlich übermittelt war, 
eingesehen hat. Die Pergamenthandschrift in Kleinfolioformat enthält, 
nachdem Eingangs Bl. 1— 4 b ein Femrechtsbuch, über welches unten 
das Nähere folgt, mitgetheilt ist, auf Bl. 4b — 9a unsere Fragen, sodann 
Bl. 9b— IIb die Arnsberger Reformation. Hier findet sich auf einem 
eingelegten Blatt Papier ein Femrechtsbuch, welches unten gleichfalls 
näher zu besprechen ist, und dann folgen wieder auf Pergament Bl. 13a 
der Anfang des § 12 der sog. Frankfurter Reformation und das Formular 
eines Gelovetbriefes. Bl. 13 b — 30 b enthält sodann die Informatio 
und Bl. 32 ein Gebet, dem die Kraft zugeschrieben wird, edle Steine, 
die trübe geworden sind, wieder hell zu machen. Mit dieser Hand- 
schrift sind femer Papierblätter verbunden, die den Anfang und das 
Ende des Richtsteigs Landrecht (Cap. 1—4 und Gap. 49) in einer vom 
Homeyer'schen Text bedeutend abweichenden Lesart, auch kurze Stellen 
über Heerwedde, Musdeil, Morgengabe und Gerade und einzelne kurze 
Sätze des Stadtrechts von Münster und Osnabrück meist familienrecht- 
lichen Inhalts enthalten. Und schliesslich ist noch eine in Strassburg 
bei Johannes Prusz 1485 gedruckte Incunabel angefügt, die die goldene 
Bulle mit vielen Holzschnitten und unter dem Titel: Kaiser Sigmund 
güldin bulle, femer den Nürnbergischen Abschied von 1431 (vgl. Neue 
Sammlung der Reichsabschiede, Bd. I, S. 146), und endlich die sog. 
Frankfurter Reformation (vgl. daselbst S. 170 ff.) enthält. Der Hand- 
schrift sind namentlich in ihrem ersten Theil mannichfache Rand- 
bemerkungen und Summarien beigefügt, und häufig finden sich kleine 
Papierstreifen zwischen die Pergamentblätter eingeheftet, deren Be- 
deutung weiter unten zu erörtern ist. Von einer Handschrift der 
Königlichen Bibliothek in Hannover, die Bodmann (vgl. Beschreibung 
der dortigen Handschriften S. 289 unter Nr. 1362) ins 18. Jahrhundert 



120 Heinrich Duncker, 

Dasselbe Verhältniss ist für Nr. 1 und 8 anzucrkeoDen ^). 
Ich benutze im Folgenden nur den Datt'schen Text (Nr. 1). 
Auch die der Nr. 6 zu Grunde liegende Senckenberg'sche 
Handschrift weicht nur sehr wenig von dem Text Nr. 5 ^) ab. 

Unter den bisher im Druck vorliegenden Texten hat man 
noch neuerdings zweien eine hervorragende Bedeutung zu- 
schreiben wollen (Nr. 9 und 10). 

Während Wigand ^) für die besondere Güte seines Textes, 
den er aus einer das Handbuch eines Freigrafen enthaltenden 
Handschrift des 16. Jahrhunderts abgedruckt hat, eintritt, 
hält Seibertz*), dem sich auch Stobbe*) angeschlossen hat, 
den von ihm zum Abdruck gebrachten Text Nr. 10 für den 
ursprünglichsten und besten. 

Eine genauere Prüfung der Texte, bei der ich wegen der 
Uebersichtlichkeit mich derselben Eintheilung in einzelne 
Fragen, die in Nr. 9 vorgenommen ist, bedienen werde, indess 
zunächst nur die allein hicher gehörigen Fragen 1 — 23 ins 
Auge fassen werde, ergiebt zwei wesentlich verschiedene Text- 
stämme, zu deren einem die Texte Nr. 9, 10 und 12 gehören, 
während alle übrigen Texte dem anderen Stamme zuzuweisen 
sind. Es bedarf nur einiger Nachweise für diese Behauptung. 
Gleich in der Einleitung zählen die Texte dieses zweiten 
Stammes mit mehr oder weniger Genauigkeit die einzelnen Frei- 
grafen auf, die vor König Ruprecht in Heidelberg erschienen 



setzt, hat mir leider nur der Anfang in Abschrift vorgelegen. Ich glaube 
indess schon danach dem in dieser offenbar gering werthigen Hand- 
schrift sich findenden Text der Fragen, den ich mit Nr. 13 bezeichnen 
werde, annähernd den rechten Platz unter den Texten anweisen zu 
können. Der Anfang lautet: Anno Domini MGGGGVIIII feria quarta 
post Urbani. Unser Herr der König Ruprecht hat gesant an die nach- 
schriben Freigraven zu Holmerstein, Glausen von VVillenbracht, Frei- 
graf von Walpurg, Sivekon, Freigraf zu Ham und Berg, Märten 
Histhait, Freigraf der Stul Hudenhorst, und hat disz nachgeschriben 
Frag und Stuck ton fragen. Item das erste, was ain Roroisciier König 
bab in den freien Stülen und Gerichten etc. 

») Vgl. Wächter, loc. cit. S. 133 und 128, wo der volle Titel der 
Handschrift aus dem Jahre 1546 angegeben ist. — ^) Vgl. Wächter, 
S. 133. Näheres darüber siehe unten. — *) Vgl. Wetzlarische Beiträge 
Bd. III, S. 34, Anm. 1. — *) Vgl. loc. cit. — ») Vgl. Geschichte der 
deutschen Rechtsquellen Bd. I, S. 399 ff. 
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sind, während die anderen nur berichten, dass etliche Freigrafen 
dort gewesen seien, gefragt seien und geantwortet hätten, 
was folgt. Dasselbe Verhältniss tritt bei zahlreichen grösseren 
und kleineren Stücken der Fragen hervor, insofern theils in 
den Texten des einen, theils in denen des andern Stammes in 
auffallend übereinstimmender Weise Stellen fehlen. So fehlt 
beispielsweise in den Texten des ersten Stammes (Nr. 9, 10 
und 1 2) in der zweiten Frage der Passus über die Heischung 
der Mannen, die dem Oberhaupt des Reiches nur in dieser 
seiner Eigenschaft verpflichtet waren: item sie meienen, das 
es ein andres sei umb die manne, wann des reichs manne 
sitzen auch vil in Westvaln und unter andern herren, doch 
die manne, die unter unscrm herrn dem künige sitzen, die 
sol man als wol bevor ervolgen als die diener % ferner in der 
sechsten Frage die Erörterung über den Ungehorsam des 
Freigrafen Ruprecht Streithab gegen den König ^), und in der 
siebzehnten Frage der sich dort ganz natürlich anschliessende 
Passus über die Verpflichtung der Schöffen zur Hülfeleistung, 
falls eine verfallene Wette vom Verfemten eingezogen werden 
soll, und der unmittelbar folgende Passus: item ob ein Ro- 
mischer kunig schöpfen machen muge an andern enden dann 
in Westvalen an den freien stülen, so er drei oder vier schöpfen 
bei im hette. Das er das nicht tun möge oder tun solle von 
rechts wegen*). 



^) Vielleicht war diesen Texten, zu denen sich in Betrefl' dieser 
wie mancher anderen Abweichung auch Nr. 7 gesellt, der Unterschied 
zwischen den Mannen des Königs als solchen, die Mannen des Reichs 
genannt werden, und denjenigen Ministerialen, deren Dienstherr gleich- 
zeitig König war, unbekannt. Vgl. Waitz, Verfassungsgeschichte V, 
S. 303. — ') Der Umstand, dass dieser Passus auch in den Texten 
Nr. 3 und 4 bei Hahn fehlt, deutet dennoch auf keinen Zusammenhang 
dieser Texte mit denen des ersten Stammes, da auch die unmittelbar 
folgende 7. Frage, die sonst sämmtliche Texte beider Stämme haben, 
bei Nr. 3 und 4 fehlt, offenbar weil in der beiden Texten zu Grunde 
liegenden Handschrift hier eine grössere Stelle ausgelassen ist. — 
*) Beide Stellen, die ausser in den Texten des ersten Stammes auch 
bei Nr. 7 und theilweise auch bei Nr. 1 und 4 fehlen, sind nicht etwa 
spätere Zusätze; der zweite Satz ist sogar nothwendig zum Verständniss 
des in allen Texten dann folgenden Passus Ober die von König Wentzel 
gemachten Schöffen. 
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Umgekehrt finden sieb beispielsweise in der 3. ^) und 
21. Frage in den Texten des ersten Stammes überflüssige 
Zusätze. 

Ich sehe hier von einer weiteren Besprechung des Werth- 
verhältnisses der Texte beider Stämme ab und suche zunächst 
die Texte des ersten Stammes unter sich richtig zu gruppiren. 
Das fällt unter Benutzung der Osnabrucker Handschrift (Nr. 12) 
nicht schwer, da diese offenbar zwischen 9 und 10 steht und 
den Durchgangspunkt bildet. 

Dass der Seibertz'sche Text (Nr. 10) im niederdeutschen 
speciell westfälischen Dialekt geschrieben ist, darf zwar nicht 
für das höhere Alter desselben angeführt werden, da dort, wo 
man die Entstehung dieses Rechtsdenkmals zu suchen hat, der 
westfälische Dialekt wohl kaum zur Anwendung gekommen ist. 

Dagegen zeigt sich im Wigand'schen Text (Nr. 9) ein 
viel mangelhafteres Verständniss für die zur Darstellung ge- 
brachten Verhältnisse als bei Nr. 10 und 12, so, wenn es 
dort beispielsweise im Eingang heisst, an einen jeglichen Frei- 
grafen statt an etzliche Freigrafen, da es ja undenkbar ist, 
dass, falls alle Freigrafen geladen wären, nur 4, wie bezeugt 
wird, sich eingefunden hätten, oder in der zweiten Frage 
völlig sinnlos in oder mit denselbigen also vortfharen muege 
statt oder dieselben dan also vort verfoyren moghe, in Frage 3 
so einer, der ein freischepffen ist, statt des allgemeineren of 
men^) und in Frage 18 und darüber erwürgt wurde') statt und 
dair over ermant were. 

Auch überflüssige Zusätze, wie: Das ist, so ich einen 
wharnen wolte, in Frage 19*), oder Zusätze, die offenbar 



^) Diese der knappen Fassung eines Protokolls wenig entsprechende 
Wiederholung dürfte ein Zusatz sein, bei dem sich der Schreiber an das 
Görlitzer Lenrecht, Gap. I, Art. XXV, % 1% oder an die Parallelstellen 
im Auetor vetus de beneficiis, im Sachs. Lenrecht oder im Richtsteig 
Lenrecht erinnert. — *) Die Lesart bei 9 erweist die verkehrte An- 
schauung, als hätten nur FreischÖffen Jemand vor den Freigerichten 
verfolgen können. — •) Wie Wigand, Wetzlarische Beiträge III, S. 44 
Anm., annehmen konnte, er habe durch seinen Text Klarheit in diese 
Frage gebracht, ist mir unverständlich geblieben. — *) Abgesehen 
davon, dass hier dem Leser nicht einmal die Bekanntschaft mit der 
im Anfang des 15. Jahrhunderts sprüchwörtlichen Redensart „anderswo 
ist gut brodt essen" zugetraut wird (vgl. die Summa Concilii Basi- 
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späteren Quellen entnommen sind, wie in Frage 22 die jegen 
die zeben gebodt gottes und die heilligen evangelia handelen, 
dar alle rechte ausgesprossen seint^), fehlen noch bei Nr. 12. 

Aber immerhin zeigt die Osnabrücker Handschrift im 
Verhältniss zum Text Nr. 10 schon manchen meist an den 
Rand oder zwischen die Zeilen geschriebenen Zusatz, der 
dann bei Wigand vielfach in noch weitläufigerer Fassung 
wiederkehrt, so in Frage 1 das überflüssige in Westphalen- 
landt, wo ja allein, wie dieser Text in der 9. Frage selbst 
hervorhebt, Femgerichte waren, und die erklärenden Zusätze 
eines späteren Abschreibers am Schluss der 19. Frage: wie 
man das gelobet, wenn man freischepfen wirt der heim- 
lichen acht. 

Ich darf endlich für die Behauptung, dass der Text der 
Osnabrücker Handschrift (12) den Uebergang von 10 zu 9 
bildet, noch auf den verkehrten Zusatz bei 9, oder susten 
heimlichen richter, den der Abschreiber offenbar statt der 
von ihm nicht verstandenen Worte den sus temptliken (d. h. 
competenten) richter in der Osnabrücker Handschrift gewählt 
hat 2), hinweisen und schliesslich noch auf Folgendes auf- 
merksam machen. 

König Ruprecht ist bekanntlich nie Römischer Kaiser 
geworden. So spricht denn auch der Text 10 regelmässig 
vom Romschen konig, und nur in Frage 1 findet sich zwei- 
mal offenbar in Folge eines Versehens die Bezeichnung 
Romscher Keyser oder Konig. In der Osnabrücker Handschrift 



leensis etc. von Augustin Patricius bei Hartzheirn, Gonc. Germ. Tom.V 
S. 833, wo es heisst: vel ex eo audit hujusmodi verba: Et alibi ita bonus 
comeditur panis ut hie), ergiebt auch der Umstand, dass der Referent 
hier plötzlich in der ersten Person spricht, dass der Text 9 jedenfalls 
nur eine Ueberarbeitung und nicht eine Abschrift der Original- 
urkunde ist. 

') Dieser später formelhaft gewordene Ausdruck ist vielleicht den 
Beschlüssen des Kapiteltags in Arnsberg aus dem Jahre 1490 ent- 
nommen. Vgl. Kindllnger, Münsterische Urkunden III, S. 622, Kopp, 
Verfassung der heimlichen Gerichte in Westfalen S. 466 und Geissberg, 
Zeitschr. f. westfälische Geschichte Bd. 19, S. 107—9. — «) Wigand 
macht selbst darauf aufmerksam, dass in seiner Handschrift über dem 
heimlich, welches er fälschlich mit heimatlich wiedergiebt, noch ein 
durchstrichenes zemlich gestanden habe. 



124 Heinrich Duncker, 

(12) ist dagegen jedesmal den Worten Römischer Konig nach- 
träglich im Text das Wort Keyser hinzugeschrieben ; und der 
Text 9 fügt dann noch regelmässig hinzu : unseres gnedigsten 
herren. Beide Texte deuten darauf hin, dass sie zu einer Zeit 
abgefasst sind, als die Bezeichnung Römischer Kaiser ein 
blosser Titel geworden war. 

Erwähne ich dann noch der verkehrten Anordnung in 
Frage 16, wo in den Texten 9 und 12 die Besprechung der 
Frage, wie ein Verfemter zu ergreifen ist, durch die Frage 
nach den mit Unrecht durch König Wentzel gemachten Frei- 
schöffen unterbrochen wird, so dürfte ein Zweifel darüber nicht 
mehr bestehen, dass unter den drei besprochenen Texten des 
ersten Stammes der Seibertz'sche (10) der beste ist. 

Bei Besprechung der Texte des andern Stammes, soweit 
sie nicht, wie Nr. 2 und 8, oben bereits ausgeschieden sind, ist 
zunächst dem Text Nr. 7, auf dessen theilweise Aehnlicbkeit 
mit den Texten des ersten Stammes bereits hingewiesen ist, 
um seiner grossen Unvollständigkeit ^) und seiner vielfachen 
Fehler^) willen keine weitere Beachtung zu schenken. 

Was sodann den ältesten Druck der Fragen bei Datt 
(Nr. 1) betrifft, so weisen schon Alter und Werth der anderen 
Theile der diesem Text zu Grunde liegenden Handschrift aus 
dem Jahre 1546*) auf den geringen Werth dieses Textes Hin. 
M. E. liegen diesem Text Handschriften beider Textesstämme 
zu Grunde. So wird beispielsweise hier wie in den Texten 
Nr. 9 und 12 der Kaisertitel stets hinzugefügt, ja die Be- 
zeichnung König häufig ganz weggelassen. 

Dabei weisen Zusätze wie das häufige allerdurchlcuchtigst, 
gnädigst und allergnädigst, sowie das zu allen Zeiten mercr 
des Reichs im Eingang durchaus auf eine spätere Abfassungs- 
zdt hin. Und das höchst mangelhafte Yerständniss , welches 



») Es fehlen hier die Fragen 15—17, und der Text schliesst bereits 
mit der 18. Frage. Auch finden sich in einzelnen Fragen, z. B. in 
der dritten und achten, bedeutende Abkürzungen. — ') Als Beispiel 
führe ich hier nur an, dass der König Rupprecht von heide]bei*g ge- 
nannt wird, und dass statt der sonst aufgeführten 4 Freigrafen, denen 
die Fragen vorgelegt sein sollen, 7 aufgeführt werden, indem die Be- 
zeichnungen der Freistühle als Personennamen angesehen sind. — 
») Vgl. Wächter, loc. cit. S. 128 und 129. 



ttrit. Besprediung d. wicht. QüeUen z. Gesch. d. westf. Fems^erichte. 125 

der Schreiber der Handschrift Tür den Gegenstand hatte , er- 
giebt sich aus sinnlosen Lesarten, wie beispielsweise es sey 
ein Graf, Herr oder Stat statt es sei an Grafen, herren oder 
steten in der Wolfenbüttler Handschrift (Nr. 11) in Frage 4, 
femer und aber einen andern Schöpfen zu richten nicht 
statt und doch einem andern frischepfen nicht in Frage 8, 
verbot statt fronbote in Frage 9 ^), femer aus zwecklosen Zu- 
sätzen, wie: were ers aber nit, so schadet ime die Leimat 
nit in Frage 15, und aus Missverständnissen, wie in Frage 14, 
wo bei Beantwortung der Frage, ob ein Freischöffe, wenn er 
von einem Freischöffen um eine x\ngabe darüber ersucht wird, ob 
ein dritter verfemt sei, schuldig ist, zu sagen, was er weiss, der 
Hinweis auf die 6. Frage ^) fiir den Schreiber die Veranlassung 
giebt, erklärend hinzuzusetzen: darauff sey er schuldig zu ant- 
worten: Ja oder Nein, wie im wissentlich ist, offenbar, weil 
er nicht bemerkt hat, dass dort ein Unterschied gemacht ist, 
und obige Entscheidung nur dann richtig ist, wenn das Er- 
suchen vom König ausgeht. 

Schliesslich weist auch das Auslassen der ganzen 1 2. und 
17. Frage auf den geringen Werth dieses Textes hin. 

Die beiden Texte bei Hahn (Nr. 3 und 4) stehen sich in 
mancher Beziehung nahe, ohne dass indess anzunehmen ist, 
dass einer auf den andern zurückzuführen wäre. Völlig werth- 
los ist der Text Nr. 4, da er von allen der unvollständigste 
ist, auch viel sinnlose Stellen enthält, bei denen sich oft nicht 
einmal nachweisen lässt, wie sie aus der richtigen Lesart ent- 
standen sind. 

Diesem Text steht, soweit ich nach dem mir allein zu- 
gänglich gewordenen Eingang urthoilen kann, der Text der 
unter Nr. 13 aufgeführten Hannoverschen Handschrift nahe. 
Dass auch sie eine weitere Berücksichtigung nicht verdient, 
ergiebt sich aus dem Weglassen des überall sonst bezeugten 
Göbel von Werdinghausen , aus der verkehrten Wiedergabe 
der Namen Volmestein und Wilshorst durch Holmerstein und 
Hudenhorst und aus der offenbar unrichtigen Zeitangabe, da 
das Jahr 1409 sonst nirgends bezeugt wird. 

*) Hier fehlt auch die Frage nach dem Beweis der Verfeniung, 
ohne die die Antwort völlig unverstfindlich ist. — ') Es ist nach der 
hier benutzten Eintheilung die 8. Frage. 
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Der Text Nr. 6 bei Senckenberg, auf dessen näheres Ver- 
Mltniss zu 5 ich oben bereits hingewiesen habe, wird durch 
Korrektheit von diesem entschieden übertroffen. Als Beleg 
dafür, wie fehlerhaft die von Senckenberg neben diesem Text 
benutzte Handschrift war, brauche ich nur auf Lesarten, wie 
bisz zu gepunder Zeit statt pussen gebundenen dagen ^) in 
Frage 3, In dar Innen gelobt statt In Truwen gelobt in 
Frage 5, frygreve zu Schena statt zu Zussena^) in Frage 6, 
etzliche vor zeiten statt ein yglich vorgezustenn in Frage 17, 
verkünden und verkundigen statt verrumen') in Frage 21, 
und Kindverderben statt Kindelbetterin in Frage 22 hinzuweisen. 

Dies und die grosse Uebereinstimmung der Texte 5 und 1 1 
auch an den Stellen, wo Nr. 6 Abweichungen zeigt, eine Ueber- 
einstimmung, die sogar in der Wahl des Ausdrucks hervor- 
tritt, wenn beide Texte beispielsweise in Frage 2 gesessen ist 
statt gehorsam ist, in Frage 7 bruchik(ll) statt bruchfeligk 
und in Frage 20 das alterthümliche ferro statt hoch haben, 
und die auch in der letzten Frage hervortritt, wenn auch da, 
wo sich eine Abweichung am Ersten erklären würde und in fast 
allen anderen Texten thatsächlich vorkommt, in beiden Texten 
die Worte : mit im reiten drei, vier, fünf, sechs oder mer, völlig 
gleichlautend vorkommen, deutet entschieden darauf hin, 
dass die Texte 5 und 11 den Vorzug vor 6 verdienen. Be- 
vor ich indess das Verhältniss zwischen 5 und It näher er- 
örtere, weise ich auf eine Stelle in der 18. Frage hin, wo es 
sich darum handelt, dass Jemand einem Verfemten sein Ge- 
leit in sein Schloss gegeben hat, und der Text 11 fortfährt: 
und darüber gemant würde über den, der verfeimt were, wie 
sich der herre darinnen halten solle. Hier finden sich im 
Text 5 hinter verfeimt were die Worte zu helfe, die offenbar 
zur Erklärung dienen sollen und den Inhalt der Mahnung da- 
hin widergeben, er helfe einem Verfemten. Bei 6 ist daraus 
durch offenbares Missverständniss die Lesart entstanden: ob 



1) = buten den gebundenen dagen. Vgl. Sachsensp. III, 61. 1. — 
') Eine Freigrafschaft Zusehen wird mehrfach bezeugt. Vgl.Usener, Die 
Frei- und heimlichen Gerichte Weslphalens S. 28 und 56. Auch in der 
Wolfenbüttler Handschrift findet sich wohl in Folge eines Schreib- 
fehlers die Lesart zu Schona. — ') Dieser Ausdruck in der Bedeutung 
verfemen findet sich oft in den Quellen. 
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er dem, der verfaimt were, schuldig sey zv helffenn, oder nit, 
oder wie sich der Here daryne Halttenn solle und muge der 
Sacheon halbenn. Das deutet darauf hin, dass die Wolfenbüttler 
Handschrift (11) den Ausgangspunkt, Nr. 6 den Endpunkt 
der Reihe darstellt, die diese drei Texte bilden ; und so ist es 
in der That. 

Wie eng das Yerhältniss ist, in dem die Texte 5 und 1 1 zu 
einander stehen, ergiebt sich vor Allem daraus, dass nur bei 
diesen beiden von allen bisher besprochenen Texten an der 
Stelle, wo die Wolfenbüttler Handschrift schliesst, ein förm- 
licher Abschluss des Protokolls unter Nennung der Zeugen 
sich findet. 

Aber schon der Umstand, dass der Text 5 sodann ohne 
Unterbrechung den sog. Anhang der Ruprecht'schen Fragen, 
der, wie ich nachweisen werde, nicht Theil der Fragen ist, 
folgen lässt, zeigt, dass wir es hier mit einem Text zu thun 
haben, der zu einem grösseren Rechtsbuch in Beziehung ge- 
setzt oder in dasselbe verarbeitet ist und dadurch etwas von 
dem ihm sonst eigenthümlichen Charakter verloren hat. 

Auch die Angaben in Text 5 über die Entstehung des 
Dokumentes deuten darauf hin, dass dieser Text dem Original 
ferner steht als die Wolfenbüttler Handschrift. Es heisst 
dort bei 5, dass das Vorgeschriebene von den genannten Frei- 
grafen dem Hofschreiber Johann Kirchheim gegeben sei, und 
dann wörtlich : dabie sint auch gewest Johann von Laudenberg, 
Stolschriber in Bacharach ^) ; ergangen in Rebestogkosshusse zu 
Heidelberg in den vorgeschriben Jaren mit Tagen. 

Schon der Plural sint deutet darauf hin, dass hier Namen 
ausgelassen sein müssen, und der angegebene Name beruht 
offenbar auf einem Versehen, welches sich wohl daraus er- 
klärt, dass ein Freischöffe dieses Namens in Frage 6 unter 
denen, die bei der Absetzung des Freigrafen Ruprecht Streithab 
zugegen gewesen sind, angeführt ist^). Die Wolfenbüttler 



^) Bei Nr. 6 heisst er Johan von Rendig und wird als Zollschreiber 
zu Bacharach bezeichnet. — *) In Folge dieses Irrthums sind im Text 9 
Heidelberg und Bacharach als die Orte der Verhandlung angegeben, und 
Wigand sucht das auch allen Ernstes zu vertheidigen. Derselbe Irrthum 
findet sich übrigens schon in dem 16. Jahrhundert in den fasti Carolini 
des Turkius (vgl. Heineccii et Leucbfeldi scriptores rerum Germanicarum 
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Handschrift dagegen hebt hervor, dass das Vorstehende nach 
den schriftlichen Angaben der Freigrafen von dem damaligen 
Hofschreiber Johann Kircheim im Namen und Auftrag Ruprechts 
aufgeschrieben sei, und fährt dann fort: dabei sint gewesen 
graf Emich von Lyningen^) und etlich andere seiner gnaden 
wiszenden Rethe und diener, und ist geschehen im Rebstocks- 
hause zu Heydelberg in dem Jar und auf den tag, als obge- 
schriben stet. Diese Beglaubigung im Auftrag des Königs 
erklärt es, wie diesem Weistham einiger Freigrafen später so 
viel Bedeutung beigelegt werden konnte, und liefert den besten 
Beweis dafür, dass wir es hier mit einer Form der Auf- 
zeichnung jener Verhandlung vor König Ruprecht zu thun 
haben, die dem Original jedenfalls näher steht als der Text 
Nr. 5. Dasselbe Resultat ergiebt sich bei einer Vergleich ung 
der sonstigen, nicht eben zahlreichen und wesentlichen Ab- 
weichungen beider Texte, wobei vor Allem eine grössere 
Weitschweifigkeit des Textes 5 hervortritt. 

In dieser Beziehung verweise ich vor Allem auf den 
regelmässigen Eingang jeder Frage: zum ersten male, zum 
zweiten male etc. werden sie gefragt, und den jeder Antwort: 
darauf haben die freigraven geantwortet also in Text 5 hin, 
die einer kurzen protokollarischen Aufzeichnung offenbar wenig 
entsprechen, und erwähne im Uebrigen nur noch beispielsweise 
des Zusatzes: in Truwen gelobt und zu den heiigen gesworn 
statt einfach gesworn in Frage 5, sehr weitläufiger Lesarten 
wie : Darauf haben sie also geantwort, dass, der also gehaischen 
und geladen wirdt, der sal sich entreden versprechen oder 
verschreiben also das er von guts und von schuldt wegen ge- 
haischen und geladen sey die doch dahin nit gehören und 
benenen die, erfindet sich dan das also in der warheit etc. 
statt des einfachen : Wer geheischen werde, der versprech sich, 
sei er dann von guts oder schulden wegen geheischen in 
Frage 13 und: Dass her noch nymanden anders des zu mole 
nicht in keyne weysz thun solle noch enmöge von Ere und 
von Rechtis wegen danne zu Westfoln an den freyen Stuln 

Bd. II, pag. 23), wo es heisst: Rupertus Caesar Heidelbergae et Bac- 
charici anno 1408 feria quarta post Visitationen! B. M. V. 

*) Dieser Name ßndet sich auch in einer Reiclismatrikel vom 
Jahre 1422 erwähnt. Vgl. Nene Reichsahschiede Bd. I, S. 118. 
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statt der kurzen Antwort: Das er das nicht tun möge oder 
tun solle von rechts wegen in Frage 17, und offenbar falscher 
Lesarten, wie : und dan demselben von dem gerichte abweisen 
statt für sich zu weisen in Frage 5, Gumprecht statt Hum- 
precht ^) in Frage 6 und das sinnlose adir zerea statt des 
oder Pfenning ze zelen in Frage 19. Schliesslich mache ich 
noch auf das Fehlen von Zwischensätzen aufmerksam, wodurch 
der Sinn entstellt wird, wie in Frage 6, wo man ohne die 
Worte: den dann der könig für sich gevordert hette, nicht 
versteht, inwiefern Ruprecht dem König ungehorsam gewesen 
ist, und in Frage 20, wo die Worte: das ist, der sich desselben 
mit seinem wesen nicht misepraucht, nothwendig dazu gehören, 
da im andern Falle die Competenz des Freigerichts allerdings 
begründet wäre. 

Was sodann den Text Nr. 3 betrifft, den einzigen des 
zweiten Stammes, der noch nicht besprochen ist, so ergiebt 
zwar der erste Blick, dass er durch Missverständnisse aller 
Art ^), ja zum Theil durch schlechtes Lesen des Herausgebers ^), 
durch Auslassungen ^) und unverständliche Zusätze weit hinter 
der Wolfenbüttler Handschrift zurücksteht, auch deuten Aus- 
drücke wie weiland König Ruprecht im Eingang und die 
Herrn und Doctores statt die freigraven auf eine spätere 
Abfassung hin. 

Und doch hat dieser Text keineswegs einen so geringen 
Werth, als ihm Wächter*) und Seibertz^) einräumen wollen. 
Ich meine vielmehr, dass, abgesehen von offenbar fehlerhaften 
Stellen, die sich zumeist aus gänzlicher Unkenntniss des Ab- 
schreibers und grosser Flüchtigkeit des Herausgebers erklären, 
dieser Text der Wolfenbüttler Handschrift namentlich in ein- 
zelnen alterthümlichen Ausdrücken ''), die in den andern Texten 

*) So wird er zweimal in gleichzeitigen Urkunden genannt. Vgl. 
Usener, loc. cit. S. 144 und 170. — *) Vgl. die sinnlosen Stellen in Frage 
11, 16, 17 und 20. — ') Vgl. die Nachweise bei Bruns, Beiträge zu 
den deutschen Rechten des Mittelalters, Helmstedt 1799, S. 290 und 291. 
— *) Bei Frage 2 und 10 findet sich nur die Antwort ohne die Frage, 
bei Frage 3 hört der Text in der Mitte auf; das Beispiel in Frage 6 
und der Anfang zu Frage 7 fehlen, wie erwähnt, ganz, ebenso Frage 22 
und der Schluss von Frage 23, wo sich statt dessen etwas ganz 
Fremdes unmittelbar anreiht. — *) Vgl. loc, cit. S. 125. — •) Vgl. Ur- 
kundenbuch III S. 6 und 7. — ') Vgl. getörst = wagt in Frage 10, 

Zeitschrift d. 8avlgny>8tlfliinK. V. Germ. Abth. 9 
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nicht verstanden und dort daher verderbt oder weggelassen 
sind, am Nächsten steht, wie denn auch die im Eingang auf- 
geführten Namen der Freigrafen, die wir aus fast gleichzeitigen 
Urkunden entnehmen können, und die, wie es danach scheint, 
in der Wolfenbüttler Handschrift beinahe fehlerlos wieder- 
gegeben sind^), hier bis auf einen richtig mitgetheilt sind. 

Es durfte durch diese Manchem vielleicht etwas zu minutiös 
erscheinende Untersuchung der Nachweis geliefert sein, dass 
uns in der Wolfenbüttler Handschrift zweifellos der beste 
unter den überlieferten Texten des zweiten Stammes vorliegt. 
Und es bleibt mir schliesslich nur noch die Aufgabe, den 
Werth dieser Handschrift im Verhältniss zum Seibertz'schen 
Druck (10), in dem wir den besten Text des andern Stammes 
gefunden hatten, zu bestimmen. 

Schon das, was bei der Besprechung des ersten Stammes 
über das Fehlen einzelner Stellen in diesen Texten, wie der Namen 
der in Heidelberg anwesenden Freigrafen, sodann des in der 
Frage 6 angezogenen Falles der Nichtachtung des königlichen 
Befehls Seitens eines Freigrafen, sowie der Bestimmung, dass 
der König nur auf westrälischer Erde Freischöffen machen solle, 
und ferner über gemeinsame Zusätze und Aenderungen derselben 
im Verhältniss zu den oben besprochenen Texten hervorgehoben 
ist, deutet darauf hin, dass der Wolfenbüttler Handschrift das 
höhere Alter zuzuerkennen ist. Auch die regelmässig wieder- 
ein Ausdruck , der sich ausser in der Wolfenbüttler Handschrift nur in 
diesem Text findet. 

*) Gobel, Freigraf in Volmestein ist bezeugt bei Ghmel, Regesta 
Ruperti Regis pag. 159, im Jahre 1408, und der Name Werdinckhusen 
als Beiname von Freigrafen in verschiedenen Urkunden aus der Mitte 
des 15. Jahrhunderts. Vgl. Kindlinger, Münsterische Urkunden Bd. III, 
S. 569, Usener loc. cit. S. 239 und Thiersch, Der Hauptstuhl der west- 
fälischen Femgerichte S. 10 und 11. Glas von Wilkenbrecht, Freygreve 
zu Volbort ist bezeugt bei Usener, loc. cit. S. 241 in einer Urkunde des 
Jahres 1418 und Glaes, Frygreve von Falbrecht, loc. cit. S. 149 in einer 
Urkunde aus dem Jahre 1414. Stencken zum Hamme, dessen Name im 
Text Nr. 3 corrumpirt ist, wird in der eben erwähnten Urkunde vom 
Jahre 1418 zweimal erwähnt. Bernhart Moschart, Freigraf 'von Wils- 
horst, dessen Stuhl Kopp (vgl. loc. cit. S. 165) nicht ausfindig machen 
kann, wird im Jahre 1408 in den Regesten bei Chmel, loc. cit. S. 159, 
und sein Stuhl zu Wilshorst bei Kindlinger, loc. cit. Bd. III, S. 566 und 
569, in Urkunden aus den Jahren 1441 und 1455 erwähnt. 
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kehrenden Bezeichnungen freigerichte, freischöffe und frei- 
stüle bei 10, wo die Wolfenbüttler Handschrift häufig nur gericht 
und stüle und in sehr vielen Fällen nur scheffe hat, deutet darauf 
hin, dass das Institut dem Schreiber der Seibertz'schen Hand- 
schrift etwas Fremdes war, sonst hätte ihm hier die Bezeich- 
nung gericht ebensowohl genügen müssen, als den Verfassern 
des Sachsenspiegels und der aus ihm abgeleiteten Rechtsbücher 
da, wo sie speziell vom Grafengericht sprechen^). Auf das 
jüngere Alter des Textes 10 deutet auch die Häufung der 
Synonyme, z. B. das regelmässige verfehmen und verfuren, 
femer hinsaten und verfehmen in Frage 8, heischen und ver- 
boten in Frage 4, bringen und weysen in Frage 5, Gecke und 
Narren in Frage 9 u. a., die der prägnanten Ausdrucksweise 
im Anfang des 15. Jahrhundeii;s und einer kurzen proto- 
kollarischen Aufzeichnung wenig entspricht. Dieselbe Weit- 
schweifigkeit zeigt der Seibertz'sche Text auch in der 
stehenden Einleitung der Antworten: Die freigreven haben 
darop geantwort. Als einzelne Beispiele solcher weitläufigen 
Fassung erwähne ich nur noch die Lesart: by syme eyde, den 
hie der heymiichen achte gedain hedde, statt des einfachen 
bei schepfeneide in Frage 7, femer den nichtssagenden Zusatz : 
dat men dat dan em war wyste, nach den Worten : wie er danne 
des solle gewar werden in Frage 10, sodann die Worte: wo 
men sich dan mit deme oder tegen den daromb halden solde 
mit den heymiichen gerichten, statt: wie man sich gein dem- 
selben halten solle in Frage 15, und off sie miszdait von dar 
over begrepen werdent, statt ob er missetut in der 20. Frage. 

Weiter finden sich im Text 10 vielfach Misvei*ständnisse, 
wie das durfte statt getorst in nit fragen in Frage 10, 
und in Frage 23 das sinnlose yeynen man schedigcn statt 
iemant beschedigen. 

Endlich dürfte auch die Lesart der Wolfenbüttler Hand- 
schrift: der auch Schöpf ist in Frage 11, wo die andern 
Texte sämmtlich die Worte: der nicht freischeffen were, haben, 
die bessere sein, da andernfalls in Frage 11 und 13 derselbe 



*) Ich hoffe an anderer Stelle ausführen zu können, dass in der 
Abstufung der Gerichte das westfälische Freigericht dieselbe Stelle ein- 
nimmt wie das Grafengericht des Sachsenspiegels. 

9* 
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Punkt zweimal erörtert wäre, und die Antwort in Frage 11, 
dass sie darauf nichts zu sagen brauchten, wann die stüle 
und gerichte sint frei, völlig sinnlos erschiene. Dagegen 
schreitet der Gang der Verhandlung in der Wolfenbuttler 
Handschrift durchaus natürlich fort, wenn in Fr. 11 von der 
Ladung von Schöffen durch Schöffen, in Fr. 12 von der Ladung 
von Sdiöffen durch den König und in Fr. 1 3 von der Ladung 
von Michtschöffen durch Schöffen gesprochen wird. Und auch 
die Antwort auf die 11. Frage erscheint nun verständlich, da 
es sich bei der Ladung von Schöffen nicht um eine Aus- 
dehnung der Machtbefugnisse der westfälischen Freigerichte 
über ihre ursprünglichen Grenzen hinaus handelt, und dem- 
nach das dabei einzuhaltende Verfahren nicht zu den Gegen- 
ständen gehörte, über die der König von den Freigrafen Aus- 
kunft haben wollte. 

Und was nun die Antwort auf die 13. Frage wegen der 
Heischung der Nichtschöffen betrifft, so ist auch hier die 
klare Ausführung der Wolfenbuttler Handschrift: Wer ge- 
heischen werde, der versprech sich, sei er dan von guts oder 
schulden wegen geheischen, so kumme er mit rechte von der 
heischung, er würde dann geheischen umb der stücke eins, 
die sich gebüren vor dem freienstule zu richten ^), der nichts- 
sagenden Antwort bei Seibertz: die verantworde sich mit 
dem rechten und die gene verdadinge, die dan sich dar ge- 
boren soll, offenbar vorzuziehen. 

Es darf danach ein ernstlicher Zweifel darüber nicht 
mehr bestehen, dass wir in der Wolfenbuttler Handschrift die 
beste Ueberlieferung des im Original nicht auf uns gekommenen 
Protokolls besitzen, welches über Erklärungen, die einige Frei- 
grafen im Anfang des 15. Jahrhunderts dem König Ruprecht 
in Betreff der westfälischen Femgerichte abgegeben haben, 
aufgenommen ist. 

Bevor ich Zeit, Ort und Bedeutung jenes Aktes zu be- 
stimmen suche, ist hier noch kurz zu erörtern, ob das kleine 
Rechtsbuch, welches ich bereits unter der Bezeichnung „An- 



*) Wie riclitig in dieser Scheidung die Grundsätze Aber die Com- 
petenz der Freigerichte in Betreff der Nichtwissenden wiedergegeben 
sind, kann ich hier nicht naher darlegen. 
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hang zu den Ruprech tischen Fragen^^ erwähnt habe, und 
welches bei Wigand als Frage 24 — 26 dem Text unsrer 
Fragen unmittelbar folgt*), in Wahrheit dazu gehört. 

Es ist das bereits von Eichhorn^) bestritten, und ich 
schliesse mich seiner Ansicht, dass dieser Anhang mit den 
Ruprecht'schen Fragen nichts zu thun hat, durchaus an. Es 
spricht schon dafür, dass alle Texte des Stammes, den wir 
als den älteren erkannt haben, einen Absatz machen, bevor 
sie diesen „Anhangt' mittheilen, der Text Nr. 5 auch in Kürze 
die Unterschrift des Protokolls dazwischen setzt, und dass 
der Hahn'sche Text (Nr. 3) und die Wolfenbüttler Handschrift 
den „Anhang^^ ganz getrennt davon, letztere mit der besonderen 
Ueberschrift : Hie hebent sich an etlich gcnge und leuffte 
des gerichts, mittheilen. Wie hätte auch den König Ruprecht, 
der Näheres darüber erfahren wollte, welche Competenz die 
Freigerichte, Freigrafen und Freischöffen in Anspruch nahmen, 
eine überaus weitläufige Beschreibung der Ladung und des 
Verfahrens gegen einen Schöffen auf eine gegen diesen ge- 
richtete Klage, denn darin besteht im Wesentlichen der Inhalt 
dieses „Anhangs'', interessiren können? 

Endlich findet sich in diesem „Anhang'' in Frage 24 eine 
Aeusserung, wonach der Nichtwissende überall nicht geladen, 
sondern ohne Ladung gerichtet werden soll '), also direkt das 
Gcgentheil von dem, was uns in den Fragen selbst (Frage 1 3) 
überliefert ist. Dieser Widerspruch, der durch alle Texte 
geht, löst sich nur dann, wenn man für diesen „Anhang" 
eine spätere Zeit der Abfassung annimmt, als sich ein der- 
artiger Misbrauch bereits an manchen Freistühlen einge- 
schlichen hatte ^). Auch das Verzeichniss der Stuhlherren, 
welches sich in den meisten Texten am Schluss jenes „An- 
hangs", in der Wolfenbüttler Handschrift ausserdem noch in 



*) Auch andere Texte, z. B. der Seibertz'sche uftd der Text Nr. 5, 
baben diese Anordnung. — *) Vgl. Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte 
4. Aufl., Bd. III, S. 231, Anm. r. — «) Die Stelle lautet in der Wolfen- 
büttler Handschrift: Ist er aber kein Schepf, so mag man über ine 
richten one alles verbotten, und man möchte ine auch in dem rechten 
nicht verbotten. — *) Ich komme unten bei Besprechung der Wolfen- 
biltUer Handschrift als Ganzes auf dieses kleine Rechtsbuch nochmal 
zurück. 
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unmittelbarem Anschluss an die eigentlichen Fragen findet, 
ist sicherlich nicht Theil der protokollarischen Aufzeichnung 
über die fragliche Verhandlung gewesen, wird vielmehr ledig- 
lich durch ein Versehen des Schreibers dieser Handschrift, 
dem oifenbar verschiedenes handschriftliches Material über 
femrechtliche Dinge vorgelegen hat, an diesen Platz ge- 
kommen sein. 

Was endlich das in Frage 6 angeführte Beispiel betrifft, 
welches in mehreren Texten fehlt, so könnte man Bedenken 
tragen, ob es nicht gleichfalls als späteres Einschiebsel an- 
zusehen ist. Ich halte es indess bei der Güte des Textes, in 
dem es uns überliefert ist, für wahrscheinlich, dass jener Fall 
der Competenzüberschreitung bei dieser Gelegenheit speziell 
erörtert und von den Freigrafen ausdrücklich als solcher an- 
erkannt ist^). 

Wenn ich sodann zur Datirung des der ganzen Auf- 
zeichnung zu Grunde liegenden Aktes übergehe, so stimme 
ich hier im Resultat mit Wächter^) und Eichhorn') übercin, 
die beide den Akt in das Jahr 1408 setzen, während Seibertz 
u. A. das Jahr 1404, wieder Andere nach dem Schreibfehler 
der Senckenberg'schen Handschrift das Jahr 1405 für richtiger 
halten ^). Ich möchte indess meine Ansicht noch etwas näher 
begründen. Für sie spricht schon der Umstand, dass sich 
diese Jahreszahl in den drei Texten, die wir für die besten 
halten mussten^), findet. 

*) Vgl. dafür, dass ein solcher Fall in jener Zeit sehr wohl vor- 
gekommen sein kann, die Urkunden aus den Jahren 1410 und 1413 
hei Usener, loc. eil. S. 170 und 144, wonach der Freischöflfe Rudolf 
zum Humbracht mit andern Einwohnern Frankfurts mehrfach vor den 
Freistuhl geladen wird, aber stets ausbleibt. Schleppten sich doch 
solche Competenzstreitigkelten oft Jahrzehnte hin, wie z. B. die Ladung 
der Dortmunder vor den Freigrafen Heinrich Wynand wegen der ge- 
raubten Ochsen, Ober die 30 Jahre gestritten ist (vgl. Jahrb. für west- 
fälische Geschichte Bd. 26, S. 45), und ferner ein Prozess des deutschen 
Ordens vor den Femgerichten, der sich vom Jahre 1438—1453 hinzog 
(vgl. Voigt, Die westfälischen Femgerichte in Beziehung auf Preussen 
S. 7 und 60). — «) Vgl. loc. cit. S. 131 und 134. — ») Vgl. loc. cit 
Bd. III, S. 231. — *) Die offenbar unrichtige Datirung anno 1409 im 
Text 13 findet sich nur dort. — >) Der Text in der Sammlung der 
Reichsabschiede (Nr. 5), der Hahn*sche (Nr. 3) und der in der Wolfen- 
buttler Handschrift. 
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Ich hebe ferner hervor, dass Ruprecht nach den Chmer- 
schen Regesten des Königs Ruprecht sich im Jahre 1405 in 
den Monaten März bis Juni gar nicht in Heidelberg aufge- 
balten hat, während doch die Verhandlung, wie in fast allen 
Texten übereinstimmend bekundet wird, feria quarta post 
Urbani^), also am 29. Mai, stattgefunden haben soll. Und 
auch im Jahre 1404 kann Ruprecht, wie sich auf Grund der 
ChmePschen Regesten und Lichnowskys Geschichte des Hauses 
Habsburg feststellen lässt, wenn überhaupt, nur in der Zeit 
zwischen dem 26. April und 6. Mai in Heidelberg gewesen sein ^), 

Demgegenüber dient zur Bestätigung der Datirung im 
Jahre 140S die Nachricht in den mehrerwähnten Regesten, 
dass Ruprecht am 31. Mai 1408 in Heidelberg dem Bernhard 
Moschart die Freigrafschaft im Sitze Wilshoi-st auf Bitten des 
Steynike von Rüden, Freigrafen im Sitze Hamme, Gobels, Frei- 
grafen in Yolmestein, und des Nicolaus Wilkenbrecht, Frei- 
grafen im Sitze Yalbord, verliehen habe. 

Danach erscheint es mir zweifellos, dass diesen Frei- 
grafen bei dieser Gelegenheit auch jene Fragen vorgelegt sind. 
Ich ziehe es aber vor, mit den meisten Handschriften an dem 
29. Mai festzuhalten, weil der Dienstag ^) der regelmässige Ge- 
richtstag vor den Freigerichten war, wie zahlreiche Urkunden 
aus jener Zeit bestätigen, und deshalb an diesem Tage auch 
die Bestätigung eines Freigrafen wohl am Angemessensten 
erfolgt ist. 

Darin kann ich Wächter^) übrigens nicht beistimmen, 
wenn er annimmt, Ruprecht habe die 4 Freigrafen speziell 
um deswillen aus Westfalen zu sich beschieden , um sie über 
das Verfahren der Femgerichte zu befragen. 

Wir wissen aus gleichzeitigen Urkunden, dass jene Frei- 
grafen sämmtlich aus einer einzigen Grafschaft des Bisthums 



^) Der Urbanstag ist der 25. Mai. — *) Gassori, ein Scliriftsteller 
des 16. Jahrhunderts, den Kopp für das Jahr 1404 anführt, versetzt die 
ganze Begebenheit in den Mai 1404 und zwar nach Augsburg, scheint 
also von etwas ganz Anderem berichten zu wollen, da er ausserdem 
einer nochmaligen Behandlung dieser Verhältnisse durch Ruprecht in 
Heidelberg im Rebstockhause Erwähnung thut. — ') Der 29. Mai fiel 
im Jahi-e 1408 auf einen Dienstag. — *) Vgl. loc. cit. S. 131. 
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Münster, der sog. Krummengrafschaft ^), sind, und dass ihre 
Freistühle auf einem kleinen Gebiet nahe zusammenlagen. 
Das weist darauf hin, dass 3 von jenen Freigrafen wirklich 
lediglich zu dem Zweck nach Heidelberg gekommen sind, um 
für den 4. die Bestätigung vom König zu erlangen^), und 
dass Ruprecht dann, veranlasst durch die vielfachen Klagen 
wegen der Uebergriffe der Femgerichte, die Gelegenheit be- 
nutzt hat, um durch sie zu erfahren, welche Competenz die 
Freigerichte Westfalens für sich in Anspruch nahmen. 

Die sog. Ruprecht'schen Fragen sind also nichts als eine 
schriftliche Beantwortung der den 4 Freigrafen gelegentlich 
ihrer Anwesenheit in Heidelberg Namens des Königs vorge- 
legten Fragen über die Competenz der westfälischen Frei- 
gericbte, die sie dem damaligen Hofschreiber Johann Kirch- 
heim übergeben haben, und der dann in Gegenwart des Grafen 
von Liningen und anderer Räthe des Königs eine urkundliche 
Form gegeben ist. 

Es ist leicht erklärlich, wie diese offizielle Aufzeichnung 
der ertheilten Antworten bald den Glauben erweckt hat, dass 
die hier ausgesprochenen Sätze dadurch die Bestätigung des 
Königs erhalten hätten, und so erklärt sich ihre Bezeichnung 
als Reformation König Ruprechts. So haben denn auch jene 
Ruprecht'schen Fragen, wenngleich ihnen ein Akt zu Grunde 
liegt, der staatsrechtlich ohne Bedeutung ist, und obwohl sie 
keine gesetzliche Geltung in Anspruch nehmen konnten, doch den 
bedeutendsten Einfluss auf die Entwickelung der Freigerichte 
zu ihrer eigenthümlichen Gestaltung im 15. Jahrhundert ge- 
habt. Und die Wichtigkeit dieses Dokuments dürfte es recht- 
fertigen, wenn ich dem Text desselben eine besondere Aufmerk- 
samkeit geschenkt habe und ihn, wie er uns in der Wolfenbüttler 
Handschrift überliefert ist, am Schluss der Untersuchung zum 
Abdruck bringe. 



*) Vgl. Kindlinger, loc. cit. Bd. III, S. 569, und Usener, loc. eil. 
S. 241. — *) üeber das Bestehen dieser Sitte vgl. Frensdorff, Dort- 
munder Statuten und Urtheile 1882, S. CXLVI. 
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2. Die eigentlichen Reformationen. 

Unter dieser Bezeichnung sind uns einige Beschlüsse, die 
Stuhlherren, Freigrafen und Schöffen der westfälischen Frei- 
gerichtc auf ihren Generalkapiteln im Laufe des 15. Jahr- 
hunderts über die Handhabung der Gerichtsbarkeit in diesen 
Gerichten gefasst haben, sowie kürzere Aeusserungen der 
Kaiser in den Reichsabsehieden aus dieser Zeit überliefert. 

In der kritischen Besprechung dieser Ueberlieferungen 
wende ich mich zunächst zu den sog. Dortmunder Weisthümern 
vom 2. September 1429, die bei Senckenberg ^) abgedruckt 
sind. Die Angabe, jene Weisthümer seien auf einem Dort- 
munder Generalkapitel im Beisein des Königs Sigismund, als 
dieser wissend geworden sei, erfragt, ist schon aus dem Grunde 
nicht richtig, weil Sigismund in diesem Jahre überhaupt nicht 
in Westfalen gewesen ist, sich vielmehr das ganze Jahr hin- 
durch in Ungarn aufgehalten hat^). 

Abgesehen davon spricht aber gegen die Echtheit dieses 
Denkmals auch der Umstand, dass selbst Thiersch^), der mit 
grosser Genauigkeit Alles, was sich auf den Dortmunder Frei- 
stuhl bezieht, gesammelt hat, nur jene Stelle bei Senckenberg 
für jenes Generalkapitel in Dortmund anführen kann. 

Lässt es sich nun überhaupt nicht nachweisen, dass der 
Dortmunder Freistuhl eine gleiche Bedeutung wie der Arns- 
berger Oberfreistuhl gehabt hat ^) , wie denn Thiersch , der 
diese Behauptung aufstellt, selbst zugeben muss, dass häufig 
Dortmunder Freigrafen als im Arnsberger Kapitel anwesend 
aufgeführt werden*), dagegen nie umgekehrt, und ist es viel- 
mehr wahrscheinlich, dass Dortmund nur für einen kleinen 
Distrikt, etwa den der sog. Krummegrafschaft •), den Mittel- 



») Vgl. Ck)rpus juris Germanici I, % S. 120—122. Die Werthlosigkeit 
und die späte Abfassungszeit der grossen Compilation, in der sie uns 
hier überliefert sind, ist weiter unten zu erörtern, — *) Vgl. Wächter, 
loc. cit. S. 135, ferner das Itinerarium in Aschbachs Geschichte des 
Kaiser Sigmund, Bd. III im Anhang, und Lichnowsky, Ge:<chichte des 
Hauses Oestreich, Bd. V, S. 238 ff., auch FrensdorfiF, loc. eil. S. CXLVIII. 

— *) Vgl. Der Hauptstuhl des westfälischen Vemgerichts auf dem Königs- 
hofe von Dortmund. — *) Vgl* Frensdorff, bc. cit. S. CLIII und CLIV. 

— ») Z. B. 1454. Vgl. Thiersch, loc. cit. S. 104. — •) Diese Krumme- 
grafschaft darf nicht mit der gleichnamigen und oben bereits erwähnten 
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punkt bildete, so dürfte diesen Weisthümern, die unter dem 
Vorsitz des Freigrafen zu Dortmund an jenem Tage verkündet 
sein mögen, übrigens ihrem Inhalte nach, da sie ausser solchen 
Angaben über das Verfahren bei deQ westfälischen Freigerichten, 
die uns auch in anderen Quellen namentlich in den Ruprecht'- 
schen Fragen überliefert sind, nur spezielle Bestimmungen 
darüber enthalten, wie es zu halten ist, falls eine Stadt- 
gemeinde oder ihr Rath vor den Freistuhl geladen wird, ohne 
besonderen Werth sind, keine grössere Bedeutung beizulegen 
sein, als jedem andern Weisthum aus jener Zeit, in dem eine 
Reihe von Freigrafen ihre Meinung über einzelne Punkte in 
Betreif des Verfahrens bei den westfälischen Femgerichten 
zum Ausdruck bringen. Und die Andeutung im Senckenberg^- 
sehen Rechtsbuch darf uns bei dem geringen Werth dieser 
Quelle durchaus nicht veranlassen, dieses Weisthum mit Eich- 
horn ^) als die Grundlage für die als Arnsberger Reformation 
bekannten Beschlüsse des Arnsberger Generalkapitels vom 
Jahre 1437 anzusehen, da die Quellen, soviel ich sehe, sonst 
nichts darüber enthalten. 

Die Amsberger Reformation, zu deren Besprechung ich 
nun übergehe, liegt uns wieder in ausserordentlich vielen 
Texten, theils Drucken, theils Handschriften, vor. Zwölf 
dieser Drucke finden sich schon bei Wächter *) aufgeführt. 

Die sonst von mir benutzten Drucke und Handschriften 
sind unten verzeichnet, und dort ist das Erforderliche über 
die Handschriften mitgetheilt ^). 

Grafschaft im Münsierischen Bezirk verwechselt werden. Vgl. Frens- 
dorlT, loc. cit. S. LXXXVII, Anm. 1 und GL, Anm. 12. 

») Vgl. loc. cit. Bd. III, S. 232. — ») Vgl. loc. cit. S. 138, 140 
und 141. Ich zähle hier diese Drucke unter Nummern kurz auf, nur 
um sie dann bei der Untersuchung einfacher bezeichnen zu können. 
1. Text bei Datt, 2. Text bei Göbel, 3. Text bei Senckenberg, 4. Text 
bei Hahn, 5. Text in der Neuen Sammlung der Reichsabschiede, 6. Text 
bei Goldast, 7. Text bei Müller, 8. Text bei Lünig, 9. Text bei Berck, 
10. Text bei Tross, 11. und 12. Zwei Texte bei Usener. 

') I. Drucke: 

Nr. 13 bei Lodtmann, Acta Osnaburgensia oder Beiträge zu den 
Rechten und Geschichten von Westfalen, Th. I, S. 90—100. 

Nr. 14 ein zweiter Text in derselben Sammlung loc. ciL S. 103 CT. 
Nr. 15 in Grotes historisch-statistischem Jahrbuch Westfalens 1817. 
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M. E. ist von allen Texten, die ich vergleichen konnte, 
der Berck'sche Text (Nr. 9) der beste und steht dem Original 
am Nächsten. Ich hebe zunächst Einiges hervor, um zu zeigen, 
dass er auch dem Seibertz'schen Text, den man bisher für 
den besten gehalten hat, vorzuziehen ist^). 

Zunächst zeugt für die Güte des Berck'schen Textes, dass 
hier wie bei den Texten 11, 13, 17 und 18 die Eingangs- 
Nr. 16 in dem Urkundenbuch zu Seibertz Landes- und Rechts- 
geschichte des Herzogthums Westfalen Bd. III, S. 76, Nr. 938. 

s 

II. Handschriften: 

Nr. 17. Ein Bruchstück der Reformation findet sich, wie bereits 
erwähnt, in der Wolfenbuttler Handschrift Bl. 31-35a. 

Nr. 18. Einen vollständigen Text enthält die Osnabrücker Hand- 
schrift Bl. 9b-llb. 

Zwei weitere handschriftliche Ueberlieferungen der Reformation 
sind mir leider nicht zugänglich gewesen. Die eine von ihnen, die nach 
einer Anzeige im 4. Bande der Zeitschrift f. R.-6esch. in Paris aufgefunden 
sein soll, ist bereits von Tross im Serapeum, Jahrgang 1862, S. 16, 
beschrieben. Sie findet sich in einem grossen Femrechtsbuch in 
78 Kapiteln, welches mir aus unten näher entwickelten Gründen nichts 
als eine Gopie des Senckenberg*schen Rechtsbuches zu sein scheint 
Wir hätten es also in diesem Fall garnicht mit einem Text der Arns- 
berger Reformation zu thun, sondern Tross hat sich wohl durch die 
Ueberschrift dieses Buches, (vgl. Senckenberg, Corp. jur. Germ. I, % S. 92), 
Item hye nach Steet geschriben die Reformacion zu Arnesperg etc. 
täuschen lassen. Eine Berücksichtigung der ohnedies nur schwer zu 
erlangenden Handschrift für diese Untersuchung schien mir aus diesen 
Gründen unnöthig. Nicht viel besser verhält es sich mit dem von 
Gengier im Anzeiger für die Kunde der deutschen Vorzeit, Jahrgang 1853, 
S. 17 ff. und 38 fT., besprochenen Text der Reformation in einer Papier- 
handschrift des germanischen Museums in Nürnberg. Der Text, welcher 
nach Genglers Angaben mit dem Seibertz*schen übereinstimmen soll, 
bildet den zweiten Theil des Vehmgerichtsbuchs Burkharts von Wol- 
mershausen, ist, wie sich aus den Schlussworten ergiebt, erst im Jahre 
1456 geschrieben und enthält einen Zusatz, in dem Dietrich, Erzbischof 
von Göln, angiebt, unter welchen Umständen er die Reformation auf 
dem Kapitelstage in Arnsberg gegeben habe, scheint demnach mit der 
den Drucken in der Neuen Sammlung der Reichsabschiede, bei Goldast, 
Müller und Lünig zu Grunde liegenden Handschrift identisch zu sein 
(vgl. Wächter, loc. cit. S. 138). Deshalb habe ich die Vergleichung dieser 
Handschrift, da sie mit Schwierigkeiten verknüpft war, gleichfalls nicht 
für erforderlich gehalten. 

^) Ich bediene mich im Folgenden beim Citiren der bequemen Ein- 
tbeiluDg der Urkunde bei Grote in 11 Absätzen. 
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Worte: Dis en soll neymat lesen, feMen. Denn dieser Satz 
findet sieh zwar auf mancher Privataufzeichnung der Frei- 
grafen Qber das Verfahren bei den Femgerichten aus späterer 
Zeit, als man die abnehmende Bedeutung derselben durch 
geheimnissvolle Formen zu ersetzen suchte. Es ist aber nicht 
anzunehmen, dass man in der Zeit, in welcher die Amsberger 
Reformation entstanden ist, Beschlüsse von solcher Bedeutung 
durch solchen Zusatz der allgemeinen Kenntnissuahme ent- 
zogen hätte. 

Ferner sind Lesarten, wie beispielsweise : er presentire den 
statt des sinnlosen eine presentacie in Absatz 1 , over eynen 
wissenden statt einen unwissenden man^), de clage statt de 
cleger en sy geroret (berührt)^) in Absatz 3, tzydunge statt 
totydinge und oift ave und tzo tzydunge hait statt ^) off an 
oder thoetydungen hat in Absatz 7, dorsten (= sich getrauen) 
statt des sinnlosen doerften und oift syns Stoills statt syns 
lyffs entweldigt wurde in Absatz 9 entschieden vorzuziehen. 

Auch der Gang der Darstellung in Absatz 7 ist bei Berck 
offenbar der richtigere. Und wenn ich noch hinzu füge, wie 
im Seibertz'schen Text Absatz 2 nur Deivende und mortbrant 
als Femwrogen aufgeführt sind, während Berck in üeberein- 
stimmung mit fast allen anderen Texten Duffte, niort, Rerauf, 
mortbrant hat, und dass in Absatz 7 der Text bei Seibertz 
geradezu unverständlich wird, weil die Worte: offt in Krancheit 
lege offt uyslendich were fehlen, Wollte, auf die auch im Seibertz'- 
schen Text in Absatz 9 in dem Satz, alse vurgeschr. steit, hin- 
gedeutet wird, so dürfte wohl ein Zweifel darüber, welcher 
von den beiden der bessere Text ist, nicht mehr bestehen*). 



^) Die Bestimmung, dass zwei echte rechte FreischöfTen daliei sein 
niQssen, bezieht sich, wie aus den Ruprecht'schen Fragen zu ersehen ist, 
auf die Ladung^ der Schöffen. — ') Diese Lesart, die sich auch in den 
Texten 17 und 18 fmdet, ist schon aus dem Grunde die richtigere, weil es 
hei dem im femgerichtlichen Verfahren herrschenden Accusationsprincip 
selbstverständlich war, dass der Kläger in jeder Ladung genannt wurde, 
und hier offenbar noch etwas Besonderes erwähnt werden soll. — 
') tzydung hat nichts mit Zeit zu tliun, sondern kommt wie unser 
Zeitung von thiding, theiding her und bedeutet Sachen, Begebenheit, 
Gewerbe, Geschäfte, was der Schreiber des Seibertz'schen Textes offen- 
bar nicht gewusst hat. Das totydingen, aus dem andere Texte hier 
„zu Zeiten'' gemacht haben, ist jedenfalls sinnlos. — *) Ich benutze die 
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Der erste Text bei Usener (Nr. 1 1 ), den Wächter für den 
korrektesten hält ^), schliesst sich wesentlich an den Seibertz'- 
schen Text an , hat jedoch in einigen Fällen die Lesart bei 
Berck. Die Aufschrift : Die Reformacion zu Amszberg in West- 
falen und einige Glossen ohne Interesse sind wohl vom Ab- 
schreiber hinzugefugt. Ich möchte diesem Text den Platz 
zwischen dem Seibertz'schen und dem Berck'schen einräumen. 
Dem Berck'schen Texte noch näher stehen die beiden Lodt- 
mann'schen (Nr. 1 3 und 1 4), und zwar der erste trotz mancher 
Weitläufigkeiten und Missdeutungen, zu denen der prägnante 
Berck'sche Text wohl die Veranlassung gegeben hat , noch 
mehr als der im Ganzen kürzere und koiTektere zweite^). 
Doch stehen beide Texte an Korrektheit entschieden hinter 
dem Text bei Berck zurück. 

Der zweite Text bei Usener (12) weicht wenig vom ersten 
Text daselbst (11) ab, doch fehlt der letzte Satz in Absatz 10 
und der ganze 1 1 . Absatz. Usener will das zwar vertheidigen '), 
da diese Stellen nicht vom Kaiser bestätigt seien, ich ver- 
weise indess auf die Ausführungen Wächters ^), in denen er 
diese Unterscheidung bereits als unrichtig zurückgewiesen hat. 

Die Texte bei Tross und Senckenberg (Nr. 3 und 10) 
haben unter einander die grösste Aehnlichkeit. In beiden 
Texten fehlen dieselben Worte , finden sich dieselben Fehler, 
und beide haben denselben lateinischen Zusatz : Facta est hec 
confirmacio a presule üoloniensy in arnsporgh cum multis aliis 
Comitibus et sapientibus viris Anno Domini MCCGCXXXVII. 
Aus dem Allen geht evident hervor, dass beiden dieselbe 
Handschrift zu Grunde liegt ^). Durch Auslassungen und 



Gelegenheit, einige unbedeutende Schreib- oder Lesefehler des Berck*-^ 
sehen Textes hier zu korrigiren. Es muss heissen doin setzen statt 
drin setzen und besehen statt beschehen in Absatz 2 zuyden Westen statt 
zu den westen und de ir boden statt de irboden in Absatz 8. 

>) Vgl. loc. cit. S. Ul. — *) Ich sehe bei der Vergleichung der 
zahlreichen Texte dieser Urkunde, da die Abweichungen derselben nicht 
zahlreich und meist unwesentlich sind, um die Untersuchung nicht 
alltusehr auszudehnen, zumeist davon ab, die über den Werth und die 
Verwandtschaft der Texte gewonnenen Resultate durch einzelne Beispiele 
zu belegen. — ») Vgl. loc. cit. S. 16. -: *) Vgl. loc. cit. S. Ul. — 
^) Es ist auffallend, dass Tross, loc. cit. S. 27 Anm , wohl die Aehnlichkeit 
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Wortverdrehangen stehen beide an Güte hinter dem Berck^- 
sehen Text zurück, mit dem sie sonst viel Aehnlichkeit haben. 
Beiden steht der Text bei Grote (Nr. 15), wie schon von Tross 
hervorgehoben worden ist, sehr nahe; auch ihm ist indess der 
Berck'sche Text bei Weitem vorzuziehen. 

Dasselbe ist von dem Hahn'schen Text (Nr. 4) zu sagen, 
der insofern unvollständig ist, als am Schluss die allgemeinen 
Sätze über die Bedeutung der gemachten Aufzeichnung fort- 
fallen. 

Hier ist auch der werthlosen Bruchstücke der Reformation 
zu gedenken, die in der Wolfenbüttler Handschrift über- 
liefert sind^). 

Was die Texte Nr. 5, 6, 7 und 8 betrifft, die auf die- 
selbe Handschrift zurückzuführen sind, so kann ich mich auf 
eine Besprechung des zuerst erwähnten in der neuen Samm- 
lung der Reichsabschiede beschränken. Wächter') glaubt, 
dass dieser Text dem Original am Nächsten stehe, nur dass 
hier das Original in eine neuere Mundart übertragen sei. 
Ich finde dagegen, dass dieser Text nicht nur eine andere 
Form hat, sondern auch im Ausdruck weitläufig wird und 
manche Fehler enthält. Namentlich deuten auch die Eingangs- 
worte ^) und der Schluss ^) durchaus nicht darauf hin , dass 
dieser Text dem Original besonders nahe steht, und das Wort 



seines Textes mit dem Text bei Grote, nicht aber diese vöHige Ueber- 
einstimmung mit dem Senckenberg'schen Text erkannt hat. 

') Die Handschrift enthält einmal eine Umschreibung der Ab- 
sätze 3 — 7 dieser Reformation und sodann ganz getrennt davon nach 
ähnlichen Eingangsworten, wie sie sich im Text Nr. 5 finden, den Text 
der Absätze 1 und 2 und die Hälfte von Absatz 3. — ') Vgl. loc. cit. 
S. 141. — •) Reformation der frei und heimlichen Gerichte und der 
heimlichen Achte in Westphalen, wie und welchermaszen nun hin- 
furter dieselbige nach altem Gesetz und Herkommen ordentlich ge- 
halten und Freygrafen und SchopfT gemacht werden soll, durch Erz- 
bischoff Dietrich zu Colin auf Befehl Kaiser Sigismund Anno 1430. 
Vgl. Wächter S. 138 über diesen Druckfehler. — *) Darauf soll ein jeder 
Römischer Keyser oder König, so er gekorn wird, die Reformation 
und Recht confirmiren und bestetigen, und die Freigrafen sollen auch 
geloben und schweren dieselbe in allen Puncten und Stöcken zu haltin. 
Und ist diese obgeschribene Reformation durch weiland Ertzbischoffen 
Dietrichen loblicher Gedächtnisz etc. Actum et Datum Anno 1430 in 
die conversionis Pauli. 
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„weiland^^ am Schluss ist ein klarer Beweis für die weit spätere 
Abfassung der diesem Text zu Grunde liegenden Handschrift, 
da Erzbischof Dietrich (Theodorich II) von Cöln den dortigen 
Bischofssitz in den Jahren 1414 — 1463 eingenommen hat. 

Ich glaube, dass uns in diesem Text diejenige Fassung 
der Amsberger Reformation vorliegt, in der sie Kurfürst 
Hermann V von Cöln im Jahre 1 547 der für das Rheinische 
Erzstift und Westfalen erlassenen Reformation der weltlichen 
Gerichte einverleibt hat. 

Hier ist ferner des Textes in der Osnabrücker Handschrift 
(Nr. 18) Erwähnung zu thun. Sie schliesst sich in den Lesarten, 
in denen Berck und Lodtmann (Nr. 1 3) von Seibertz abweicht, 
fast immer Berk und Lodtmann an, hat aber daneben manche 
Zusätze, die sich nur in den oben besprochenen Texten 
(Nr. 5—8) finden , und scheint mir danach das Mittelglied 
zwischen dem Lodtmann^schen oder direkt dem Berck^schen 
Text und dem Text der Neuen Sammlung der Reichsabschiede 
zu bilden. Er leidet zwar schon an grosser Weitläufigkeit, 
enthält auch Umschreibungen mannichfacher Art, doch ist der 
Text im Ganzen korrekt, und manche fehlerhafte Stelle jener 
Texte dürfte sich aus einer schlechten Benutzung dieser Hand- 
schrift erklären lassen. So liefert diese Handschrift den besten 
Beweis dafür, dass Wächters Ansicht, der Text, der Neuen 
Sammlung enthalte die ursprüngliche Redaktion der Arns- 
berger Reformation nur in neuerer Mundart, unhaltbar ist. 

Was endlich die Texte Nr. 1 und 2 betrifft, denen ein 
und dieselbe Handschrift vom Jahre 1546 zu Grunde liegt ^), 
80 sind sie derartig weitläufig, dass man, namentlich wenn 
man die Noten noch hinzunimmt, eher einen Kommentar zu 
einem Weisthum als ein Weisthum vor sich zu haben glaubt. 
Dazu kommen zahlreiche Missverständnisse, wie im Eingang 
die Bezeichnung der Urkunde als Reformatio Judicii vetiti 
Westphalie dive Mcmorie Rupert i Romanorum rogis anno 1404, 
die nicht zweiffein lassen, dass diesen Texten irgend welche 
Bedeutung nicht beizulegen ist. 

Die vorstehenden Ausführungen dürften die von mir auf- 
gestellte Behauptung bestätigen, dass uns bei Berck der 

») Vgl. Wächter, loc. cit. S. 140. 
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relativ beste Text der Arnsberger Reformation vorliegt, der 
kaum in wesentlichen Punkten vom Original abweichen kann, 
da er durchgehen ds verständlich ist und nichts enthält, was 
mit den auf anderem Wege uns überlieferten Nachrichten aus 
jener Zeit über die hier besprochenen Verhältnisse im Wider- 
spruch steht. 

Es erübrigt noch, genau die Abfassungszeit der Re- 
formation, die Art, wie sie entstanden ist, und die rechtliche 
Bedeutung derselben in Kürze festzustellen. 

Bevor ich mich indess dazu wende ^ ziehe ich noch ein 
anderes Rechtsdenkmal welches mit ihr in der nächsten Ver- 
bindung steht, die sog. Arnsberger Weisthümer, in den Kreis 
der Betrachtung. 

Sie haben mir in drei Texten ^) vorgelegen, von denen ich 
den Usener'schen Text nach eingehender Vergleichung für den 
besten halten muss^). 

Des Stadtschreiber Nicolaus von Werstad in Mainz berichtet 
in einem Brief vom 16. April 1437 von diesem Arnsberger 
Generalkapitel als Augenzeuge, und auf Grund der dortigen 
Angaben sind wir in die Lage versetzt, den Tag der Ab- 



>) 1. der Hahn'sche, vgl. daselbst S. 637—642, 

2. der .Senckenberg'sche, vgl. daselbst S. 122^128, 

3. der Text bei Usener, vgl. daselbst S. 115—124. 

In der oben bereits erwähnten Handschrift des germanischen Museums 
zu Nömberg ist uns unter der Bezeichnung: Eine Sammlung von 
23 Urtheilen, in dem Vehmgerichtsbuch Burkharts von Wolmershausen 
(vgl. Anzeiger fOr die Kunde der deutschen Vorzeit, Jahrgang 1853), 
ofifenbar ein vierter Text dieser Weisthümer fiberliefert. Indess zeigt 
schon die Entstellung der Namen Volke von melderiet statt Noldekyn 
von Melderich, Kolman statt Boilman, Wencke von Wymer statt Mencke 
von Wever und Brandecker statt des sonst vielfach bezeugten Bernd 
Düker, dass wir es hier keineswegs mit einem besonders guten Text 
der Weisthümer zu thun haben. — •) Vgl. Wächter, loc. cit. S. 139. 
Der in hohem Grade fehlerhafte Senckenberg^sche Text, der auch 
die Namen verkehrt enthält, leidet an einer geradezu unerträglichen 
Weitschweifigkeit, insofern hier jede Frage mit einer nichtssagenden 
kurzen Inhaltsangabe als Ueberschrift versehen ist. Der Hahn*sche 
Text schliesst sich zwar dem Usener'schen weit mehr an, enthält indess 
gleichfalls viele Fehler. Namentlich sind hier mehrere Stellen fort- 
gelassen, die den Zusammenhang durchaus unterbrechen. Es bedarf 
nicht des Anfuhrens einzelner Belege dafür. 
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fassung beider Rechtsdenkmale, der Reformation sowohl als 
der Weisthümer, zu bestimmen. Usener^) hat das bereits 
vollkommen richtig gethan, und danach ergiebt sich, dass die 
Reformation wohl in Folge einer Anfrage des Kaiser Sigis- 
mund auf Veranlassung und in Gegenwart des kaiserlichen 
Statthalters über die westfälischen Freigerichte, des Erzbischofs 
Dietrich von Cöln, von vielen Stuhlherren, Freigrafen und Frei- 
schöffen auf einem im April 1437 in Arnsberg tagenden Ge- 
neralkapitel und zWar am 10. und 11. April 1437 berathen 
und am 27. April 1437 endgültig beschlossen ist^). 

Zu gleicher Zeit sind auch die vorbesprochenen Weis- 
thümer, die wir uns als einfache Protokollirung der Ant- 
worten einzelner Freigrafen auf ihnen vorgelegte spezielle 
Fragen zu denken haben, entstanden. Die letzteren haben 
danach keine grössere Bedeutung als die zahlreichen anderen 
Weisthümer, die auf den Kapiteltagen des Arnsberger Ober- 
freistuhls in jener Zeit so vielfach ergangen sind. Ich er- 
wähne hier namentlich das von demselben Gerart Seyner, der 
auch im Kapitel vom Jahre 1437 den Vorsitz führte, geleitete 
Kapitel vom 4. September 1 426 '*), weiter eins aus dem Jahre 
1439*), ferner eins vom 30. Juli 1441, auf dem die sog. Ge- 
meinen Urtheile ^) ergangen sind, sodann drei wiederum rasch 
auf einander folgende von 1454^), 1457'') und 1458®) und 
endlich das berühmte Generalkapitel vom Jahre 1490*). 

Eine kritische Besprechung dieser Quellen, welche für 
den Historiker immer nur insofern von Bedeutung sind, als 
sie die Anschauungen, wie sie sich einzeln innerhalb der west- 
fälischen Femgerichte Geltung zu verschaffen wussten, m. a. 
Worten das Flüssige, die Bewegung in diesem Institut, nicht 
das Feststehende, Allgemeingültige zum Ausdruck bringen, liegt 
nicht in dem Rahmen meiner Untersuchung. 



>) Vgl. loc. cit S. 112 den Wortlaut des angezogenen Briefes. — 
*) Vgl. Usener, loc. cit. S. 1 1 ff., und Wächter, loc. cit., der die Resultate 
Useners durchaus billigt. — •) Vgl. Seibertz, Der Oberfreistuhl zu 
Arnsberg, — *) Vgl. Usener, loc. cit. S. 17. — *) Vgl. Usener, loc. cit. 
S. 267. — •) Vgl. Thiersch, Der Hauptstuhl der westfälischen Vem- 
gerichte S. 104.. — ') Vgl. Wigand, Archiv, Jahrgang 1831, Heft 2. — 
•) Vgl. daselbst Heft 3. — •) Vgl. Kindlinger, Mflnsterische Beiträge 
Bd. III, S. 622. 

Zeitschrift d. Savlgny-Stlflung. V. Germ. Abth. 10 
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Eine besondere Bedeutung ist aber der Amsberger Re- 
formation um deswillen beizulegen, weil diese gemeinsamen 
Beschlüsse des wohl besonders zahlreich besuchten General- 
kapitels vom Jahre 1437 zwar nicht von Kaiser Sigismund be- 
stätigt^), auch nicht von Kaiser Albrecht II revidirt sind^), 
dagegen von Kaiser Friedrich III, nachdem er das bereits für 
den Reichstag in Nürnberg in Aussicht gestellt hatte, im Ab- 
schied des Frankfurter Reichstages im Jahre 1442, wenn auch 
nicht förmlich bestätigt, doch mit solcher Anerkennung er- 
wähnt sind, dass man daraus allerdings entnehmen muss, dass 
der Kaiser, wenn er diese Beschlüsse hier geradezu als Re- 
formation bezeichnet, ihre Rechtsgültigkeit damit anerkennen 
wollte. 

Die unter der Bezeichnung der Frankfurter Reformation 
bekannten §§ 13—15 des Frankfurter Reichsabschiedes, welche 
ausser dieser Erwähnung der Arnsberger Reformation noch 
einige besondere, indess unwesentliche Bestimmungen über die 
Competenz und das Verfahren der westfälischen Femgerichte 
enthalten, haben mir in verschiedenen Texten vorgelegen*), 
bedürfen indess ebenso wenig einer kritischen Besprechung 
als die Reformation vom Jahre 1495^), in der die Frank- 
furter Reformation mit unbedeutenden Zusätzen wiederge- 
geben ist. 

Ich schliesse damit die Untersuchung in Betreif der 
Quellen dieser Art, die man als die offiziellen oder doch 
offiziösen bezeichnen kann; und dürfte sich danach ergeben. 



') Vgl. Wächter, loc. cit. S. 136 ff., und das Schreiben Kaiser 
Friedrich III vom Jahre 1440 bei Wigand, Femgericht S. i250. — 
') Vgl. gegen Kopp, loc. cit. S. 22 ff. und Usener S. 17 die Angaben bei 
Wächter S. 137. — *) Vgl. Senckenberg, Corp. jur. I, 2, S. 131 und 132, Neue 
Sammlung der Reichsabschiede I, S. 172 und 173. Den ganzen Reicbs- 
abschied enthält auch die mehrerwähnte Handschrift des germanischen 
Museums und die der OsnabrQcker Handschrift beigefügte Incunabel, 
die, abgesehen von dem Druckfehler Augspurg statt Arnsperg, den 
besten Text haben dürfte; die angezogenen Paragraphen finden sich 
auch in der Wolfenbüttler Handschrift. — *) Vgl. Neue Sammlung etc. 
Bd. II, S. 18—20. Ich verweise in Betreff aller nach der Frankfurter 
Reformation hervorgetretenen Bestrebungen zur Reform der Fem- 
gerichte, soweit sie einen offiziellen Ausdruck gefunden haben, auf 
Kopp, loc. cit. S. 24 und auf Wächter, loc. cit. S. 143 und 144. 
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dass von derartigen Ueberlieferungen für eine Darstellung der 
Bedeutung und des Verfahrens der westfälischen Femgerichte 
in deren Blüthezeit vom Ende des 14. bis gegen die Mitte 
des 15. Jahrhunderts sich nur das Nachstehende als werth- 
volles Quellenmaterial erweist: 

1. der Landfriede Karl IV für Westfalen vom 25. November 
1371 in dem Text der deutschen Reichstagsakten, 

2. die Ruprecht'schen Fragen von 1408 in dem in der An- 
lage edirten Text der Wolfenbüttler Handschrift, 

3. die Arnsberger Reformation von 1437 in der Berck'schen 
Fassung, 

4. die §§ 13—15 des Frankfurter Reichsabschiedes vom Jahre 
1442. 

II. Die FemrechtsbUcher. 

1. Die sog. OsnabrQcker Vehmgerichtsordnung und die 
beiden Wigand'schen Rechtsbflcher. 

Ich wende mich nun zu den Privataufzeichnungen von 
Freigrafen und Freischöffen, die uns meist unter der Bezeich- 
nung „Femrechtsbücher" überliefert sind. 

Schon Wächter hat darauf hingewiesen, wie wenig die 
zahlreichen Schriftsteller, die über den Ursprung, die Be- 
deutung und die historische Entwickelung der westfälischen 
Femgerichte aufzuklären suchen, sich bemüht haben, den Zu- 
sammenhang unter den Quellen dieser Art nachzuweisen und 
den Werth der einzelnen Ueberlieferung festzustellen. 

Seine dankenswerthen Versuche in dieser Richtung 
dürften indess auch noch bei Weitem nicht genügen, um das 
Dunkel aufzuhellen. Ja, ich glaube nachweisen zu können, 
dass er bei seinem Versuch, die Verwandtschaft, die zwischen 
einzelnen dieser Ueberlieferungen besteht, nachzuweisen, von 
einer verkehrten Grundlage ausgegangen ist. 

Ich setze mit meiner kritischen Besprechung der Ueber- 
lieferungen dieser Art passend an der Stelle ein, bis zu der 
Wächter die Untersuchung auf diesem Gebiet geführt hat, 
und beschäftige mich deshalb zuerst mit dem Rechtsbuch, dem 
Wächter^) das höchste Alter einräumen möchte, und welches 

>) Vgl. loc. cit. s. 119 ff. 

10* 
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er zugleich als „das interessanteste Rechtsbuch über die Vehme" 
bezeichnet, von dem er dann die andern Rechtsbücher ganz 
oder zum Theil ableiten möchte. 

Es ist das ein unter der Bezeichnung „Osnabrücker Vehm- 
gerichtsordnung" durch Mascov ^) herausgegebenes Femrechts- 
buch, welches uns auch von Tross^) in einem andern Text 
mitgetheilt ist. Wächter lässt die Frage, welcher von den 
beiden Texten der ältere und bessere sei, noch offen, und ich 
muss sie nach der genauesten Vergleichung beider Texte leider 
auch mit einem „Non liquet" beantworten^). Denn in den 
60 — 70 Fällen , in denen sie verschiedene Lesarten haben, 
bietet in einer ganz auffallenden Abwechselung bald der eine 
bald der andere Text die bessere Lesart. Das ergiebt nament- 
lich eine Vergleichung der Seiten 101 — 115 bei Mascov und 
der Seiten 46—53 bei Tross zur Evidenz, und ich glaube es 
nicht noch durch einzelne Beispiele belegen zu sollen. 

Die gleichmässige Fehlerhaftigkeit beider Texte lässt sich 
m. E. nur daraus erklären, dass keiner direkt aus dem andern 
abzuleiten ist, sondern beide von einander unabhängige Copien 
eines dritten Textes sind. 

Es dürfte aber müssig sein, weiter feststellen zu wollen, 
welcher von beiden Texten der Grundlage beider etwa am 
Nächsten steht, da auch diese Grundlage für beide nicht das 
Original, sondern, wie ich nachweisen zu können glaube, eine 
späte Compilation ist, für die die beiden bei Wigand^) aus Arns- 
berger Handschriften angeblich des 15. Jahrhunderts abge- 
druckten Rechtsbücher die wesentlichste Grundlage bilden^). 



») Vgl. Notitia juris et judiciorum Brunsvico-Luneb. Gott. 1738 im 
Anhang S. 47—116. — *) Vgl. Merkwürdige Urkunden etc. S. 28—53. — 
•) Vielleicht wQrde eine Vergleichung der Handschriften zu einem 
anderen Resultat führen, doch glaubte ich von einem Versuch in dieser 
Richtung absehen zu können, da, wie nachstehend dargelegt wird, das 
Resultat in keinem Fall in einem Verhältniss zu der dafür aufgewandten 
Mühe stehen würde. — ♦) Vgl. Das Femgericht Westphalens S. 551 — ^562. 
Ich werde die beiden Rechtsbücher, von denen das erstere 34 Artikel, 
das andere 12 Absätze hat, kurz als W. I und W. II citiren. — *) Diese 
Ansicht ist bereits von Wigand in den ErgAnzungsblättern der Jena- 
ischen AUgemehien Litter. Zeitung 1827, Nr. 11 bei Gelegenheit einer 
Besprechung des Tross'schen Textes, dessen Verwandtschaft mit dem 



I 
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Mit dieser Ansicht trete ich den von Wächter^) ge- 
wonnenen Resultaten, die auch Homeyer*) und Stobbe') an- 
genommen haben, aufs Bestimmteste entgegen. 

Sie sehen in den Wigand'schen Rechtsbüchern grössten- 
theils wörtliche Auszüge aus jenem Rechtsbuch bei Mascov 
und Tross*) von jüngerem Alter. 

Indess schon der Umstand, dass dann aus einem einzigen 
Rechtsbuch zwei Rechtsbücher und zwar in der Weise ent- 
standen wären, dass nicht etwa der eine Schreiber diesen, der 
andere jenen Theil des ursprünglichen Rechtsbuches wieder- 
gegeben hätte, sondern so, dass der eine stets die wichtigsten 
Stellen mit Auslassung einer ganzen Reihe weniger wichtiger 
Zwischenstellen, der andere dagegen 5—6 dieser ausgelassenen 
Zwischenstellen in völlig anderer Reihenfolge und mit Aus- 
nahme von einer einzigen Stelle nichts von dem, was sich bei 
W. I findet*), wiedergegeben hätte, zeigt, dass die Annahme 
einer solchen künstlichen Entstehung der Wigand'schen Rechts- 
bücher die höchsten Bedenken erregen muss*^). 

Ich lege im Folgenden die Gründe, die sonst gegen die 
von Wächter ausgesprochene Ansicht anzuführen sind, näher 
dar. W. I beginnt mit einer längeren Ausführung in Reim- 
prosa, die bei M. fehlt, von der sich aber ein kleines Bruch- 
stück in gewöhnlicher Prosa dort wiederfindet ''). Die Reimprosa 



Mascov'schen ihm Ghrigens entgangen ist, ohne irgendwelche Be- 
gründung ausgesprochen. 

>) Vgl. loc. cit. S. 120 und 121. — «) Vgl. Deutsche Rechtshflcher 
S. 26. — ») Vgl. Geschichte der deutschen Rechtsquellen Bd. I, S. 399. 
— *) Ich werde im Folgenden, wenn sich keine Abweichungen bei 
Tross finden, stets nur den Mascov'schen Text zur Vergleichung heran- 
ziehen. — *) Auch diese einzige doppelt vorkommende Stelle über die 
Ladung, die wir eigentlich in keinem Femrechtsbuch vermissen, lautet 
in beiden Hechtsbüchern bei Wigand durchaus verschieden. — •) Vgl. 
die Vorrede zu v. Daniels Land- und Lehnrechtsbuch S. 15 und 10: 
„In dieser Hinsicht theile ich mit Ficker die Ansicht: ein Werk, 
welches das Besondere von zwei anderen Werken vereinigt, sei für das 
jüngere aus beiden zusammengesetzte zu halten". — 

') Bei W. I: Nu helpe my goit des soyten lere (reimt sich mit 

dem Vorigen), 
Dat ich möge schryven und maken 
Van den gerichten der heymlichen saken, 
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gehört durchaus der frühesten Entwicklung der Rechtsbücher 
bücher an^), und es ist nicht wohl anzunehmen, dass zur 
Zeit der Abfassung dieses Rechtsbuchs, die, wie ich nach- 
weisen werde, frühestens in die zweite Hälfte des 15. Jahr- 
hunderts zu setzen ist, ein Gompilator oder Abschreiber aus 
gewöhnlicher Prosa Reimprosa gemacht haben würde, dagegen 
wohl das Umgekehrte, etwa weil er die Reime garnicht er- 
kannt hat. 

Auch der Gang der Darstellung in den in Frage stehen- 
den Rechtsbüchem spricht für meine Ansicht. Die einleiten- 
den historischen Notizen über die Entstehung der Femgerichte 
sind beiden Rechtsbüchern gemeinsam, nur dass W I sie in 
kurzer knapper, M. in sehr weitläufiger Form giebt. Nach- 
dem bei W. I dann in Art. I — XI die in Form eines Wechsel- 
gesprächs zwischen dem Freigrafen und dem Freifronen sich 
vollziehende Hegung des Gerichts beschrieben ist, wird in 
Art. XH — XIV dargestellt, in welcher Weise die auf Grund 
des Verfahrens schliesslich etwa erfolgende Verfemung vor- 
zunehmen ist. Das Ganze ist also ein Bild des Verfahrens, 
wie es sich häufig gestaltet haben wird, und es ist leicht be- 
greiflich, dass der Verfasser dazu nicht den Fall als Beispiel 
gewählt hat, wenn ein Freischöffe verklagt wird, sondern, wie 
der Hinweis auf diese Stelle in Art. XXVI ergiebt, den, wenn 
ein Nichtschöffe verklagt ist. 

Art. XV— XVIII finden sich dann einzelne Vorschriften 
über Zeit und Ort, wo Freigraf und Freischöffen richten sollen, 
welchen äusseren Anstand sie dabei beobachten sollen, und 
welche Personen ihrer Gerichtsbarkeit unterworfen sind. Und 
nachdem in Art. XIX das Richten unter Königsbann als eine 
besondere Form des femgerichtlichen Verfahrens angeführt ist, 
folgt dann Art. XX — XXVI eine Beschreibung des Verfahrens, 



Dat men dair an möge verstain, 
Die gerechticheit vur laten gain. 
Bei M: Ewiger Godt verluchte myne synoe, dat ik möge maken 

unde selten von den Fryen Rechten dat de recht- 

verdicheyt vorga. 

« 

*) Vgl. den Auetor vetus de beneficiis, den v. Homeyer gerade 
um seiner Reimprosa willen Tür die ursprünglichste Form des säch- 
sischen Lehnrechts hält. 
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wenn ein Schöffe verklagt ist. Und schliesslich wird in Art. 
XXVII— XXXIV dargestellt, wie ein Nichtschöffe zum Schöffen 
gemacht wird. Während also dieses Rechtsbuch die Aufgaben 
und die ve^^hiedenartige Thätigkeit der westfälischen Fem- 
gerichte in ihren wesentlichsten Momenten in kurzer an- 
schaulicher Form und in natürlicher guter Anordnung zur 
Darstellung bringt, deutet die sinnlose Anordnung des Stoffes 
bei Mascov darauf hin, dass wir es hier mit einer planlosen 
Compilation zu thun haben. 

Um das zu belegen, versuche ich zunächst den Gang der 
Darstellung dieses Rechtsbuchs hier kurz zu skizziren. Der 
,Text beginnt nach den einleitenden Bemerkungen mit einer 
Beschreibung des freigerichtlichen Prozesses im offenbaren 
Ding (S. 5 t— 62), die nur eine fast wörtliche Wiederholung 
der sich an anderer Stelle in demselben Rechtsbuch findenden 
Beschreibung des Prozessgangeä der heimlichen Acht ist, und 
von der ich weiter unten noch sprechen werde. 

Die dann folgende Beschreibung der Hegung des Gerichts 
(S. 63—71), die mit den Worten: Hyrna volget de heymlichen 
achte und gerichte, beginnt, schliesst sich genau den Artikeln 
I— XII bei W. I an. Dann weicht aber M. wieder ab, indem 
er (S. 71—83) das wiedergiebt, was W. I in Art. XX VJ ff. 
darüber enthält, wie ein Nichtschöffe zum Schöffen gemacht 
wird. Auch diese Ausführungen werden nochmals (S. 79 und 80) 
durch eine dem Art. XX bei W. I sich anschliessende Dar- 
stellung der Ladung der Freischöffen unterbrochen. Sodann 
folgen (S. 83—86) diejenigen Bestimmungen, die wir in Art. 
XV— XIX bei W. I fanden, und darauf sind (S. 86 und 87) 
die ebenerwähnten Bestimmungen über die Ladung der Frei- 
schöffen unter Hinweis auf diese Erörterung nochmals wieder- 
holt, und S. 88—91 schliesst sich ihnen ein Passus über den 
Gelovetbrief , den die beiden für den Beklagten erschienenen 
Bulben ausstellen sollen, an. 

S. 91 — 96 stellt M. dann in sehr weitläufiger Fassung 
das Verfahren, wenn ein Schöffe verklagt ist, nach Art. XXI 
bis XXVI bei W. I dar. Aber während W. I hier schliesslich 
für den Fall seines Ausbleibens auf das bereits vorher er- 
wähnte Verfahren und die Verfemung des ausgebliebenen 
NichtSchöffen verweist, beschreibt M. hier (S. 96 — 101) höchst 
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weitläufig die Folgen, namentlich die Verfemung. Ich mache 
in der Darlegung des Ganges der Darstellung bei M. hier zu- 
nächst Halt, da die folgenden Parthien nichts enthalten, was 
auf einen Zusammenhang mitW. I hindeutet, und kann mich 
wohl jeder weiteren Bemerkung darüber, inwiefern die An- 
ordnung bei M. nicht dafür spricht, dass wir es hier mit dem 
älteren Rechtsbuch zu thun haben, enthalten. 

Auffallend ist auch die Sucht des Mascov'schen Textes, da, 
wo sich eine Stelle im Rechtsbuch findet, die sich den Sätzen 
des Sachsenspiegels anschliesst, sofort ein Citat zu geben, 
während sich dieselben Stellen bei W. I ohne jedes Citat finden. 
Der letzterwähnte Text ist offenbar zu einer Zeit abgefasst, als 
man sich in vielen Punkten eines Unterschiedes zwischen den 
für die Grafengerichte in der Heimat Eikes von Repkow und 
den für die Freigerichte in Westfalen geltenden Bestimmungen 
einfach um deswillen noch nicht bewusst war, weil ein solcher 
Unterschied damals thatsächlich noch nicht bestand ^). Aber 
dem ganz in den Geheimnissen der späteren Entwicklungs- 
periode dieser Gerichte aufgehenden Compilator des Mascov'- 
schen Rechtsbuchs war es auffallend, wenn er in dem ihm 
vorliegenden Text eines Femrechtsbuchs so Manches fand, was 
ihm als Kenner des Sachsenspiegels, wenn auch durchaus nicht 
gründlichen Kenner, dort bereits bekannt geworden war, und 
er beeilte sich, seine Gelehrsamkeit anzubringen. 

Es ist kaum noch erforderlich, dass ich einzelne Stellen 
anführe, um die Unhaltbarkeit der über das Verhältniss der 
beiden Rechtsbücher von Wächter aufgestellten Ansicht noch 
bestimmter darzuthun. Ich erwähne nur beispielsweise noch 
einige kleinere Stellen bei M., die sich aufs Entschiedenste 
als späterer Zusatz zum Wigand'schen Rechtsbuch ergeben, 
so in Art. II das dem Ilerforder Stadtrecht Cap. 18 entnommene: 
So sol de Banck dan gedecket synn myt eyner lyner dwelen, 
in Art. XIX die Worte: Want bynnen eyner fogedyen en sol 
noch en mach nicht mer dan eyn Koningesban syn, die offen- 



') Ich muss hier darauf verzichten, den Nachweis dafür zu liefern, 
dass die Femgerichte, nachdem sie ihre Bedeutung mehr und mehr 
verloren hatten, die frühere Stellung dadurch wieder zu erlangen 
suchten, dass sie durch manche geheimnissvolle Zuthaten möglichst 
eigenartig zu erscheinen suchten. 
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bar im Hinblick auf Sachsensp. I, 59 hinzugefügt sind, obwohl 
es sich hier garnicht um Vogteien handelt, endlich in Art. 
XXXII die Worte: unde sol dossen freigreven unde frigen- 
stule truwer unde holder wesen dan eynen anderen frigreven 
unde frienstole, darumme want he syne frischefifen Friheyt 
darvan entfangen haedt. Auch dieser letzte Satz, der sich 
vorher bereits in der Mascov'schen Form des Schöffeneides, 
dagegen in keiner älteren Quelle findet, wird auf eine Re- 
miniscenz an gleichlautende Sätze, die mehrfach in anderen 
norddeutschen Rechtsbüchern vorkommen, zurückzuführen sein. 

Auf Grund dieser und anderer Beweismomente hatte ich 
bereits vor vielen Jahren die Ansicht gewonnen und in wissen- 
schaftlichen Kreisen vertheidigt, dass das erste der Wigand'- 
schen Rechtsbücher die Grundlage für die Mascov-Tross'sche 
Compilation bilde, und zwar nicht die unmittelbare, da ich 
nicht annehmen konnte, dass der klare Text bei Wigand von 
einer einzigen Hand durch so viel Fehler entstellt und gleich- 
zeitig in seiner ganzen Anordnung verdreht worden sei, zumal 
die einzelnen Zusätze mir darauf hinzudeuten schienen, dass 
wir es dabei nicht mit einem ganz ungeschickten Abschreiber, 
der von der Sache nichts verstand, sondern mit einem mit 
seiner Gelehrsamkeit prunkenden Manne zu thun haben. 

Später habe ich dann in der oben bei Besprechung anderer 
Quellen bereits erwähnten Osnabrücker Handschrift, die auch 
Homeyers Informatio ex speculo Saxonum enthält, in glück- 
lichster Weise die Bestätigung für die Richtigkeit dieser An- 
sicht erhalten , da ich hier ein solches Zwischenglied entdeckt 
habe. Dass diese Handschrift einen Durchgangspunkt für das 
Wigand'sche Rechtsbuch, bevor dasselbe in die Mascov'sche 
Compilation verarbeitet ist, bildet, kann keinem Zweifel unter- 
liegen. Denn nicht allein, dass sie die zahlreichsten von Vf. I. 
abweichenden Lesarten enthält, die sich bei Mascov-Tross 
wiederfinden, es findet sich hier auch schon ein grosser Theil 
der Zusätze im Mascov'schen Text, wenn auch zum Theil in 
kürzerer Fassung. Und was das Auffallendste dabei ist, diese 
Zusätze sind meist an den Rand oder sogar auf besondere 
Blättchen Papier, die in die Pergamentblätter eingeschoben 
sind, und zwar offenbar von derselben Hand, von der die 
ganze Handschrift herrührt, geschrieben. Dabei sind diese 
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Zusätze weit korrekter als in der Mascov'schen Fassung. Und 
in vielen Fällen erkennt man klar, wie der Mascov'sche Text 
aus einem Missverständniss des klaren Textes dieser Hand- 
schrift entstanden ist. 

Nun liesse sich zwar das Verhältniss der drei in Frage 
stehenden Texte an und für sich auch so denken, dass der 
Schreiber der Osnabrücker Handschrift zuerst das Wigand'sche 
Rechtsbuch abgeschrieben und dann nach dem Mascov'schen 
Text, der ihm gleichfalls vorlag, korrigirt und mit Zusätzen 
versehen hat. Doch lässt eine genauere Vergleichung der 
Zusätze ein derartiges Verhältniss der Texte, wie es schon an 
sich nicht viel Wahrscheinliches hat, geradezu als undenkbar 
erscheinen. 

Am Klarsten tritt das in der Mitte unsers Rechtsbuchs 
hervor. Ich führe nur einige Beispiele dafür an. 

In dem Zusatz zu Art. XVII ^) (M. S. 83 und 84) ist die 
Lesart der Osnabrücker Handschrift: in kristenlicher koenig* 
liger statt, bei M. offenbar verderbt in kaiserlicher koeninck- 
liger stat. Und von den beiden Lesarten: to sture gesät 
sint in der Osnabrücker Handschrift und : grot bybestant doin 
dorch den hilligen vader Pawest Leo confirmert synt bei M. 
deutet die zweite offenbar auf späteren Ursprung hin. Das- 
selbe Verhältniss zeigt sich dann bei dem Zusatz am 
Schluss von Art. XVIII, wo die Osnabriicker Handschrift das 
einfache vur dem koninge, M. dagegen vor orem oversten, 
alsse recht is, dat is vor dem Romesschen Keyser eder Eo- 
ninck, das du da vindest in libr. tert. Gap. XL VIII hat. Es 
fehlen in der Osnabrücker Handschrift überhaupt alle direkt 
auf den Sachsenspiegel Bezug nehmenden Zusätze bei M. 
S. 86 und 87. 

In dem Zusatz zu Art. XX findet sich an Stelle der sinn- 
losen Lesart bei M.: want hey is neger vor syn lyff und ere 
to staen dan yemantzto oevergen, in der Osnabrücker Hand- 
schrift die Lesait: dan iem iemantz dat to oevergan, und zwar 
mit dem Zusatz: hei en hebbe dan einen gichtigen munt of 
blikenden schin. 



*) Ich citire auch hier nach der Wigand'schen Eintheilung, während 
die OsnabrQcker Handschrift etwas anders theilt, sodass nur 31 Artikel 
herauskommen. 
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In Art. XXVIII ist aus* dem kurzen Zusatz der Osna- 
brücker Handschrift: so du den dor nicht meer gesien hebbes, 
bei M. das weitläufigere: so du des dar nicht mer havest 
geseyn und nicht en kennest so dat enne gebore dar tho 
komen unde wesen, entstanden. 

Und in Art. XXXIII wird der Zusatz der Osnabrücker 
Handschrift: Und men den, die dat gedain hedde, erfaren 
konde und mochte, bei M. mit den Worten : So waner dat men 
dan dat erfaren konde eder mochte, derselve de dat gedain 
hedde, he eder andere, de soUichs deden, sullen d^n de fri- 
greven und frischepen angrypen etc., wiedergegeben. 

Das Angeführte dürfte genügen, um alle Zweifel darüber, 
ob die von mir oben aufgestellte Genealogie der drei be- 
sprochenen Recl^tsbücher die richtige ist, zu beseitigen. 

Hier ist der Ort, zweier Formen des Wigand'schen Rechts- 
buchs zu gedenken, in denen es uns in anderen grösseren 
Compilationen in vielfach verderbter Gestalt entgegentritt, nem- 
lich bei Senckenberg und bei Hahn. 

Der Senckenberg'sche Text*) steht, abgesehen von der 
Eintheilung in Gapitel und abgesehen von den Ueberschriften, 
die vom Gompilator hinzugefügt sind, sowohl in der Anordnung 
als in den Einzelnheiten dem Wigand'schen Text weit näher 
als das Mascov'sche Rechtsbuch. 

Ja es mag dem Gompilator wohl eine fehlerhafte Gopie 
jenes Rechtsbuchs bei Wigand vorgelegen haben, die er dann, 
ohne daran ändern zu wollen, indess dennoch fehlerhaft und 
unter Auslassung grösserer Stellen, wie Art. XV— XX und 
XXXII, abgeschrieben hat; so sehr stimmmen beide Texte in 
der Hauptsache und namentlich da, wo Vf. I und M. aus- 
einandergehen, überein. Bei Lage der Sache halte ich es für 
unnöthig, das noch weiter mit Beispielen zu belegen^). 

Der Text bei Hahn S. 648 — 653 ist durchaus kürzer 
gehalten als alle andern. Auch ist hier die Anordnung inso- 



>) Vgl. Corp. jur. Germ. publ. et priv. I, 2. S. 88—92, Wächter, 
loc cit. S. 122, und Stobbe, Geschichte der deutschen Rechtsquellen 
Bd. I, S. 399. — ') Vielleicht ist die Lesart dieses Textes to sassen 
in Art. XIII der Lesart to Westfalen, die Wigand, der seine Handschrift 
hier nicht entziffern konnte, offenbar durch Conjectur gewonnen hat, 
vorzuziehen. 
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fern anders wie bei W. I, als er mit Art. I— XIV beginnt, 
dann Art. XXVII— XXX folgen lässt, und mit Art. XV- XIX 
schliesst. 

Vielleicht ist die eigenthümliche Anordnung des Mascov'- 
sehen Textes darauf zurückzuführen, dass hier neben der 
Osnabrücker Handschrift auch diese Com pilation benutzt ist^). 

In dem Rechtsbuch W. I ist uns sonach eine verhältniss- 
niässig frühe Quelle überliefert. Bevor ich indess den Ver- 
such mache, das Alter und den Werth dieses Rechtsbuchs 
noch näher zu bestimmen, dürfte es angemessen sein, den in 
dem zweiten Rechtsbuch bei Wigand uns überlieferten Text 
in gleicher Weise kritisch zu untersuchen. 

Man möge es mir indess gestatten, dass ich hier zu- 
vor noch das Resultat meiner Versuche, die ursprünglichste 
Form des SchöfFeneides zu rekonstruiren , mittheile, jenes 
schönen Zeugnisses für die sittliche Kraft und den idealen 
Sinn, die in den westfälischen Femgerichten einmal geherrscht 
haben, und die es rechtfertigen, wenn wir uns heute noch gern 
mit dieser eigenthümlichen Aeusserung deutschen Rechtslebens 
beschäftigen. Die nachstehende Formel habe ich unter haupt- 
sächlicher Zugrundelegung der Form des Eides, die in Art. XXX 
des soeben besprochenen Wigand'schen Rechtsbuchs uns über- 
liefert ist, und gleichzeitiger Benutzung einer Reihe anderer 
Ueberlieferungen desselben gewonnen, glaube damit indess noch 
nicht bis zur ältesten Form gelangt zu sein*): 

Ich gelove bi der hilligen Ee*), dat ich nume will die 
ferne waren, hellen, huden und halden vur mann vur wif, vur 
torf vur twig, vur stock vur stein, vur gras vur grain, vur 
alle quecke wichte, vur allen Gottes geschichte (= geschicke). 



*) üeber ihr Verbältniss zum Wigand'schen Rechtsbuch vgl. auch 
Wächter, loc. cit. S. 128. — ') Bei der Rekonstruktion sind von mir 
die Eidesformeln: 1. bei Wigand S. 557, 2. bei Hahn S. 651, 3. bei 
Senckenberg S. 91, 4. in der Osnabrucker Handschrift, 5. bei Mascov 
S. 74 und 75, 6. bei Tross S. 37, 7. in der Wolfenbüttler Handschrift, 
8. in Senckenbergs Abhandlung von der kaiserlichen Gerichtsbarkeit 
Nr. 19, 9. bei Grote S. 322, 10. in Längs Geschichte Herzog Ludwig 
des Bärtigen S. 254 und 255 benutzt. Es würde indess zu umständlich 
sein, näher anzudeuten, welche Theile der Formel den einzelnen Texten 
entnommen sind. — ») Die Wolfenbüttler Handschrift hat den Zusatz: 
die got gab moysi auf dem berg Synay. 



Krit Besprechung d. wicht. Quellen z. Gesch. d. westf. Femgerichte. 157 

vur sonne vur mand, vur water vur füer, vur alle creatur, 
vur allet, dat tuschen himmel und erden Gott hat laten wer- 
den, und vur dem mann, der die heiligen feym nicht hüten 
und helen kan ^), und dat ich wille bringen an und vur desen 
frienstoil oder vur einen andern frienstoil in die heimliche acht 
des konniges wat ich vur wair weit oder von wairhaftigen luden 
boirt seggen dat ferne Sachen sint, dat dat werde gefristet 
oder mit gnade gerichtet mit willen des clegers, und en wille 
des nicht laten, noch umb liebe noch umb leid, noch umb 
Silber noch umb gold, noch um keinerlei solt^), noch umb 
edelgestein, umb vader umb moder, umb sUster umb broder, 
umb magen noch umb sippe, noch umb geinerlei ding, dat 
Gott hat laten werden, und sterke vort die feme und dat ge- 
richt nach aller miner anstrengung und macht, dat mi Gott 
so helpe und alle sine heiigen. 

Ich wende mich nach diesem Excurs zu einer Besprechung 
des zweiten bei Wigand abgedruckten Rechtsbuchs, welches 
wieder bis auf den Abs. I ^) im engsten Verhältniss zur Mascov- 



*) Lesart der Wolfen bötller Handschrift, während W. I offenbar 
unrichtig hat: bys on den mann, die dit Recht heft gesworn und die 
feme waren, helen, huden, kan (meist sind hier im W.'schen Texte 
nur die Anfangsbuchstaben der einzelnen Worte gegeben). — *) Lesart 
der Wolfenbüttler Handschrift. — ») Die dortigen Bestimmungen, die 
sich auf das sog. Strassenrecht beziehen, finden sich nach dem Vorgang 
deä Sachsensp. H, 59 § 3 kürzer oder in ähnlicher Breite in den meisten 
Rechtsbflchern des sächsischen Land- und Weichbildrechts, und es 
darf uns bei dem Charakter der Femgerichte als königlicher Gerichte 
nicht auffallen, sie auch in einem Femrechtsbuch wiederzufinden, da 
die Klage wegen Zerstörung der Königsstrassen und Leichenwege ent- 
schieden vor das Forum der Freigerichte gehörte (vgl. Art. 68 der alten 
Soester Schrae bei Seibertz, Urkundenbuch Bd. II, S. 395, ferner die gem. 
Urtheile des Kapiteltages in Arnsberg vom Jahre 1490 bei Kindlinger, 
Münsterische Urkunden Bd. III, S. 622, eine Urkunde vom Jahre 1504 
bei Wigand, Archiv. Jahrgang 1834, Heft 4, S. 354, und eine solche 
vom Jahre 1532 bei Kindlinger, loc. cit. Bd. III, 2, Nr. 225). Vielleicht 
erklärt sich indess der immerhin auffallende Umstand, dass sich diese 
Bestimmung gerade hier findet, obwohl sie mit dem sonstigen Inhalt 
des kleinen Hechtsbuchs in durchaus keinem Zusammenhang steht, 
daraus, dass etwa der Text unseres Femrechlsbuchs, der dem Schreiber 
der von Wigand mitgetlieilten Handschrift vorlag, wie das so oft bei 
den Fem rechtsquellen vorkommt, sich unmittelbar irgend einem säch- 
sischen Rechtsbuch anschloss und deshalb irrthflmlich für den Anfang 



158 Heinrich Duncker, 

Tross'schen Compilation steht. Einiges, was dafür spricht, 
dass auch dieses Rechtsbuch nicht, wie Wächter meint, ein 
Auszug aus jener Compilation ^ sondern vielmehr die Grund- 
lage für einige Parthien derselben ist, habe ich oben bereits 
hervorgehoben. Ich gebe auch hier zunächst kurz den Inhalt 
dieses kleinen Rechtsbuchs an, welches in zusammenhängender 
Darstellung fast nur über solche Eigenthümlichkeiten des Ver- 
fahrens bei den Femgerichten, die bei W. I noch keine Er- 
wähnung gefunden haben, Mittheilungen macht. 

Abs. II giebt, mit denselben Worten wie Abs. XX bei 
W. I beginnend, die Bestimmungen über die Ladung der Frei- 
schöffen, indess genauer als W. I. 

In Abs. III— V ist dargestellt, wie sich der Schöffe durch 
Vertreter und Bürgen unter Ueberreichung eines Gelovetbriefs 
verpflichtet, zu bestimmter Zeit zu erscheinen und dem Kläger 
Genugthuung zu leisten. 

Abs. VI enthält die Folgen, wenn der Freischöffe und 
die Bürgen diesem Versprechen nicht nachkommen. 

Abs. VII ist in seiner ersten Hälfte eine fast wörtliche 
Wiedergabe dessen, was sich in Art. XXVI bei W. I über das 
Freischwören der Freischöffen und die Verurtheilung derselben 
im Falle ihres Ausbleibens findet; und in der zweiten Hälfte 
dieses Absatzes folgt dann ein Passus in Betreff des sog. Ueber- 
siebenens. 

In Abs. VIII sind die Brüche für das Ausbleiben des 
Schöffen und als letzte Folge die Verfemung berührt. 

Abs. IX erörtert die günstige Lage des Schöffen, der einen 
Gelovetbrief gegeben hat. 

Abs. X spricht davon, wenn der Schöffe zwar erschienen, 
der Freigraf und Kläger indess ausgeblieben ist, und Abs. XI 
und XII heben schliesslich hervor, wie sich der mit Unrecht 
verfemte Schöffe wieder aus der Verfemung ziehen kann. 

Das Ganze ist also eine durchaus klare und wohl ge- 
ordnete Darstellung der Rechte des verklagten oder schon ver- 
femten Freischöffen, die sich, wie namentlich aus Abs. II und 
VII ersichtlich ist, so eng an das Rechtsbuch W. I anschliesst, 



dieses Rechtsbuchs gebalten ist. Leider war es mir nicht mGglicb, zu 
ermitteln, welches Rechtsbucli das gewesen sein mag. 
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dass man mindestens annehmen muss, dem Verfasser hat dies 
Rechtsbuch bei seiner Arbeit vorgelegen ; höchst wahrscheinlich 
ist sogar von dem Verfasser des ersten als Nachtrag dazu 
dieses zweite Rechtsbuch geschrieben. 

Dass es das spätere ist, ergiebt auch das Citat aus dem 
Sachsenspiegel in Abs. Vn neben der wörtlichen Wiedergabe 
der Bestimmungen des ersten Rechtsbuchs und der Zusatz in 
Betreff des Uebersiebenens mit 21 Mannen^). 

Sehen wir nun, wie sich die Bestimmungen dieses Rechts- 
buchs zwar sämmtlich, indess weit auseinandergerissen, in 
ganz anderen Zusammenhang gebracht und mitten in die dem 
Rechtsbuch W. I entlehnten Parthien hineingeschoben^), in 
der Mascov- Tross'schen Gompilation wiederfinden, so spricht 
das entschieden dafür, dass das Rechtsbuch W. II die Grund- 
lage bildet, die der Verfasser der Mascov^schen Gompilation 
neben anderen Quellen benutzt hat. Dadurch erklären sich 
auch die auffallenden Wiederholungen in dieser Gompilation, 
namentlich der doppelte Passus in Betreff der Ladung der 
Schöffen, da beide vom Gompilator benutzten Texte eine solche 
Ausführung hatten. 

Einen weiteren Beleg für diese Ableitung der Texte 
liefert auch der Umstand, dass W. II, wo er auf W. I zurück- 
weist, dem dortigen Text stets näher steht als die Mascov'sche 
Gompilation und offenbar verkehrte Lesarten dieses Textes 
noch vermieden hat'). 

*) Vgl. die Arnsberger Weisthümer von 1437 bei Usener, loc. cit. 
S. 121. — *) Es ist das der grösste Theil derjenigen Zusätze in der 
Mascov'schen Gompilation, die oben bereits erwähnt sind. Die beiden 
letzten Absätze von W. II finden sich bei M. da, wo wir bei der An- 
gabe des Inhalts dieser Gompilation oben Halt gemacht haben (S. 102 
bis 106). Vgl. den Nachweis der Stellen bei Wächter, loc. cit.S. 121. — 
>) Vgl. Abs. II bei W. II mit M, S. 78, ferner in Abs. III ere breve statt 
(Iren breven bei M., wo jedenfalls nur 2 nöthig sind, in Abs. VII mit siner 
eygen hant (W. I hat mit siner eyner hant) statt mit siner vorderen 
hant und ader uth hieven as vorgeroirt is statt des wegen der weiteren 
Ladung offenbar fehlerhaften unde sich verantworden als dat vurge- 
wort is, in Abs. VIII myt seven banden statt des fehlerhaften myt seven 
mannen, da nicht 7 sondern nur 6 Eideshelfer nach sächsischem Recht 
(vgl. Sachs. I, 70 § 3 und Richtsteig Landrecht I, G. XXIX), wie nach 
den Bestimmungen für die Femgerichte erforderlich sind (vgl. die 
Urkunde über die Vereinigung des Erzbischofs Friedrich III als Herzog 
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Auch die Osnabrücker Handschrift hat räumlich weit von 
dem Text des Rechtsbuchs W, I getrennt auf Papier geschrieben 
vielfach ungenau und mit manchen Auslassungen einen kleinen 
Theil des RechtsbuchsW.il (Abs. lU-Vl). Es ist indess 
aus den bereits hervorgehobenen Gründen diesem Text irgend 
welche Bedeutung nicht beizulegen. 

Für die Beantwortung der oben bereits angedeuteten 
Frage nach der Zeit der Abfassung beider Wigand'schen Rechts- 
bücher, die sich, wie wir schon sahen, zeitlich nahe stehen 
müssen, giebt das dem Rechtsbuch W. II beigefügte Formular 
eines Gelovetbriefs, welches wohl kaum erst nachträglich diesem 
Rechtsbuch, in welchem in Abs. III — V eingehend von solchem 
Brief gesprochen wird, beigefügt sein wird, einigen Anhalt. 

Dies Formular ist offenbar nach einer dem Verfasser vor- 
liegenden Urkunde gearbeitet, die im 15. Jahrhundert einem 
Freigrafen des Freistuhls zu Vilgiste, der den Vornamen 
Hermann führte, ausgestellt ist. Ein Freigraf zu Vilgiste, 
der diesen Vornamen führt, ist Hermann von Werdinghusen, 
von dem uns ein ürtheil vom 11. Februar 1462 überliefert 
ist^). Er scheint erst kurz zuvor dies Amt übernommen zu 
haben, denn eine Urkunde vom Jahre 1458^) erwähnt noch 
Heinrich von Wirdinghusen, mehrere Urkunden aus dem Jahre 
1460^) Wilhelm von der Zünger als Freigrafen auf dem 
dortigen Freistuhl. 

Mag man nun annehmen, dass jener Hermann von Wer- 
dinghusen selbst der Verfasser beider Rechtsbücher gewesen 
ist, oder dass doch wenigstens der Verfasser des zweiten 
Rechtsbuchs eine jenem Freigrafen übersandte Urkunde be- 
nutzt hat, in jedem Falle würden wir auf diesem Wege dahin 
geführt werden, die Zeit der Abfassung beider oder doch des 
zweiten Rechtsbuchs nach dem Jahre 1460 zu setzen. 



in Westfalen mit anderen westfälischen Städten zur Auf rech thaltuni^ 
des Landfriedens vom Jahr 1385 bei Seibertz, Urkundenbuch Bd. II, 
S. 656), endlich in Abs. XII die Worte: und gheinen anspruch noch 
wedertant an desen syner gnade eyn doin, statt des unverständlichen 
wedder noch anfanck bei M. 

») Vgl. Usener, loc. cit. S. 2.39. — «) Vgl. daselbst S. 163. — ») Vgl. 
daselbst S. 248 ff. und 251 ff. 
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Ich muss zugeben, dass das Vorstehende allein die Zeit 
der Abfassung beider Rechtsbiicher noch nicht mit Sicherheit 
ergiebt, und wende deshalb zur weiteren Bestimmung der- 
selben ein Mittel an, welches von der Quellenkritik auf 
diesem Gebiet, wie ich sehe, noch nicht benutzt ist, und häufig 
auch wohl nur zu höchst unsicheren £rgebnis3en führt, ich 
meine den Sprachgebrauch. Hier, auf einem Gebiet, wo die 
festen sprachlichen Formen eine ganz besondere Bedeutung 
zu erlangen pflegten, (ich erinnere nur an den Curialstil), 
können wir seine Ausbildung im 15. Jahrhundert aus den 
zahlreichen uns aus jener Zeit überlieferten gerichtlichen Ur- 
kunden mit ungewöhnlicher Sicherheit verfolgen und zeitlich 
fixiren. 

Zunächst habe ich da die Beobachtung gemacht, dass in 
öffentlichen Urkunden, die sich auf die Freigerichte beziehen, 
bis zur Zeit der Ruprecht'schen Fragen und noch in diesen 
der Ausdruck achte in dem Sinn eines Verfahrens, welches 
sich von dem Verfahren im offenen Ding unterscheidet, wie 
derselbe \n den Waschen Rechtsbüchern vielfach gebraucht 
wird^), nicht vorkommt^). Ausdrücke, wie heimlich gericht 
oder frigericht oder stüle oder als der freien stüle recht ist 
oder als der feim recht ist, wechseln hier statt dessen ab. Erst 
nach dem Jahre 1410 tritt in den Urkunden') der Ausdruck 
heimliche acht auf« Und von da ab wird er durchaus die regel- 
mässige Bezeichnung. 

Sehen wir uns nach anderen einer bestimmten Zeit eigen- 
thümlichen Ausdrücken in den femgerichtlichen Urkunden und 
sonstigen Ueberlieferungen um, so tritt uns statt der älteren 
Form feimrügigk*) und Veme rüge') die Form vemwrogich 
und Vemwroge') zuerst in der Amsberger Reformation und 



») Vgl. W. I Art. I, IV, X, XIII. XIV. XXVIII. XXIX, XXX, XXXI, 
XXXII, XXXIU und W. II, Abs. III, IV, XI und XII. — *) Auch der 
Landfrieden Karls IV vom Jahre 1371 lässt sich nicht dagegen an- 
führen, da hier dieser Ausdruck (vgl. Reichstagsakten Bd. I, S. 535, in 
des landes, wo daz geschieht, achte thun und veme) etwas ganz 
Anderes bedeutet. — •) Vgl. Usener, loc. cit. S. 144—149 drei Ur- 
kunden aus dem Jahre 1413. — *) Vgl. Ruprecht'sche Fragen, Frage 22. 
— ») Vgl. die Urkunde vom Jahre 1426 bei Usener S. 112.— •) Vgl, 
W.I, Abs. XI vymwroge. 

Zeluebrift d. 8«Tiyiiy»8UAung. V. Genn. Abtb. ^^ 
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von da an regelmässig entgegen^). Den Ausdruck die testen 
strengen oder swaren ordelen und sentencien^) finde ich zu- 
erst in Urkunden aus dem Jahr 1438'), dann erst wieder 
1459 und von da ab regelmässig^). Der Ausdruck de stuU 
besitten vnd becleiden^) statt nur besitten kommt, soviel 
ich sehe, zuecst im Jahre 1458*) und dann ganz regelmässig 
vor''). Die Bezeichnung plichtdach®) statt gerichtsdach oder 
konigsdach finde ich zuerst in den gemeinen Urtheilen des 
Generalkapitels von Arnsberg im Jahre 1437 und in einer 
fast gleichzeitigen Urkunde vom Jahre 1438^), und dann kehrt 
sie oft wieder^®). Auch das auf die kney fallen beim Hin- 
treten vor den Freigrafen ^ ^) ist eine Form, die sich zum 
ersten Mal in der mehrerwähnten Urkunde des Jalires 1438 
bezeugt findet^*), und die Bezeichnung sunder woyker ^*) habe 
ich nur in einer Urkunde aus dem Jahre 1461 wiedergefunden ^*) 
und zwar in demselben Zusammenhang, nemlich als Bedingung 
für Jemand, der Schöffe werden will ^^). 

Wie sonach einzelne Ausdrücke der Wigand'schen Rechts- 
bücher entschieden erst der Mitte des 15. Jahrhunderts 
eigen sind, so weisen auch ganze Sätze in diesen Rechts- 
büchern, die fast wörtlich in Urkunden aus der Zeit nach dem 



') Siehe Urkunden vom Jahre 1442 (vgl. Zeitschr. f. Niedersachsen, 
Jahrgang 1855, S. 260 ff.), vom Jahre 1458 (vgl. Wigand. Archiv, Jahr- 
gang 1831, Heft 3), vom Jahre 1459 (vgl. Usener, loc. cit. S. 202), und 
vom Jahre 1473 (vgl. Usener S. 262) u. a. — «) Vgl. W. I, Abs. XII, 
W. II. Abs. VIII und XI. — ») Vgl, Usener, loc. cit. S. 224, und Wigand. 
Welzlarische Beiträge Bd. II, S. 202 ff, — ♦) Vgl. Usener, loc. cit 
S. 202. — ») Vgl. W. I. Abs. II und V. — •) Vgl. Wigand, Archiv 1831. 
H. 2. — ') Vgl. Urkunden von 1459 in der Zeitschrift des histor. 
Vereins von Westfalen Bd. III, S. 58 ff., von 1460 (eod. loc), von 1462 
(Usener, loc. cit. S. 239), von 1464 (Zeitschr. d. histor. Ver. etc. Bd. V, 
S. 377. — •) Vgl. W. II, Abs, X. — •) Vgl. Wetzlar. Beitr. Bd. II, 
S. 202 ff. — 1«) Vgl. Wigand, Femgericht S. 252, eine Urkunde, die nach 
Wigand zwischen 1440 und 1450 abgefasst sein soll, ferner Urkunden 
vom Jahre 1453 (conf. Usener S. 194) und vom Jahr 1460 (vgl. Zeits^ch. 
d. histor. Vereins Bd. III, S. 58). — ») Vgl. W. L Art. XXX. — ") Vgl. 
Wetzl. Beitr. loc. cit. — ") Vgl. W. I, Art XXVil. — ") Vgl. Kind- 
linger, MQnsterische Beiträge III, 2, Nr. 204. — ") Die vorstehenden 
Beobachtungen werden sich vervollständigen, vielleicht auch aus Ur- 
kunden, die mir nicht bekannt geworden sind, in einigen Punkten 
berichtigen lassen. 



Krit. Besprechung d. wicht Quellen z. Gesch. d. westf. Femgerichte. 163 

Jahre 1 460 und zwar mehrfacli wiederkehren, während ich sie 
in älteren Urkunden nicht finde, auf eine späte Zeit der Ab- 
fassung dieser Rechtsbücher hin, so die Verfemungsformel in 
Art. XIII bei W. 1 1) und die Stelle in Art. XI bei W. I : dat ent- 
gen die Tien geboit goitz is und entgen die heiigen ewangelio ^). 

Hebe ich noch hervor, wie der Abs, I bei W. II nicht 
bloss dem Inhalte nach, wie ich bereits erwähnte, sondern 
auch im Ausdruck mit dem Weisthum aus dem Jahre 1490 
und einer Urkunde vom Jahre 1504 übereinstimmt'), und 
weise femer darauf hin, dass eine Achtserklärung vor dem 
Freistuhl von Medebach vom Jahre 152H) voll von Anklängen, 
ja längeren wörtlichen Citaten aus den Wigand'schen Rechts- 
büchern allerdings in einer dem Mascov^schen Text näher 
stehenden Fassung^) ist, so lässt Alles dies und namentlich 
auch der Umstand, dass auch der Inhalt jener Rechtsbücher 
durchaus dem entspricht, was uns über die Thätigkeit der 
Femgerichte in den Urkunden der Jahre 1460—1462 über- 
liefert ist, die Annahme als gerechtfertigt erscheinen, dass 
beide Rechtsbücher wahrscheinlich bald nach dem Jahre 1460, 
jedenfalls wohl nicht vor dem Jahre 1450 geschrieben sind« 

Damit ist zwar der Werth dieser Rechtsbücher als Quellen 
für eine Untersuchung der Bedeutung und geschichtlichen 
Entwicklung der westfälischen Femgerichte in ihrer Blüthezeit 
sehr herabgemindert. Sie bleiben indess neben den gleich- 
zeitigen Urkunden noch immer ein bedeutsames Mittel, um 
die dort gegebene Darstellung des femgerichtlichen Prozesses 



>) Vgl. Urkunde vom Jahr 1500 bei Seibertz Bd. III, S. 201: und 
wyse sinen hals dem reipe, sinen licham den fogelen und diren in der 
lucht tzo Terteren und bevele sine sele gode von hemelryke in sine 
gewalt und wyse sin wiff weduwe, sine kindere weisen und sin guidt 
den heren ledych und loys, dar dat von tzo lene roret. — >) Vgl. das 
Amsberger Generalkapitel vom Jahre 1490 (Kindlinger, Münster. Ur- 
kunden Bd. III, S. 622) und Reformation von 1522 bei Goldast, Reichs- 
satzung etc. S. 522, und Kopp, loc. cit. S. 24 und 566, während sich 
früher eine andere Form findet. Vgl. Urkunde aus dem Jahr 1454- 
bei Müller, Reichstagstheater II, G. VI: und ob das Sachen den all- 
mecbtigen God und den heiligen Christen Glouben berurende antreffe. 
») Vgl. oben S. 157, Anm. 3. — ♦) Vgl. Wetzlarische Beiträge Bd. II, 
S. 196. — - ") Dieser Text als der spätere war damals wohl der allgemein 
verbreitete. 

11* 
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in der Mitte des 15. Jahrhunderts zu ergänzen. Eine weitere 
Bedeutung ist dem Resultat der vorstehenden Untersuchung 
aber, wie ich glaube, insofern einzuräumen, als sich dadurch 
für die sämmtlichen Femrechtsbücher, welche ganz oder zum 
Theil auf diese Quellen zurückzuführen sind, eine noch spätere 
EntstehuDgszeit ohne Weiteres ergiebt, und sie dadurch noch 
mehr an Bedeutung verlieren. Denn auch die Zusätze, die 
sich bei den in diesem Zusammenhang bereits erwähnten 
Compilationen dieser Art finden, stammen jedenfalls aus einer 
Zeit, in der das Institut bereits seinem Verfall entgegenging, 
und der Freigraf oder der Freischöfife, der jene Aufzeich- 
nungen besorgte, durchaus nicht mehr die ursprüngliche Be- 
deutung, ja nicht einmal den wahren Umfang der Gompetenz 
seiner Gerichte kannte, wie das auch die zahlreichen General- 
kapitel ergeben, auf denen man immer wieder über dieselben 
Fragen Weisthümer verlangte. 

Dennoch glaube ich mich der Mühe nicht überheben zu 
sollen, auch die sonstigen Rechtsbücher und Compilationen 
hier in Kürze zu besprechen und den Unwerth derselben ge- 
nauer darzuthun. 

Ich wende mich zu diesem Zweck hier zunächst noch ein- 
mal zu dem Rechtsbuch bei Mascov und Tross zurück, und suche 
auch diejenigen Stellen desselben, die nicht aus den Wigand*- 
schen Rechtsbüchern herzuleiten sind, möglichst auf ihre 
Grundlagen zurückzuführen, um auch dadurch die völlige Werth- 
losigkeit dieser Compilation darzuthun. 

Das erscheint mir um so nothwendiger, als manche ver- 
kehrte Anschauung über die Bedeutung und das eigenthümliche 
Verfahren der Femgerichte darauf zurückzuführen ist, dass 
man dieses verhältnissmässig junge Rechtsbuch, in dem in 
planlosester Weise die Quellen höchst unselbständig und 
fehlerhaft benutzt sind, doch vielfach als die älteste Quelle 
dieser Art angesehen und als solche benutzt hat^). 



^) Nur Eichhorn, Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte Bd. Ilf, 
S. 23^, Anm. s, hat bereits darauf hingewiesen, dass wir es hier mit 
einer verhältnissmässig späten Compilation zu thun haben. Seine 
Angaben über ihre Ableitung namentlich aus dem Codex bei Sencken- 
berg sind allerdings m. E. unhaltbar. 
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Zusätze bei M. , die sich nicht auf die W/schen Rechts- 
bücher zurückfuhren lassen, finden sich S. 47—59, S. 6 t— 63) 
a 83 und 84 und S. 106—116. 

Im Eingang lehnt sich der Compilator in der Ausfährung 
darüber, dass der Schöffe in Westfalen geboren sein soll (S. 48), 
an die Amsberger Reformation^) und Sachsensp. III, 61, 2 
und III, 70, 1 an. Dann folgt (S. 49—50) die Bestimmung, 
dass kein Reicher oder Armer oder duell Geck oder unwetten 
man Freigraf werden soll, da in Bezug auf sie schon Julius 
Cesar, d. h. Augustus ^), verordnet habe, dass sie an weltlichen 
Gerichten kein Recht weisen sollten, eine Anspielung auf die lex 
Julia repetundarum'), der eine Bestimmung des Görlitzer 
Landrechts ^) zu Grunde zu liegen scheint. Die dann folgenden 
Bestimmungen stützen sich auf die Arnsberger Reformation ^) 
und den Sachsenspiegel III, 61, 1.^) 

S. 51—62 folgt sodann die schon erwähnte den aus dem 
Rechtsbuch W. I entlehnten Ausführungen über die heimliche 
Acht abgesehen von einigen in der Natur der Sache liegenden 
Veränderungen fast wörtlich nachgebildete Darstellung des Ver- 
fahrens im offenen Ding, welches sich in Nichts von dem Ver- 
fahren vor den Grafengerichten des Sachsenspiegels unter- 
scheidet ■'). 

Ein Zusatz, der sich hier auf S. 53 findet, ist auf die 
Osnabrücker Handschrift zurückzuführen , die dieselben Worte 
in der Darstellung des Verfahrens in heimlicher acht bereits 
hinzugefügt hat. Dagegen ist der Zusatz S. 58 und 59 den 
Arnsberger Weisthümern von 1437*) entnommen. 

Der Zusatz S. 83 und 84 über das Bannen eines Frei- 
grafen stimmt wörtlich mit den Ausführungen in einem 



>) Vgl. bei Berck S. 491: Ghein utlendisch etc. — *) Vgl. Sachsensp. 
lU. 44. 1. — ») Vgl. lex 3 Digeslor. 48. 11. — *) Vgl. Cap. 45 § 4. — 
») Vgl. Berck S. 491. — •) Vgl. ausser dem 12. Cap. der Germania des 
Tacitus das Herforder Stadirecht Gap. 17 und das Rechtsbuch nach 
Distinctionen I G. 5, D. III. — '') Vgl. Sachsensp. I, 59, 2 und Glosse dazu. 
Eine nähere Ausführung darüber lAsst sich nur bei einer eingehenderen 
Vergleichung des femgerichtlicfaen Verfahrens mit dem Gerichtsverfahren 
des Sachsenspiegelrechts geben, die ich mir vorbehalten muss. — 
*) Vgl. Usener, loc. cit. S. 121 in med. 
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Schreiben des Freigrafen Gerhart Struckelmann in Arnsberg 
an den Rath in Frankfurt a/M. vom Jahre 1495 überein ^). 

Endlich lehnt sich auch der Schlusspassus bei M. (S. 106 
bis 116) in vielen Stellen durchaus an andere uns bekannte 
Rechtsquellen an, so S. 107 und 108 an die 16. derRuprecht- 
schen Fragen, jedoch mit dem Zusatz, dass der König, falls 
jener ihm seine Unschuld erweist, ihm eine Frist von 100 Jahren 
und einen Tag für die Vollstreckung der schweren Sentenz 
setzen, er indess nicht Schöffe werden kann^), ferner S. 110 
bis 114 an die Arnsberger Reformation, aus der der Com- 
pilator hier ohne Zusammenhang einzelne Sätze in meist etwas 
weitläufigerer Fassung zusammengestellt und durch eigene 
kleine Zusätze verbunden hat, und endlich S. 115 und 116, 
wo Cap. 49 des Richtsteigs des sächsischen Landrechts') mit 
manchen Fehlern wie brocklichen statt bürgerlichen, freischenn 
statt voreschen u. a. wiedergegeben ist. 

Nur für einzelne Stellen, wie S. 106 und 108—110, ist 
es mir nicht gelungen, die Quelle aufzufinden. 

Doch entspricht der Eaiser-Karls-Tag offenbar dem viel- 
fach in sächsischen Rechtsquellen vorkommenden Eönigstag 
und weist somit wieder auf die Benutzung dieser Quellen hin^). 

Als Resultat des Vorstehenden dürfte sich ergeben, dass 
nach der Art, wie der Compilator nachweislich theils die ver- 
schiedensten femrechtlichen Quellen, theils den Sachsen- 
spiegel und die mit ihm im Zusammenhang stehenden Rechts- 
bücher ohne Ordnung benutzt hat, und unter Berücksichtigung 
der vielfachen Nachlässigkeiten, deren er sich dabei schuldig 
gemacht hat, und der zahlreichen Irrthümer und Missverständ- 
nisse, die dabei unterlaufen, die Mascov'sche Compilation, die 
jedenfalls lange nach der Blüthezeit der Femgerichte entstanden 



*) Vgl. üsener, loc. cit. S. 129. — *) Diese Spielerei, die der Formel 
für die ewige Verbannung (vgl. Grimm, RechtsalterthQmer S. Ü25) offenbar 
nachgebildet ist, geht aus der verkehrten Annahme hervor, dass es 
kein Mittel gebe, die femgerichtlichen Entscheidungen jemals zu be- 
seitigen. — •) Vgl. Homeyer, Der Richtsleig Landrechts nebst Gautela 
und Premis S. 305—11. — *) Vgl. Wigand, Femgericht S. 376, Wächter, 
loc. cit. S. 203 , Krit. Jahrb. f. Deutsche Rechtswissenschaft von Richter 
und Schneider 184^, S. 11, und Urkunde aus dem Jahre 1438 in den 
Wetzlarischen Beiträgen Bd. II, S. 207. 
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ist, fUr eine historische Untersuchung, die das Institut in seiner 
Blüthezeit ins Auge fassen will, und nur dafür soll ja die vor- 
liegende Untersuchung der Quellen als Vorarbeit dienen, nicht 
von irgend welcher Bedeutung ist. 

Schliesslich gedenke ich in diesem Zusammenhang noch 
einer kleinen Compilation, die Grote als Coesfelder Codex ab- 
gedruckt hat^). Er behauptet zwar, dass die Scbriftzüge aus 
dem 14. Jahrhundert stammten^ und Wigand schreibt diesem 
Codex wenigstens soviel Bedeutung zu, dass er die Formel des 
Schöffeneides und die Yerfemungsformel von da entnommen 
und zum Abdruck gebracht hat. In Wahrheit findet sich 
aber in diesem Codex ausser dem schon besprochenen schlechten 
Text der Arnsberger Reformation nichts als eine schlechte Be- 
arbeitung von Theilen der Wigand'schen Rechtsbücher und der 
Mascov'schen Compilation ^), bei der es sich nicht verlohnt, auch 
nur einen Moment zu verweilen. Es ist dieser Codex auch 
eins der vielen Stücke, durch die die Behandlung der deut- 
schen Rechtsgeschichte so gewaltig schwerfällig wird, und die 
man als unnöthigen Ballast gänzlich über Bord zu werfen sich 
entschliessen muss'). 

2. Der Codex legum et consuetudinum iudicii Westphalici 

summae sedis Tremoniensis. 

Unter dieser Bezeichnung hat Senckenberg in seinem Corp. 
jur. Germ. I, 2 S. 83 ff. eine sehr umfassende Handschrift 
aus dem Archiv von Nördlingen abgedruckt. 

Er nimmt an, dass mit der Zusammenstellung dieser grossen 
Compilation, aus der wir einzelne kleine Theile bereits im'Yor- 

^) Vgl. histor.-statist. Jahrbuch Westphalens S. 313—330. — *) In 
weichem Verhältniss dieser Codex zur Habn'schen Compilation, loc. cit. 
S. 635 ff., steht, braucht bei dem Unwerth dieser Quelle nicht näher 
festgestellt zu werden. — *) Wigand erwähnt in den Wetzlariscben Bei- 
trägen Bd. III, S. 4 noch einer Handschrift eines Paderborner Frei- 
grafen aus dem 16. Jahrhundert, die die Mascov'sche Compilation, 
ferner die Ruprecht*scben Fragen nebst Anhängen, die Amsberger 
Reformation und die Reformation Kaiser Friedrichs III von 1442 ent- 
halten soll, giebt aber keinen Anhaltspunkt dafür, wo man diese nach 
den Miltheilungen über den Inhalt derselben offenbar in später Zeit 
entstandene Compilation zu suchen hat. Ich habe deshalb keine 
Kenntniss von ihr nehmen können. 
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stehenden näher besprochen haben, schon um die Mitte des 
15. Jahrhunderts begonnen sei. 

Für die höchst unkritische Art, in der der Compilator 
seine Quellen benutzt hat, hat Wächter bereits einige Proben 
gegeben, auch im allgemeinen richtige Bemerkungen über die 
Quellen, welche vom Compilator benutzt sind, gemacht^). 

Indess erscheint es mir noth wendig, bei der Bedeutung 
die noch Wigand, Thiersch, Eichhorn u. A. in ihren Unter- 
suchungen über unser Institut dieser Quelle thatsächlich ein- 
räumen, hier den gänzlichen Unwerth derselben als Quelle, um 
daraus die Bedeutung und das Verfahren der Femgerichte in 
ihrer Blüthezeit kennen zu lernen, noch genauer nachzuweisen. 

Zunächst komme ich hier noch einmal auf die bereits 
von Tross im Serapeum*) beschriebene Pariser Handschrift 
eines Femrechtsbuchs in 78 Kapiteln zurück. 

Der fast wörtlich mit dem Text der Senckenberg'schen 
Gompilation übereinstimmende Eingang und Schluss ') , die 
Eapiteleintheilung ^) und der Umstand, dass sich auch in 
dieser Handschrift Kapitel mit der Ueberschrift : Wie König 
Sigismund wissend wart, und Wie König Wenzel die Losung 
verrieth ^), finden, machen es im höchsten Grade wahrscheinlich, 
dass wir es hier mit einer Handschrift zu thun haben, die dem 
Codex bei Senckenberg mindestens sehr nahesteht, wahrscheinlich 
sogar nur eine nicht völlig genaue Abschrift desselben ist. 

Bei einer Zergliederung der Senckenberg'schen Gompilation, 
zu der ich nun übergehe, folge ich, um eine Nachprüfung der 
von mir gewonnenen Resultate zu erleichtern, durchaus dem Text 

Für die den Eingang bildende vita Karoli Magni habe 
ich zwar keine bestimmte Quelle ermittelt, doch scheint es, 
dass sie auf eine Historie vom König Pipin und seinem Sohn 
Karl zurückzuführen ist®). 

>) Vgl. loc. cit. S. 121—124. Neuerdings hat auch Frensdorff, 
Dortmunder Statuten und Urtheile S. GXLVIII, auf die Unzuverlässigkeit 
dieses Codex aufmerksam gemacht. — *) Vgl. Jahrgang 1862, S. 16. — 
*) Dises hernach geschriben Register gehört zu der Reformacion zu 
Arnsperg hernach volgende der haimlichen beslossen Acht der obersten 
offenbann und haymlichen freyen gerichte des hailigen Reychs. — 
*) Senckenberg hat 77 Kapitel. — *) Vgl. die Kapitelüberschriften bei 
Senckenberg Cap. 49 und 34. — •) Vgl. die Nachrichten über die 
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Das S. 87 gegebene kurze Glossar ist offenbar vom Com- 
pilator selbst hinzugetban und deutet darauf bin, welch* ge- 
ringes Verständniss für den Gegenstand dieser bei seinen 
Lesern voraussetzt. 

8. 88 — 92 folgt sodann die bereits erwähnte fehlerhafte 
Wiedergabe des ersten Wigand'schen Rechtsbuchs, und dann 
beginnt unter dem offenbar unrichtigen Titel : Item hye nach 
Steet Geschriben die Reformacion zu Arnesperg der Haym- 
lichen beslossen Acht der obersten keyserlichen Freyen Gericht 
des Hailigen Römischen Reychs mit seiner Ordnung und volge, 
eine ausfuhrliche Instruktion über das femgerichtliche Ver- 
fahren, welche die ersten 48 Kapitel der Handschrift ausfüllt. 

Schon der Eingang dieses mit Kapitelüberschriften ver- 
sehenen Rechtsbuches zeigt, dass der Verfasser schlecht 
orientirt ist. Wir müssen aber den Inhalt genauer betrachten, 
um zu erkennen, wie viel des Widersinnigen und Modernen 
es enthält, und wie fern der Verfasser, der sich vor Allem 
damit beschäftigt, geheimnissvolle Formalitäten und Worte 
wiederzugeben, die man dem Institut später als glänzende 
Füttern angehängt hat, um den inneren Verfall desselben zu 
verdecken, der Blüthezeit der westfälischen Femgerichte steht. 

Es beginnt zunächst (Cap. I) mit einer längeren histori- 
schen Einleitung, in der der Verfasser das Institut auf Karl 
den Grossen zurückzuführen sucht und möglichst viele der 
wunderlichen historischen Combinationen zusammenhäuft, die 
wir darüber in den deutschen Rechtsbüchern, namentlich in 
denen, die sich an den Sachsenspiegel anschliessen, finden. 

Hier wird das Verhältniss von Kaiser Constantin und 
Papst Sylvester offenbar auf Grund einzelner Angaben in 
den Rechtsbüchern, die zum Sachsenspiegel in Beziehung 
stehen, eingehend erörtert ^). Hier findet die gesetzgeberische 

Handschrift bei Aretin, Aelteste Sage über die Geburt und Jugend 
Karls des Grossen. Munster 1803, V. 86. Vgl. auch Ficker, Der Spiegel 
deutscher Leute S. 326, und die Kaiserchronik V. 14639—43. Die St. Georgs- 
fahne habe ich in diesem Zusammenhang nur in der laus Suevorum 
von Bebelius aus dem Jahre 1490 (Goldast, rerum Alemann, etc.) er- 
wähnt gefunden. 

^) Vgl. damit Sachsensp. III, 63 § 1 , ferner Das Buch der Könige 
neuer Ee in v. Daniels, Weichbildsrecht S. CXL IT., und die dort abge- 
druckte Weltchronik, auch das Rechtsbuch nach Distinctionen VI G. 16 
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Thätigkeit Justinians auf Grund derselben QueHen ihre Er- 
wähnung *). 

Hier erzählt der Gonipilator im Anschluss an die Glosse 
zum Weichbildrecht 2), wie die Römer unter Papst .Leo die 
Kur den Deutschen übergeben haben'). Die Behauptung des 
Compilators, dass die Deutschen dem Alexander Babylon er- 
stritten hätten, deutet auf den Sachsenspiegel III, 44 § 2 
zurück und wird uns in vielen Modifikationen in anderen 
Quellen, die sich daran anschliessen, berichtet^), und die hier 
ferner berichtete Fabel über die Entstehung des deutschen Kur- 
furstenkoUegiums unter Otto III. kommt in den mittelalter- 
lichen Quellen häufig vor^). 

Auf die Erzählung am Schluss des ersten Kapitels über die 
Einsetzung der freien Stühle in Westfalen durch Karl den Grossen 
„durch Schickung Gottes und Eingebung des Papstes Leo" 
werde ich im folgenden Kapitel bei Besprechung der Wolfen- 
büttler Handschrift näher eingehen. 



D. 1 und endlich Gap. VI der Breslauer Handschrift der Blume des 
Sachsenspiegels (die Benutzung dieser Handschrift» auf die ich im 
Folgenden Bezug nehmen werde, ist mir durch die Güte der Breslauer 
Universitfltsbibliothek erm(^glicht). 

>) Vgl. das Buch der Könige bei v. Daniels, loc. cit. S. GIJ, und 
Gap. VI der Blume des Sachsenspiegels, die sich wohl beide wieder auf 
eine ähnliche Bemerkung der Weltchronik in Daniels Weichbild recht 
stützen. Darauf dürfte auch die Stelle in der Kaiserchronik bei Mass- 
mann, Th. HI, S. 919, zurückzuführen sein. — *) Vgl Art. VHI, S. 2. 
Hier wird offenbar auf Grund der kürzeren und klareren Fassung dieser 
Erzählung in der Glosse zum Sachsenspiegel HI, 52 nicht von den Heer- 
leuten, sondern von Karl selber die Kur den Deutschen übergeben. 
Näheres über die Entstehung dieser Fabel siehe bei Langhans, Die 
Fabel von der Einsetzung des Kurfürstenkollegiums durch Gregor V 
und Otto ni, S. 15 und 16. — ') Die Zusammenstellung von Karl 
und Leo findet sich auch in anderen Femrechtsquellen und Urkunden 
sehr häufig (vgl. das erste Rechtsbuch bei Wigand). — *) Vgl. das 
Buch der Könige bei v. Daniels S. GXXHI, ferner das Eisenacher Rechts- 
buch des Johann Purgoldt Bd. UI, G. 1, die Schüffenchronik von 
Jänicke S. 9 und 10, Gl. z. Sachsensp. HI, 44, Gloss. zum Sächsischen 
Weichbild bei Daniels Art. X, S. 237 ff. und Gap. I der Blume des 
Sachsenspiegels. — *) Vgl. Meyer, Die neuesten Forschungen über die 
Entstehung des Kurfürstenkollegiums bei Foss, Mittheilungen aus der 
historischen Litteratur, Jahrgang 1875, S. 140 ff. und Langhans, loc 
cit. S. 8—18. 



L 
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Die geniale Ableitung des Wortes Westfalen, welches 
seinen Ursprung der Thatsache zu verdanken haben soll, dass, 
als Karl nach der Besiegung der Sachsen nach Böhmen ge- 
zogen ist^ und ihm dort ein Bote die Nachricht von einem 
Aufstand in Sachsen brachte, dieser auf Karls Frage, wo es 
denn liege, nach Westen gezeigt haben soll, ist vielleicht vom 
Gompilator selbst erdacht. Jedenfalls dürfte das ganze Kapitel 
ein glänzender Beweis für die völlige Urtheilslosigkeit des 
sicherlich recht belesenen Coropilators sein. 

Cap. II. enthält zunächst nur eine höchst weitläufige 
Wiederholung und Ausmalung einiger Angaben des ersten 
Kapitels. Die Stelle über die Bedeutung des Kaisers als 
Gerhab des weltlichen Schwertes schliesst sich entschieden der 
Glosse zum Sachenspiegel III, 54 und der Blume des Sachsensp. 
Cap. IX an, der Passus über die gegenseitige Stärkung der 
geistlichen und weltlichen Gerichte findet sich ganz ähnlich 
im Sächsischen Weichbild Cap. 7, § 1 und in der Glosse dazu. 

Das Verzeichniss der Stuhlherren in Cap. III ist uns, wie 
ich oben bereits erwähnte, in der Wolfenbüttler Handschrift 
an zwei Stellen und zwar an der zweiten Stelle in einem weit 
besseren Text überliefert*). 

Cap. IV ist im Wesentlichen auf die Arnsberger Reforma- 
tion zurückzuführen. Der Schlusspassus über die Führung 
eines Buches ist keineswegs als eine den Femgerichten eigen* 
thümliche Bestimmung anzusehen und weist auf die enge Be- 
ziehung dieser Gerichte zu den Bestrebungen für die Aufrecht- 
erhaltung des Landfriedens hin^). 

Cap. V ist aus verschiedenen Stellen der Wigand'schen 
Rechtsbücher fehlerhaft zusammengestellt'). 

*) Ausserdem findet sich dasselbe noch bei Hahn, loc. cit. S. 611. 
Die Namen sind in der Wolfenb. Handschrift am korrektesten, so Raven- 
sperg statt Renisperg bei Senckenberg, Preidenfurt statt Prennfurt bei 
Hahn, Peilstein statt willestan bei Senckenberg. Auch ist die Hand- 
schrift vollständiger, da z. B. bei S. und H. der Landgraf von Hessen 
fehlt, obwohl derselbe bereits 1348 von Karl IV mit dem Freistubl zu 
Grebenstein und 1371 mit dem halben Freistuhl zu Freienhagen belehnt 
ist (Kopp, loc. cit. S. 369 und 376). — «) Vgl. die Constit. Mogunt. 
cap. 15 und die Gonst. Albert, cap. 37 sowie die Wurra^sche Glosse 
zum Landfrieden von 1235 bei BOhlau, loc. cit. S. 59. — •) Vgl. W. I| 
Art. XXVII und XXX-XXXIII, und W. U, Abs. IIL 
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Cap. VI hat die 1 7. der Ruprecht'schen Fragen und W. I 
Art. XV, Cap. VII die 20. der Ruprechrschen It'ragen, die 
Arnsberger Reformation und Sachsensp. II, 66. 1 zur Grundlage. 

In Cap. VIII findet sich im Anfang eine Umschreibung 
des Passus der Arnsberger Reformation über die Vemwrogen 
mit einem Zusatz über den besonderen Frieden, den die 
Kirchen, Kirchhöfe und Königsstrassen haben, dem Sachs. IL 
60, 1 zu Grunde liegt. So fährt der Gompilator fort, die 
ganze Reihe der prozessualischen Eigenthümlichkeiten der 
Femgerichte abzuhandeln, indem er stets die Ruprecht'schen 
Fragen, die Arnsberger Reformation, die beiden Wigand^schen 
Rechtsbücher und das Rechtsbuch bei Mascov, insoweit es Zu- 
sätze enthält, in der Weise benutzt hat, dass er das dort Mit- 
getheilte, häufig misverstanden, in breiterer Form wiedergiebt. 

Dazwischen finden sich vielfach Bestimmungen, denen 
andere Quellen, namentlich solche, die sich an den Sachsen- 
spiegel anschliessen, zu Grunde liegen, so in Cap. IX die Be- 
stimmung, dass Jeder mit Namen zu laden ist^), femer der 
ganze Passus über die echte Noth in Cap. XXP), und die 
Ausführungen über die Widerlegung (das Schelten) des Ur- 
theils in Cap. XXIP), auch in Cap. XXIII und XXIV die 



>) Vgl. Sachsensp. I, 66 §3, Richtsteig Landr. Gap. 35 §4, Her- 
forder Stadtrecbt Gap. 25, und Rechtsbuch nach Distinctionen B. IV 
G. 20 D. 3. — *) Der Anfang findet sich in der Glosse zum sächs. Lehn- 
recht Art. 24, in der Glosse zum Sachsensp. II, 7 und in der Glosse zum 
Weichbild Art. 44, 46., die Ausfahrung aber den Beweis der echten 
Noth in dem Magdeburg - Görlitzer Recht Art. 132 und im Rechtsbuch 
nach Distinctionen Bd. III, G. 7, D. 3 und 5, der Passus aber den 
Boten, der die echte Noth meldet, den Synneboten, in der Pract. 38 
der Blume des Sachsensp., und die Bestimmungen daraber, wie es zu 
halten ist, wenn Jemand keine Boten senden kann, in dem Spiegel 
deutscher Leute bei Ficker, S. 101, 102 und 105, und in § 8 der bei 
Homeyer, Richtsteig etc. milgetheilten Gerichtsformeln. — ») Vgl. Distinc- 
tionen IV, G. 25, D. 22 darüber, dass sie gleich vor Gericht, ferner 
Sachsensp. II, 12 § 13 und Pract. 149 und 150 der Blume des Sachsensp. 
darüber, dass sie uff stoppyndem fusze und ufT stehender stad erfolgen 
soll. Die Bestimmung, dass das neue Urtbeil, auch wenn die Berufung 
an den Kaiser geht, nur in Westfalen gefunden werden soll, stützt sich 
auf Sachsensp. II, 12 § 4, die Glosse dazu und die Glosse zum Weichbild 
Art. XII. Das Recht, vorher Gespräch zu bitten, findet sich in Pract. 149 
der Blume des Sachsenspiegels. Von den beiderseitigen Bürgen, die gesetzt 
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Bestimmungen über Procuratorium und Procurator ^) , weiter 
der Passus über die Kleidung beim Richten und Dingen, und 
der über die Pflicht nüchtern ^u sein in Cap. XXV 2). Es sind 
das nur Beispiele für die zahlreichen Anklänge der Com- 
pilation an die sächsischen Rechtsquellen, die sich leicht noch 
vermehren Hessen*). 

Dass die in der Compilation hervortretende Auffassung der 
Verhältnisse den Anschauungen, welche den Wigand^schen 
Rechtsbüchern zu Grunde liegen, durchaus fernsteht und weit 
moderner ist, ergiebt sich beispielsweise aus Cap. XXXXIII, 
wo hervorgehoben ist, dass der Nothschöffe vor der schliess- 
lichen Verurtheilung noch 9 Tage in ein vinster gefängnus 
gesetzt werden soll, eine Strafe, die in das femgerichtliche 
Strafsystem durchaus nicht hineinpasst. 

Wie flüchtig der Compilator gearbeitet hat, ergiebt sich 
auch daraus, dass er in Cap. XXXXVI fast wörtlich wieder- 
holt, was er in Cap. XXXX bereits gesagt hat. 

So dürfte das Wächter'sche Urtheil über diesen Haupt- 
theil der Senckenberg'schen Compilation : er sei vom Verfasser 
des Rechtsbuchs in mitunter ganz unzusammenhängender 
konfuser Weise und mit manchen auf offenbaren Misver- 
ständnissen beruhenden Zusätzen zusammengetragen*), wohl 
berechtigt erscheinen. Nur möchte ich nach dem Vorstehenden 
die Zeit der Abfassung desselben nicht in die Mitte des 
15. Jahrhunderts, sondern frühestens an das Ende dieses 
Jahrhunderts setzen. Und wir können ihm für die Geschichte 
der Blüthezcit unseres Instituts einen Werth als Quelle überall 
nicht beimessen. 

lieber die Bedeutung und den Werth der in der Com-' 
pilation (S. 120—122) dann folgenden Dortmunder Weisthümer 



werden sollen, findet sich zwar im Sachsensp. II, 12 noch nichts, wohl 
aber im Art. 73 des Weichbilds bei v. Daniels und in Gap. 49 § 4 und 5 
des Richtsteig Landrechts. 

>) Vgl. Blume des Sachsensp. Pr. 37, wo gleichfalls ein Formular 
folgt, ferner Glosse zum Sachsensp. 1, 60 und Part. II, Absch. 2, Gap. 53 
der Blume des Sachsenspiegels. — *) Vgl. Sachsensp. III, 69, Herforder 
Stadtr. Gap. 17 und Glosse zum Sachsensp. I, 59. — ') Ich verweise 
in dieser Beziehung noch auf Gap. XXVII, Gap. XXX und Gap. XXXVIII. 
— *) Vgl. loc. cit. S. 123. 
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habe ich oben bereits gesprochen, ebenso über die Wiedergabe 
der Arnsberger Weisthümer von 1437 auf S. 122—128. S. 128 
bis 1 30 folgt dann der schon besprochene Text der Ruprecht'- 
schen Fragen und 6. 130 und 131 das 8. Kapitel der 
goldenen Bulle über die Freiheit der Krone Böhmen^). Den 
Beschluss der Compilation bildet die sog. Reformation Fried- 
richs III aus dem Frankfurter Reichsabschied vom Jahre 1442 
in schlechtem Text. 

Die ganze Senckenberg^sche Compilation hat danach, wenn 
wir davon absehen, dass sich hier auch die uns sonst nicht 
überlieferten Dortmunder Weisthümer vom Jahr 1429 finden, 
die indess, wie wir sahen, inhaltlich ohne Bedeutung sind, 
eigentlich nur für den einen Werth, der den gemeinsamen 
Spuren der Freigerichte und der sächsischen Grafengerichte 
nachgeht, da hier aufs Klarste hervortritt, wie man sich auch 
in der Zeit des Verfalls der Femgerichte des engen Zusammen- 
hangs Beider noch stellenweise bewusst geblieben ist. 

Der Umstand, dass ich diesem Zusammenhang zwischen 
dem Verfahren der Femgerichte und demjenigen Verfahren, 
welches namentlich in den im Anschluss an das sächsische 
Weichbild entstandenen Rechtsbüchern uns überliefert ist, 
schon längere Zeit eine besondere Aufmerksamkeit geschenkt 
habe, ohne indess die Resultate dieser Untersuchung schon 
jetzt vorlegen zu können, rechtfertigt es vielleicht, wenn ich 
bei dieser Gelegenheit mehr, als es in dem Rahmen der vor- 
liegenden Untersuchung unbedingt erforderlich war, auf die 
Abl^ängigkeit der Compilation von diesem Quellenkreise hin- 
gewiesen habe. 

3. Die Wolfenbüttler Handschrift und die Hahn'sche 

Compilation. 

Ich habe schon oben darauf aufmerksam gemacht, dass 
zwischen jener zweiten grösseren Compilation aus femrecht- 
lichen Quellen, die uns von Hahn in seiner CoUectio etc. 



>) Der einzige Grund für die Aufnahme dieser Stelle, bei der auch 
wieder mancher Fehler vorkommt, z. B. Indicio Newne am iten tag des 
M. Januar, war offenbar der, dass hier das Verbot ausgesprochen ist, 
Böhmen vor ein auswärtiges Gericht, (also namentlich vor das Fem- 
gericht), zu fordern. 
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unter der Bubrik „Alte Westphälische Gerichtsordnung" über- 
liefert ist, und dem kleinen Codex der WolfenbUttler Bibliothek, 
dem ich bei Besprechung der Ruprecbt'schen Fragen einen 
bedeutsamen Platz unter dem femrechtlichen Quellenmaterial 
einräumen musste, ein enges verwandtschaftliches Verhältniss 
besteht. Es rechtfertigt sich deshalb, wenn ich die noch 
nicht besprochenen Theile dieser Handschrift im Zusammen- 
bang mit der Hahn'schen Compilation behandele. 

Zunächst muss uns hier ein Stück der Handschrift be- 
schäftigen, welches auf Bl. 10b--17b dem oben besprochenen 
Text der Ruprecht'schen Fragen unmittelbar folgt, indess 
durch einen Absatz von ihnen getrennt ist und sich auch im 
Eingang bestimmt als etwas Neues ankündigt. Es ist das- 
selbe Stück, mit dem die Hahn'sche Compilation beginnt^). 

Dass uns in der Wolfenbüttler Handschrift der bessere 
Text überliefert ist, lässt sich gar nicht verkennen und braucht 
kaum durch Beispiele belegt zu werden. 

Der immer nur in Kleinigkeiten abweichende Hahn^sche 
Compilator hat den Wolfenbüttler Text offenbar theil weise 
misverstanden ^), theilweise modernisirt ') und theilweise fehler- 
haft abgeschrieben*), auch mit nichtssagenden Zusätzen ver- 
sehen. 

In dem kleinen Rechtsbuch sind nach einer kurzen Aus- 
führung darüber, dass das Gericht in Westfalen eingesetzt sei, 
um dies Land zu reinigen, wobei hier wie in der Sencken- 



*) Vgl. loc. cit. S. 598—605. — •) Vgl. Lesarten wie: wann er für 
ein iglich in Gericht mit schopffen Eyde fursten mag (S. 602 bei Hahn), 
0tatt wann er ein ieglich Inzicht mit schepfeneide thun mag, [offenbar 
kannte der Hahn'sche Compilator den sog. Inzichtsprozess (vgl. WSchter, 
loc. cit S. 263, und Rosshirt, Geschichte und System des deutschen 
Strafredits Th. I, S. 122 ff.) nicht], ferner hetzender Hund (S. 603 be- 
Hahn) statt hetzende (= habende) Hand, geheunisch und durch nach- 
tulichst (S. 604 bei Hahn) statt des allerdings auch nicht gewöhnlichen 
geheimst und durch veitigst (wohl s= das Innerlichste und Kräftigste, 
der Kern; durchwalten bedeutet auch bei Göthe herrschen, durch- 
dringen). — ') Vgl. Lesarten wie zweimalen statt zwirunt, bis statt 
unz, nyemands statt nindert. — *) Vgl. die sinnlosen Worte: damit er dem 
heimlichen Gericht durch solch Bekantnusz die Heimlichkeit verstole statt 
and dem heimlichen (die W.*sche Handschrift hat heiligen) gerichte 
durch solich betrügnisz die heimlicheit verstele durch einen falschen eid« 
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berg^schen Compilation die Entstehung auf Kaiser Karl und 
Pabst Leo zurückgeführt wird, nur kurz die Vortheile be- 
sprochen, die der SchÖflfe geniesst, und dabei hat der Compi- 
lator auch kurz angegeben, wie Jemand zum Freischöffen 
gemacht wird. Sodann ist höchst weitläufig die Frage er- 
örtert, ob Jemand Freischöflfe ist, der dazu gemacht ist, weil 
seine bosheit, verredereie etc. damals nicht bekannt war. 
Diese letzte Erörterung, die mit den Worten: Hie ist ein 
frage, die swer und gut zewissen ist (Bl. 13 b), beginnt und 
die grössere Hälfte des kleinen Rechtsbuchs einnimmt, ent- 
stammt sicherlich der Feder eines Gelehrten ^), der mit ausser- 
ordentlicher Gründlichkeit das Für und Wider der verschiedenen 
Ansichten über diese Frage erörtert hat^), und ist durchaus 
ohne Werth '). Ob der unmittelbar vorhergehende ganz kurze 
Passus auf die Mascov'sche Compilation zurückzuführen ist, 
wie Wächter meint, ist mir zweifelhaft geblieben. Jedenfalls 
ist auch er werthlos, da er nur in anderen bessefen Quellen 
Ueberliefertes kurz wiedergiebt. 

Schliesslich hat auch die ganze historische Einleitung 
höchstens den Werth, dass uns hier möglicherweise der Text 
überliefert ist, der dem Compilator bei Senckenberg für seine 
ungleich weitläufigere und sinnlosere Darstellung in Gap. I 
zur Grundlage gedient hat. 

Ich theile unten aus diesem Theil des kleinen Rechts- 
buchs eine Stelle im Zusammenhang mit^), einmal weil sich 

») Vgl. die eingefügten lateinischen Worte. — •) Vgl. den Passus: 
Dar2u sprechen etliche „Ja" und besunder die Merckischen und setzen 
ir meinuug darauf etc., und namentlich gegen das Ende : quod est non 
Iuris Civilis (die Handschrift hat sinil.). Antwurten keiserlicher und bebst- 
licher rechten doctores, als meister Johan von Spul der Jüngere, doctor 
in beiden rechten, und sein rat in bebstlichen rechten Doctor auch also 
genant und ander doctores, die alle gehellen, videlicet, das kein offen- 
bar verretter etc., und am Schluss: Das helt auch Herr Ghristan von 
Erpel, doctor Juris Civilis. — ») Vgl. Wächter, loc cit. S. 126. — 
*) Damach ist ein frage, von wem es, (nämlich das den Westfeiingen 
gesazte heimliche gericht), sei gesezt worden. 

Von keiser Karl ist es gesezt worden, wanne do sich der heilige 
keiser Karl erhub, deutsche laut zum glauben zu bekeren, und an das 
lant Westvaln komme und das zwirunt nach einander bekert, uud das 
sich das allwegen nach seinem abscheiden umbslQg widder den glauben, 
und er unz gein Rome was komen oder gezogen zu seinem bruder 
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dadurch der Charakter dieses Theils der Handschrift, die ich 
sonst nicht veröflfentliche , unmittelbarer vorführen lässt, dann 
aber, weil diese Stelle eine Andeutung enthält, aus der sich 
das Alter desselben annähernd bestimmen lässt. 

Uns sind zwar zahlreiche mittelalterliche Quellen über- 
liefert, in denen die Entstehung der Femgerichte auf Karl 
den Grossen zurückgeführt und auch gerade in Beziehung 
darauf des Pabstes Leo Erwähnung gethan wird^). Aber in 
der initgetheilten Stelle schliesst sich die Erzählung in ganz 
auffallender Weise an eine Stelle aus Werner Rolevincks 
De laudibus Westphaliae seu antiquaeSaxoniae (1425— 1502), 
und zwar weniger an das- OriginaP) als an das Referat 
darüber in den fasti Carolini des Turkius') an. Hat aber 
der Verfasser dieses kleinen Rechtsbuchs, der mit dem Compi- 
lator der Wolfenbüttler Handschrift identisch sein mag, diese 
Fasten wirklich benutzt, so ist klar, dass uns in diesem 
Rechtsbuch nur eine sehr späte und deshalb durchaus werth- 
lose Quelle vorliegt. Die Zeit der Abfassung der Senckenberg'- 
schen Compilation als der daraus weiter abgeleiteten Quelle 
würde sich dann aber als noch später, der Werth derselben 
als noch geringer herausstellen^). 



babst Leo, do bäte er got, das im zu ve]*steene geh, wie er die West- 
veling solte im glauben und im rechten leben solte vervestenen, und 
bracht seinen bruder mit im dar. Dor verkündet im got durch den 
Engel, er solte das pöse aus dem guten reuten und Jetten auf die 
masz und umb die sache, so hernacbgeschribene in artickeln feimrug 
und in der question sint begriffen. Also bekeret sie Karolus zum 
dritten male und sätzte das heimlich gerichte auf, das sein bruder be- 
stetigt. Damit man daz mit guten gewiszen füren mag, der anders in 
den kreisen und zilmaszen bleibt, als es gesezt ist. 

^) Vgl. Berck, loc. cit. S. 172. Auch die Angabe, dass Karl und 
Leo Brüder gewesen seien, finde ich z. B. schon in der Kaiserchronik 
bei Massmann Th. II, V. 14327. — *) Vgl. De antiquorum Saxonum 
situ et moribus L. ü, c. 6 bei Leibnitz, Scriptores rerum Brunsv. T. III, 
S. 624. — ») Vgl. die Fasten zum Jahr 785, § 2 bei Heineccius und 
Leuckfeldus, Scriptores rerum Germanicarum Bd. II, S. 23. — *) Die 
interessante Frage, wie es gekommen ist, dass man die Entstehung 
der westfälischen Femgerichte direkt auf Karl den Grossen zurück- 
geführt hat, kann ich hier nicht zum Gegenstand weiterer Erörterungen 
machen, bemerke nur, dass derartige Anklänge in den femgerichtlichen 
Quellen nicht so früh zu finden sind, als man gemeiniglich annimmt. 

Zeltflcbrlft d. Savlgny-Stifiung. V. Genn. Abtli. 12 
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Im engsten Zusammenhang mit diesem Theil der Wolfen- 
büttler Handschrift wie auch der Hahn'schen Compilation, 
insofern bereits in den Eingangsworten (Bi. 10 b ^) darauf hin- 
gewiesen wird, steht ein Bl. 17b— 20b überliefertes Stück, 
welches beginnt: 

Nu ist zu vermerken, wie sich die freigrefen halten 
sollen in den rechten nach den artickeln, so in dem 
Capitel zu Soist, das dann von entpfelhens wegen 
unsers allergnedigsten herrn* des Romischen künigs 
Sygmunds gesazt ist worden, und die freigreven meinem 
herrn von Köln auf des künigs briefe und hochgebot 
haben zugesagt vesticlichen zu halten hinfür als billich 
und rechtlich artickel. 

Auch dieses Stück der Handschrift hat keinen Werth, da 
es, wie Wächter^) bereits in Betreff des Hahn'schen Textes 
hier hervorgehoben hat, nichts als ein zum Theil nicht ge- 
nauer Auszug der Arnsberger Reformation ist, bei der auch 
die Anordnung der einzelnen Sätze stellenweise verändert ist. 



Dfe Sache erfordert eine nähere Besprechung bei der Untersuchung 
aber das Verhältniss der Femgerichte zu den sächsischen Grafen- 
gerichten. 

^) Und was hernachgeschriben stet, das ist zu dem höchsten ge- 
weist vermerkt in gemeinem Capitel zu Soste durch vil frigreven bei 
zweienundzweinzigen, vil Ritterschaft und stete in Westvalen und auf 
den grösten Rechtegen zu Dorpmünde in unssers hem des künigs 
Gammeren, die man heist den Spiegel, dabei auch bei XX friegreve und 
der Erzbischof von Collen, vil grefen, herren, ritterschaft, und die in 
Westvaln sint, bei und mit gewesen sint. — *) Vgl. loc. cit. S. 136 
und 127. Auch der Schlussatz: item disz alles haben geweist herr 
Dlethrich, Erzbischof zu Cölne, Grave Emich von Lynigen, der graf von 
der Marck und vil graven, herren, ritter, knechte und stete, nemlich 
die von Cölne, Soyst, die hauptstadt in Westvalen DorpmQnde, und bei 
tausent schepfen vor dem Innern stull in der stat Dorpmünde, den man 
nennet den Spiegel und des Romischen künigs kammern, der auf ein 
Dortmunder Weistbum hinweist, während im Eingang hervorgehoben 
ist, dass der Inhalt dieses kleinen Stücks auf einem Kapitel in Soest 
beschlossen sei, zeigt die Gedankenlosigkeit des Compilators. Ich finde 
keine Anklänge an sonst überlieferte Weisthümer; namentlich hat dies 
Stück der Handschrift, woran man zuerst denken könnte, mit dem in 
die Senckenberg'sche Compilation verarbeiteten Dortmunder Weistbum 
vom Jahr 1429 nichts zu thun. 
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Hier ist der Ort, des bereits oben erwähnten kleinen 
Rechtsbucbs Über die Ladung des Freischöffen und das Ver- 
fahren gegen ihn, welches bisher irrthümlich als ein Theil 
der Ruprecht'schen Fragen angesehen ist und Bl. 20 a — 23 b 
der Handschrift folgt, nochmals zu gedenken^). Die völlige 
Werthlosigkeit dieser weitläufigen Auseinandersetzung über 
einen Punkt des femgerichtlichen Verfahrens, über den wir in 
den Wigand'schen Rechtsbüchern weit kürzere und klarere 
Mittheilungen erhalten, würde es nicht rechtfertigen, wenn ich 
länger bei den Gründen verweilen würde, die es mir bei einer 
genauen Vergleichung der Texte höchst wahrscheinlich ge- 
macht haben , dass uns in der Wolfenbüttler Handschrift der 
beste Text überliefert ist. Ich brauche nur darauf hinzu- 
weisen, dass die Texte e, f und g schon aus dem Grunde 
verdächtig sind, weil sie das kleine Bechtsbuch, wie wir 
sahen, fehlerhafter Weise als Theil der Ruprecht^schen Fragen 
wiedergeben. Dazu leiden diese Texte an grosser Weitläufig- 
keit und enthalten Zusätze, die zum Theil offenbar aus andern 
uns bereits bekannten Rechtsbüchern entnommen sind '). Auch 
die Texte b, c, und d stehen weit hinter dem Text der Wolfen- 
büttler Handschrift zurück, und Text a ist ganz unvollständig. 
Doch enthält auch die Wolfenbüttler Handschrift nicht das 
Original dieses kleinen Rechtsdenkmals. Darauf deuten Zu- 
sätze, wie die Ausführung über die Fronboten, deren sich der 
Freigraf für die Ladung bedient, hin. 

^) Es hat mir in folgenden Texten neben der Handschrift vor- 
gelegen : a) bei Datt, loc. cit. S. 780, b) bei Senckenberg, loc. cit. S. 75 
und 76, c) bei Hahn, loc cit. S. 608—611, d) in der Neuen Sammlung, 
loc. cit. S. 109 und 110, e) bei Seibertz im Urkundenbuch , Bd. HI, 
S. 17—20, f) bei Wigand, Wetzlarische Beiträge Bd. III, S. 47-52, g) in 
der OsnabrQcker Handschrift Bl. 7' bis BI. 9>. — *) Der Passus über 
die Brüche des ausgebliebenen Schöffen (vgl. den Seibertz'schen Text . 
in Abs. 25 [ich citire auch hier nach der bequemen Eintheilung bei 
Wigand, Wetzlarische Beiträge]) schliesst sich durchaus dem Rechts- 
bach W. II, Abs. VIII au. Den Ausdruck „Kaiser Karls-Tag" finde ich 
nur in den Mascov*schen Zusätzen zu den W.'schen Rechtsbüchera 
S. 109. Der letzte Satz bei Seibertz Abs. 25 ist theilweise den 
Ruprecht*schen Fragen entnommen. Der Passus über die Bestrafung 
der Freigrafen, wenn sie ihre Befugniss übertreten, schliesst sich dem 
Mascov'schen Text S. 114 an und ist bereits von Wigand (vgl. Wetz- 
larische Beiträge, loc. cit.) als späterer Zusatz erkannt. 

12^ 



180 Heinrich Duncker, 

Ich setze den ganzen Satz hieher, um ein Beispiel von 
der weitläufigen und unklaren Ausdrucksweise dieses Theils 
der Compilation zu geben: 

Ist nu, das der man ein schöpf ist^ und man ine ver- 
botten wil, so sol man ine am ersten verbotten zurecht 
mit zweien freien fronen, die dann keiser Karll mit 
gutern und hofen, die sie erblichen inne haben und 
uieszent, dem stule zu warten als fron böte, darzu ge- 
widemt hat, denen ^) man basz denne ettlicher büberei, 
als den schreiern und weinrüfern auf dem Reine, ge- 
trauen mag. Und dieselben^) soll*) der freigreve mit 
urteil erwinnen, ine das furbot aufgeben und si darumb 
mit zerung ausrichten, wann sie darumb gesworn 
sint. Und soll ^) zu recht kein ander verbottung kraft 
haben, dann die ietz gemelt. Aber so nimt man nu 
die schöpfen, die man gehaben mag, an das gericht 
und an dinglicher stat zu sechs ^) Wochen und dreien 
tagen, einer seinen eigen knecht, die swerent darumb. 
Sie habent auch *) solichs rechtlich gethan oder nicht, 
das doch nicht billichen ist, und auch Earolus daz und 
das ander nicht umb sust aufgesetzt hat. Ich meine 
auch, das niemant sein gesetze mit recht möge ver- 
keren '^). 
Wie schlecht der Verfasser orientirt ist, wenn er im Ein- 
gang die Behauptung aufstellt, dass man, wenn ein Nicht- 
schöffe eine Bosheit begangen habe, die vor das Femgericht 
gehört, ohne alle Vorladung über ihn richten könne, ja dass 
man einen Nichtschö£fen überhaupt nicht vorladen könne, habe 
ich oben bei Besprechung der Ruprecht'schen Fragen bereits 
hervorgehoben®). Das Fehlerhafte der Angabe, dass der 

^) Die Handschrift hat zu dem mann dem. — *) Die Handschrift 
hat denselben. — ») Die Handschrift hat so. — ♦) Die Handschrift hat 
solt. — *) Die Handschrift hat sehs. — *) Die Handschrift hat so habent 
yoch. — '') Der ganze Satz weist auf eine alte Einrichtung hin, die 
keineswegs den Femgerichten eigenthflmlich war (vgl. Sachsensp. 
HI, 61. 3, Glosse zum Sachsensp. III, 56 und Urkunde aus dem Jahre 
1366 bei Tross, Merkwürdige Urkunden S. 9), und wiederholt eine alte 
Klage (vgl. Schwabensp. Gap. 135). — *) Die nähere Ausführung Über 
diesen wichtigen und bestrittensten Punkt des femgerichtlichen Ver- 
fahrens muss ich mir noch vorbehalten. 
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Kläger den Schöffen, der sich freischwören will, mit drei 
Eiden überwinden soll, und dass der Schöffe demgegenüber 
mit 7 Eiden, der Kläger darüber wieder mit 14 und der Ver- 
klagte endlich mit 21 Eiden Sieger bleiben solH), liegt so 
auf der Hand, dass es selbst dem Compilator der Wolfenbüttler 
Handschrift nicht entgangen ist, der abweichend von anderen 
Texten hinzufügt : Doch halten alle schepfen, der clager musz 
im am ersten mit siben nider legen, dann man ie einen frei- 
schepfen mit siben andern schepfen gewinnen oder seinem 
eide gesteen müsz^). 

Schliesslich mache ich noch auf den Schlusspassus dieses 
Tbeils der Wolfenbüttler Handschrift aufmerksam. Auch hier 
zeigt sich der Compilator wiederum besser orientirt als das 
Original, welches ihm vorlag. Während andere Texte mit dem 
Satz scbliessen: Auch wan man über einen man gericht hat 
zu rechte, das mag nimmer abgeen, es musz allwege bleiben, 
und damit, wie es scheint, behaupten wollen, dass das er- 
gangene Urtheil nie wieder beseitigt werden könne , eine An- 
schauung, die, wie ich oben gezeigt habe, thatsächlich von 
späten und schlecht orientirten Compilatoren irrthümlich ver- 
treten ist^), hat die Wolfenbüttler Handschrift noch einen 

^) In einigen Texten z. B. bei Seibertz sind die 14 Eide weg- 
gelassen, und diese Texte scbliessen dann ganz unverständlich: Die 
sevene mach dan die cleger ond scheiden er weder nederleggen 
mit 21 henden. — *) Es ist hier nicht der Ort, gegen Wächter, loc. cit. 
S. 227 ff., und Andere darzuthun, dass auch dies Letztere keineswegs 
den bei den Femgerichten in ihrer Blütbezeit herrschenden Grundsätzen 
entsprach, dass vielmehr das sog. Uebersiebenen beim Verfahren gegen 
die Freischöffen nur irrthümlich und erst in den Zeiten des Verfalls 
eingeführt ist (vgl. in Betreff des früheren Verfahrens die Arnsberger 
Weisthümer vom Jahr 1437 bei Usener S. 121 und die Rechtsbücher 
bei Wigand I, Abs. XXIV und XXVI und II, Abs. VII im Eingang). 
Die Wichtigkeit, die man unserm Rechtsbuch um deswillen beilegte, 
weil man es als einen Theil der Ruprecht*scfaen Fragen ansah, hat vor 
AUem die irrthümliche Ansicht veranlasst. — *) Vgl. den Text bei 
Hascov S. 107. Die richtige Ansicht tritt uns in den Bestimmungen 
im Rechtsbuch W. II, Abs. VII in fine, XI und XII (vgl. auch die 
16. der Ruprecbt'schen Fragen) entgegen. Wie sich das Verfahren 
näher gestaltete, und ob dem NichtschOffen Überall kein Mittel blieb, 
einem ungerechten Urtheil sich zu entziehen, oder ob ihm vielmehr nur 
dasjenige Rechtsmittel, welches regelmässig den Freischöffen zustand, 
abgesprochen ist, kann hier nicht näher erOrtert werden. 
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längeren Zusatz darüber, dass, wenn Jemand, und zwar der 
Freischöffe sowohl als der Nichtschöffe, in Folge fehlerhafter 
Behandlung der Sache durch den Freigrafen oder in Folge 
falschen Schwures des Klägers ungerecht verurtheilt ist, dies 
Urtheil ungerecht, nichtig, unm'ächtig und kraftlos sei, und 
nur das Urtheil, welches in der gesetzlichen Form ohne 
„Contrafat^^ und Falsch ergangen ist, weder vom Kaiser noch 
von Königen beseitigt werden könne. 

Durch die vorstehenden Bemerkungen dürfte genügend 
dargethan sein, dass der sog. Anhang der Ruprecht*schen 
Fragen auch in dem Text der Wolfenbüttler Handschrift eine 
späte auf schlechte Quellen hindeutende Ueberlieferung ist, die 
höchstens für die Kenntniss des Verfahrens bei den Fem- 
gerichten zur Zeit ihres Verfalls und auch dafür nur von sehr 
geringem Werth ist. Von dem Abdruck des Textes der 
Wolfenbüttler Handschrift habe ich aus diesem Grunde ab- 
gesehen. 

Das in der Handschrift Bl. 24 a folgende Verzeichniss 
der Stuhlherren, (es ist das zweite in der Handschrift), ist 
bei Besprechung der Senckenberg'schen Compilation bereits 
erwähnt. 

Bl. 24 b — 25 b folgt sodann ein kleiner, sich unmittelbar 
an das Vorhergehende anschliessender Passus^), der im Ein- 
gang Bestimmungen darüber, mit wie viel Eiden sich der vor 
den Freistuhl geforderte Nichtschöffe losschwören kann, ent- 
hält und dabei Folgendes unterscheidet: 

Ist derselb heiligen oder gotsheuser eigen — so musz er 
sich des benehmen oder entschuldigen mit seinem Eide vor 
dem stule, und eilf manne nach im mit iren eiden. 

... der sust eigen ist eins herrn, eins edelmannes oder 
eins burgers, .... der musz das thun selb sibent. 

Item aber ein echter^) unwissender, der mag sich eins 
solichen benemen selbdritte. 

Es folgen dann Angaben darüber, welche Busse der ge- 
ladene Freischöffe verwettet, wenn er nicht erscheint'), und 



>) Ich habe dieses Stück auch in der Hahn'schen Compilation nicht 
gefunden. — *) d. h. freier. — ') Das erste Mal soll er dem Grafen 
9 Schilling dorpmundischer heller, einem Schöffen 9 Schilling und dem 
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den Schluss bilden Bestimmungen darüber, wie der ungehor- 
same Freischöflfe sich wieder in den Frieden einsetzen lassen 
kann, die ich nachstehend mittheile, weil sie für die Beant- 
wortung der Frage, ob und wie der verfemte Freischöffe das Ur- 
theil wieder beseitigen konnte, nicht ohne einiges Interesse sind : 

Item ein echter rechter freischepf, der verbottet würt, als 
recht ist, wärt er dem reich ungehorsam, so ist er in die 
pene nach des stuls recht, würt die sach in der Zeit abge- 
tragen, das er nit verfürt würt. wil er sich wider in den 
frid setzen lassen, als des stuls recht ist, so musz er mit des 
grefen geleit zu dem stule komen, do er dann hin gevordert 
ist, wölt er sich aber vor einem andern stüle in fride laszen 
setzen, das musz geschehen mit willen des ersten grefen. Und 
so er nun^) für den stule kumt für den grefen, der in wider 
einsetzen sol in den fride, so müsz der grefe mit gehegtem 
gerichte sitzen und gestrackter banck. doselbst geet er für 
mit seinem fürsprechen und lest sich in seinen frid setzen 
durch recht, so musz er nider knien und musz bitten umb 
got und den künig, in widder in den fride zesetzen, und musz 
ein reb an den hals haben und dem stul nach dem rechten 
gnug thun. Ist er ein fürste, der die brüche schuldig würt, 
der ist dem künge fünfzik mark lauters golds verfallen, ist ein 
grefe, dreissik mark, ist er ein herre zwenzig mark, ist er aber 
ein ritter oder ein rittermesziger, zehen mark, ist er ein burger, 
fünf mark, ist er ein paur, drei mark, und allwegen dem frei- 
greven sein brüche; geschehe es durch recht, so must er den 
schepfen geben ire rechte, ieglichem schepfen drei Schilling 
dorpmünscher münz. 

Es ist mir nicht gelungen, das oben zum Theil wörtlich 
mitgetheilte, offenbar nicht ganz werthlose Stück der Wolfen- 
büttler Handschrift auf ein bestimmtes Original zurückzuführen. 

Ich mache hier nur noch auf die Verwandtschaft des- 
selben mit einzelnen Theilen des Rechtsbuchs W. II und femer 
darauf aufmerksam, wie die Unterscheidung nach Ständen, die 
sich sowohl am Anfang als am Schluss findet, an die Glosse 
zum Sachsenspiegel I, 64 anklingt. Dieser Anklang dürfte 

KOnig eine Wette zahlen, das zweite und dritte Mal das Doppelte bezw. 
das Dreifache und dem König jedes Mal eine Wette. 
>) Die Handschrift hat nQ. 
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kein zufälliger sein, es ist vielmehr ein wirkliches Abhäugig- 
keitsverhältniss zwischen Beiden mit Wahrscheinlichkeit anzu- 
nehmen, wenn wir lesen, wie die Glosse hier auf einen Mark- 
grafen Otto Bezug nimmt, der solche Bestimmungen gegeben 
haben soll, und wenn wir daneben in der Hahn'schen Com- 
pilation S. 618 unmittelbar nach dem Yerzeichniss der Stuhl- 
herren, also offenbar da, wo wir bei dem engen Änschluss 
dieser Compilation an die Wolfenbüttler Handschrift eine 
Wiedergabe auch dieses Theils derselben erwarten durften, 
die Worte finden: Nota das ist von dem marggraven von 
Brandenburg herkommen. Diese Worte beziehen sich weder 
auf das Vorhergehende noch auf das Weitere und sind nur 
verständlich, wenn man annimmt, dass auch jenes Stück der 
Wolfenbüttler Handschrift dem Hahn'schen Compilator und 
zwar in einer Form vorgelegen hat, in der die in der Glosse 
angedeutete Beziehung zu einer andern Ueberlieferung noch 
hervortrat, und dass es dann vom Compilator nur in Folge 
eines Versehens weggelassen ist. 

Bl. 26 a — 28 a der Handschrift findet sich ein Passus, 
den die Hahn'sche Compilation S. 621 f. mit den unverständ- 
lichen Worten einleitet: Ein annder Ordenung des Rechten, 
dartzu auch die Behaltung der Scabinen ist geainigt. 

Hier werden in einem Text, der dem Hahn'schen wieder 
entschieden vorzuziehen ist, die Voraussetzungen und das Ver- 
fahren erörtert, falls Jemand zum Freischöffen gemacht wird. 
Irgend welchen Zusammenhang mit der Ausführung darüber 
im Rechtsbuch W. I ^) habe ich nicht auffinden können. Der 
Schöfifeneid, der sich hier findet, erinnert in manchen Punkten 
in seiner Fassung an die bei Lang mitgetheilte FormeP). 
Der Passus über die Strafe des Freischö£fen, der den Eid 
bricht, weicht von W. 1 Art. XXXIII wesentlich ab, wenn es 
hier heisst: Ein tuch für die äugen, ein pint auf den nacken, 
ein reb an den hals, die hend auf den rück, und man solle 
in dreier schuh hoher hencken dann einen andern diep. 

Sodann wird die Schrift in "der Wolfenbüttler Handschrift 
erheblich schlechter und der Text durchaus unverständlich 

») Vgl. Abs. XXVII u. ff. — «) Vgl. Geschichte Ludwig des 
Bärtigen S. 255; z. B. das sonst nirgends vorkommende: noch umb 
pfert noch amb cleider. 
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und sachlich offenbar unrichtig.^). Zum Beleg dafQr theile 
ich nur noch den Schluss dieses Passus Bl. 28a mit: Also 
musz man einem freischepfen einen frid wurcken, der nicht 
komt zu der ersten oder der andern Ladung, und legt ime 
ein reb an den hals oder air die schultern, also ist er ein 
freischopf. 

Das, was dann wieder in anderer Schrift und durch 
einen Absatz vom Vorigen getrennt in der Wolfenbüttler 
Handschrift folgt, ist ohne jeden Werth. Theils sind es ein- 
zelne unzusammenhängende Sätze und Worte, wie Bl. 28a 
und b^) und Bl. 36 a, theils ein schon besprochener sehr un- 
vollständiger Text der Arnsberger Reformation (Bl. 31a— 32), 
sowie ein gleichfalls schon erwähnter Text einiger Paragraphen 
des Frankfurter Heichsabschiedes (Bl. 33 a — 35 a), weiter ein 
sehr schlecht geschriebenes Verzeichniss einiger Ciölnischer 
und Waldeckischer Freistüble (Bl. 35 b) und endlich eine Ur- 
kunde vom Jahre 1461, deren Inhalt in der kurzen Be- 
schreibung dieser Handschrift') bereits angegeben ist. 

Der Werth des Wolfenbüttler Codex liegt also hauptsäch- 
lich darin, dass uns hier der beste Text der Ruprecht'schen 
Fragen vorliegt, und um die Fülle der werthlosen Privatauf- 
zeichnungen in Betreff der Femgerichte aus sehr später Zeit 
nicht noch zu vermehren, habe ich davon absehen zu sollen 
geglaubt, die Handschrift auch in anderen Theilen zum Ab- 
druck zu bringen. Ich brauche kaum noch besonders hervor- 
zuheben, dass die Hahn'sche Compilation im Wesentlichen 
nur eine höchst nachlässige Bearbeitung der eben besproche- 
nen Compilation oder einer der Wolfenbüttler Handschrift zu 
Grunde liegenden, uns nicht bekannten Compilation und anderer 
femgerichtlicher Quellen, die im Vorstehenden bereits ihre 
Besprechung gefunden haben, ist. 



>) Hier findet sich z, B., dass der FreischöfTe in einem Warnungs- 
brief auf 14 Tage hinaus zu laden und, falls er dann nicht kommt, zu 
verfemen ist. •— ') Am Schluss dieses Blattes ist ein Verzeichniss der 
Femwrogen: gelaub, verretter seins aigen herrn, kirchenprQcbel, kindel- 
petschinder, stelen oder dieplich raub gewappent hant auf reich Strassen, 
welches entschieden auf die Arnsberger Reformation hinweist. -^ *) Vgl. 
S. 119 oben. 
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Der äusserst geringe Werth dieser Compilation ergiebt 
sich danach ohne Weiteres, und dürfte es sich kaum der 
Mühe verlohnen, die einzelnen Stücke derselben, die nicht 
bereits im Vorstehenden speziell erwähnt sind, noch einer 
besonderen Betrachtung zu würdigen. 

Für das erste dieser Stücke (S. 618—621) habe ich überall 
keine bestimmte Grundlage gefunden. Es schliesst sich in 
mancher Beziehung an sächsische Rechtsquellen an, und 
Wächter hat seinen Un werth bereits charakterisirt ^). Auf S. 624 
bis 626 hat der Compilator eine Urkunde wiedergegeben, die 
über einen Abforderungsbrief und Gelovetbrief berichtet, den 
die vor den Freistuhl Vilgiste geladene Gemeinde Kuntzel dem 
Freigrafen Heinrich von Werdinghusen bringt^). Auf S. 642 
und 643 giebt der Compilator die Art. XX— XXVI des 
Rechtisbuchs W. I, nicht, wie Wächter meint ^), des Mascov*- 
schen Textes, mit einer Auslassung fast wörtlich wieder. Den 
Schluss dieses Stücks bildet eine kleine Stelle aus der Arns- 
berger Reformation mit einem müssigen Zusatz über die 
Freiheit der Freischöffen. Voll von offenbaren Fehlern ist 
ferner der Passus über die vei-schiedenen Ladungen der Frei- 
schöffen und Freigrafen auf S. 648*). 

Völlig werthlos als Quelle für die Entwickelung und das 
Verfahren der Femgerichte in ihrer Blüthezeit ist auch die 
S. 653 ff. mitgetheilte unverständliche Abhandlung des Doktor 
der Theologie Meister Heinrich von Selduhausen, in der er 
nachzuweisen sucht, dass das Femgericht wider Gottes Gesetz 
und natürlich Recht sei, erstens wegen der Art, wie es ge- 
führt werde, sodann wegeft der Strafen, die durch dasselbe 
verhängt würden, und endlich wegen der Sachen, über die 
es urtheile. 

Dasselbe ist von einer den Schluss der ganzen Compilation 
bildenden Urkunde des Freigerichts Neuerstedt im Süderlande 
aus dem Jahr 1547 zu sagen, die über das Halten des dortigen 
Freigerichts seit Menschengedenken Aufschluss geben will. 

Auch diese grosse Hahn'sche Compilation ist danach aus 
der Reihe derjenigen Quellen auszuscheiden, die über das In- 
stitut in seiner Blüthezeit ein Urtheil gewinnen lassen. 

») Vgl. loc. cit. S. 127. — «) VghWigand, Femgericht S. 563. — 
*) Vgl. loc. cit. S. 128. — *) Vgl. die Mascov'sche Compilation S. 114. 
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4. Schluss. 

Ich führe hier schliesslich in Kürze einige kleinere fem- 
rechtliche Ueberlieferungen auf, die vorstehend noch nicht ihre 
Besprechung gefunden haben: 

1 . Ein in dem von Goebel ediilen Commentariolus de Se- 
cretis judiciis etc. von Marquardus Freher abgedrucktes Fem- 
rechtsbuchs aus dem Jahr 1546 hat sehr wenig Werth, wie 
Wächter^) bereits hervorgehoben hat. Es enthält ausser 
schlechten Texten der RuprechVschen Fragen und der Ams- 
berger Reformation fast nur einige Urkunden in Abschrift. 

2. Der bei Usener*) unter dem Titel Gemeine Urtbeile 
abgedruckte kleine Codex ohne Datum mag, wie Usener an- 
nimmt, aus den Jahren 1438~-I455 stammen'), enthält indess 
nichts als einzelne Nachweisungen darüber, inwiefern sich die 
Ordnung der Femgerichte durchaus auf den Sachsenspiegel 
stützt, hat also nur für eine Untersuchung über das Verhältniss 
Beider zu einander Bedeutung. 

3. Von ähnlicher Bedeutung ist das kleine Weisthum, 
welches Usener aus einer Handschrift angeblich aus dem ersten 
Viertel des 15. Jahrhunderts mittheilt ^). Auf eine ziemlich 
frühe Abfassungszeit deutet schon der Umstand hin, dass hier 
nie die Bezeichnung heimliche acht, sondern stets der Aus- 
druck heimliches gericht gebraucht ist. 

4. Der bei Berck im Anhang ') unter dem Titel : Von deme 
hemeliken gerichte, abgedruckte kleine Text ist weder im An- 
fang noch in der Mitte, ja überhaupt nicht im 14. Jahrhundert 
entstanden*), sondern frühestens in der Mitte des 15. Jahr- 
hunderts. Wird doch hier die Gefährlichkeit der Freigrafen 
mit der Gefährlichkeit der Sekte der Böhmischen Ketzer (der 
Hussiten) verglichen ''). Auch der Satz : se taten ok valscheliken 



») Vgl. loc. cit. S. 128 fif. — «) Vgl. loc. cit. S. 157. — ») In dieser 
Zeit wird der darin genannte Mangold als Freigraf von Freienhagen be- 
zeugt. Vgl. usener loc. cit. S. 174 und 195. — *) Vgl. loc. cit S. 36. 
Die Bemerkung ^»wahrscheinlich aus dem ersten Viertel des 14. Jahr- 
hunderts" auf S. 154 kann nur auf einem Druckfehler beruhen. — *) Vgl. 
loc cit. S. 468. — *) Die erste Zeitbestimmung findet sich bei Berck 
S. 248, die letzte bei Wigand, Femgericht S. 11, Anm. 9. — '') Gleich 
im Anfang wird ^^Benien" in diesem Zusammenhang genannt. 
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laden een Romesch Eonygk, macht es wahrscheinlich, dass die 
Abfassungszeit erst nach der Mitte des 15. Jahrhunderts zu 
setzen ist. Denn Freigraf Mangold in Freienhagen, der sich, 
wie ich sehe, zuerst eine solche Drohung erlaubt hat^), lebte 
zu dieser Zeit. Und auf dieselbe Zeit deutet der gegen das Ende 
aufgeführte Name Manhof der Hessen, welcher 1445 Freigraf 
von Sachsenhausen war und sich damals durch Ladung der 
Görlitzer vor seinen Freistuhl einen Namen gemacht hat. 

Dieser Bericht an eine Stadt, die über die Femgerichte 
Auskunft haben wollte, behandelt die Entstehung der Fem- 
gerichte und äussert sich namentlich auch über die Competenz- 
überschrcitungen und die gefährliche Natur derselben. 

In Betreif der historischen Notizen bezieht sich der Ver- 
fasser naipentlich auf de Cronike mester Diderichs von Nemen '). 
Da sich die Urkunde im Rathsdenkelbuch von Bremen findet^), 
so schliesse ich mit Berck aus dem Satz: Unde vente nu 
alle vrygravescap unde er ende sin uppe desse Zid der Wesere 
von Zoest to rekende, so en gheit dat Richte nicht over de, 
de over de Wezere Sitten *), dass es ein Brief der Stadt Soest 
an die Stadt Bremen ist, dem trotz seiner animosen Stimmung 
gegen die Femgerichte um seines Alters willen nicht jede Be* 
deutung als Quelle abzusprechen ist. 

5. Die von Wigand^) aus einer defecten Handschrift an- 
geblich des 15. Jahrhunderts abgedruckten Formulare zu ge- 
gerichtlichen Verhandlungen und Verfügungen der Femgerichte 
sind sicherlich nicht, wie Wigand annimmt, im Jahre 1334 
abgefasst. 

Geissberg*) hat bereits nachgewiesen, dass sie erst nach 
dem Jahre 1431 aufgesetzt sein können, da einige von ihnen 

M. Vgl. Gaupp, Von Fehnagerichten mit besonderer Rücksicht auf 
Schlesien S. 59, und Usener, loc. cit. S. 35, 161 und 174. — <) Als 
Theoderici de Niem Ghronicon bezeichnet man gewöhnlich dessen Vitae 
pontificum Homanorum ab anno 1288—1418 additis imperatorum gestis 
bei Eccard, Corp. bist med. aev. I, p. 1461 — 1550; in dieser Schrift 
finden sich indess keine Notizen über die westfälischen Femgerichte. — 
•) Vgl. Berck loc. cit. S. 193. — *) Vgl. dieselbe Erwägung Seitens der 
Stadt Göttingen in einer Urkunde vom Jahr 1429 bei Schmidt, 
Göttinger Urkundenbuch 2, Nr. 134, S. 90. — «) Vgl. Das Femgericht 
S. 223-244. — •) Vgl. DieVehme, Zeitschrift f. westphälische Gesch. 
Bd. 19, S. 76. 
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auf Urkunden des bekannten Freigrafen Bernd Düker zurück- 
zuführen sind^), und wohl anzunehmen ist, dass auch die 
andern sich auf Originalurkunden desselben Prozesses stützen. 
Ganz ohne Quellenwerth sind sie so lange nicht, als uns die 
Originalurkunden fehlen. 

6. Das bereits mehrfach erwähnte noch ungedruckte grosse 
Femrechtsbucb des Burkhart von Wolmarshausen ^) ist völlig 
wertblos, da es ausser den schon besprochenen werthlosen 
Theilen nur einen Text des Richtsteig Landrechts enthält, 
der mehr als drei Viertel der ganzen Handschrift ausfüllt'). 
Ganz am Schluss (Bl. 1 99 b — 203) der Handschrift ist noch 
ein Formular für einen Abforderungsbrief und ein solches für 
einen Widersagsbrief mitgetheilt. 

7. Die von Wigand gelegentlich^) erwähnte Handschrift 
eines Paderbomer Freigrafen aus dem 16. Jahrhundert habe 
ich nicht eingesehen, da sie nach der Inhaltsangabe nur schon 
besprochene Stücke enthält. Der Umstand, dass sich hier 
auch der Mascov'sche Text vollständig wiederfindet, lässt auf 
eine sehr späte Zeit der Abfassung schliessen. 

8. Endlich erwähne ich hier noch der sog. Informatio ex 
Speculo Saxonum. 

Ich kann in Betreff dieser für die spätere Entwicke- 
lung der Femgerichte nicht uninteressanten Quelle im Allge- 
meinen auf Homeyers Angaben'^) verweisen, hebe hier nur 
hervor, dass ich nach Einsicht der Osnabrücker Handschrift, 
die Homeyer auch als die vollständigere bezeichnet^), dort 
manche namentlich für das Verhältniss des Femrechts zum 
Sachsenspiegelrecht höchst bedeutsame Stelle gefunden habe, 
die von Homeyer noch nicht mitgetheilt worden ist, wie er 



^) Vgl. Thiersch, die Verfehmung des Herzogs Heinrich von Baiern 
in der Beilage Nr. 14 mit Formular A, Nr. 15 mit B, Nr. 16a mit G 
und Nr. 20 mit D. — «) Vgl. Gengier loc. cit. — ») Ueber den V^Terlh 
dieses Textes vgl. Homeyer, Der Richtsteig Landrechts S. 57. Auch hier 
tritt wieder der enge Zusammenhang der FemrechtshQcher mit dem 
Sächsischen Landrecht hervor. — *) Vgl. Wetzlarische Beiträge Bd. III, 
S. 4. — ') Vgl. Homeyers Besprechung dieser Schrift in den Abhand- 
lungen der Kgl. Akademie dar Wissenschaften zu Berlin aus dem 
Jahr 1856 und seine deutschen Rechtsböcher S. 25. — *) Er hat nur 
eine Abschrift dieses Theils der Handschrift benutzt. 
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denn überhaupt nur den kleineren Theil der Informatio zum 
Abdruck gebracht hat. Näheres darüber muss ich mir für 
eine Darstellung des cbenerwäbnten Verhältnisses vorbehalten. 

Damit ist, wenn wir von demjenigen Quellenmaterial, 
welches uns in Gestalt von Urkunden im engeren Sinne des 
Wortes überliefert ist, absehen, der Kreis derjenigen Quellen, 
die für die Betrachtung unseres Instituts in seiner Blüthezeit 
von Bedeutung sind, ausgemessen. 

Ich gebe auch hier wie am Schluss der Ausführungen 
unter I ein Verzeichniss des Wenigen, was danach von alP 
den zahlreichen vorstehend besprochenen Ueberlieferungen 
m. E. für den Rechtshistoriker noch Bedeutung hat. Es 
sind das: 

1. die beiden Rechtsbücher bei Wigand, 

2. das vorstehend sub II, 3 S. 183 mitgetheilte kleine 
Stück der Wolfenbüttler Handschrift, 

3. die beiden kleinen bei Usener ^) abgedruckten Weisthümer, 

4. der oben erwähnte Bericht der Stadt Soest an die Stadt 
Bremen, 

5. die gleichfalls oben erwähnten Formulare bei Wigand. 

Damit dürfte das Ziel erreicht sein, welches ich mir für 
die vorstehende Untersuchung gesteckt hatte. Nur sehr ungern 
sehe ich davon ab, schon jetzt aus dem so gesichteten Quellen- 
material die Resultate zu ziehen, gleichsam das Metall, nach- 
dem es von der Masse des tauben Gesteins gesondert ist, zu 
verarbeiten und zu gestalten und die Entstehung der west- 
fälischen Femgerichte, ihre Bedeutung und die Entwicklung 
derselben während der Blüthezeit auf Grund der gesichteten 
Quellen von Neuem darzustellen. 

Obschon ich das Material dazu bereits im Wesentlichen 
gesammelt habe, fehlt mir doch augenblicklich die Zeit, meine 
Untersuchungen nach dieser Richtung zum Abschluss zu 
bringen und den Resultaten derselben in einiger Vollständig- 
keit Ausdruck zu geben. 

Mein Entschluss, zunächst den vorstehenden Theil meiner 
Untersuchungen über die westfälischen Femgerichte, der im 



') Vgl. loc. CiL S. 157 und S. 154. 
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Wesentlichen bereits vor vielen Jahren, nicht ohne manche 
gütige Anregung und begleitet von dem wohlwollenden Interesse 
meines hochverehrten Lehrers, des Herrn Geh. Regierungsrath 
Dr. Waitz, entstanden ist, allein zu veröffentlichen, recht- 
fertigt sich vor allem auch aus der Erwägung, dass ich so 
vor Abscbluss der weiteren Untersuchungen erfahren werde, 
ob etwa triftige Bedenken dagegen erhoben werden, wenn ich 
in den Resultaten der vorstehenden Untei*suchung die festen 
Ausgangspunkte für jede weitere darstellende Bearbeitung des 
Gegenstandes erblicke. 

Ohne diese Vorarbeit dürfte, wie auch die neueste Unter- 
suchung über unser Institut^) anerkannt hat, jeder Versuch, 
von der Entwicklung desselben ein klares Bild zu erhalten, 
erfolglos sein. 

Indess auch die Frage nach der Entstehung der west- 
fälischen Femgerichte oder richtiger danach, wie die west- 
fälischen Freigerichte zu jener eigenthümlichen Bedeutung als 
Femgerichte gelangt sind, setzt zu ihrer Beantwortung jene 
Sichtung des Quellenmaterials voraus. Das hat vielleicht 
auch Brode im Verlauf seiner Untersuchung über die Ent- 
stehung der Femgerichte empfunden, und diesem Umstände 
ist es vielleicht zuzuschreiben, dass seine Arbeit, wenngleich 
sie den richtigen Ausgangspunkt nimmt, doch nur ein Torso 
geblieben ist. 



-A.nliang. 

Ke Rnfrechfachen Fragen nach der Welfenblttler Handschrift^). 

Anno domini millesimo quadringentesimo 
octavo feria quarta post (Jrbani. 

Nota unser herre der Romisch kunig hat besant dise nach- Eingang, 
geschribenen frigreven mit namen GObeln von Werdingkhusen zu 
Volmestede, Glawsen von Wilkenpracht von Walberg, Stencken zum 
Hamme und Bernhart Mosthart der stflle zu Wilsbort, alle frigreven, 
und hat sy dise nachgeschriben stQcke laszen fragen. 

>) Vgl. Brode , loc. cit. S. 10. — *) Beim Druck der Handschrift 
sind ausser in den Namen überflüssige Konsonanten neben Doppel- 
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Frage I. Item zum ersten was rechts ein Römischer kfinig habe in den 
gcrichten. 

Darauf haben sie geantwflrt und bekant, daz ein ieglich frigreve 
von eine Römischen kOnige belehnt sein solle ^), wann anders habe er 
keinen gewalt, zu richten an de frienstfil, er habe dann solichen ge- 
walt von eine Romischen kunige. Und darumb soll auch ein ieglicher 
frie^reve eime*) Ro mischen kunige undertenig und gehorsam sein. Als 
er das auch sweret, so man ine frigreven machet, und der Römisch 
kQnig sei aller frigreven und frienstOle obersler herre und richlere. 

Frago n. Item, ob man eines Römischen kOnigs manne und dienere in 
Sachen, die man zu ime*) ze sprechen hat, vor im ichte billich von 
erste ervolgen solle, ee man sie fOr das heimlich gerichle heischen und 
doselbst volfüren möge. 

Item und ob iemant einen unsers herren des kflnigs diener einen 
anzulangen hab, der so! den vor unserm herren dem kunig bevor er- 
volgen, ee man ine an den freien stule heischt, und also sol auch ein 
ieglicher clager einen ieglichen, den er ansprechen wil, vor seinem 
herren, under dem er gesessen ist, von gerichts wegen bevor ervolgen 
und an den herrn vordem, das er im den also halte, das er dem 
clager, was er von eren wegen, thun solle. 

Geschehe dem clager des nicht, so mnge er sein recht und clage 
furter suchen und thun an den freien stule, doch so ferre, als das ist 
umb Sache und stücke, dy an den freien stillen von rechts wegen ge- 
büren zu richten. Item si meienen, das es ein andres sei umb die 
manne, wann des reichs manne sitzen auch vil in Westvaln und unter 
andern herren, doch die manne, die unter unserm herrn dem kflnige 
sitzen, die sol man als wol bevor ervolgen als die diener. 

Frago m. ^^^^^ ^^^ einer, den man furheischen wil, ein frieschöpf, so sol 
man ine zu dem ersten gepole fOrvordern mit zweien andern frien- 
schöpfen, und zu dem andern male mit vier schöpfen, und zu dem 
driltenmale mit sechs schöpfen und mit einem friegreven, und sol ein 
rechttage ^) von dem andern gesezt werden sechs wochen und nicht 
kurzer, sunder ee lenger. 

Frag« rv. li^ni oh sich einer, den man fQrheischen wil, nicht vinden wolt 
laszen, oder ob einer nicht eigen rauch bete, so mag man ine an den 
vier enden des landes, darinnen er ist, verkünden, es sei an grafen, 
herren oder steten, also und in solicher masz versiecht man sich, das 
er sich unter dem oder den herren oder stat pflege zu enthalten, so 
mag man solichen herren oder stat sagen also, wonet der N. unter 
euch, oder also, wir vememen, der N. enthalte sich unter euch, dem 



konsonanten und Doppelvokalen weggelassen und da, wo y statt t und 

w statt u in der Handschrift stand, die richtigen Buchstaben gesetzt 

>) In der Handschrift stehen diese Worte unter einander am Rande 

in dieser Form ^^jj?^, und ist ^^ offenbar abgeschnitten. — «) Hand- 
schrift eine. — ■) Handscbrifl ine, — ♦) Handschrift rechtage. 
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sagent, das er auf den N. tag seines rechttages warte an dem N. 
freienstule hei dem höchsten rechten und unter kunigs pann. Item 
sitzt er aber auf einem slosze, darin man one sorge nicht komen 
mochte, so mugen die schöpfen, die ine heischen wollen, «ins nachts, 
oder so es ine fuget, für das slosz reiten oder geen und aus dem 
rennpaume, das ist die werre oder rigel, drie kerwen hauen und einen 
künigspfennig darin stecken uud die kerben oder spene, die sie aus 
bauen, oder die stflcke behalten zu gezeugnflsz und des namen, den sie 
heischent, an em zetteln verzeichent in die kerben stecken oder dem 
Wächter rufifen und dem sagen, das er dem, der denn in der Burg ist, 
sage, das er seins rechttages warte auf den — tag und an dem — stfile. 

Item ob einer, der für das fVigerichte geladen wer, für einen Fra^ v. 
Romischen kunig kome und sich vor dem erbüte seinen eren gnug 
zethunde, wer dann zu im zu sprechen hett, ob denselben ein Romischer 
kflnig von dem freienstule vordem möge für sich zu weisen und dem 
freigreven verbieten, über denselben nicht zu richten. 

Ein künig mag einem frigreve wol verbieten nicht zu richten, 
welicher frigreve auch darüber richtet, der richtet über sich selber, 
wann ein ieglicher frigreve gesworn hat, dem künig gehorsam zu sein, 
so sei auch ein Romischer kunig der freien stüle oberster herre und 
richter. 

Item ob ein friegreve über unsers herrn des kunigs geböte richtet Fmgo vi. 
über einen, den er für sich gevordert hette, was der unserm herren 
dem künige darumb schuldig sei. 

Ein solicher frigreve der sei meineidig, welicher nu meineidig sei, 
den muge ein Romischer kunig entsetzen und ine seins amts berauben, 
und das muge auch kein ander herre thun. was aber derseJb frigreve 
merre verloren hab, das wolten sy anders nit sagen, dann sie meinten, 
wann einer die ere verloren habe und entsetzt sei, so habe er genug 
verloren, das andre mag ein iegllch selbs wol merken. Doch so solle 
ein kunig keinen absezen, dann umb redlich schulde. 

Nota nach diser antwurt wurden sie gefragt auf den brief, den 
Ruprecht Streithab, frigreve zu Zussena*), unserm herren dem kunige 
geschriben hett von Rudolfs wegen zum Humprecht von Meintz, den 
dann der kunig für sich gevordert bette. 

Und darumb, das derselb Ruprecht unserm herren dem kunige 
ungehorsam gewest was, sprachen sie, er wer im ein wette schuldig, 
und richtet er fort über Rudolf vorgenant, so richtet er über sich, 
selber, wann keinem frigreven gebüre zu richten über unsers herren 
des kunigs geböte. 

Item si horten auch die Notel, darinne man den ietzgenanten 
Ruprecht abesazte, und die geviel in wol. dabei waren auch etlich 
treffenlich freischöpfen, nemlich Ytell Kiehel, Gerhart von Meckenheim 
und Johannes von Lawdemberg, zollschriber. 



*) Handschrift Schona, 

ZeiUchrIfl d. Savlgiiy-Stiftanur* V. Germ. Abtii. 13 
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FnflreYn. Item ob unser herre der künig einen schöpfen fragt bei schepfen 
eide im zu sagen, ob er den oder den — verfeimt hett oder nit, den 
er im auch nente, ob derselb schöpfe im das schuldig sei zu sagen. 
Ein ieglich -frischöpf ist unserm herrn dem kQnige schuldig zesagen 
Ja oder Nein. DOt er das nicht, so ist er unserm herrn dem kOnige 
bruchigk; aber sie woUen nicht sagen, was er verprochen habe, aber 
wann einer gar vil guts bette, dasselb erteile man doch nit dem kunige, 
oder er verfalle im des nicht, sunder, er muge also tun^ er verfalle im 
den leip. 

Frage vm. Item ob ein sprech, er hett einen verfeimt, ob der icht schuldig 
sei zu sagen, an welichen stule, und ob er aueh^) icht bilüch briefe 
und Urkunde darüber weisen solle. 

Item sie sprachen, einer sei schuldig solichs einem kunige zesagen, 
ob sein gnade das anders von im begert, und doch einem andern fri- 
schepfen nicht, er wolle es dann gern thun. 
/ Item sie haben auch gesprochen, man solle slechtlich keinen brief 

über die feim geben. 

Frage IX. Auch wurden sie gefragt, wie dann einer beweisen solte, das einer 
verfeimt were, von seines wegen, wann von hinnen lands ferre an die 
stfll sei. antwurtent sy: einer solte es beweisen mit dem frigrefen und 
mit dem frifronen, das ist der fronbote. Und als dawider gesagt wart, 
die möcht man villeicht nicht gehaben, darauf was ir antwurt, so 
solte man sie kriegen, und als ine gesagt wart, man bette vil briefe 
in disen landen gesehen, die dy frigreven über die, dy verfeimt weren, 
geben betten, antwurtent sie, soliche frigreven wern thoren. 

Frage X. Item wie man erfaren solle, ob einer, den man verfüren wolle, 
ein frischepf sei oder nicht. 

Einer, der einen verfuren will, der sol ie wiszen, ob der, den er 
verfüren wil, ein schöpf sei oder nicht, und als sie gefragt sint, wie er 
danne des solle gewar werden, haben sie geantwurtet, er solle ine 
fragen, ob er ein schepf sei, sprichet er dann Ja, so mag er dann 
furbas fragen, an welicbem stule, als sich dann das gehurt, und als 
sie gefragt sint, einer getörst ine vielleicht nit fragen, oder er were an 
solichen steten, das er nicht gefragen mochte, haben sie geantwurt, so 
solle er einen andern an in schicken in ze fragen, also das man ie 
wiszen sol, ob der, den man verfuren wil, ein frieschopf sei oder nicht. 

Frage XI. Item ob einer, der schöpf ist, einen andern, der auch schöpf ist, 
für einen stül heischt, ob der, der dy ladung tut, ichte darumb 
schuldig sei. 

Es sei darumb oder darauf nicht zu sagen noch zu schreiben, 
und sei auch nicht not, wann dy stüle und geriehte sint frei. 

Frage xn. Item ob unser herre der künig einem schribe für ine zu komen 
und besehen zu laszen, oh er ein sache, die er dann getan hett, mit 



') Handschrift aucht. 
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eren getan heti oder nicht, und derselh wolt für unsern herren den 
kunig nit komen und das besehen laszen, was der darumb schuldig sei. 
Item hierauf ivolten sie nicht sagen, was der darüber schuldig sei. 
doch sprachen, als sie auch vor gesprochen betten, das ein ieglicher 
clager den ansprechigen zuvor ervordern soll vor dem herren, under 
dem er gesessen ist. wolte im einer gein unserm herre dem kunig 
nicht thun, so mag er ine darumb anlangen, da sich das gebüre oder 
mag es laszen. sie wollen auch nicht sagen, wo sich das gepürte. 

Item ob einer, der ein freischopf were, einen andern, der nicht Frage Xlll. 
schepfe were, für das freigerichte lüde von gutes oder schulde wegen, 
was der, der das dette, darumb schuldig sei. 

Wer geheischen werde, der versprech sich, sei er dan von guts 
oder schulden wegen geheischen, so kumme er mit rechte von der 
heischung, er würde dann * geheischen umb der stücke eins, die sich 
gebüren vor dem freienstüle zu richten. 

Item ob ein schöpf einen andern schöpfen fragt von einem andern, Frage XIY. 
ob der verfurt sei, und der, der also gefragt wirt, ob er das und was 
er davon wisze sei schuldig zesagen. 

Item das haben sie in der sechsten frage ^) verantwurt. 

Item ob ein leumund auf einen gienge, das er verfeimt were, Frage XV. 
und der würde darnach schöpf, wie man sich gein demselben 
halten solle. 

Item so einer verfeimt ist und darnach ein schöpf wirt, das trag 
in nicht für. 

Item ob einer Sprech, der oder der ist verfeimt, und niemant weste Frage XYl. 
anders von demselben, der verfeimt sölte sein, dann das er ein fromer 
man were, und der erpüte sich auch seinen eren genug zethun gein 
allermeniclichen , wer an ine zu sprechen bette, wie man sich gein im 
halten solle. 

Item sie antwurtent also. Sei einer verfeimt, der nicht ein fri- 
schöpf sei, derselb bleib und sei verfeimt. Sei aber ein freischepf ver- 
feimt, habe ine dann der clager, der ine verfeimt meint zehaben, nicht 
recht verbottet, so habe er über sich selber gericht. Sei aber einer 
verfeimt, als der freien stüle recht ist, der sei verfeimt, und taste ine 
iemant an, so ist ein ieglicher schuldig, der anders ein freischepf ist, 
darzu zehelfen, der under künigs pann geruffen würt und welicher 
schepfe das nicht thut, der sei dem künig sein wett schuldig, und den, 
der verfeimt ist, als der freien stüle recht ist, den helf nicht, das er 
frome ist. 

Sie sagten auch hierinne, das man in irem lande halte, das einer Frage xvn. 
einen verfeimten angreifen solle, do er sein mechtig sei, auf das minnest 
selb dritte. Sie haben auch hierinne gesagt, wanne drei schepfen oder 
mer einem andern schepfen under schepfeneide sagen, das der oder 
die verfeimt sint, als recht ist, so solle der, dem dann das also gesagt 

*) Nach der vorstehenden Eintheilung ist es die VIII. Frage. 

13» 
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werde, des also glauben; und werde darnach der, dem das also gesagt 
sei, under kuuigs pann angerQffen, den verfeimten helfen zu hencken, 
er solle das thun, oder er sei dem kunige ein wette schuldig, und den, 
der rerfeimt ist, als recht ist, helfe keinerlei sach. Wann, sei er ver- 
feimt als recht ist, so sei er auch überwunden als recht ist, das er 
pOse sei, und darumb sol man ine als einen verfeimten man halten. 
I Bedflncke aber einer, das im unrecht geschehen sei, oder das er frumme 

sei, das muge er dort austragen, do das billich ist und*) sich gepfirt. 
Item ob etliche schepfen wette von einem hieschen, der verfeimt 
were, und andere schepfen anruften, die dabei weren, was dieselben 
schuldig sint darzu zethund. 

Die frage ist ausgericht in der nechsten vorgeschribenen antwurt. 
Item ob ein Romischer kunig schöpfen machen muge an andern 
enden dann in Westvalen an den freien stfllen, so er drei oder vier 
schöpfen bei im bette. 

Das er das nicht tun möge oder tun solle von rechts wegen. 
Item ob etlich schöpfen vor Zeiten also gemacht worden wem 
von kunig Wentzlaw, wie man sich gein den halten suUe. Das man 
die fragen muge, wie sie schöpfen worden sint und an welichem 
stule. vindet sich dann, das sie an den stQlen, da sich das gepOrle, 
4 nicht seint schöpfen worden, wem sie dann in Weslvaln, man hieng 

I sie von stunde. 

! Frage XYIU. Item ob ein herre einem, der verfeimt ist, sein geleit geben muge 

} in seinen sloszen, und ob er das dette und damber gemant würde über 

den, der verfeimt were, wie sich der herre darinnen halten solle. 
^ Wer verfeimt ist als recht ist, der ist verfeimt. Dann gibt einem 

j unser herre der kunig geleit für alle sache und weis das, daz er ver- 

feimt ist, geleich wol mag er im das geleit halten, und er hab des wo! 

4 macht, wann er sei aller stflle oberster herre und richter. doch so 

' zimt seiner gnaden basz oder mer, das er daz heimlich gerichte stercke 

i dann einen andern. Auch so habe kein ander herre sust solich geleit 

zegeben. 
Fnge XIX. Item ob ein schöpfen einem , der verfeimt ist , so vil sagen müge, 
alsdann vil leute meinen oder sprechen : es wer als gut, anderswo prot 
zu essen oder pfenning zezelen als hie. 

Solichs sol man nicht thun weder mit Worten noch mit werken 
noch mit teutezeichen noch sust mit keinerhande sache, kein warnung 
nicht tun in keinerlei weise weder prüdem, freunden noch mageu, 
noch sust niemant anders. Es sei ein ieglich schöpfen schuldig über 
verfeimt zu helfen, sie sein brüder oder mag, als vorgeschrieben ist. 
Frage XX. Item wie ferre einer geweiht müsz sein, das man ine nicht an das 
heimlich gericht heischen oder verfeimen noch verfüren müge. 

Wer geweiht ist, wie dein das ist, der sich desselben mit seinem 
wesen nicht missepraucht, der gebort für seinen obersten, und man sol 
in seinem Bischof antwurten, ob er missetut. 

*) Handschrift tifi. 
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Item ob drei oder vier schöpfen oder mer einen offenbaren mis- Frage xxj. 
tetigen man, der der stücke eins dette, darumb leute verfeimt, ver- 
rfimen roflgen und darnach über ine richten. 

Das man niemant verfeimen muge oder nach der feimde recht 
verderben solle, er sei dann vor ervolgt oder verfurt, als recht ist an 
den stülen, da sich das gepürt. Ausgenommen wo man einen ubel- 
tetigen man an frischer getate, das ist nach westfelischer sprach mit 
hebender band und mit gitigem munde, vindet. Den mugen drei oder 
mer schepfen an der frischen getate und alsdann zu stund verrumen 
und von im richten, kumt er da dannen, so sol man im darnach 
nichtz darumb thun, er sei dann verfürt an den stulen, als recht ist. 

Disz sint die stucke , die in die feim geborent oder feimrügigk Fnge xxn. 
smt, und darumb man einen verfeimen oder verfuren mag. 

Item diebstale, verretereie, kirchenschinden , notzogk, kintpetterin 
berauben oder plündern, heimlich mort, unwidersagt einem herm das 
seine nemen und meineidig, unde zuvoran ketzerei widder den heiligen 
Gristenlichen glauben. 

Item ob einer verfeimt were und bette mit im reiten drei, vier, Frage XXin. 
fünf oder sechs oder mer, die wol westen, das er verfeimt wer, und 
sie hülfen im doch iemant beschedigen, legen dieselben dann mit im 
darnider und wurden begriffen, so mag man sie gleich den verfeimten 
halten und also von ine richten. 

Item sie sagten auch, wann man nun über einen gericht hat, und 
der recht verfurt wirt, das mag niemand abgeen, sunder er müsz all* 
wege verweist bleiben und sein. 

Item es müege auch niemant ein freischöpfe werden, der unelicb 
ist oder der eigen oder in des kunigs acht ist'). 

Diszes alles, wie vorgeschriben stet, haben die vorgeschriben fri- 
greven gesetzt und beschriben geben Johann Kircheim auf die zite 
hofschriber, und der solichs aufgenomen und vermerkt hat an stat, 
im namen und von geheis des allerdurchluchtigsten fürsten und hem, 
herrn Ruprechts Romischen küniges. 

Dabei sint gewesen graf Emich von Lyningen und etlich andere 
seiner gnaden wiszenden Rethe und diener, und ist geschehen im 
Rebstockshause zu Heydelberg in dem iar und auf den tag, als ob- 
geschriben stet. 

*) Hier folgt das nicht zu den Ruprecht*schen Fragen gehörige 
Verzeichniss der Stuhlherren : Item so sint disz die herrn in Westvaln, 
de keiser Karll die stülgericht geben hat, item dem Erzbischof von 
Collen in dem lande zu Westvalen und nicht by dem Ryne, item dem 
Herzog vom Berge in dem lande zu Ravensperg, item dem Herzogen 
von Gellern, der hat einen stule zu der Preitenfürte, item dem Grafen 
von Gleve in der herrschaft von der Margk und zu Peilstein, item 
einem graven von Lympurg, item einem Bischof von Münster, item 
einem Bischof von ösembrücke (Osnabrück), item einem Bischof von 
Padeporn, item einem herm von der Lyppe. 



V. 

Zu den Gesetzen der Angelsachsen. 

Von 

Herrn Dr. Felix Liebennann 

in Berlin. 

Eine Reise, die ich für die Monumenta Germaniae Historica 
im October 1863 nach England unternahm, bot mir den An- 
lass, etwa vierzehn Tage lang in Bibliotheken zu London, 
Rochester ^ Cambridge, Oxford, Gheltenham und Holkham' 
Stoff für eine neue Ausgabe der Angelsächsischen Rechtsdenk- 
mäler zu sammeln. Zunächst musste der bisher ungenügend 
bekannte Inhalt der Handschriften übersichtlich zusammen- 
gestellt werden. Da einstweilen nur Theile des südlichen 
England bereist wurden, so kann das hier nachfolgende Archiv 
freilich auf Vollständigkeit keinen Anspruch erheben ; allein je 
massenhafter das Material sich anhäuft, um so gebotener 
scheint schon jetzt ein vorläufiger Bericht über die Ergebnisse, 
natürlich nur soweit sie von Schmids Ausgabe' abweichen. 

Beim Citiren setze ich Schmids Stückzahl dem Eönigsnamen 
voran, bleibe bei seinen Zahlen und Zeichen und kürze nur 
folgendermassen : Af. = Aelfred; Agn. = Anglonormannisch ; 
Ags. = Angelsächsisch; Ap. = Appendix; As. = Aethelstän; 
Atr. «= Aetbelred; Cn. = Cnut; ECf. = Edwardus Confessor; 
Eg. = Eadgar; Em. = Eadmund; Ew. = Eadward; Gu. = 
Guthrum; Hc. = Henricus I; Ps. = Pseudo-; Seh. = Schmid; 
Th. = Thorpe*; Ve. « Vetus Versio; Wl. = Willelmus. 



>) Herr Decan Scott erlaubte mir gütigst, einige Stunden den Textus 
Roffensis bei ihm einzusehen, wofQr ich hier meinen aufrichtigen Dank 
sage. — ') Der Besitzer, Graf von Leicester, gestattete und sein zuvor- 
kommender Bibliothekar, Rev. Napier, ermöglichte mit verpflichtender 
Liberalität, dass ich den Holkham Codex 228 benutzen konnte. — 
•) 'Gesetze der Angelsachsen^ 2. Ausg. 1858. 8®. — *) *Ancient Laws 
and Institutes of England*, 2 Bde. 1840. $^ 
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Zu Scb.'s weltlichen Gesetzen werden u. a. hinzukommen : 
Ap. XXIV *Vom Richter', Ags. und Ve. unten S. 207; Ap. XXV 
Ags. Polity, nur bei Th. II 304; Ap. XXX Englands Ein- 
theilung nach Rechtsbezirken, Latein. ; Ap. XXXI Latein, und 
Französ. Glossar Ags. Rechtsausdrücke aus dem XII/XIII. Jh.; 
Ap. XXXII Latein. Stammtafel des Agn. Herrscherhauses 
aus dem Anfang des XII. Jh.; Ap. XXXIII Latein. Rechts- 
buch Heinrich L, dessen gesammten Umfang bisher nur Madden ^ 
erkannt, aber nirgends veröffentlicht zu haben scheint. 

Der Verfasser dieses Rechtsbuches schreibt zwischen 1113 
und 1120. Ein Geistlicher, der ganz als Engländer fählt, 
versteht er doch die Sprache seiner Urgrossväter nicht mehr 
vollständig. Da er für Cnut, dessen Gesetze er allen voran- 
stellt, Vorliebe zeigt und Kents und Nordhumbrias Recht 
ignorirt, gehört er vielleicht dem östlichen Mittel-England an. 
Wahrscheinlich von der Scholastik her sucht er künstliche 
Systeme und Distinctionen und prunkt pedantisch noch mit 
jenem Schwulst des älteren England, der seit einem Menschen- 
alter vor der leichten Glätte des Beccenser Latein weichen 
musste. Bescheiden fürchtet er die Kritik der Trofessores', 
wol der Berufsjuristen, bewundert aber lebhaft die systema- 
tische Klarheit des antiken Rechts; und — wenn wir mit 
Madden in der Trocesslehre' des Codex Hk seinen Theil III 
erblicken dürfen — besitzt er eine für England vor der Zeit 
des Vacarius einzige Kenntniss Römischen Rechts. 

Als Moralist zum Pessimismus geneigt, schildert er grell, 
doch schwerlich falsch, die unnatürlichen Ausschweifungen der 
hohen Gesellschaft und beklagt die Bedrückung des niederen 
Volkes durch gierige Amtleute mit ihrer Processchicane, mit 
dem 'neu ersonnenen gefährlichen Rechte der Herren^ d. h. 
des Noi^nannischen Adels. Dennoch ertheilt er Eadward noch 
keinen Heiligentitel, nennt vielmehr den Eroberer 'beatus*. 
Aus der Krönungs-Gharta des 'ruhmreichen Caesar Heinrich' 
begrüsst er die Emendationes Willelmi ebenso lebhaft wie die 
Zurückgabe der heiss ersehnten Laga Eadwardi, worunter er 
die ungeschriebene Ags. Verfassung (nicht etwa das ECf. be- 
titelte Rechtsbuch, das er noch nicht kennt) versteht, und für 

^) Hds. GaUlog der Bibliothek zu HoUiharo sub nr. 328. 
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deren geistigen Urheber ihm Cnut gilt. — In der Krone ver- 
ehrt er den Hort des Armen für Polizei und Beaufsichtigung 
tyrannischer Magnaten, in der Königin Ags. Blutes, wie jeder 
Engländer, den guten Engel der Regierung. Vielleicht ver- 
räth solches Lob höfischen Einfluss: er selbst oder sein De- 
dicat (der Veranlasser des Werkes und ein Geistlicher höher 
als der Vf.) mag dem Staate mit einer solchen Sammlung des 
geschriebenen Landrechtes zu dienen gewünscht haben. 

Sein Werk, wahracheinlich Quadripartituswie Codex Jf 
betitelt, besteht aus vier Theilen, denen eine grössere Ein- 
leitung vorangeht; diese zerfällt in Widmungsbrief ^ , Vor- 
rede ^ Inhaltsübei*sicht '. Theil I enthält die vom Sammler 
selbst verfertigte* Ve. der Ags. Rechtsdenkmäler. Theil II, 
quaedam scripta temporis nostri necessaria, scheint mir die 
mit besonderem Vorwort^ versehene Sammlung von Staats- 
sachen Heinrich P zu sein. Den Theil III findet Madden 
in MS. Hk f. 105 — 116: es ist das ein 'Ordo iudiciorum^ der 
Römische Rechtssätze über Vorladung, Fristen, Zeugen, Ab- 
wesenheit, Caution, Appellation im Civilproccss (z. B. aus 
lustinians Novellen 53, 3. 82, 5) sammelt und u. a. citirt'': 
*Gonst. II* in coli. V Ei qui appellat, impertitur annus^ d. i. 
Nov. 49 praef. § 15; Cod. t. 63 1. VII. Nur zur etwaigen Iden- 
tification habe ich den Anfang copirt: Quoniam ea que in 
civilibus negociis frequenter accidunt scire perutile est, nescire 
turpe et paucis ignorare permissum est, ea que scire com- 
modius, nescire turpius est, id est ea que frequenter accidunt, 
verbis admodum perstringere satagemus. Sed quia iuris pericia 
ita pernecessaria est, si alios in litem vocare necesse habui- 
mus, vel si ab aliis lite pulsemur, de ingressu litium disputa- 
mus. Est autem ordo iudiciorum talis: Cum quis apud ali- 



^) Nur gedruckt bei Gooper 'Account of Public Records* II 413; 
andere Hds.: Dm. — *) Gedruckt ib. und Kolderup- Rosen vinge 'Leg. 
Canuti' Kopenhag. Univ. Progr. 1826. 4®. p. VIII; andere Hds.: T, — 
*) Gedruckt ib. und Seh. p. LXVIII; andere Hds.: R, — *) Primum 
librum transtuli. — ») Von mir gedruckt in dieser Zts. 1883 p. 132. — 
*) Beschrieben ib. p. 134 f.; andere Hdss.: Hk, M, die hier weniger voll- 
ständig; Stücke daraus gedruckt in jBr(omton) 999. 1021. — ^) Zwar 
auch Gratian c. 41 G. 29. 6, den unser ganz unkirchlicher Tractat — 
auch wenn er übrigens nicht älter wäre — sicher nicht kennt. 



Zu den Gesetzen der Angelsachsen. 20 t 

quem experiendi ins habet, accioneni quam agere volet, edere 
debet. 

Jedenfalls gehört dieser Tractat nicht in unsere Ags. 
Sammlung. Ap. XXXIII wird daher, da von Theil IV 'De 
furto et partibus eius' jede Spur fehlt, von dem ganzen Rechts- 
buch, zum ersten Male in der ursprünglichen Ordnung, nur 
bringen: die Einleitung; den Rahmen zu Theil I; das Vor- 
wort und den Rahmen zu Theil IL Dagegen wird Buch I 
zerlegt und jedes Stück wie bei Seh. dem Ags. Originale bei- 
geordnet werden. 

Vorarbeiten scheint unser Uebersetzer nicht gekannt zu 
haben: denn das Latein der Ve. deutet auf den Anfang des 
Xll. Jh., und kein Stück seiner Sammlung findet sich in 
früherer Hds. oder überhaupt anders als je in einer grösseren 
Gruppe gleich oder ähnlich geordneter Gesetze, die sich also 
schon dadurch nicht etwa als Quelle, sondern als Bruchstück 
einer umfangreichen Sammlung erweist. — Ausser Äp. XXXIII 
existiren aber überhaupt nur Latein. Ve. zu IV Eg.^ VI Atr., 
die früher enstanden aber unserem Uebersetzer unbekannt 
blieben, und zu I Eg.^, Gn. und Ap. XIII, die wiederum ihn 
nicht kennen. — Wenigstens die Arbeit des Sammeins wird 
unser Uebersetzer schon in einem Ags. Codex gethan vorge- 
funden haben: solche Hdss. vor seiner Zeit sind G.D, aus 
seiner Zeit Ä.B und namentlich H. Doch ist leicht nachzu- 
weisen, dass seine Vorlage stellenweise besser gelautet haben 
muss als jede der genannten. Folglich besitzt die Lesart 
der Ve. aus Ap. XXXIII für die Text-Herstellung den Werth 
einer im Original verlorenen Ags. Hds. um a. 1100. Die 
Masse dessen, was so, spätestens eine Generation nach der Er- 
oberung aus den Rechtsaufzeichnungen der Vorzeit zusammen- 
gerafft wurde, deckt sich nicht ganz mit dem Ags. Stoffe, der 
auf die Neuzeit gekommen ist. Wir vermissen nämlich in 
Ap. XXXIII: die Kentischen Gesetze, IV Eg., V. VI. VIII Atr., 
Ap. II. IV. XI. XVIII. Dagegen erhielt allein unser Anony- 
mus der Nachwelt wenigstens den Inhalt von den in Ags. Form 
uns nicht bekannten Stücken: IIL IV As., III Em., IV. VII 
Atr. — In keiner Hds. ist der Quadripartitus oder auch 



') Hierunten gedruckt. — *) Ungedruckt; siehe Hr. 
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nur der erste Theil desselben vollständig erhalten. Grosse 
Fragmente können bisher nachgewiesen werden in acht Hdss., 
von denen fünf dem XII. Jh. angehören. Man sehe das Nähere 
unten bei Br, Co, Dm, Hk, J&, M, B, T. 

Die bis jetzt verzeichneten Hdss. enthalten folgendes: 

Ä^ f. 3, saec. XI, II. III Eg.; f. 5, saec. XII in., I. II Cn. 
Äd, AdditionaP 24066, f. 2 12, saec. XIII med., ECf. 
bis 34, 1. 

B, saec. XII aus der Nähe von Essex, p. I Ende von 
Af. XIII; Ap. XIV; I Eg.; p. 3 I Atr.; p. 6 AfGu. Text 2; 
p. 7 EwGu.; p. 10 II As.; p. 13 Af. von 3 Mitte an; p. 27 
Ine; p. 42 Ap. XIII Anfang, sollte vor p. 1 gebunden sein; 
p. 43 I Cn. von 14 Ende an; p. 72 I. II Ew.; p. 78 I. II 
Em.; p. 81 Ap. X; p. 83 AfGu. Text 1; p. 84 Ap. VI; p.85 
Ap. VII, 1; p. 88 II Atr.; p. 89 Ap. XI; p. 93 Ap. I; p. 96 
Ap. III. 

Br, Bromton, eine um a. 1320—30 compilirte Chronik 
bis a. 1199, benannt nach John Brompton, der eine Hds., 
Corpus Coli. Cambridge 96, saec. XV in./med., dem Kloster 
Jorvaux bei Richmond (Yorks.) verschaffte, dessen Abt er 1437 
wurde. Gleichzeitig ist die andere Hds. Br-Ti, Cotton Tiberius 
C. XIII. Bromtou benutzt neben vielen Chroniken von Beda 
bis Hemingburgh ^ auch Ap. XXXIII, ordnet jedoch jedes Stück 
zu dem betreffenden König ein. Br repräsentirt also eine 
Hds. von Ap. XXXIII von spätestens saec. XIV in. — In- 
halt: c. 759 Ine; 819 Af. von 49 an; 828 Ps.-AfGu.; 829 
EwGu.; 835 I. II Ew.; 839 I. II As.; 845 Polity 7; 845 
Ap. VU 2. 3; 846 Ap. VHI. IX. XIII; 847 Ap. XIV; I Eg.; 
848 IV. V. in. VI As.; 856 Ap. XVI; 858 I. III. U Em.; 
861 Ap. VI; 870 II. HI Eg.; 893 I. III Atr.; 898 Ap. XII. 
XV; 898 IV. II. VII Atr.; 903 Ap. XXIV; 914 I. II Cn.; 
956 Ap. XXX; 957 Ap. XXXI; 982 II Wl.; 999ff. und 1021 
aus Ap. XXXIII Buch II. 



1) Falls die Sigle nicht erklärt wird, ist sie Seh. p. XIX entnom- 
men. — ') Falls der Ort nicht genannnt, liegt die Hds. im Brittischen 
Museum zu London. — ') Gf. ed. Twysden, Hist. Anglic. SS. X, c. 725. 
967. 1008. 
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Bu, Burney 277, f. 42 ein Heftuipschlag saec. XI, arg 
zerstört, Ine Z. 7 bis 23 Pr. Die Capitelziffern beweisen, dass 
Af. vorherging. 

C, saec. XI aus Worcester, f. 217 IV Eg, Ve., hieruqten 
gedruckt; f. 222 IV Eg. 

Cb, Paris Colbert 3860, saec. XII ex., Ve. Gn. und Ps.- 
Cn.M f. 35 III Wl.; f. 36 ECf.; f. 63 Ap. XXXII. 

Cc, Cambridge Corpus College 476, saec. XIV, ECf. 

Ch Cotton Cleopatra A XVI, saec. XV, ECf. 

Co, Cambridge Corpus College 70, saec. XIV in. ; f. 1 Ap. 
XXXI; XXX; dann Theile aus Ap. XXXIII; f. 2 Ine; f. 5 Af., 
auch Einl., in Ve. ungedruckt; AfGu; EwGu; Ap. XIII; XIV; 
I Eg.; f. 10 I As.; f. 16 Ap. XVI; f. 19 I. II Cn.; IV Atr. 3; 
III Wl.; f. 27 ECf. interpolirt wie Lambards Druck; Ap. 
XXXII; Hc. 

a, Cambridge Trinity College R 5. 42, saec. XIV (in 
Huntingdon vor Cnuts Tod) f. 135 Ve. Cn.; Ps. Cn.; (hinter 
Huntingdon) f. 304 III Wl. 

Cu, Cambridge Universität Ee I 1, saec. XIII ex.^ f. 1 
III WL; f. 2 ECf., beides Französisch. 

D p. 30 VII Atr. Anh.; p. 43 Ap. II; p. 46 I. II Eg.; 
p. 48 Atr.; p. 53 I As.; p. 87 Polity; p. 93 Ap. VIII; p. 96 
I Em.; p. 101 Ap. V; VII 2. 3; VIII; IX; Nachsatz wie 
Ap. IV 24; p. 126 Cn. Anf, Fragmente; 127 VI Atr. bis c. 49. 

Di, Oxford Bodley Digby 13, saec. XII. med./ex., f. 41 
Ve. Cn. mit Lücke I 21— II 13; f. 51 PsCn. 

Dm, Cotton Domitian VIII, saec. XII med./ex. f. 94 Ap. 
XXXIII Einl. und von Buch I: f. 97 Cn.; f. 107 Af. Einl; 
f. 109b Af. 1. 

Do, Oxford Bodley Douce 137, saec. XIII med./ex., f. 91 
ECf. bis 34, 1. 

E f. 64 Af. und Ine in Einer Hand saec. X. 

JP f. 391, saec. XI in., IV Eg. 

G Sammelband mit Lücken, saec. XI med., f. 1 Cn.; f. 41 
II. III Eg.; f. 44 von Af. und Ine nur Rubriken; f. 47 
Über Bon^escot; Ap. XXIV hierunten abgedruckt; f. 50 Af. 
Einl. bis 49, 5; f. 71 Polity; f. 87 I As.; f. 88 I Em. Anf.; 



I) Eine hiernach im XVII. Jb. gemachte Abschrift druckt Kolderup 1. 1. 
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f. 89 III Eg. beginnt in c. 3; f. 90 V Atr.; f. 93 Ap. IV; 
f. 96 VIII Atr. bis c. 5; f. 100 Polity; f. tl9 V Atr.; f. 122 
V Atr. die zwei Sclilussätze nochmals. 

Hy Sammelcodex, geschrieben für und noch aufbewahrt 
in Rochester, aber verfasst in Ganterbury: denn Gnuts 
Schenkung für 'Ghrist Ghurch* copirt unser Abschreibers 
bricht dann aber (als er den nur für Ganterbury interessanten 
Localcharacter der Notiz gewahrt) mitten ab und lässt den 
Rest des f. 58 leer. 

Hg, Hargrave 313, saec. XIIl/XlV, f. 5 Hc; f. 99 III WL; 

II Wl. Ve.; Garta Henrici. 

Uky einst Erzbischof Parker, dann Goke, jetzt Graf 
Leicester zu Holkham gehörig. Folien 1 — 16, erst im XVI. Jh. 
*ex libro Wigorn.'' [von einem Antiquar, der richtig den Band 
als eine Hds. von Ap. XXXIII erkannte] dem alten Godex 
vorgesetzt*, enthalten u. a. Ap. XXXIII Vorrede; f. 17—117 
(saec. XII med./ex.) Ap. XXXIII Buch I— III: Gn.; f. 34 Af. 
mit Einl.; f. 47 Ine; f. 53 I. II As.; f. 60 Polity 7; f. 61 
Ap. VII 2. 3; f. 62 Ap, VIII. IX; f. 63 Ap. XIII. XIV; I Eg.; 
f. 64 IV, V. III. VI As.; f. 72 Ap. XVI; f. 73 I. III. IV. II 
Atr.; f. 80 Ap. I; f. 82 VII Atr.; f. 83 Ap. XXIV; f. 84 IL 

III Eg.; f. 86 AfGu.; f. 87 Ap. XIX; f. 87 EwGu.; f. 89 I. 
II Ew.; f. 91 I. III. II Em.; f. 94 Ap. X; VI; VII l; f. 95 
II WL; f. 96 Ap. V; f. 97 Ap. III; f. 100-104 Acten Hein- 
rieh I, d. i. Ap. XXXIII Buch II; f. 105 Ordo iudiciorum^; 
f. 117—38 'ex libro Wigorn.' saec. XVI, IV Eg.; f. 138 saec. 
XIII, I Wl. Französ. bis 20, 3; f. 144 ECf.; f. 158 Ap. XXXI. 

Hly Harley 458, saec. XIII, f. 3 Henrici Garta; f. 4 die- 
selbe Französisch. 

Ur, Hariey 1704, saec. XIV in., f. 1 I. II Gn. in 
jüngerer Ve.; f. 7 Ap. XIII und I Eg. in eigener Ve.; EGf. 

Hvy Roger de Hoveden schreibt seit ca. 1192, bringt (II 
p. 216, ed. Stubbs in Rolls Series): III Wl.; EGf. 

Hy, Harley 1348, saec. XIV ex., f. 1 III Wl.; EGf.; Ap. 
XXXII. 



^) Textus Roffensis ed. Hearne p. 37; über den Inhalt des Godex 
Seh. p, XXIII. — ') Nicht ursprünglich zugehörig, wie Madden meint: 
denn f. 25 sieht man die Quaternionenzahl: II. ^ *) S. o. p. 200. 
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cTb, Cambridge S. John's College G 16, saec. XIV, in 
Huntingdon zu 1035 jüngere Ve. von Cn. mit Ps.-Cn. 

K f. 30 VI Atr. Ve. ; f. 33 VI Atr. Ags. saec. XL 

K%, laut f. 8 unter Edward I geschrieben, benutzt Buch I 
von Ap. XXXIII: f. 2 Ine; f. 4 Ap. XIII; XIV; I Eg.; f. 5 
Af. von Einl. 49,9 an; AfGu; Ap. XIX; f. 10 I. II As.; 
f. 12 Polity 7; Ap. VII; VIII; IX; IV As.; f. 13 V. III. VI 
As.; f. 15 Ap. XVI; f. 17 I. II Cn.; f. 30 III Wl, Rubrilcen; 
ein Blatt verloren; f. 31 III Wl. von Seh. p. 356 Z. 12 v. u. 
an; f. 31 ECf. mit Interpolation wie Lambards Druck; f. 41 
saec. XV, IIL II Wl.; f. 41 Carta Hc; f. 50 Hc. 

Ltty Lambeth in London 179 \ saec. XIV, Ap. XXXI; Ap. 
XXXII hinter Huntingdon. 

Lh, Lambeth 118 saec. XII ex. Im Huntingdon zu a. 
1035 jüngere Ve. von Cn. und PsCn.; hinter Huntingdon III 
Wl.; ECf.; Ap. XXXIL 

M^ 'Quadripartitus* saec. XII ex., I. und II. Theil von 
Ap. XXXIII: Anfang verloren; f. 46 Ende von Ine; 49 I. II 
As.; 52 Polity 7; Ap. VII 2. 3; VIII; IX; XIII; XIV; I Eg.; 
IV. V. m. VI As,; f. 61 Ap. XVI; L IIL IV. II Atr.; f. 66 
Ap. I; f. 67 VII Atr.; f. 68 Ap. XXIV; f. 69 IL III Eg.; f. 70 
AfGu.; f. 71 Ap. XIX; f. 71 EwGu.; f. 73 L II Ew.; f. 74 
L IIL II Em,; f. 76 Ap. X; f. 76 Ap. VI; f. 77 Ap. VII, 1; 
f. 78 II WL; Ap. V; III; L 81 Acten Heinrich I, d. L Buch II 
von Ap. XXXIII. 

0, saec. XI, p. 418 Ap. VII 3; p. 419 Ap. VIII; IX, wo 
c. 12 vor 10 eingeordnet. 

Ot, Cotton Otho B XI, nach dem Brande noch lesbar: 
Af. Rubriken und c. 40—44; II As. c. 7—25. Richtige Reihen- 
folge der arg verstümmelten Blätter wäre: L 49 v. 49 r. 50 v. 
50 r. 48. 51. 

Pa, Paris 6044 saec. XVL Im Huntingdon zu 1035 
jüngere Ve. Cn.; PsCn.; wol aus Lb. 

Ph, Phillips zu Cheltenham 8079, einst S. Mary 's zu 
Dublin, dann Twysden, dann Heber gehörig, saec, XIV in. 



») Cf. Henry of Huntingdon ed. Arnold p. XL. — *) Nach Madden, 
8. 0. p. 199. 
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Hinter Huntingdon, in derselben Hand f. 82 III WL; ECf.; 
Ap, XXXII. 

Pf, Phillips 8078 früher Heber, saec. XIV in.; f. l ECf.; 
Ap. XXIII; f. 11 Jüngere Ve. Cn.; PsCn.; f. 25 Stück aas 
Huntingdon ed. Arnold p. 188, über Cnut; f. 26 III Wl. 

R saec. XII ex. Aus Ap. XXXIII f. 103 letzter Satz des 
Inhaltsverzeichnisses; dann I. Buch: I. II Cn.; 118 Af. mit 
Einl; f. 130 Ine; f. 136 I. II As.; f. 142 Polity 7; Ap. VH 
auch § 8; if. 143 Ap. V; f. 144 Ap. VII, 3; VIII; IX; f. 145 
Ap. XÜI; I Eg.; f. 146 IV. VI As.; f. 151 EwGu. von c 9 
an; f. 152 II Em.; f. 153 Ap. X; f. 153 Ap. VI; f. 154 Ap. 
VII; III Atr.; Ap. XII; IV. U Atr.; f. 160 Ap. I; f. 162 Ap. 
XXIV; f. 163 Ap. HI; f. 166 II Wl. 

Ra, Regius 13 A XVIII saec. XIV. Hinter gekürztem 
Huntingdon f. 109 III Wl.; ECf.; Ap. XXXII; dann 2 Verse, 
die, wol wie das Bisherige, aus Lb. Eng verwandt mit: 

Rc, Begius 13 C 2, saee. XVI ex., hinter Hnntingdon 
f. 205 III Wl.; f. 206 ECf.; Ap. XXXII; dann 2 Verse, die, 
wol wie das Bisherige, aus Lb. 

Rl, Oxford Bodley Rawlinson C 641, saec. XII ex. (f. 10 
Excerpte aus Garnier's 'Seint Thomas^ also nach c. a. 1180) 
f. 3 ECf. mit Fehlem eines Französ. Schreibers; f. 30 s. XIII 
in. jüngere Ve. vonCn.; PsCn.; f. 43 Carta Hc; f. 44 III WL 

8 f. 49 ECf.; f. 54 Ap. XXIH; f. 55 I Wl. Ve.; f. 59 
Carta Hc; f. 77 jüngere Ve. Cn.; PsCn. bis c. 44; f. 84 HI 
Wl.; Ap. XXXII. 

Sc f. 16 Hc; f. 30 Ap. XXX; f. 162 III Wl.; f. 163 
Carta Hc. 

T siehe diese Zts. 1883 p. 127. 

Va, Vatican Christina 587 Chart., hinter Huntingdon III 
Wl; ECf.; Ap. XXXIL 

Vi, Cotton Vitellius A XIII, saec XIII ex., f. 6 III Wl; 
f. 7 ECf.; f. 17 Ap. XXXIL 

Bei so stark angewachsenem Stoffe kann das Ende der 
Drucklegung erst nach vielen Jahren erwartet werden. Es 
wird sich daher empfehlen, bisher Ungedrucktes schon vor- 
läufig zu veröffentlichen: 
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Appendix XXIV. 
Vom gerechten Richter. 

Das folgende Stück lehrt die Pflicht des Richters, milde 
und kaltblutig, schnell und unentgeltlich, unbestochen durch 
Person oder Geschenke der Partei zu urteilen, und ermahnt 
den Gerichtsherrn, seinen Unterthanen tüchtige Vögte vorzu- 
setzen. Es beklagt zugleich, dass die thatsächlichen Rechts- 
zustände der Gegenwart von der idealen Gerechtigkeit weit 
entfernt seien. — Wie schon der Inhalt dieser Gebote und 
Klagen, so ist noch mehr ihre Form der Bibel entlehnt. Aber 
dies, hindert nicht, dass wir wirkliche Angelsächsische Verhält- 
nisse darunter verstehen dürfen. Für die Zeit des sich auf- 
lösenden Reiches ist bezeichnend, dass all die Strafen, mit 
denen der Verfasser, zweifellos ein Geistlicher, dem unge- 
rechten Richter droht, im Jenseits liegen, dass nirgends eine 
beaufsichtigende Staatsgewalt über dem territorialen Dynasten 
und dessen das Volk aussaugenden Gerefen erscheint. Unter 
dem Feindesherzog, dessen Grimm» weil entriunbar, noch immer 
dem unabwälzbaren Drucke des ungerechten Gerichtsherrn 
vorzuziehen sei, wird der Däne gedacht sein. 

Neben dem Inhalt deutet auch die Sprache einerseits auf 
einige Zeit nach Aelfred, andererseits auf die Zeit vor der 
Normannischen Eroberung. Die Handschrift selbst ist nicht 
jünger als Mitte oder Ausgang des XI. Jahrhunderts. Setzen 
wir a)so die Abfassung um das Jahr 1000, so werden wir 
schwerlich um mehr als eine Generation irren. 

Der Codex Cottonianus Nero A I, von Thorpe für andere 
Ags. Gesetze als G ^ benutzt, bietet unser Stück Ags. auf fol. 
47 in derselben Hand wie das ihm vorhergehende über den 
Peterspfennig und die ihm folgenden Gesetze Aelfreds. 

Die Lateinische Paraphrase kürzt im Ganzen und fügt nir- 
gends einen neuen Gedanken, nur stellenweise erweiternde Wen- 
dungen hinzu. Einige Male flüchtig und ungenau, schreibt sie ein 
seltenes Ags. Wort ab, wol weil sie es nicht mehr verstand. 
Nur als Theil von Ap. XXXIII erhalten, wird sie von deren 
Sammler, jenem oben erwähnten Uebersetzer ', um 1113—20 



») S. o. p. 203. — •) S. 0. p. 200. 
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verfertigt sein. — Der nachfolgende Druck ist aus T f. 145, 
collAtionirt mit R f. 162 und Br c. 903; während Hk f. 83 
und M f. 68 bisher hiebt verglichen werden konnten. Wie 
die Varianten unten ergeben, sind T, R, Br nicht von ein- 
ander abgeschrieben. Dass auch Hk und M nicht ihre Quellen 
sind, erhellt aus anderen Stellen. — Ausser in Twjfsden's Br 
ist diese Ve., aber ebenfalls nur aus Bromton, in den Eng- 
lischen Concilia gedruckt, zuletzt bei Wilkins p. 295. Dessen 
Abweichungen, die ich als Br-Wi notirte, entstammen wol 
dem Cambridger Codex, da Liber Jornalensis citirt wird. Les- 
arten, die Br-Wi mit Br-Ti gemein hat, bemerke ich als Br. 

[!.»] ^Ic man, pe riht de- [I.] Jeder Mann, der recht 
med, he haefd waBga on handa; urtheilt, er hat Wagschalen in 
and on a^gdere sceale he by r{> der Hand ; und in je einer Schale 
rihtw isnesse and mildheort- trägt er Gerechtigkeit und Mild- 
nesse: ^rest for daere rihtwis- herzigkeit: Zueret um der Ge- 
nesse he gereced dses gyltes rechtigkeit willen bestimmt er 
böte and ponne for da^re des Vergehens Busse und dann 
mildheortnesse he gemetegad um der Mildherzigkeit willen 
peere scylde wfte. mässigt er der Schuld Strafe. 

[2.] Sume gyltas beod fram [2.] Einige Vergehen sind von 

pam godan deman purh riht den guten Richtern durch Recht 

to betanne, sume purh mild- zu Verbiissung zu bringen, 

heortnesse tö forgyfanne. einige durch Mildherzigkeit zu 

vergeben. 

[3.] Domas sceolon beon butan [3.] Urtheile sollen sein ohne 

selcere hadarunge^: 'pat ys, jede Personen -Beachtung: das 

'p€et he ne murne nader ne ry- ist, dass er sich nicht kümmere, 

cum ne heanum, ne leofum ne weder Reichen noch Niederen, 

ladum folcriht to recceanne. nicht Lieben noch Leidigen, 

Volksrecht zu bestimmen. 

[4.] Nys nanwiht unrithlycre [4.] Nichts ist mehr unrecht 

donne ys 'paet man medsceattas denn das ist, dass man Lohn- 



•>) Die Paragrapbeneintheilung findet sich in der Hds. nicht. 

') Das Wort steht in Somners (daraus in Boswortb-Tollers) Lexicon 
ohne Quellenangabe, aber in seinem Glossar zu Twysden*s Decem SS. 
Hist. Anglic. aus der Vetus Versio unseres StGckes, wo haderunga unflber- 
setzt beibehalten ist, bei Bromton c. 903, 9, citirt. cf. Äelfred Ein!. 43, 
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onfo for domum: fordan peda^ gelder empfange für Urtheile: 

medsceattas ablendad psera deshalb weil die Lohngelder 

wisra manna heortan and hi verblenden der weisen Männer 

forcyrrad dsera rihtwisra Herzen und sie verkehren der 

manna word. gerechten Männer Worte. 

[5.] Drihten cwaed^: 'Be [5.] Der Herr sprach: *Nach 

dam ylcan dorne de gc nü dem selben Urtheile, das ihr 

mannuw demad, eow byd eft jetzt Menschen ertheilet, wird 

gedemed."" euch späterhin geurtheilt\ 

[6.j Fordon {>onne ondnede [6.] Deswegen denn fürchte 

he him God, his deman, dy tes er sich vor Gott, seinem Richter, 

he eft on domesdasge beforan damit nicht er späterhin am 

Godes eagum weorde dumb Gerichtstage vor Gottes Augen 

and genyderad. werde stumm und erniedrigt. 

[7.] Se I)e fam unscyldigan [7.] Der, der den Unschuldigen 

sceddep, odde pam scyldegan schädigt oder den Schuldigen 

scylde{) for metsceattum odde' schirmt um Lohngelder oder um 

for aeniges mannes lufan odde irgend eines Menschen Liebe 

feonge, he bip eft geniderad oder Hass, er wird späterhin er- 

fram dam ecan deman. niedrigt von dem ewigen Richter. 

[8.] Ne sceal him nan eald- [8.] Nicht soll sich ein Fürst 
orman settan dysige deman ne setzen thörichte Richter noch 

unrihtwise to geongruw: se ungerechte zu Beamten: der 

dysega for his unwisdome ne thörichte wegen seiner Unweis- 

can 'pcet riht; and se unriht- heit kennt nicht das Recht; und 

wisa for his gitsunge for- der ungerechte wegen seines 

cyrrep "pcet riht , de he ge- Geizes verkehrt das Recht, das 

leornode. er erlernte. 

[9.] Forneah da earman men [9.] Beinahe werden die armen 

beod wyrs bereafode fram Jam Menschen schlimmer beraubt von 

unrihtwisan deman |)onhe fram den ungerechten Richtern als von 

pam wsßlgrimmestan here; ne dem todgrimmigsten Heere; noch 

bid nan heretoga swa gifre on ist ein Heerführer so gierig nach 

fraemdrea manna yrfe swa se fremder Männer Erbe als der 

unrihtwisa dema by^ on his ungerechte Richter es ist nach 

») odd codex, jedoch e über, der Linie von derselben Hand, 

») Cf. Exod.23, 8; Deuteron. Hk 19; statt 'Herzen' steht 'Augen'. Auch 
Af. Einl. 4C. — «) Matth. 7, 2. 

Zeitschrift d. Savigny.Stiftang. V. Germ. Abth. 14 
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hyrimanna*^; pa unrihtwisan dem seiner Hörigen; die unge- 

deman U beod wyrsan ponne rechten Richter, sie sind schlim- 

herigende here: here man mer als verheerendes Heer: 

mseg for oft befleon — ac pa einem Heere mag man wol oft 

deman for hira aqwealde man entfliehen — aber den Richtern 

ne mseg befleon, donne he^ wegen ihrer Gewalt kann man 

him of hira ceastrewarena ford- nicht entfliehen , wenn sie sich 

rycnesse gestreon gaderiad. von ihrer Bürger Bedrückung 

Gewinn sammeln. 

[10.] Oft eacpagodan deman [10.] Oft auch haben die 

babbad yfele gingran and reaf- guten Richter übele Beamte und 

gende, mid dsera scylde pa deman raubende, mit deren Schuld die 

habbad hi besmitene; and gyf Richter haben sich besudelt; 

heo hym hyra reaflaces ne und wenn sie ihnen bei ihrem 

gestyrad, ponne forweordap hf, Raube nicht steuern, dann ver- 

da deman durh hyra gyngrena fallen sie, die Richter, durch 

synna. For dan se sedela mid- ihrer Beamten Sünden. Denn 

dangeardes lareow cweed^: *Na der edle Erdenlehrer sprach: 

da äne de yfel dop, ac aelc 'Nicht die allein, die übel thun, 

para pe hit dam dondum ge- sondern jeder derer, die es den 

dafiad beod wyrpe das ecean Thuenden gestatten, sind würdig 

deades.' des ewigen Todes.' 

[11.] Oft eac da dwyran de- [11.] Oft auch schieben die 

man for heora gitsungae ® bösen Richter wegen ihres Geizes 

pone dom geuferiad odde hyne das Urtheil auf oder wenden es 

awendad and ne geendiad und beendigen nie die Gerichts- 

nä pa spsece, aer heora seod Verhandlung, ehe ihr Geldsack 

bid afylled; and pan ponne ist gefüllt; und dann, wann 

hy demad, ne scewiad hy na sie urtheilen, sehen sie nie auf 

pa spaßce , ac pa med- die Rechtssache, sondern auf die 

sceatas. Lohngelder. 

[12.] pa unrihtwisan deman, [12.] Die ungerechten Richter, 

aßfter witegan cwyde* swa nach der Weisen Spruch, so wie 

swa wulfas on sefne, ne Isefad Wölfe am Abend lassen nichts 

n&wiht od morgen: "pcet ys bis zum Morgen; das heisst, 

») hyre, aber durch Rasur in hyri eorrigirt, — ^) So codex, wegen 
des vorangehenden und folgenden Plural hi zu emendiren, — c) sie c. 

^) subdüus übersetzt die Vetus Versio zu VI. Aethelstan 11. — 
•) Paulus ad Rom. 1, 32. — ») Sophon. 3, 3. 
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f)^< bi be pisses anweardan dass sie an dieses gegenwärtigen 

lifes ongebydnesse ^ dencead Lebens Annebmlicbkeit denken 

and nawibt be pses to- und nichts an die des zukünf- 

werdan. tigen. 

[13.] Yfelra gerefena peaw [13.] Uebeler Grafen» Sitte 

ys ^t hi nymad selcwiht and ist, dass sie nehmen jedwedes 

uneade hi pain pearfiendum und ungern lassen sie den Dar- 

lytles hwa^t Isefad*. benden etwas Weniges. 

[14.] Se hatheorta dema ne [14.] Der heissherzige Richter, 

nia?g he behealdan das nicht kann er wahrnehmen des 

domes riht: fordan pe for Urtheils Recht: deshalb' weil 

da;s yrres dimnesse he ne wegen des Zornes Umdtisterung 

ma;g geseon das rihtes beorht- er nicht kann sehen des Rechtes 

nesse. Klarheit. 

[15.] In döme ne sceal [15.] Im Urtheile nicht soll 

man seniges mannes mted man auf eines Menschen Rang 

sceawian ac pa spajce; hyt schauen, sondern auf die Ge- 

ys awriten*: 'Ne onfoh du richtsverhandlung ; es ist ge- 

naenigne had on dome; ne* schrieben: Nicht beachte du 

neara du for nanum, irgendeine Person im Urtheile; 

p^et pu "paet riht ne deme.' noch schone du wegen jemandes, 

dass du das Recht nicht ertheilest. 

[16.] pa unrihtwisan deman [16.] Die ungerechten Richter, 

hl dweliad on dare sodfsßst- sie irren in der Wahrhaftigkeit 

ncsse cwyde, ponne hf behealdap Verkündigung, da sie beachten 

pa gedinc|)0 das mannes; and die Ehren des Mannes; und oft 

oft heo scadad pam unriht- schaden sie den Gerechten^), 

wisum^, donne hf scyldad pam wenn sie beschirmen die Tugend- 

arleasum. losen. 

[17.] Seo anfengnes med- [17.] Der Empfang von Lohn- 

sceata on domum ys sod- geldern in Urtheilen ist der 

fsBstnesse forlsDtnes; and Wahrhaftigkeit Yerlassung; und 

pa de hira God ondrsedende diejenigen, die sich vor Gott 



») Der letzte Buchstabe beim Einbinden verschnitten, — ^) Ich halte 
rihtwisutn £u emendiren, 

^) Das Wort ist in derVersio fortgelassen; 'gehydnes = opportunity 
Bosworth ; 'hyd ==> covnmodum Grein. — *) Vorsteher eines VerwaUungs- 
amtes allgemein. -- *) Deuteron. 16, 19. — *) Exodus 23, 3. 
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riht demed*, hi onfod fürchtend, recht urtheilen, sie 
set Gode 6ce endlean. empfahen bei Gott ewigen End- 

lohn. 



[De iudicibus^j. 

[I.] Omnis iudex [iustus''] misericordiam et iudicium 
libret^ in omnibus, ut imprimis per rectam scientiam®^ 
dicat emendationem secundum culpam et eam tarnen ad- 
menasuret propter indulgentiam. [2.] Quedam culpe re- 
putantur a bonis iudicibus secundum rectum emendande, 
quedam per Dei misericordiam condonande. [3.] ludicia 
debent esse sine omni haderunga, [ut^ non parcatur« 
alicui** diviti vel egeno, amico vel inimico ius publicum reci- 
tari. [4.] Et nichil iniustius est quam susceptio munerum 
pro iudicio subvertendo; quia munera excecant cor' sapi- 
entum et subvertunt verba iustorum. [5.] Dominus lesus 
Christus^ dixit: In quo iudicio iudicaveritiSj iudicabimini. 
[6.] Timeat omnis iudex ac diligat Deum^ iudicem suum, 
ne in die iudicii mutus fiat et humiliatus ante oculos iudicis 
cuncta videntis! [7.] Qui innocentem opprimit" et dimittit"* 
noxium pro pecunia vel amicitia^ vel odio vel quacumque 
factione, opprimetur ab omnipotente^ iudice. [8.] Et 
nullus dominus, nulla^i potestas stultos aut improbos 
iudices constituat', quia stultus" per ignaviamS improbus 
per cupiditatem vitat** quam^ didicit veritatem. [9.] Gravius 
enim^ lacerantur pauperes a pravis iudicibus quam a cru- 
entis hostibus^; nullus hostis acerbior, nulla pestis effi- 



») Wol au8 demad verderbt. — »>) fehlt T; Br-Ti; Ilem de iud.B. 
roth\ De ofBcio iudicis Br-Wi, — c) aus R\ Br, — d) liberet Br-Ti, 

— e) sententiam iud'icei Br-Wi, — So Br-Wi; cur T. R. Br-Ti. — 
g) pacatur T. — ^) div. al. Br. — i) corda Br. — k) fekU T. Br. — 
1) fehlt Br-Wi. — ") opprimatJBr. — ^) dimitUt Br. — o) avaritia T. 

— p) omnipotenti R. Br-Wi. — <i) nu. po. fehlt Br-Wi. — ') consti- 
tuant Br-Ti. — •) constultus R. — *) ignorantiam Br-Wi. — ^) vitial 
Br-Wi, — ▼) quia R. — ^) judicibus Br-Ti. 

') Durch Sperrdruck zeichne ich die vom Uebersetzer veränderten 
Stellen aus. — ') Der Uebersetzer fasst for als Partikel 'denn", was je- 
doch nicht altenglisch, Mätzner III 270. 
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catior quam familiaris inimicus. [Hosticum*] potest ali- 
quotiens homo fuga vel defensione vitare, pravos iudices 
non ita potest^, quotiens^ adversus subditos malis desideriis 
inflammantur. [10.] Sepe etiam^ boni iudices babent malos 
vicarios [et ministros®] refantes'S quorum reatibus^ ipsi 
domini constringuntur, si non eos coerceant^ et a rapa- 
citate' cohibeant; quia dominus et magister^ seculorum ait: 
Non solum male agentcs sed omnes consentientes digni sunt 
qtema morte. [11.] Sepe etiam^ pravi iudices iudicium per- 
vertunt vel respectant et non finiunt"* causam, donec vultus" ' 
eorum impleantur^ £t quando iudicant, non opera sed 
rounera considerant. [12.] Impii iudices iuxta verbat sapi- 
entium^ sicut rapaces lupi vespere nü residtuint lAsque mane^ 
id est de prescnti' solum vita cogitant; de futura* nil 
considerant. [13.] Malorum prepositorum mos est, ut quic- 
quid^ possunt auferant et vix necessariorum^ parum quid 
relinquant sustentationum\ [14.] Iracundus iudex non 
potest attendere rectam iudicii satisfactionem, aut^ per 
furoris excecationem non perspicit ' rectitudinis claritatem. 
[15.] lustum iudicium est, ubi non persona sed^ opera con- 
siderantur*. Scriptum est: 'Non attendas personam bominis 
in iudicio, ne pro aliquo facis ut a vero devies* et iniuste 
iudices.* [17.]^ Susceptio muneris dimissio^ est veritatis. 



Versio zu IV. Eadgar. 

Sie gehört dem XI. Jh. an. Ihre Vorlage war nicht das 
Ags. Stück in derselben Hds. C, dem sie vielmehr vorangeht, 

») 8o B,, damit werden Spelmana und Walkera EmendcUionen unnütz; 
fehlt r. Br. — »>) possunt iudices Br-Ti. — «) aliq. Br-Ti. — d) enim T. 
•) aus B. Br. — f) nephandos Br. — 8) fehlt Br-Wi. — ^) cohe. 
R Br. — 1) rapaciUtem BrWi. — k) minister Br-IH. — i) enim T. 
— m) finium T, — ») voluntas Br, — <>) impleatur B. Br. — p) verbum 
Br. — <i) sapientum T. Br. — ') dienti Ri; diese Form fehlt Du 
Gange. — •) futuris T. — *) quicquit T. — «) necessarium T. Br. — 
^) sustentationi Br-Wi. — ^) nara Br. — «) percipit Br-Ti. — 7) fehlt 
Br. — ■) consideratur Br. — ») declines Br. — ^) est dim. Br. 

*) Cf. Du Gange s. v. reffare, rauben. — *) Der Uebersetzer scheint 
seo Gesicht statt seod gelesen zu haben. — *) § 16 fehlt. 
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noch auch die andere Hds. F^ sondern scheint verloren. Ihr 
verdankt unser Uebersetzer II 4 eine bessere, schon von 
Schmid vermuthete Lesart, aber auch wol den (durch F zu 
corrigirenden) Fehler, den auch Ags. C hat, in II 11. Ohne 
erkennbare Absicht sind mehrere ganze Sätze fortgelassen; 
dagegen ist es wol Englische und hierarchische Tendenz, wenn 
die Stellen von der legislativen Unabhängigkeit der Dänen 
in England II 12. 15 und der Macht der weltlichen Regierung 
über den Clerus I 6 unterdrückt sind. — Den Sinn giebt 
unser Uebersetzer bald ganz frei und daher beachtenswerth 
erläuternd, so II 1. 9, wieder, bald überträgt er genau wörtlich; 
einmal behält er ein Ags. Wort nicht nur bei, sondern fugt 
sogar den Ags. Artikel hinzu. Die Zusätze dienen der Er- 
klärung oder zur Erhöhung der feierlichen Gesetzesform oder 
zur predigerhaften Erweiterung der moralisirenden Stellen. 
Wenn Eadgar vom Geistlichen Reinheit des Lebens fordert, 
so fügte der spätere Uebersetzer, der Zeitgenosse des Clu- 
niacenser-Sieges hinzu: Keuschheit und Heiligkeit. — Diese 
Versio bestätigt II 7 Schmids Uebersetzung gegen Thorpe. 

Veti4S Versio voti IV. Eadgar \ 

[A.^] In huius litterature continetur serie°, quem- 
admodum rex inclitus Eadgar diligenter c^pit perquirerc 
et inuestigare, quid ad remedium ualeret incommoditati 
public^, morti scilicet subitanee, que suam longe lateque^ 
patriam uexabat graui peste. [L] Et uisum est sibi et 
cunctis obtimatibus regni sui, ob diuinorum transgressionem 
mandatorum contingere huius euentum rei, et maxime quod 
homines, uere fidei agnitionem habentes, Deo persoluerc 
recusabant rerum suarum decimationes. Ideo dignum me* 
moria proferens exemplar^ ait: [1.] Ut, si quis in 

») Aus Ms. C, saec. Xf, fol. 217. Eine andere Hds., Hk, f. 117, 
saec. XVI, gibt sich selbst als Abschrift ex veiusto libro Wigomiensi 
'De officio misse, was genau auf C passt, hat also keinen selbständigen 
Werth. — ^) Eintheilungszeichen nach Schmid, Gesetze der Angelsachsen, 
p. 194. Accente sind die der Hds., sie tragen die Angelsächsische 
Form. — o) Durch Sperrdruck zeichne ich die Zuthaten des Ueber- 
setzers aus. 

>) Statt dessen sagt das Original: Er bedachte und berieth das 
Göttliche nach Welt-Oewohnheit, 
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seculo militans^ debituni domini sui pensum census 
neglexerit, neque illud diebus statu tis, quos preterire non 
licet, persoluere studuerit, putandum est ut, si idem do- 
minus pius et misericors extiterit, eandem relaxans 
neglegcntiam , ueniam tribuit et sine aliqua ultione quod 
suum rite uidetur ab eo suscepit; — [2.] si uero frequenter 
h§c eadem per suos precones requisierit, et ille exasperatus 
et ad iracundiam prouocatus, opera sua iniqua per 
uim^ defendere uoluerit, credendum procul dubio, flammam 
indignationis domini adversus buius modi hominem in 
tantum accendi debere, ut nee illum aliqua possessione 
nee §tiam uita dignum existimet §ssq: [3.] ita siquidem in- 
dubitanter Dominum uirtutis totius suis facturum opi- 
nari poterimus, qui sepius admoniti persanctos Qcclesie 
doctores% illius contradicunt iussionibus, pecuniam Domini 
sui, uidelicet decimas Qcclesie et oblatioiles, temerariis re- 
tinentes praesumpsionibus ^ [4.] Quapropter diuina auc- 
toritate et nostra^ uos commoneo, ne Dominum maie- 
statis ad iracundiam piouocetis in aliqua retractione diuine 
rectitudinis, ne, exientibus^ uestris peccatis, mortem 
repentinam uit^ praesentis incidatis et praecipue futuram, que 
nullo fine concluditur, Gehen ne infernalis. Sed uterque, 
diucs, pauper et mediocris, decimas Deo persoluat omnium^ 
que possidet* cum deuotione et puro affectu cordis, 
sicut institutio docet, quam optimates nostri et principes 
ad locum cui inditum constat qssq uocabulum 
Andeferan et postea ad Wighbordes-Stane instituentes confir- 
mauere. [5.] Pretera prepositi nostri ac magnati omnes 
seua districtione coercere studeant, qui pactum stabilitum 
uiolare satagunt et istud adimplere recusant, sicuti prelibat^ 
locutionis ordinatio illis demonstrat; nee ulla miseratio pro 
tantapreuaricatione fiat^ [6.] Uolo Qtiam ut hoc decretum 



•) dictores c. — ^) Sigle p als prae aufgelöst, weil mehrfach noch 
der Diphthong ae erhalten. — c) für exigentibus. — ^) oroniumq; c. 

') Ags. geneat-man. — *) Ags. eetstrengenne ; Schmid weniger ge- 
nau: hinguziehen, — *) 'Ich und der Erzbischof' im Original. Der 
Uebersetzer lässl den König noch mehrfach unten im Pluralis maiestatis 
reden. — *) Original: der einiges Ackerland besitzt. — *) Schluss von 
§ 5 fehlt. 
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stabile ac firnium in omnibus locis dominationis nostr^ 
perseueret. Sanct§que §cclesi§ cultores, per quorum nianus 
transeundum est quod Domino uniuersorum pro nostrarum 
Salute animarum damus, inreprehensibiliter casteque 
et sancte^ uiuant, sicut decct Dei ministros, quatinus 
sua sanctitate pro nobis apud Altissimum mercantur fieri 
intercessores. Ipsi^ quoque cum omni humilitatis 
subiectione diligenter obaudiant animarum nostrarum 
custodibus, uidelicet episcopis, quibus incessanter in cunctis 
iustiticationibus obedientes esse debemus, ut illa obauditione, 
quam eis recte pro amore Diuinitatis inpendimus, eorum 
doctrinis et bonorum operum eruditionibus §terne beatitu- 
dinis l^titiam adipisci* mereamur cum sanctis om- 
nibus. 

[B. II.] In nomine sancte et indiuidue Trinitatis 
moderantis uniuersum orbem praecipio statuere in una- 
quaque regione terrarum mundane iustiti^ legem, quanto- 
cumque quis investigando ordinäre ualuerit meliorem ad im- 
mense maiestatis gloriam et honorem, diuitibusque ad 
gaudium et pacem, et pauperibus ad plenam consolationem. 
Primitus^ annuo et concedo omnibus per uniuersi 
regni mei prouincias et ciuitates mihi militantibus eandem 
legem et gratiae donum quod habuerunt et possederunt 
in magnis uel minimis patris mei temporibus. [1.] Cupio 
§tiam cum Danis stare et uigere iustitiam et equitatem, 
legumque bonarum et adinventionem , et cum Anglis quod 
nostra regalis excellentia cum generali consilio sanxit 
omnibus ad provectum adque salutem. [2.] Sit tamen hoc 
nostrum consilium in commune omnibus, tam Danis quam 
Anglis adque Bryttonibus, undique in potestatis nostre finibus, 
ut unicuique, siue locupleti siue egenti^ cum pacis tran- 
quillitate liceat possidere quod iure hereditario adquisierit 
ac legitime. [3.] Unusquisque habitans in urbe aut rure 
sub fideiussore constituatur , et in omni ciuitate fidel e testi- 

») apisci c. — ^) Primitur c, der also aus einem Buch mit Angrel- 
sächsischen Buchstaben copirt zu sein scheint. — c) genti c. 

*) Im Original nur; rein. — *) Statt dieser milden Ermahnung an 
den niederen Glerus hat das Original: 'Ich und meine Thane mögen 
unsere Priester (durch Befehl) anhalten.' 
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monium inueniatur, ut^ omnis rationis uia furandi inter- 
cludatur»^. [4.] Et ad hoc procurandum et tutandum 
uiri triginta sex^ legitimi, [5.] in ciuitatulis uero duo- 
decim eligantur. [6.] Si quis uero ciuis aut peregrinus, 
poscente usu necessitatis humane, quid cmere uoluerit 
aut uendere, secum^ sumat testimonium in omni negotio, sit 
in ciuitate, rure aut hundrode ^ Quique huic iustificationis 
operi fuerit electus et prepositus, iuret quod nuUoraodo 
deprauatus pecunig muneribus, nee alicuius amore uel 
timore seductus, quicquam aliud testificare uelit nisi qu^ 
auribus audierit aut oculis uiderit, uel negare presumat 
quod factum pro certo scierit; sintqu§ duo electorum uiro- 
rum in quolibet negotio procuratores positi, ut sciant quid 
quisque dat et quid recipit. [7.] Qui autem de loco 
ad locum causa emendi, ut prefati sumus, transierit, 
uicinis et amicorum suorum turbis insinuet, cuius rei in- 
stinctu proficissci uelit; et cum iterum domum redierit, palam 
faciat, in cuius testificatione eandem suam emptionem emerit. 
[8.] Si ergo casu accidente foras extra sui notitiam in 
quolibet locorum quod antea cupiebat ad emendum in- 
sperate sibi occurrerit, h^c suis manifestare non diiTerat, cum 
ad propria reuersus fuerat. Et si animal uiuens, bos aut 
uitulus^ uel aliquid huiusscemodi extiterit, cum uici- 
norum testimonio illud in communis pascue locum deducat. 
Quod^^ neglegens hoc operc implere ante quinos dies uel 
noctes recusauerit, uicini eins adpropinqui® trans- 
gressionis crimen domino dses hundredes' aperiant, ipsi- 
que et suorum custodes armentorum inculpabiles et im- 
munes maneant; ipse vero animali suo, quod illuc absque 
suorum testimonio propinquorum adduxit, careat; ita ut 
in duo diuisum, terre ipsius dominus medietatem possideat, 
7 8 psct hundred reliquam partem sine ulla calumpnia 

») inier dudat* c. — ^) vel sibi über der Linie von gleicher Hand. 

— c) WQBpengetace Ags, — ^) uitulos c. — dd) ergänze si. — «) Viel- 
leicht adque propinqui beabsichtigt. — ^) hundrodes ohne Artikel Ags, 

— «) Das im Ags. stets für unser 'und' gebrauchte Zeichen. 

') Der folg. Schlusssatz steht im Original schon hinter § 2. — 
*) Schluss des Or. fehlt hier. — •) XXXIll Ags.; schon Schmid ver- 
muthet: XXXVI, was auch unten c. 10 vom Uebersetzer wiederholt. 
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habeat. [0.] Si vero aliöquiu noctibus quinque contigerit ab- 
scondi, sicut dixiiuus, omne peciis perdat ad detrimendum^ 
etignominiamsui; dirisquc verberum^ plagis pastores ipsos 
absque miseratione liceat affligi^. [10.] Si autem unum aut 
duos aut eo^ aroplius ex triginta sex' uiris sibi io 
testimoniura asumpserit, et prineipes*" hundred ita se rem ut 
prosecutus est habere cognouerit, ratione qua supra 
protulimus, nulluni quodlibet aliud nisi armenti sui damp- 
num patiatur et incurrat, eo quod uicinorum notitie hoc 
idem aperire et confiteri recusauit. [11.] At si demumne-* 
cessitate compulsus, aliquein supradictorum testi- 
ficatur, idque fore falsum reperitur adque dinoscitur, 
mortis reus affectus, sine dilatione capitali sententia punia- 
tur, et in verticem ipsius iniquitas^ eius conuertatur. 
Furtum igitur illud sub potestate domini rus supradictum 
habentis transeat, quoadusque possessor, cui fuerat hoc 
ablatum tali fraude, ultroneus adueniat, sibique illa^ 
uendicando quod suum est, cum iurisiurandi sacramento^ 
recipiat. ^ [13.] Ruricolis quoque ipsis hanc eandem statuo 
rectitudinem, ut in meis meorumque principum pecoribus" 
et pascuis habeant exquisitionem ; et si quis michi ad- 
herentium' huic ordinationi resistens hoc devitat, neciniuriam 
illis aut aliquibus inferre^ formidat — , qug lex et iustiti§ 
rectitudo ad hoc aput Danos sit statuta, sciscitetur et per- 
quiratur^ — ; [14.] equidem cum Anglis inueni, quid ad cor- 
rectionem illi proficere possit, qui, iracundie stimulis 
exagitatus uel audacia instigatus, quempiani illorum 
minatur aut penitus occiderit, qui sollicite pro iustitia 
et ueritate laborans, crimen furti uel quamlibet in- 
iustiti^ culpam propalauerit, suaque ueritatis rectitudine 
insontem liberauerit sontemque merito dampnauerit^ [15.] 



aa) sie c. — ^) lieber der Linie. — c) princeps zu emendiren, weisen 
des fo]((enden cognouerit und weil Agsä. ae ealdor. — ^) Aus Cs Lese- 
fehler: agenfrige ad statt agenfrigea piet — «) pectoribus c. — 
f) adherentiam c. — e) Ags. gebyt; 'command' übersetzt Thorpe, 'ge- 
bietet' Schmid. — ^) perquirat c. 

^) Frei aber richtig für 'oerliere die Haut* des Originals. — *) Schluss 
des § fehlt. — •) S. o. c. *. — *) Cf. Psal. 7, 17. — ») § 12 fehlt — 
•) Schluss des g fehlt. 
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Placet Qtiam, ut hoc pactum incoucussum et inuiola- 
bile in reliquum tempus conseruetur^ ad pacis abun- 
dantiam Deoque, omniuni saluatori, ad laudem et 
magnificentiam et nobis omnibus in hac terrena pe- 
regrinatione degentibus ad vitQ longinquitatem 
nostrorumque peccaminum abolitionem et remis- 
sionem. Et ne quando istius pactum consilii occul- 
tetur et obliuione deleatur prauorum macinationi- 
bus, confirmetur et corroboretur plurimis litterarum 
asertionibus, sicque ^Ifero, iEdelwino, populi mei ducibus, 
circumquaque diuulgetur in omnis mee dominationis 
partibus. [16.] Quamdiu etenim comes fuerit uita, fidelis 
omnibus uobis perseuerabo; et nunc omnes uos in uisceri- 
bus Christi commendo, ut magis de magis abun- 
detis in omni bonitate et scientia et opere bono*. 
Ualete feliciter in Christo! 



Hier mögen aus den bisherigen Collationen einige in- 
haltlich wichtige Textcorrecturen folgen. 

Aethelbert !. M[on]k[es] frip II gylde; das betr. 
Wort ist fortradirt bis auf M und den oberen Schaft eines 
Buchstaben in der Mitte, den offenbaren Rest von b oder h, 
k, 1; die bisherige Ergänzung M[ynstres], die auch in der 
Rasur keinen Platz hat, ist also sicher falsch. — 24 gebin- 
dej) trotz Loch nd noch erkennbar. — 54 scyte-finge^ . . 
Villi scill. — 63 Gif man cearwund sie, XXX scill. ganz 
deutlich in der Hds., wie schon Schmid, statt II l aller Aus- 
gaben, vermuthete. — 84 gaengang. 

Wihtrsed 26 odde hine man cwelle; nur Druckfehler 
bei Seh. 

Ine bildet ausser in den von Th.-Sch. gekannten Co- 
dices auch in Bu. und Ot. und der verlorenen Vorlage zu Ap. 
XXXIII den Anhang zu Af. Die älteste Hds. E bleibt Text- 
fundament, ist aber nicht Archetypus, sondern muss mehr- 
fach durch treuere Abschriften ergänzt werden: so ist Af. 
Ein!. 2!** eine Zeile* übersprungen. [Th. sagt irrig, das 

•) Der Schlusssatz in Uuciale mit rother Einfallung. 

>) Anfang des § fehlt. — «) Ebenso Af. 1, 3". 27*®. 39, 2". 
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sei in H der Fall, und bemerkt umgekehrt falsch ib. 49, 7** 
eine in E vorhandene Stelle als fehlend: — wie er denn 
häufig die Variantenbuchstaben verwirrt.] Koerners^ philo- 
logische Emendationen zu Af. 49 eadmodnesse; § 5 byr- 
denne . . healdannc; § JO healdanne finden in E Be- 
stätigung. Von den übrigen Hdss. gehen die beiden jüngsten 
B und H auf Eine verlorene Vorlage hh zurück; daher ver- 
mutlich hat Ine hl^^ B im Text wie die alten Hdss. synnig, 
darüber aber als Glosse scyldig, was dann in den Text von 
H aufgenommen ist. Schon hh scheint den Instrumentalis der 
alten Sprache durch Präpositionen ersetzt und erklärende 
Wörter beigefügt zu haben, die jetzt in B und H stehen, 
aber aus dem Text (z. B. Ine 11". 36*'. 59*^) wieder schwin- 
den müssen. Alle Hdss., auch Bu, Ot und die verschollenen 
Vorlagen von Lambarde und Ap. XXXIII sind nachweislich 
nicht aus einander sondern aus verlorenen Quellen abgeschrie- 
ben. Ausser in E ist Af.-Ine in den übrigen Hdss. nur 
ein Theil einer Rechtssammlung. Nur Eine Ve. existirt: im 
Ap. XXXIII, deren Vorlage — hier wie auch in allen folgen- 
den Stücken — mit Lambardes Druck eng verwandt ist. Auch 
zur Einleitung Af. steht da in MSS. Co, Hk, R, T eine bisher 
ungedruckte Ve., die jenen Druck gegen i? bestätigt. Ine 
3, W 2* die Umwandlung der Strafe in Geld fehlt wie allen 
älteren Hdss. auch Bu. — 6, 3^' und 4** auch Bu irrig 
CXX. — 11» Kirchenbusse fehlt auch Bu. — 18" of fehlt 
auch Bu, — 21** donne auch E, Bu. — 23" dael; nur Druck- 
fehler bei Seh. — 32^' healfes haebbe E. — 37 ontygnesse 
E. G, — 43, 1" treowu; nur Druckfehler bei Seh. — 62" 
nanewiht E. — 67 se hlaford him wile; nur Druckfehler 
bei Seh. — 

Aelfred Einl. IP» to dsere dura paes temples E. — 
36 wreonne and to werianne E. — Einl. 49 ist in E. G als 
I numerirt; in dem vor dem Texte zusammengestellten Rubriken- 
verzeichniss ist dieses I [in G II d. i. Af. 1 (hinter der Einl,)] 
so überschrieben: Be don [pon G] pSBt mon [man &] ne 
scyle oprum [od. G'] deman buton [butan G] swa he 
Wille paßt him [man him G] mon deme E. — Af. Einl. 



') Angelsächs. Texte p. 54. 213. 
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49, 6" cepan fehlt besser E. — Af. 7^5 ggif ä beJE. — 15^ 
biscopum E. OL G. — 19, !• Gif hi hie ne gesamnien, . . 

— Cap. 29—31 stehen vor c. 26—28 auch in E. G. Ot, also 
(da nach Th. auch in bh) in allen Hdss. gegen Lambarde 
und Ve. — C. 40—44 sind theilweise lesbar in Ot. — 57 
naegles bid III scill. E. G. — Cap. 47, in E. G. Ot XLIII, 
ist der letzte in Af. mit Nummer und Rubrik versehene Ab- 
schnitt; darauf folgt: XLIIII Be Ines domum. — 

Af.Gu. Beide Texte von derselben Hand in B, 
1 1 £ w. Die enge Verwandtschaft B's mit Lombard folgt 
namentlich aus P; pa^t hy haben [aus bh] £r und B im 
Texte, letzteres aber ausradirt, und die Worte fehlen Lamb. 

I As. Vielleicht sind beide Agsä. Texte, nämlich dg (die 
gemeinsame Vorlage von D und G) und Lambard, ursprüng- 
lich verschiedene Redactionen, zu denen als dritte, vollstän- 
digste und zwischen beiden stehende die Vorlage der Ve. 
kommt. 

II As. c. 8—24 in Ot lesbar, das, überhaupt das älteste 
Ms., näher zu Lambarde als zu H steht. — 20, 4. And se 
pe be pysum geswican nelle Ot. 

I Em. Pr. Wulfstan arcebisceop georne and G. 
1 £g., weder in Ags. noch Lat. Hdss. nach Eadgar be- 
nannt. — Von c. 2 ist die erste Zeile Rubrik, B. — Für 

III Eg. ist in G eine zweite Abschrift noch unbenutzt. — 

IV Eg. Versio s. oben. 

IV Atr. 3 auch in Co. — Für V Atr. 34 f. ist die an- 
dere Fassung in 6r f. 119 unbenutzt. — VI Atr. Ags. 36 
plihton hy heora are and eallon heora sehtaLii K, bei Seh. 
ausgefallen. — VI Atr. Ve. nur in K (nicht K2) f. 30 geht 
dem Ags. Original (f. 33) voraus; sie ist nur überschrieben 
Incipiunt sinodalia decreta. — Pr. edicto concrepante. 

— 27 institutionem peniteant atque emendent. — 40 a rege 
N magnopere, darüber von anderer Hand: iE{)elredo. — id- 
circoque ego N. gratia, darübfer von anderer Hand Wulfstanus. 

Cnut. Eine ungedruckte Sammlung Ags. Rechtssätze in 
D p. 126, nur theilweise in den Varianten von Th. benutzt, 
der nicht angiebt, dass die Anordnung eine ganz verschiedene 
und die Auswahl eine nur kleine ist. Den Anfang giebt Seh. 
p. LV aus Wanley, welchem ähnlich wie I Cn. 1 folgt : I)onwe 
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is ^(et 83rest ^at witan geraeddan, p«< hi ofer ealle odre 
{)iDgc acnne God cefre wurdodon and aenne Cristendom anrsed- 
lice healdan and Cnat cyngc lufian mid rihtan and mid 
trywdan and Eadgares lagan geornlice folgian. In 
diesem Vorwort fehlen also der Ort Winchester, die Zeit Weih- 
nachten, der Titel Cnuts 'Englalandes, Dena [Nordrigena nur 
in der rothen Ueberschrift, nicht im Prooemium Ä^ fehlt gänz- 
lich dem älteren 6r, hätte also keine Schwierigkeiten zu machen 
brauchen] cyning' aus der gedruckten Fassung; dagegen scheint 
näher zu liegen eine Beziehung auf die Nachricht der gleich- 
zeitigen Annalen von Worcester^: 1018 Dene and Engle 
wurdon sammaBle [concordes übersetzt Florenz] aet Oxanaforda 
to Eadgares läge, d. h. auf die ungeschriebene Verfassung, 
nicht etwa die Ilechtssammlungen Eadgars; denn die in D 
folgenden Sätze sind vielmehr meist mit VI Atr. identisch: 
was bereits Wilhelm von Malmesbury, Reges § 183, vielleicht 
aus Vergleichung von Cn. und Atr. bemerkte. Aus G, dem 
besten Codex, hat nur Kolderup, nicht Th. und Seh., Wilkins' 
wichtige Varianten, denen ich hier nur Weniges, inhaltlich Be- 
deutendes hinzufüge, beachtet. Th. behauptet zwar, nach G 
zu drucken: das ist nicht immer der Fall. In dem Druck- 
fehler -Verzeichniss will er dafür H gelesen wissen, was sicher 
falsch ist. Meist ist der Text der Lambards. Die Latein. 
Ueberschriften fehlen G. — ICn. 2 And witan Godescirican 
A. — 4 understande se pe [wille odde Ä, Ve. II; fehlt G, 
Ap. XXXIII] cunne. — 5, 3 And gif sefre (?. ^. — 8 Z. 2 
huru fehlt G.A. beiden Fe. — 12 letzte Z. fehlt G. A, aber 
durch beide Ve., denen also auch hier bessere Hdss. vorlagen, 
bestätigt. — II Cn. 18 be wite eal swa hit riht is nach G 
mit Wilkins zu streichen als wahrscheinliche Flücbtigkeits- 
Wiederholung der Zeile vorher. — 51. Der zweite Satz Ne 
bid — sibb steht hinter dem ereten Satz von c. 52, vor 
Gif hwa mseden G. — 62* on Cent ast hamsocne V paii» 
cingce. — 71 And beon pa heregeata swa fundene G. B. Ve. 

— 84, 5 letzte Zeile and gehealde — swa fehlt A. B. Ve. 

— Ausser der von Seh. gedruckten Ve. aus Ap. XXXIII existirt 

') Hieraus Thorpe 'Agsax. Chronicle' p. 286; dagegen bei Earle 
Two Saxon Chronicles' p. 160 nur aus dem Canterburysclien Ms. des 
XII. Jh. 
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eine davon unabhängige, mit Ps.-Cn. verbundene und von 
Kolderup gedruckte Uebersetzung. Er benutzte Cb als Grund- 
lage und verglich S (das er H nennt) und H (bei ihm Raff. 
geheissen). Der Text kann durch sieben andere Hdss. corri- 
girt werden. Sie lassen sich bisher so classificiren : 
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a, b, c, d, e, f sind verlorene Hdss. 

Die Ciasse b enthält Vorrede und Schluss; Classe c endet 
c. 147 Z. 3; d geht bis c. 127; f ist der interpolirte Hunting- 
don, dessen Lesarten häufig gemeinsam von Di abweichen. 
H soll noch unter Heinrich I. geschrieben sein: dann wäre 
also diese andere Versio der ersten in Ap. XXXUI gleich- 
altrig. 

II Wl. Ve. ausser den von Seh. benutzten Hdss. auch in 
K2, Hg und B, M, T, muss also schon in Ap. XXXIII ge- 
standen haben. 

III Wl. in der älteren Fassung aus El bei Stubbs, Select 
Charters p. 83 gedruckt. Die früheste Hds. H ist bisher nicht 
benutzt, ebensowenig T. — Noch unter Heinrich II wird ECf. 
angehängt; Hdss. dieser Classe sind Hy, K2, Co, Hv. Noch 
im XII. Jahrhundert wird III Wl. mit ECf. hinter Cn. mit 
PsCn. angehängt, so in Cb, S. Aus einem solchen Codex 
wird sodann der Cnut betreffende Theil zu des letzteren Ge- 
schichte in Huntingdons Chronik geschoben, dagegen III AVI. 
und ECf. hinten angehängt; das älteste Beispiel dieser Classe 
ist Lb und das ihm folgende Ra, andere sind : PI, Ct, Rc, 
Va, Ph, — Ungedruckt ist die Französ. Uebersetzung eines 
mit ECf. verbundenen Exemplars dieser kurzen Artikel, welche 
einer a. 1193 geschrieben sein wollenden Vorlage folgt, in 
Ou. — 

Die spätere Vermehrung von III Wl., die Seh. bringt, 
existirt auch in Hg, und mit ECf. verbunden in Ra, Vi, 
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Ap. V auch bei Lambard, Perambulation of Kent (1576) 
p. 366. 

Ap. VII 2, 8 Ve. in R: Et si nicbil terre habeat et tarnen 
über Sit, reddatur LXX sol. 

Ap. IX 12 steht zwischen 9 und 10 in 0, das daher 
mit c. 1 1 endet. 

Ap. XIII bis XVI Ve. auch in K2. Co; Ap.XIlI auch 
in Hr in anderer Ve. als Ap. XXXIII, 

Ap. XIX ohne den irrigen Titel, den Seh. nur aus Br. 
entnahm, auch in Hk/M, T, K2, also aus Ap. XXXIII. — 
Cap. 2, wie Seh. vermuthete, mortem patiatur K 2. 

PsCn. überall verbunden mit der zweiten Ve. von Cn., 
s. vorige Seite, wo ausser den bisher benutzten drei Hdss. 
acht andere bemerkt. 

Hc. Die Krönungscharte (allein) existirt weder im Original 
noch in einer genau gleichzeitigen Copie. Doch nahm — viel- 
leicht schon damals — Florenz von Worcester Stücke aus 
§ 1. 12. 13. 10 in seine Chronik zu a. 1100 auf; und IT scheint 
gleichaltrig mit den Acten Heinrich I in Ap. XXXIII, deren 
Hdss. Hky jJf, T nicht verglichen sind. Sonst sind nur noch 
die Chronik des Richard von Hcxham und Rl Belege des 
XII. Jh.; während aus späterer Zeit Co wie K2, Hg wie Sc 
lauten, und zahlreiche andere Abschriften, so in S, Hl existiren, 
von denen ausser den bei Seh. benutzten Wendovers Chronik 
und das Register von Glasgow gedruckt sind. Hl hat die 
Charta in Französ. Uebersetzung des XII. Jh. — Für das Leg es 
Henrici I genannte grosse Rechtsbuch lautet' Hg^ wie es 
scheint, wie Sc (das vielleicht geradezu seine Vorlage), Co 
wie K2, und fehlen noch Hdss. des XII. Jh. 

ECf. Die Form in Hv verdankt ihre Abweichungen von 
der gewöhnlicheren ersten Fassung nicht Hoveden selbst, da 
Cc, obwohl weit jünger und c. 8 endend, theflweise besser 
liest. Zut selben Classe gehört Hy, F/, das ihm nahe ver- 
wandte Ph und vielleicht alle die Huntingdon- Anhänge: Va 
und Lb mit seinen Nachfolgern Ra und Rc. lieber die dieser 
Classe angehängte Normannische Genealogie s. u. App. XXXII. 
Aus einer mit Vi oder Ph am Nächsten verwandten Vorlage 
ist noch, bevor Hoveden seine Arbeit begann, eine französische 
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Uebersetzung angefertigt worden. . Denn ihr genealog. Anhang 
endet in der Hds. Cu saec. XIII ex., f. 8 v : Apres Henry le 
secund vint Richard sun fiz rey, ki s'en alat a Jerusalem e 
ne esteit mie uncore venu quant nus cest escreymes: also 
a. 1193. — Der älteren Fassung älteste Hds., El, wird die Text- 
grundlage bilden^. Neben ihr stehen ausser den benutzten 
Hk und S, das am engsten mit PI verwandt ist: Cl, die ge- 
meinsame Quelle von Hr und 06, die gemeinsame Quelle von 
Ad und Do, und endlich jene um a. 1300 mit langen Inter- 
polationen^ versehene, von Lambard und Wilkins gedruckte 
Classe, aus der £^ und Co stammen. — C. 9 Die illo quo 
iudiciuro fiet, assitJW. — 12kinges achan selde gridJW. — 
14 aurum regis est et si [fehlt Rl, aber in Pl^ argentum, 
dimidium argenti et dim. ecclesiae Rl. PL — 1 S. Et ipse cui 
fecerit [rex zu ergänzen] misericordiam, faciat rectum Rl. — 20 
friborghas und so stets Rl^ doch frithb. PI. — 38, 1 Et si 
fuerit aliquod vas aureum vel argen teum, unde venditor 
debeat dubitari Rl. — § 2 Quod si aliquis aliter emerit, quod 
stulte emit perdat Rl. — 39 letzte Z. tantum in mercatis 
emant cum testibus et cognitione venditorum. So schliesst 
RL S. 

Ap. XXni auch in PL — 2 Lundonie vi (statt III). 
PL — 7 letzte Z. languor impediat PL — 9 letzte Z. 
nequit civi pre venire PL 

Ap. XXV. Th. bemerkt nicht, dass G. andere Anord- 
nung [und vielleicht theilweise andere Stücke??] als sein Text 
bietet. Eine Ve. zu c. 7, die er 11, 550 aus 1\ Hk, Jf entnimmt, 
hätte er bei Br. 845 gedruckt finden können; sie steht auch 
in R. K 2, stammt also offenbar aus Ap. XXXIII. P. 324 
Z, 7 v. u. lies ne cesses (nicht in Einem Worte, das Th. 
in 'necesse est* emendirt): das Citat ist Isaia 58, 1. 

App. XXXII. Die häufig den Leges Edwardi Cf. ange- 
hängte Stammtafel der Normannischen Könige steht, in der 
ältesten Form bis 1100, bei Lambard f. 141, Wilkins 209. 
Daher ist in der fortgesetzten aber theilweise gekürzten Gestalt 
bei Hv cum classe imponunt regrcssus (nicht etwa wie ed. Stubbs 

^) Sie enthalt an vielen Stellen die besseren Lesarten Hovedens, 
die ich hier nicht notire. — ') Diese hat Seh. theilweise abgedruckt, 
theilweise erwähnt, theilweise stillschweigend abergangen. 

Zeitschrift d. Sarigny-StKtimg. V. Genn. Abth. 15 
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II 240* eum classe iraponit, regr. zu emendiren, sondern) 
cum cl. pontum ingr. zu lesen. P, 241 Z. 3 Aedwardus... 
regnum invasit ist sinnlos, weil ein ganzer Satz übersprungen 
ist. In Hoveden endet diese Genealogie mit Johann, dagegen 
(offenbar dem Originale näher) schon mit Stephau in Hy, Vi, 
Ph, Lb. Eine französische Uebersetzung bis 1 1 93 bietet Cu. 



Miscelle- 



Aus römischen Inschriften. 

I. Tuihanti, Mars Thingsus, Beda und Fimmilena. 

Im nördlichen England sind bei Housesteads am Hadrianswall im 
November 1883 zwei Sandsleinaltäre mit römischen Inschriften gefunden 
worden, welche so erhebliches Interesse hervorriefen, dass schon jetzt 
eine bedeutsame Litteratur über dieselben vorliegt. Es haben darüber 
in Deutschland u. a. geschrieben Theodor Mommsen, Die Conscriptionä- 
ordnung der römischen Kaiserzeit im Hermes XIX, t231, E. Hubner, 
Altgermanisches aus England in der westdeutschen Zeitschrift filr Ge- 
schichte und Kunst III, 120, 287 und Wilhelm Scherer, Mars Thingsus 
in den Sitzungsberichten der Berliner Akademie 1884, S. 571. Von 
Scher er steht eine weitere Publication über denselben Gegenstand in 
Aussicht. 

Da der Inhalt der beiden Denkmäler für die Geschichte des ältesten 
germanischen Gerichtswesens hochbedeutsam ist, dürfte es zweckmässig 
sein in dieser Zeitschrift darüber auf Grund der angeführten Literatur 
einen kurzen Bericht zu erstatten. 

Der grössere Altar trägt die Inschrift: 
Deo Marti Thingso et duabus Alaesiagis Bede et Fimmilene et 
n(umini) Aug(usti) Germ(ani) cives Tuihanti v(otum) s(o]verunt) 
l(ibentes) m(erito). 
Die Inschrift des kleineren Altars lautet: 
Deo Marti et duabus Alaisiagis et n(umini) Aug(usti) Ger(mani) 
cives Tuihanti cunei Frisiorum Ver . . . Ser . . . Alexandrlani 
Votum solverunt libent(es) m(erito). 
Die beiden Inschriften gehören, wie aus dem nach Severus Alexander 
gebildeten Beinamen des cuneus Frisiorum geschlossen wird, der Zeit 
von 222 bis 235 an. 
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Der Name der Tuihanti, die das Denkmal errichtet haben, lebte in 
dem Namen der niederländischen Landschaft Tui-anti, jetzt Twente, süd- 
lich von Trente, fort*). Von der Bevölkerung Twentes ist es bislang streitig, 
ob sie fQr friesisch oder fflr sächsisch oder für fränkisch -chamavisch zu 
gelten habe. Die Tuihanti, welchen das Land seinen Namen verdankt, 
sind, weil sie im cuneus Frisiorum dienen, zwar nicht mit unbedingter 
Sicherheit, aber doch mit grosser Wahrscheinlichkeit zu den Friesen 
zn stellen. Doch kann freilich die ursprünglich friesische Bevölkerung 
von Twente später durch fränkische oder durch sächsische Einwanderer 
ersetzt worden sein oder doch eine Beimischung erfahren haben. 

Unsere Inschrift ist die älteste Fundstelle, in welcher der cuneus 
als technische Bezeichnung einer römischen Heeresabtheilung erscheint. 
In einer etwas jüngeren britannischen Inschrift wird gleichfalls ein 
friesischer cuneus genannt. Da ein anderer cuneus vor Gonstantin 
nicht vorkommt, so ist die Vermuthung gerechtfertigt, dass die Römer 
den Begriff des cuneus der germanischen Heerordnung entlehnten, von 
der schon Tacitus sagt: acies per cuneos conponitur. Der für den 
germanischen Schlachthaufen übliche Ausdruck scheint auf nationale, 
zunächst aus Germanen gebildete Truppenkörper des römischen Heeres 
übertragen worden zu sein. 

Ueber Mars Thingsus handelt Scherer in überzeugender Weise. 
Things ist der Name des Dinggottes, des Volks Versammlungsgottes. 
Da Mars die gewöhnliche interpretatio romana des Tius war, ist es 
wahrscheinlich, dass Things als Beiname des Tius zu fassen ist und 
sonach Tius der germanische Dinggott war. Dieser Zusammenhang 
von Tius und Things scheint mir eine Stütze zu finden in dem Um- 
stände, dass der Dienstag, der Tag des Tius, Ziu in den Rechtsquellen 
des der Landschaft Twente benachbarten Drente regelmässig alsDinxdag, 
Dingstag erscheint, wie er ja noch heute im Holländischen heisst*). 
Vgl. z. B. Drenter Landrecht von 1412 bei Richthofen fr. Rqu. 523, 
§ 2. Hübner macht auf eine andere britannische Inschrift aufmerksam 
(Ephemeris epigr. III, 125, nr. 85), in welcher auf Grund einer an sich 
unbedenklichen Emendation ein Nominativ Tus Thingsus gefunden werden 
kann. Tius ist einerseits Kriegsgott, andererseits Dinggott. Für die 
Wechselbeziehung von Kampf und Ding verweist Seh er er auf das 
ahd. wehadinc als Bezeichnung des gerichtlichen Zweikampfs. Da für 
unsere Inschriften friesisches Recht zunächst in Betracht kommt, mag 
hier noch das Kampfding, compthing in den Emsiger Gesetzen 
(Rh. 202, 15) herangezogen werden. 

Grosse Schwierigkeiten machen die beiden Alaesiagaeoder Alaisiagae, 
Beda und Fimmilena. Alaisiaga kann nach Scherer zur Not als die 



*) Die Erklärung von Twente aus Tuihanti, d. i. Doppelgau, welche 
Schröder in dieser Zeitschrift II, 48 vertritt, wird er nunmehr auf- 
geben müssen. — *) Vgl. Grimm R. A. 818. Auch die Nordfriesen 
kannten den Dingtag. So sagt Neocorus, wie ein handschriftlicher 
Nachtrag Grimms zu R. A. a. 0. vermerkt. 

15* 
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Allgeehrte erklärt werden. Beda ist Bitte, Gebot. Fimmilena bringt 
Scherer mit dem altnordischen fimr „geschickt" in Verbindung. 

In der Sitzung der Berliner Akademie vom 29. Mai d. J. las 
Scherer einen noch nicht publicirten Nachtrag zu seiner Ausführung 
über Mars Thingsus unter dem Titel: Beda und Fimmilena und ihre 
Beziehung auf das Bodthing und Fimmelthing der Friesen (S. B. 1884. 
p. 603). In den friesichen Quellen findet sich ein Bodthing, daneben 
im westerlauwer'schen Schulzenrecht (Rh. 391, 9,26) ein Fimnielthing, 
welches den Charakter des Nacbdings hatte, indem es die im Bodthing 
nicht zu Ende gebrachten Sachen verhandelte. Mit dem Bodthing ist 
die Beda, mit dem Fimmelthing die Fimmilena in Verbindung zu 
bringen. Für den Zusammenhang von Beda und Bodthing darf wol 
auch angeführt werden, dass in den Küren der Oster- und Wester- 
hammerik bei Groningen von 1386 (Rh. 520, 521) der Ausdruck „das 
Ding beden** für Ding gebieten als technisch erscheint 

Das Bodthing kommt auch ausserhalb Frieslands vor. Bekannt 
ist der Gegensatz von Botding und Lotting in der Mark Brandenburg, 
worüber Kuhns in seiner Geschichte der Gerichtsverfassung der Mark 
ausführlich gehandelt hat. Ein Lotting fmdet sich u. a. in den 
Drenter Quellen, wo es den Charakter des echten Dings hat, ebenso 
in Holstein, nämlich in den Bordesholmer Amtsgebräuchen. 

Ist die Fimmilena die Vertreterin des After- und Nachdings, so ist 
die Beda als Vertreterin des Bodthings aufzufassen, für welches ich 
trotz Sohm die Grundbedeutung des gebotenen Dings glaube fest- 
halten zu müssen. Unter dem Schutze des Tius Thingsus mag das 
ungebotene, das echte Ding gestanden haben. Das sind selbstverständ- 
lich vorläufig nur Hypothesen. Um festeren Boden zu gewinnen, 
müsste zunächst die vergleichende Geschichte der bei den verschiedenen 
deutschen Stämmen geltenden Gerichtsverfassung weiter ausgebaut 
werden. 

II. Ein regalis gentis Burgundionum. 

Neuen Stoff führt der altgermanischen Rechtsgescbichte eine andere 
schon seit längerer Zeit bekannte Inschrift zu (Ann. Rhen. 61 (1877) 
p. 86), auf welche ich durch Mommsens Aufsatz über die Protectores 
Augusti in den Observationes epigrapbicae, Ephemer is V, 125 auf merk« 
sam gemacht worden bin. Sie lautet: 

Hariulfus protector domesitigus (f)ilius Hanhavaldi regalis gentis 
Burgundionum qui vicxit annos XX et mensis nove et dies nove. 
Reuglo avunculu(s) ipsius fecit. 

Die Schrift weist auf den Anfang des 5. Jahrhunderts hin. Bei 
dem Wenigen, was wir über die Anfänge der Burgunder wissen, ist 
das Denkmal von Wichtigkeit für die frühzeitigen Beziehungen des 
Volkes zum römischen Staats- und Heerdienst. Zur Begriffsbestimmung 
des regalis, den die herrschende Ansicht bisher mit Recht für ein 
nicht regierendes Mitglied des Königsgeschlechtes hält, hat Mommsen 
S. 136 eine durchschlagende Stelle aus einem spätestens dem 6. Jahr- 
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hundert angehörigen Grammatiker, dem sog. Gram maticus de difTerentiis, 
beigebracht, wo es heisst: inter regem etregalem hoc interest quod regius 
puer est *regalis\ 'rex* qui regit regnum. Die Ausführung Fahlbecks 
(la royaut^ et le droit royal franes, Excurs), dass die regales als prin- 
cipes im Sinne des Tacitus, also als Forsten, nicht als Prinzen zu be- 
trachten seien, erweist sich dieser klaren Begrififsbestimmung gegenüber 

als unhaltbar. 

H. Brunner. 



Litteratur, 



Fr. Brandt, Forelaesninger over den norske Retshistorie. 
II. Kristiania, Damm & Sön 1883. YIII, 431 SS. 8^ 

Von den „Vorlesungen über die norwegische Rechtsgeschichte** 
erschien der erste, mit grossem Beifalle aufgenommene Theil im 
Jahre 1880, nachdem grössere Bruchstücke desselben bereits in den 
sechziger und siebziger Jahren in juristischen Zeitschriften zum Ab- 
drucke gelangt waren. Er beschäftigte sich mit der Geschichte der 
altnorwegischen Rechtsquellen und des altnorwegischen Privatrechtes 
von den ältesten Zeiten bis zur Reformation herab. Der vorliegende 
zweite Theil behandelt die Geschichte des altnorwegischen Strafrechtes 
und Rechtsganges für den gleichen Zeitraum. Der Abschnitt über die 
Geschichte des altnorwegischen Strafrechts war bereits in der Historisk 
Tidsskrift von 1876 und 1882 dem Publikum zugänglich gemacht 
worden — und der Abschnitt über die Geschichte des altnorwegischen 
Rechtsganges hat, soweit er die Gerichtsverfassung betrifft, eine Jugend- 
arbeit des. Verfassers, welche im Jahre 1851 in der Norsk Tidskrift 
erschien, zur Vorgängerin — gegen welche er freilich dem Umfange 
und Inhalte nach eine selbständige Stellung einnimmt. Gänzlich neu 
ist somit nur der Abschnitt über den Rechtsgang im eigentlichen 
Sinne. Auf eine Darstellung der Geschichte des altnorwegischen Staats- 
rechtes verzichtet der Verfasser in Anbetracht des Vorhandenseins 
grösserer Arbeiten für dieses Gebiet (siehe Vorrede zum ersten Theile). 

Der zweite Theil der „Vorlesungen*' besitzt die gleichen Vorzüge 
und Mängel, welche dem ersten Theile nachzusagen waren. Seine 
Vorzüge sind klare, nüchterne Darstellung des spröden Gegenstandes, 
gründliche Heranziehung und Bewältigung des massenhaften Rechts- 
stoffes, vorsichtige Beweisführung. Dass das Buch bei diesen Eigen- 
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Schäften mehr als eine blosse „Vorlesung** sein, dass es eine zuverlässige 
Grundlage für weitere Arbeiten bilden soll — darüber spricht sich der 
Verfasser selbst in seinem Vorworte klar aus. Darum aber, weil das 
Buch über den Kreis der norwegischen Studenten hinaus sich Freunde 
erwerben soll — wäre es wQnschenswerth gewesen, wenn der Verfasser 
in der äusseren Anordnung mehr Rücksicht auf den germanischen 
Rechtshistoriker, welcher die norwegische Rechtsgeschichte nicht zum 
Specialstudium macht, genommen hätte. Für die Gesammtgeschichte 
des germanischen Rechtes sind naturgemäss die älteren norwegischen 
Rechtsquellen von ungleich höherer Bedeutung als die jüngeren. Grenz- 
stein wird das gemeine Landrecht bilden müssen. Die Rechtsbildungen 
nach dem gemeinen Landrechte werden für den Aufbau der reinen 
altgermanischen Rechtsordnungen nicht in dem Maase verwerthet 
werden können, wie die Rechtsbildungen der Landschaflsrechte und des 
gemeinen Landrechts. Statt einheitlicher, grossartiger Züge gewahrt 
das Auge hier ein Gewirr sich kreuzender Fäden. Eine bunte Mannich- 
faltigkeit von Rechtsbildungen tritt hervor, welche gegen die schlichte 
Einfachheit des älteren Rechtes übel absticht. Ein Theil dieser neuen 
Gestaltungen entstammt fremdem Einflüsse, kirchlichem, dänischem, 
deutschem. Ein anderer Theil ist wenigstens Ausfluss des gesammt- 
europäischen Geistes, in dessen Bann Norwegen seit dem 14. Jahrhundert 
getreten ist. Vieles hat sich freilich auch organisch aus dem älteren 
Rechte entwickelt und zeigt, wie unter gleichen Vorbedingungen die 
Rechtsentwicklung bei verschiedenen Völkern unbeeinflusst die gleichen 
Wege einschlägt, so z. B. der norwegische Königsbann , das br^fabrot, 
über welches Rec. seiner Zeit ausführlicher zu handeln gedenkt. — 
Im Ganzen wird man sagen müssen, dass sich das Interesse des germ. 
Rechtshistorikers stets der älteren Zeit der Landschaftsrechte haupt- 
sächlich zuwenden wird. Hier findet er, was ihn die Volksrechte 
vermissen lassen: ein Rechtssystem, dessen Mächtigkeit und Alter- 
thümlichkeit Ehrfurcht, dessen ausgeprägt germanischer Character 
Interesse einflösst, dessen Sprache eine scharfe, juristische Sonderung 
ermöglicht. So wSre es gut gewesen, wenn der Verf. den Stoff bis zum 
gemeinen Landrechte und den Stofif nach dem gemeinen Landrechte 
völlig gesondert hätte, statt bei jedem einzelnen Rechtsinstitute seine 
Entwicklung für die ganze Zeit bis zur Reformation durchzuführen. 

Ein zweiter Punkt, bezüglich dessen Rec. der Methode des Ver- 
fassers nicht seinen vollen Beifall zu schenken vermag, betrifft die 
sparsame Verwendung der Rechtsvergleichung. Nur selten wendet dier 
Verfasser sein Auge auf nichtnorwegische Rechtsquellen, und wo es 
geschieht, beschränkt er sich stets auf das naheverwandte isländische 
Recht. Kann nun auch nicht verkannt werden, dass ein Operiren mit 
den Satzungen anderer Quellen u. U. sein Missliches hat, so ist bei 
dem festen Anschlüsse, welchen die Rechtsquellen der Länder „dänischer 
Zunge" an einander haben, jene Gefahr nicht so gross, als dass um ihrer 
Vermeidung willen die Vorzüge, welche die Rechtsvergleichung bietet, 
ausser Acht zu lassen wären. Was bei Betrachtung der norwegischen 
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Rechlsquellen nur aus sich heraus den Eindruck des Zufälligen, Will- 
kürlichen, Alleinstehenden macht, gewinnt bei Heranziehung anderer 
skandinavischer Quellen seine Erklärung, seine historische Angliede- 
rung. Ich greife beispielsweise das Vierzigmarkstrafgeld heraus. Was 
der Vei-fasser darüber sagt — lässt, so richtig es ist, völlig unaufgeklärt, 
wie und wann jenes Vierzig markstraf gel d in das altnorwegische Bussen- 
system hineingelangte. Wenn wir nun bemerken, dass das Vierzigmark- 
strafgeld in Norwegen nur in wenigen Fällen Öffentlich-rechtlichen 
Gharacters auftritt, dass es im freistaatlichen Island gänzlich fehlt, im 
alteren Westgötalag nur in drei Fällen sich vorfindet, in Gotland augen- 
scheinlich vom Festlande her eingeführt ist, dagegen in Dänemark nach- 
weislich bereits in der ersten Hälfte des 12. Jahrhunderts, ja nach 
Saxo bereits im Anfange des 11. Jahrhunderts als „causa regia" typisch 
war — so lässt sich die Frage aufwerfen, ob es sich nicht von Däne- 
mark aus über den ganzen Norden verbreitet hat, und zwar zu einer 
Zeit verbreitet hat, welche über das 13. Jahrhundert nicht weit zurück- 
reicht. Denn die Notiz der Fagrskinna, das bereits Harald i harfagri es 
für Frauenraub als Friedensgeld eingeführt habe, ist schon um des- 
wegen unglaubhaft, als das älteste der norwegischen Landschaftsrechte, 
die Bt>]., dort von ihm nichts weiss (H 13). Dass es, wie Brandt an- 
nimmt, älter als das Fünfzehnmarkstrafgeld ist, dürfte wenigstens zu 
bezweifeln sein. Das Fünfzehnmarkstrafgeld fügt sich in das uralte 
Duodecimalsystem ein, was man von dem Vierzigmarkstrafgeld nicht 
sagen kann — und der Königsbann knüpft an das Vierzigmark- nicht 
an das Fünfzehnmarkstrafgeld an. 

In dergleichen Fragen ist, wie man sieht, eine Heranziehung der 
Satzungen anderer nordgermanischen Rechte unerlässlich, ganz ebenso, 
wie bei der Frage, inwieweit der Verletzte verpflichtet war, die 
Busse anzunehmen, welche im älteren W. G. eine sichere Antwort 
erhält, bei der Frage über das Gesetzsprecheramt, bei welcher der 
Verfasser den rechtsvergleichenden Ausblick denn auch vornimmt 
(S. 184), über die Spuren der Jury in Norwegen (S. 276 f.) u. a. 

Indessen sind die beiden berührten Bedenken nicht derart, dass sie 
den hohen Werth der Gesammtleistung schmälern könnten. Das Buch 
ist ein vortreffliches Hilfsmittel auch für Denjenigen, welcher sich mit 
der norwegischen Rechtsgeschichte tiefgehender beschäftigt. Es ist ein 
um so werthvolleres Hilfsmittel, als wir durch den Mangel eines 
juristischen Glossars zu den Rechtsquellen Norwegens bei jeder Unter- 
suchung auf eine mühselige Zusammenstellung der in Betracht kommen- 
den Stellen angewiesen sind, welche dem schwedischen Rechtshistoriker 
durch Schlyters Glossare erspart wird. Auch in dieser Richtung „legt 
das Buch den Stoff zurecht", wie der Verfasser in seinem Vorworte sich 
ausdrückt, und gewährt Specialuntersuchungeu eine Grundlage. 

Berlin. K. Lehmann. 
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Thomas Erskine Holland [D. C. L,, of Lincolns Inn Barris- 
ter-at-Law, Cliichele Professor of International Law and 
Diplomacy and Fellow of All Sotdes College, Oxford], the 
Elements of lurisprudence. Second Edition (etüarged). 
Oxford at the Clarendon Press MDCCCLXXXIL XVI, 
325 pag. S"" maj.^) 

Die oft gemachte Bemerkung, dass der heutige Zustand des eng- 
lischen Rechts fflr das Studium der Geschichte des germanischen und 
deutschen Rechts in hohem Maasse belehrend sei, trifft insbesondere auch 
fär die Art der Rechtsbildung in England zu. Von diesem Gesichtspunkte 
aus soll das obige Werk, obwol es unmittelbar in das Gebiet dieser 
Zeitschrift nicht hineingehört, hier kurz erwähnt sein. 

Der Zustand der deutschen Rechtsbildung des Mittelalters, unter 
welchem Urteile die Träger und Motoren derselben waren, welche keine 
andere Grundlage hatten, als die RechtsQberzeugung der Urteilcr, — 
diese Ueberzeugung, allerdings gebunden durch eine immer umfänglicher 
werdende Rechtsüberlieferung, ist für uns nur schwer vorstellbar. Jedes 
Falls führt uns die Vorstellung von einem solchen Zustande leicht ohne 
weitere Vermittelung zu dem Gedanken, die Reception des römischen 
Rechts sei die Rettung aus einem Chaos gewesen, in welches die kon- 
sequente Entwickelung jenes Zustandes nothwendig hätte führen müssen. 

Das englische Recht der Gegenwart nun zeigt uns, dass die germa- 
nische Rechtsbildung, konsequent entwickelt zwar bei einem Chaos nicht, 
wol aber bei einem empfindlichen Mangel an Geschlossenheit und Ein- 
heit angelangt ist, und dass das Heilmittel gegen dieses Uebel dort 
auch heute wieder in der römischen Jurisprudenz gesucht wird. 

') Die in der Litteratur des englischen Rechts vorherrschenden 
Kompendien [textbooks] ^ Auszüge [abridgments] und alphabetischen 

>) Der Inhalt der einzelnen Abschnitte ist folgender: 

Parti. Law and Rights. 1. Jurisprudence. !2. Law as Rules 
of Human Action. 4. Positive Law. 5. The Sources of Law. 
6. The Object of Law. 7. Rights. 8. Analysis of a Right. 9. The 
Leading Classification of Rights. 10. Rights at Rest and in Motion. 

Part IL Private Law. 11. Antecedent Rights in Rem. Ii2. An- 
tecedent Rights in i)ersonam. 13. Remedial Rights. 14. Abnormal 
Rights. 15. Adjective Law. 

Part III. Public Law. 16. The nature of the Topic. Con- 
stitutional Law. Administrative Law. Criminal Law. 

Part IV. International Law. 17. The nature of the Topic. Inter- 
national persons. Substantive Law. Adjective Law [Bellingerency 
Neutrality]. 

Part V. The Application of Law. 18. The nature of the Topic. 
The application of private, — public, — international Law. 

Als Quellen für das englische Recht sind u. a. 138 Praejudikate 
benutzt. Ein Index ist beigegeben. — *) Das folgende im Wesentlichen 
nach der Preface. 
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Repertorien [Digests], sowie die Leading Ctises und Maxims legten 
von der Zerfahrenheit des behandelten Rechts Zeugniss ah: eine Menge 
von einzelnen Regeln nur lose verbunden durch einen dQnnen Faden 
von Analogie. Auch durch Goke^s und BIackstone*s, auf die 6e- 
sammtdarstellung des englischen Rechts gerichtete Arbeit wird der Ge- 
halt der englischen juristischen Literatur kein wesentlich anderer. Die 
Praejudikate, mit welchen diese Literatur hauptsächlich zu rechnen hat, 
schienen ein zu spröder Stoff für die Herausarbeitung einer national- 
englischen Rechtswissenschaft. 

Es ist das Studium des römischen Rechts und die zunehmende Be- 
rührung mit dem Leben und den Arbeiten des kontinentalen Rechts 
gewesen, welche auch in der englischen juristischen Literatur zu einer 
wissenschaftlicheren Behandlung geführt hat. Bahnt)rechend waren die 
Werke von Sir H. Mayne, Bentham und dem, in Deutschland 
weniger bekannten Austin. 

Holland fasst sein Urteil über diese, wie sehr auch von ihm an- 
erkannten Leistungen dahin zusammen: It may he asserUd without 
injustice eiiher to Bentham or io Austin, (hat works upan legal system 
by English writers have hitherto been singularly unsystematie. Eben 
durch diese Erkenntnis hat er sich bestimmen lassen zu dem nun vor- 
liegenden Werke, als dessen Aufgabe ihm von vornherein vorschwebte: 
a treatise upon legal ideas, which should at hast be free from this 
particular fault. Der Verfasser hat bei seiner Ausarbeitung auch die 
kontinentale und besonders die deutsche Literatur eifrig und erfolgreich 
studirt. Von den Werken über „Naturrecht", which may be described 
OS Jurisprudence in ihe air, bekennt er freilich next tho nothing haben 
gebrauchen zu können. Auch die Werke über Encyclopädie haben 
wenig für ihn abgeworfen; sie seien, meint H., zu kurz und litten zu 
sehr an a priori conceptions. Am meisten genützt hätten ihm die 
Pandekten-Kompendien, vor Allem S a v i g n y * s System. Das vorliegende 
Werk beweist, dass er auch monographische Studien in der deutschen 
Literatur von Thomasius [the unse man] bis von Bar und Zitel- 
mann gemacht hat. 

Im Uebrigen beklagt H., dass man sich in Deutschland von direkt 
analytischer Forschung ferner halte; man habe bei unis eben im römi- 
schen Rechte eine fertige Terminologie und eine typische Methode und 
verspüre wenig Neigung, an derselben zu neuem und zu ändern. 

H.'s Elements of Jurisprudence erschienen zuerst 1880; nach zwei 
Jahren erschien die vorliegende vermehrte zweite Auflage, verlegt von 
derselben Firma, welche vor mehr als hundert Jahren die prachtvolle 
Quartausgabe von Blackstone* s Commentaries veröffentlichte. 

Die Arbeit des Verfassers erinnert lebhaft an die Bemühungen der 
Humanisten in Deutschland am Ende des 15. und im 16. Jahrhundert 
[Stintzing Gesch. d. d. RW. 1 140 f., Krit. VJSchr. NF. VH 90 f.], die 
ciceronianische ars juris zu verwirklichen. Freilich waren diese Ver- 
suche synthetisch und traten dem über die Maassen analytischen mos 
Itaiicus feindlich gegenüber. Des Verf.'s Arbeit dagegen ist analytisch 
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und synthetisch zuj^Ieich. Aber seine Analyse bezieht sich nicht auf 
den Buchstaben ii*gend welcher Rechtsquellen, sondern auf die BegriflTe 
und ist dabei lediglich Mittel fQr seine und Bestandteil seiner Synthese. Die 
Humanisten fanden die Begriffe fertig auseinandergelegt im römischen 
Rechte vor; es galt nur, dieselben in ein, den Anforderungen der Logik 
und Dialektik entsprechendes System zusammen zu ordnen. Der Verf. 
dagegen muss die im englischen Rechte lebenden Begriffe vor Allem 
erst entwickeln, um sie synthetisch behandeln zu können. Dass er 
hierbei von den durch die Bearbeiter des römischen Rechts heraus- 
gearbeiteten Resultaten aufs aller wesentlichste unterstflzt worden ist, 
wird er seiner Klage über Mangel an direkt analytischer Forschung in 
Deutschland ungeachtet nicht in Abrede nehmen können '). Die „fertige 
Terminologie^* und „typische Methode*', an der nach dem Verf. die deut- 
schen Juristen so hartnäckig festhalten, ist eben zum guten Teil eine 
zwingende Rechtslogik, die wol der wissenschaftlichen Vertiefung und 
einer, so zu sagen, kaleidoskopischen Betrachtung, der selbständigen 
Neubegründung aber nicht fähig ist. Auch des Verf.'s Analyse, so 
wenig derselben wissenschaftlicher Werth abgesprochen werden soll, 
kommt der römischen Rechtslogik gegenüber Ober diese Grenze nicht 
hinaus, wenngleich Verf. die positiven römischen Sätze, wo das positive 
englische Recht abweicht, natürlich durch andere Grundlagen er- 
setzen muss. 

Den Gegenstand der Analyse des Verf.^s bilden die einzelnen That- 
bestände des englischen Rechts, wie sie, von allgemeinen Rechts- 
principien zusammengehalten, im englischen Rechtsleben sich zu einem 
Ganzen gestalten. In dieser Hinsicht tritt ein doppelter Unterschied 
der juristischen Grundstellung des Verfassers von der der meisten 
deutschen Schriftsteller hervor. Einmal untersucht er die Thatbestände 
selbst nicht erst; sie sind ihm gegeben, sei es durch ein Gesetz, sei 
es durch Praejudikate; geschichtliche Andeutungen und Nachweise, wie 
wir sie gerade für ein so prononcirt eigen thümliches Recht, als das 
englische ist, erwarten und wünschen möchten, fehlen fast ganz*). Es 
ist das im Grunde dieselbe Eigenthümlichkeit der germanischen Rechts- 
anschauung, welche in Deutschland bis ins 16. Jahrhundert hinein auf 
die Thatbestände des öffentlichen und privaten Lebens ohne Berück- 
sichtigung der geschichtlich erwachsenen Eigenthümlichkeit derselben 
ein abstrakt bestes Recht anwenden zu können meinte und so die Re- 
ception des römischen Rechtes wesentlich beförderte. Der praktische 
Engländer kann noch h. z. t. das Recht nur als den Ausdruck der 
Gegenwart zum Gegenstande seines Studiums machen; dass das Ver- 
ständnis der Gegenwart durch das Verständnis der Geschichte bedingt 
wird, das ignorirt der englische Jurist im Allgemeinen, und seine Aus- 

') Ob übrigens diese Klage neben der von I bering gewiesenen und 
nicht von ganz wenigen Schriftstellern seitdem eingeschlagenen Richtung 
der deutschen Literatur begründet ist? kann hier dahingestellt bleiben. 
— ') Digressionen, wie die p. 47, the „Rachinburgen , t?ie Schöffen and 
ihe Grand Jury*' werden als Gegenbeweis nicht zu gelten haben. 
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hildung legt auf diese Seite seiner kQnftigeii Aufgabe nicht den minde- 
sten Werth. 

Die Analyse der Tbatbestände des gegenwärtigen Rechts, und das 
ist eine weitere EigenthOmlichkeit der juristischen Grundstellung des 
Verf/s, wird streng a posteriori vorgenommen. Jedes Hineintragen 
aprioristiscber Annahmen und Vorstellungen in die Analyse wird als 
schlimme Fehlerquelle ängstlich vermieden. Nicht bloss das Naturrecht 
wird als 'jurisprudence in air praedicirt, von der der Jurist next io 
nothing lerne, sondern auch sinnlich nicht unmittelbar wahrnehmbare 
Realitäten, wie „Volksgeist", „Gesammtwille'* werden mit Spott abgefertigt. 
Und gerade der Verf. mit seiner Theorie von Gewohnheitsrecht, welches 
vor der £xi:}tenz des Staates nur rule of human action war und erst 
durch die Anerkennung der deierminate authority des Staates law wurde, 
scheint zu einem solchen Spott wenig legitimirt, mag er diese in Deutsch- 
land hofTentlich überwundene Theorie auch immerhin in RQcksicht auf 
das Recht von England wieder hervorgesucht haben, wo der custom 
die derogaturische Kraft dem positive lato gegenüber versagt ist. Dass 
die rechtlichen Tbatbestände nie in dem Sinne Objekt der wissenschaft- 
lichen Analyse sein können, wie ein Cadaver auf dem Seclrtische — 
das entgeht dem Verfasser. Derselbe nimmt sich nicht einmal die 
Mühe, für die a posteriori Gewinnung nicht specifisch englischer, sondern 
allgemeiner Rechtsregeln den nöthigen cadaoer herbeizuschaffen; denn 
um die Tbatbestände vergleichender Rechtswissenschaft kümmert er 
sich gar nicht. Vielleicht hat er aber auch auf diesem Punkte in 
der modernen deutschen Literatur mehr Gleichgesinnte, als er selbst 
glauben mag. 

Mit diesen wenigen rechts- und literärgeschichtlichen Bemerkungen 
nehmen wir von einer ernsten und hervorragenden wissenschaftlichen 
Leistung Abschied, deren Bedeutung für die Zukunft der englischen 
Rechtsentwickelung wir ebensowenig gering anschlagen, als die Anregung, 
welche sie der vergleichenden Rechtswissenschaft geben wird. 

Würzburg, Januar 1884. Böhlau. 



J. Jastrow, Pufendorfs Lehre von der Monstrosität der Reichs- 
verfassung. Ein Beitrag zur Geschichte der deutschen 
Einheit. Berlin 1882. gr. 8^ [Bes. Abdruck aus der 
Zeitschrift für Preuss. Geschichte und Landeskunde. 1882. 
no. 7. 8.] 74 SS. 

Ein Historiker, dem man juristische Orientirung und Verständnis 
nicht absprechen kann, prüft hier die berühmte, sowol in älterer, als 
neuerer und neuester Zeit viel behandelte Pseudonyme Schrift des 
„Severinus de Monzambano de statu imperii Germanici*' [Genevae 1667] 
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dogtnaliscli und historisch auf ihr Thema: nihil er^o aliud res tat, quam 
ut dicamus, Germaniam esse irreguläre aliquod corpus et monslro 
simile. Er verwirft mit seinen neuern Vorgängern diese Behauptung 
juristisch — nicht, weil «r die Verfassung des alten deutschen Reichs 
für eine normale hält, sondern weil und insofern Pufendorf*s aus 
der Einheit der Staatsgewalt abgeleitetes Schema, nach welchem es 
neben dem Einheitsstaate nur völkerrechtliche Assocationen von Staaten 
geben könne, unrichtig sei. Dogmen- und literärgeschichtlich stellt er 
die Schrift in ausfQhrlicher Begründung hoch, da dieselbe durch die 
unbeugsame Schärfe und Klarheit der Durchführung ihres, wenngleich 
unrichtigen Schema eine „massvollere Auffassung des Staatsbegriffes" 
und mit derselben die neuere staatsrechtliche Anerkennung des Be- 
griffes „zusammengesetzter Staat'* und „Bundesstaat" insbesondere 
ermöglicht habe. — Eine Beilage charakterisirt die Editio posthuma 
des Monzambano in eingehendster Weise. 

Würzburg, Januar 1884. Bö blau. 
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lieber ausdrücklichen Wunsch des Dr. Max Pappenheim er- 
kläre ich hiermit, dass meine im Band IV Heft 3, Germanistische 
Abtheilung (1883) auf Seite 33 Zeile 21—23 gemachte Bemerkung: 
„Nur die Glosse ad Liutpr. 73 theile meine Ansicht. Auffallender 
Weise verschweigt er (seil. Pappenheim), dass auch Form, ad 
Rot. 184 meine Ansicht theilt", insoferne auf Irrthum beruht, als 
Pappenheim in seiner Abhandlung über „Launegild und Garetbinx" 
zwar im Texte S. 11 Z. 4 nur von der Glosse sagt, sie theile meine 
Ansicht, dagegen in der Note 31 ausdrücklich hinzufügt: „Vgl. 
auch form. II und expos. ad lib. Pap. c. 184 Roth.; Albertus Lom- 
bardacommentar. lib. II tit 1." 

Innsbruck, 26. Juni 1884. Val de Lievre. 



Druckfehler - Berichtigrnng. 

In der Abhandlung des Herrn Dr. Gobbers über „Die Erbleihe 
und ihr Verhältniss zum Rentenkauf im mittelalterlichen Köln des 
XII. — XIV. Jahrhunderts" (IV. Band, Germanistische Abtheilung) muss 
es statt „befindlichen" auf S. 135 in Z. 23 „derartigen" und statt „tene- 
bimur" in der Anm. auf S. 167 Z. 4 „tenebimus" heissen. 
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Tob 4eiD GoratorioiD 4er SaTigny-SlinoDg 

sind der Redaction die auf Seite 287 der romanistischen 
Abtheilung bezeichneten Schriftstöcke zugegangen. Dieselben 

lauten in extenso: 

(Nr. 53) I. 

Kaiserliche -A^kademie 

der 

^Wissenschaften. 

Die Kaiserliche Akademie der Wissenschaften hat in ihrer 
Gesammtsitzung vom 25. Jänner 1. J. beschlossen : 

1. dass die ihr mit dem geehrten Kuratorialschreiben vom 
10. Februar 1882 zur Verfugung gestellte Zinsenmasse des 
Savigny-Stiftungs -Vermögens im Betrage von 4400 Reichs- 
mark dem Herrn Dr. Paul Ewald, derzeit Mitarbeiter der 
Monumenta Germaniae historica in Berlin, zur Herstellung 
einer kritischen Ausgabe der sogenannten Avellana, einer 
Sammlung von Schreiben und Verordnungen römischer 
Kaiser und Päbste nach dem von ihm vorgelegten Plane 
zu gev7ähren sei. 

2. Dass Herr Dr. Ewald eingeladen werde, der Kaiserlichen 
Akademie, um sie über den Fortgang des Unternehmens 
in Kenntniss zu erhalten, Berichte über seine Unter- 
suchungen von Handschriften einzusenden, welche in den 
Sitzungsberichten der philos.-histor. Klasse ihre Veröffent- 
lichung finden sollen. 

Indem wir dem löblichen Kuratorium von diesen Beschlüssen 
Mittheilung zu machen und eine Abschrift des Planes, nach welchem 
die oben genannte Arbeit ausgeführt werden soll, vorzulegen 
uns beehren, behalten wir uns vor, in Betreff der Zahlungs- An- 
weisung seiner Zeit Mittheilung zu machen. 

Wien, am 27. Jänner 1883. 

Das Präsidium 
der Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften. 

(Unteradiriften.) 

An 

das Kuratorium der Savigny-Stiftung 
zu Händen des Vorsitzenden 

in Berlin. 
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(ad Nr. 53.) H. 

Plan 

für eine mit Unterstützung der Savigny- Stiftung zu veran- 
staltende Edition der sogenannten Avellanischen Sammlung. 
Auf Ersuchen der Kommission für die Savigny- Stiftung der 
Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften in Wien vorgelegt 
von Dr. P. Ewald in Berlin, z. Z. Mitarbeiter der Monumenta 

Germaniae historica. 

Im Einzelnen dürfte der Weg, den der Ekiitor der Avellana 
einzuschlagen hat, wohl noch mannigfaltigen Modifikationen unter- 
liegen, die sich erst im Laufe der Arbeit selbst herausstellen 
werden. Im Grossen und Ganzen ist aber die hauptsächliche 
Direktive durch die Aufgabe selbst von vornherein gegeben. Das 
Ziel, das der Herausgeber stets im Auge zu behalten hat, ist der 
kritisch gesicherte Text der actuell vorliegenden Sammlung und 
die auf solcher festen Basis aufzubauende Erkenntniss von ihrer 
Genesis und Bestimmung. Es wird voraussichtlich auch bei dieser 
Sammlung eintreffen, dass von dieser letzteren Erkenntniss aus 
Rückschlüsse auf die Textkritik möglich sind, so dass Textkritik 
und Untersuchung über Anordnung, Reihenfolge, Herkunft, Daten, 
Absender der einzelnen Stücke der Sammlung stets mit einander 
Hand in Hand gehen müssen. Auf zwei verschiedenen Wegen, 
die sich fortwährend kreuzen und berühren, muss zu demselben 
Endpunkte fortgeschritten werden. 

Was zunächst die Textkritik anbelangt, so ist die handschrift- 
liche Basis für die Avellana, wie es scheint, eine sehr einfache. 
Aeltere Handschriften als den Vaticanus 4961 saeculi XI gibt es 
nicht. Alle anderen Handschriften scheinen nur Kopien desselben 
zu sein. So sicher die meist sehr jungen Handschriften Vatic. 
3786 und 4903, Corsinianus 817, Angelicus 5 III 9, Marcianus 
171 und 172, Escorialensis c II 21. Hier dürfte, so weit dies 
nicht gerade in der letzten Zeit selbst geschehen ist, nur von 
Neuem dieses ihr Verhältniss zu konstatiren sein. Ein Zweifel 
könnte nur über den Codex Vaticanus 3787 saec. XII obwalten. 
Von ihm hat bisher nur Thiel die Ansicht aufgestellt, dass er 
gleichfalls eine Copie des Vaticanus 4961 repräsentire. Jedenfalls 
würde der genannte Vaticanus 3787 schon seines relativ höheren 
Alters wegen eingehender zu prüfen sein. Auch wenn er nur 
eine Abschrift ist, wären immerhin Stichproben der Collation an 
verschiedenen Stellen zu nehmen. Sonst ist aber nur der Vati- 
canus 4961 vollständig zu benutzen. Was noch unedirt ist, muss 
aus ihm abgeschrieben werden, alles andere ist aufs Genaueste 
mit ihm zu coUationiren. Gerade die kleineren Bemerkungen, 
die Arten der Unterschriften, die Daten, die Nummern der 
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Stücke etc. können für die Erkenntniss der Genesis der Samm- 
lung Yon höchster Wichtigkeit sein. Die Edition selbst soll uns 
eiR getreues Bild der Sammlung, wie sie uns überkommen ist, 
bieten. Wenn aber so in jeder Hinsicht die heutige handschrift- 
liche Lage der Sammlung als Norm betrachtet werden muss, 
wenn die Avellana so zu ediren ist, wie sie uns die Tradition 
des 11. Jahrhunderts vor Augen stellt, so ist doch damit keines- 
wegs ausgeschlossen, dass dermalen alle Hülfsmittel zu benützen 
sind, welche uns diese Tradition in ihrer Eigenart charakterisiren 
können. Vor Allem shid alle diejenigen Stucke, die in anderen 
Sammlungen oder überhaupt auf anderem Wege überliefert sind, 
in ihrer andersartigen Tradition zur Vergleichung heranzuziehen. 
Durch diese Gegenüberstellung wird sich die Art der Ueber- 
lieferung der Avellana um so schärfer hervorheben. 

Was die andere Seite der Kritik anbetrifft, so dürfte sie bei 
dieser Sammlung voraussichtlich die weit entwickeltere sein. Zu- 
erst ist es bei dem gegenwärtigen Stande der Veröffentlichung 
schwierig, überhaupt eine genaue Uebersicht über die verschiedenen 
Theile der Sammlung zu gewinnen. Soweit die Sammlung edirt 
ist, was freilich mit Ausnahme weniger und, wie es scheint, nicht 
sonderlich wichtiger Stücke der Fall ist, ßndet man sie in mehr 
als einem Dutzend verschiedener Publikationen* zerstreut. Das 
Einzelne ist dort nach verschiedenen Grundsätzen und in sehr 
verschiedener Brauchbarkeit herausgegeben. Ein anderer Uebel- 
stand, der die Uebersicht erschwert, liegt sodann in der Natur 
der Sammlung selbst. Es sind in der Sammlung sehr ver- 
schiedene Kreise von Briefen ohne jeden sichtbaren allgemeinen 
Mittelgrund an einander gefügt. In den Sitzungsberichten der 
Wiener Akademie (philos. - histor. Classe LXXXV Bd. 239—248) 
hat Maassen zu demgemäss analytisch behandelt, und in ihr eine 
ganze Reihe heterogener Gruppen constatirt. Es muss nun damit 
begonnen werden, jede von diesen verschiedenen Gruppen (deren 
Zahl 6 ist) für sich allein zu behandeln. An jeder sind Her- 
kunft, Ordnung, Zweck, Inhalt. Art der Ueberlieferung, Aussteller, 
Ganzleinotizen etc. etc. zu prüfen; bei jeder wird zu untersuchen 
sein, ob Theile derselben uns noch aus anderweitiger Ueber- 
lieferung überkommen sind und ob sich etwa Rückschlüsse auf 
gemeinschaftliche Sammlungen anstellen lassen. Erst wenn jede 
der 6 Gruppen so durchgemustert ist, wird sich, ich möchte 
sagen, aus einer einfachen Addition ergeben, welche Eigenschaften 
als allgemein für die ganze Sammlung aufgestellt werden können. 
Alle diese Erörterungen über die inhaltliche Kritik wären in dem 
wohl dadurch etwas stark anschwellenden Bande niederzulegen. 

Berlin, 7. Jänner 1883. 
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(Nr. 652.) m. 

Kaiserliche -A^kademie 

der 

"W^issenschaften. 

Nachdem Herr Dr. P. Ewald der Akademie die Anzeige 
gemacht, dass er die ihm übertragene Arbeit, eine Edition der 
sogenannten Avellana, begonnen habe, und gleichzeitig die bindende 
Erklärung eines Buchhändlers vorlegte, das Werk in Verlag zu 
nehmen, ersucht die kaiserliehe Akademie der Wissenschaften 
unter Bezugnahme auf ihr Schreiben vom 27. Jänner 1883 Z. 52 
ein geehrtes Curatorium der Savigny- Stiftung, Herrn Dr. Ewald 
die ihm bewilligte Summe von 44-00 Reichsmark gefalligst an- 
weisen zu wollen. 

Wien, am 9. Juli 1883. 

Der Generalsekretär 
der Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften. 

(Unterschrift.) 

An 

das geehrte Curatorium 
der Savigny-Stiftung 

in Berlin. 



IV. 

Euerer Hochwohlgeboren 

beehren wir uns zu der Benachrichtigung über den Stand der 
Savigny-Stiftung nachträglich noch mitzutheilen , dass dem Herrn 
Dr. Ewald zur Bestreitung der Kosten der von ihm übernommenen 
Arbeiten durch Verfügung vom 1. d. M. ein Kostenvorschuss von 
1000 Mk. gezahlt worden ist. 

Berlin, den 29. Februar 1884. 

Curatorium der Savigny-Stiftung. 

Gneist. 
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Aufruf. 



Professor Dr. Heinrich Thöl ist am 16. Mai d. J. in 
Göttingen gestorben. — Weit über die Grenzen unseres Vater- 
landes hinaus ist der Ruf des Mannes gedrungen, welchem in 
seltenem, vielleicht in nie erreichtem Masse die logische Schärfe 
der römischen Juristen zu eigen war. Das deutsche Handelsrecht 
verdankt zum grossen Theile ihm die wissenschaftliche Vertiefung, 
das Wechselrecht sogar die wissenschaftliche Begründung. An der 
Schaffung des deutschen Handelsgesetzbuchs und der deutschen 
Wechselordnung in hervorragender Weise betheiligt, ist er bis in 
die allerjüngste Zeit unermüdlich und mit jugendlicher Frische 
thätig gewesen, die deutsche Theorie und Rechtsprechung auf 
dem Gebiete des Handehsreehts auf die richtigen Wege zu leiten. 

In welcher Weise er es aber verstanden hat, Begeisterung 
und Verständniss namentlich für dies Gebiet der Rechtswissenschaft 
als akademischer Lehrer zu verbreiten, das steht zu lebhaft im 
Gedächtniss der Mitlebenden, als dass es besonderer Erinnerung 
bedürfte. — 

Eine in der Göttinger Universiläts-Bibiiothek aufeustellende Büste 
soll die Züge des unvergesslichen Meisters der Nachwelt über- 
liefern, und zugleich der Dankbarkeit seiner Schüler und Verehrer 
Ausdruck verleihen. 

Die Einsendung von Beiträgen zu diesem Zwecke erbitten die 
Unterzeichneten in der Ueberzeugung , dass ihr Aufruf in den 
Herzen deutscher und auswärtiger Juristen ein lebhaftes Echo 
finden werde. 

Die Beiträge sind an Herrn Rechtsanwalt Dr. Riesser in 
Frankfurt a. M. zu senden; jedoch ist auch Jeder der Unter- 
zeichner gerne erbötig, solche in Empfang zu nehmen. 

Dr. Alb recht, Oberlandesgerichtspräsident in Frankfurt a. M. 
Dr. Böhlau, Professor der Rechte in WQrzburg. 
Dr. Brunn er, Professor der Rechte in Berlin. 
Dr. Gurtius, Senator in Lübeck. 
Dr. Euler, Justizrath in Frankfurt a. M. 
Dr. Fick, Professor der Rechte in Zürich. 
Dr. Frensdorff, Professor der Rechte in Göttingen. 
- Dr. V. Gerber, Wirklicher Geheimeralh , Staatsminister in Dresden. 
Dr. Grünhut, Professor der Rechte in Wien. 
Dr. V. Hahn, Reichtsgerichtsrath in Leipzig. 
Dr. Hegel, Professor der Geschichte in Erlangen. 
Dr. Heimsoeth, Wirklicher Geheimerath, Oberlandesgerichlspräsident 

in Cöln. 
Dr. V. Jhering, Geheimer Justizrath und Professor der Rechte in 
Göttingen. 

ZeiUehrift d. SavIgny-SUftung. V. Qerm.Abth. 16 
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Dr. Kierulff, OberappellatioDsgerichtspräsident a. D. in Lübeck. 

Dr. König, Professor der Rechte In Bern. 

Dr. Laban d, Staatsrath und Professor der Rechte in Strassburg. 

Dr. Leist, Greheimer Justizrath und Professor der Rechte in Jena. 

Dr. Lorsch, Professor der Rechte in Bonn. 

Freiherr Dr. v. Lutz, Staatsminister in München. 

Dr. Manu, Oberlandesgerichtsrath in Rostock. 

Dr. Me jer , Geheimer Justizrath und Professor der Rechte in Göltingen. 

Dr. Ernst Meier, Geheimer Justizrath und Professor der Rechte in 

Halle a. d. Saale. 
Dr. Hugo Meyer, Professor der Rechte in Tübingen. 
Dr. Mommsen, Gonsistorialprftsident und Gurator der Universität 

in Kiel. 
Dr. Pape, Wirklicher Geheimerath in Berlin. 
Dr. Pauli, Senator in Bremen. 
Dr. Riesser, Rechtsanwalt in Frankfurt a. M. 
Dr. Hermann Schulze, Geheimerath und Professor der Rechte in 

Heidelberg. 
Dr. Sieveking, Oberlandesgerichtspräsident in Hamburg. 
Dr. Simson, Wirklicher Geheimerath und Präsident des Reichsgerichts 

io Leipzig. 
Dr. Sohm, Professor der Rechte in Strassburg. 
Dr. Schwanert, Professor der Rechte in Breslau. 
Dr. Stobbe, Geheimer Hofrath und Professor der Rechte in Leipzig. 
Dr. Ubbelohde, Professor der Rechte in Marburg. 
Dr. Unger, Wirklicher Geheimerath und Präsident des Reichsgerichts 

in Wien. 
Dr. Vers mann, Senator in Hamburg, Bundesrathsbevollmächtigter. 
Dr. Waitz, Geheimer Regierungsrath und Professor in Berlin. 
Dr. Wasserschieben, Geheimer Justizrath und Professor der Rechte 

in Giessen. 
Dr. Weber, Bürgermeister in Hamburg. 



• <• 



Verlag von Hermann Böhlan in Weimar. 

Das 

Lübische eheliche Güterrecht 

in 

ältester Zeit, 

Von 

Dr. jur. Richard Freund, 

Lflbeckischem Assessor. 

XI u. 98 S. gr. 8. J$ 2,40. 



• ♦• 



ZEITSCHRIFT 



DER SAVIGNY- STIFTUNG 



FÜR 



RECHTSGESCHICHTE 



HERAUSGEGEBEN 



VON 



P. T. Roth, E. I. Beeksb, H. Bohi.au, 
A. Pebnice, B. Schbödeb. 



SECHSTER BAND 

XIX. BAND DER ZEITSCHRIFT FÜR RECHTSGESCHICHTE 



GERMANISTISCHE ABTHEILUN6 



WEIMAR 

HERMANN BÖHLAU 
1885. 



. — HOF-BUCHDRUCKEBEI. 



Inhalt des VI. Bandes. 

Germanistische Abtheilung. 

Seite 
Lehmann, K., Zur Frage nach dem Ursprünge des Gresetz- 

Sprecheramtes 193 

Lindner, Gustav, Der Schwabenspiegel bei den siebenbflrger 

Sachsen 86 

Salis, L. R. von, Lex Romana Guriensis 141 

Sickel, Wilhelm, Die Entstehung des Schöffengerichts .... 1 

Misoellen: 

Distel, Theodor, Elf kriminalistische Mitteilungen aus dem 

Kgl. Sachs. Hauptstaatsarchiv zu Dresden 184 

— , — , Gutachten der Juristenfakultät zu Leipzig über einen 
Bauer, welcher „ungebeichtet das Sakrament empfangen 
wollen" (1523) 189 

— „— , Nachrichten über den Schöffenstuhl zu Geithain in 

Sachsen (1377 flgd.) 190 

— ,— , Kleine Nachrichten, betreffend Eike von Repgowe . . 192 

Mo Hat, G., Kleiner Beitrag zur Geschichte der Rechts- 
wissenschaft 173 

liitteratur : 

Kohler, Pfandrechtliche Forschungen 200 

Besprochen von R. SohrOder. 

Ross, The early history of land-holding among the Germans 203 
Jobb^-Duval, Etüde historique sur la revendication des meubles 

en droit fran^ais 212 

Beides besprochen von Professor Dr. Lothar Dargun in Erakan. 

Kohler, Shakespeare vor dem Forum der Jurisprudenz . . . 220 
— „ — , Urkunden aus den Antichi Archivi der Biblioteca Gomu- 

nale von Verona, 1. u. 2. Heft 221 

Winter, Geschichte des Rates in Strassburg 222 

Domke, Die Virilstimmen im Reichsfürstenrat von 1495—1654 226 
Lehmann, Verlobung und Hochzeit nach den nordgermani- 
schen Rechten des früheren Mittelalters 227 

Kluge, Etymologisches Wörterbuch der deutschen Sprache . 231 
Fockema-Andreae, Overzicht van Oud-Nederlandsche Rechts- 
bronnen 231 

Telting. Het Oud-Friesche Stad recht 232 

— ,— , De Friesche Stadrechten 232 

Sämmtlich besprochen von R. Schröder. 



I. 

Die Entstehung des Schüffengerichts. 

Von 

Herrn Professor Dr. Wilhelm Siokel 

in Marburg. 

Unter den grossen Entwicklungen im fränkischen Reiche, 
deren Verlauf und Bedeutung noch immer weiterer Aufhellung 
fähig und bedürftig sind, ist auch das Schöffengericht. Seit 
dem Anfang des vorigen Jahrzehnts ist die Lösung dieser 
Aufgabe nicht erheblich gefördert worden, es scheint jedoch 
möglich im Anschluss an die längst gewonnenen Resultate, 
die zumeist Sohm und nächst ihm v. Savigny verdankt werden, 
dem Verständniss der Einrichtung noch näher zu kommen. 
Wenn eine Abhandlung es jetzt unternimmt, ein so oft be- 
handeltes Thema von neuem zu erörtern, so ist der gegen- 
wärtige 2^itpunkt geeignet, weil die älteren Kapitularien und 
die Formeln der Merovingerzeit kürzlich besser als vormals 
herausgegeben sind, aber ein anderer Theil der Litteratur, 
den noch Niemand für unseren Gegenstand erschöpfend ver- 
werthet hat, die Acta Sanctorum, kann auch heute bei der 
Beschaffenheit der Editionen noch nicht vollständig aus- 
gebeutet werden. Sind wir dem Quellenmaterial nach in 
einer etwas günstigeren Lage als die Mehrzahl der früheren 
Bearbeiter, so bleiben doch die Schwierigkeiten, welche sich 
der Untersuchung entgegenstellen, noch immer bedeutend, da 
die Nachrichten, die wir benutzen können — und in der 
Verwerthung längst bekannter Thatsachen liegt das Ent- 
scheidende — weit entfernt sind alle klar, erschöpfend, datirbar 
oder localisirbar zu sein und der innere Vorgang gemäss der 

ZelUehrifl d. BATlgnjr-Stmnng. VI. Genn. Abth. 1 



2 Wilhelm Sickel, 

Natur seiner Aeusserungsmittel uns nur in einer Weise vor 
Augen treten kann, welche die Möglichkeit einer verschiedenen 
Auffassung nicht ganz auszuschliessen vermag. Wer aber den 
Gang der Dinge zu ermitteln sucht, muss, wie mir scheint, 
von dem altsalischen Gericht ausgehen, nicht minder jedoch 
wird es seine Aufgabe sein die Gerichte in den ausser- 
fränkischen alten Besitzungen der Merovinger einer gesonderten 
Betrachtung zu unterwerfen, weil eine ununterbrochene Bildung 
und Entwicklung nicht stattgefunden hat, Austrasien von Neu- 
strien ebensogut empfangen als ihm gegeben haben mag und 
die karolingischen Erlasse, an die wir gewohnt sind das 
Schöffengericht anzuknüpfen, auf diesen oder auf jenen Grund- 
lagen beruhen oder Bestandtheile von beiden vereinigt haben 
können. Erst nach einer solchen Durchforschung des Stoifs 
werden wir mit Aussicht auf Erfolg zu einer Erörterung der 
karolingischen Formation, mit der die vorliegende Arbeit ab- 
zuschliessen hat, iibergiehen. Jeder andere Versuch, die Zu- 
sammenhänge der alten Gerichte und des neuen Gerichts 
herzustellen, das Stadium des Ueberganges von den einen 
zum andern zu erkennen und ihr Verhältniss zu beurtheilen 
müsste, dünkt mich, scheitern. 

Die Vollständigkeit der historischen Anschauung wird ge- 
winnen, wenn Vieles wiederholt wird, was bekannt ist, hin- 
gegen durften wohl die litterarischen Nachweisungen um so 
eher fast ganz übergangen werden, als sie neuerdings mehr- 
mals zusammengestellt sind. 

I. Das altsallsche Gericht« 

Obgleich keine unserer Handschriften des salischen Gesetz- 
buchs der ursprünglichen Abfassung desselben nahe steht, so 
ist doch die Annahme gerechtfertigt, dass der das Gerichts- 
wesen betreffende Inhalt des Gesetzes grösstentheils altsalisches 
Gewohnheitsrecht sei, das so, wie es hier dargestellt wird, 
schon lange vor Chlodovech galt. Indem wir sehen, wie die 
Schreiber noch immer alte Sätze abschrieben, nachdem sie 
aufgehört hatten in Geltung zu sein, wie sie die Artikel 
wiederholten, welche voraussetzen, dass der Graf in der Volks- 
gerichtsversammlung nicht anwesend sei und der Sacebaro die 
Bussen erhebe, zeigt uns diese Unwandelbarkeit, dass der 
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Text nicht gleichmässig mit der Zeit fortgeschritten ist, und 
wir haben keinen Grund zu glauben^ dass er in den uns haupt- 
sächlich beschäftigenden Bestimmungen ursprünglich anders 
gelautet habe. Was jedoch bei der ursprünglichen Redaction 
bereits eingealtert und was neu war, ist nicht mehr aus* 
zumachen. 

In seinen allgemeinen Zügen ist der Urzustand des Ge- 
richts ausser Zweifel. Das salische Land zerfällt bei seinem 
Eintritt in die Geschichte in Dingverbände von gleichartiger 
Organisation und Verfassung, die coordinirt und ohne Ver- 
bindung neben einander stehen und für deren Verfassung 
charakteristisch ist, dass der König, das ist der Staat, weder 
auf ihre Besetzung noch auf ihre Thätigkeit einzuwirken hat. 
Wenn wir ihre verhältnissmässig scharfe Ausbildung und ent- 
wickelte Gestaltung ins Auge fassen, so bemerken wir sofort, 
dass sie so, wie sie im fünften Jahrhundert sind, ganz aus den 
Zwecken der Rechtspflege hervorgegangen und dass ihnen 
militärische, polizeiliche und finanzielle Aufgaben an sich 
fremd sind. Die Grundlage des Dingverbandes ist die Hundert- 
schaftsgemeinde. „Die Lex Salica^S sagt Sohm, Gerichtsver- 
fassung 1,71, „gewährt dafür das eine, aber entscheidende 
Argument, dass sie den Thunginus selber Centenarius nennt.'' 
Innerhalb dieses zur Pflege des Rechts vereinigten Volkes 
stehen sich drei Arten von Gerichtspersonen gegenüber : jeder 
Bezirk hat seinen Thunginus, seine Rechtsprecher und den 
Umstand. Die Bildung des Urtheils ist von dem Thunginus, 
die Vorbereitung des Urtheils ist von dem Umstand abgelöst. 
Wenn wir die drei Glieder in der vorigen Reihenfolge be- 
trachten, so lassen wir das genetische Verhältniss bei Seite, 
denn offenbar sind die Gerichtsleute in ihrer Gesammtheit 
der Boden, auf dem sich der engere Kreis der Rechtsprecher 
ausgesondeit hat, wir halten uns aber auch nicht an die reale 
Wichtigkeit des dreifachen Personals, wenn wir die Besprechung 
mit dem Thunginus beginnen und dadurch auf ihn die Auf- 
merksamkeit in einem zu hohen Masse lenken. Allein hier 
haben wir es mit der Darstellung eines Zustandes zu thun, 
bei deren Anordnung das genetische wie das praktische Moment 
vor der sachlichen Scheidung zurückzutreten hat. 

1* 
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1. Der Thunginus. 

Das Verhältniss des altsalischcn Gerichts zum Schöffen- 
gericht miisste verkanAt werden, wenn wir die Stellung des 
Thunginus unrichtig fassen oder ungenügend würdigen. Wir sind 
wohl im Stande, das Recht oder die Pflicht dieses Beamten aus 
einzelnen theils positiven tbeils negativen Aeusserungen mit un- 
gefährer Deutlichkeit zu entnehmen. Soweit wir sehen, handelt 
er da, wo er handelt, selbständig ohne Gemeindeact. Er ist 
es, der nach Lex Salica 44, 1. 46, 1. 2 einen Gerichtstag an- 
sagt, den zu besuchen die Dingleute verpflichtet sind, aber 
ist er es auch, der die Erfüllung der Gemeindepflicht er- 
zwingt? Wir wissen es nicht. Wir würden es auch nicht 
dadurch erfahren, wenn wir ermittelten, dass das ferbannire 
der anwesenden Zeugen ein amtliches Zwangsrecht und nicht 
eine Parteihandlung bedeuten sollte,^) denn eine derartige 
Befugniss kann entstanden sein, ehe der Thunginus und seltet 
ohne dass er später das Recht erwarb, die Dingpflichtigen zu 
bannen. Der Thunginus ist es ferner, der auf Begehren der 
Partei sein Nexticantichio spricht, das den Antragsteller be- 
rechtigte, zur Auspfändung seines Schuldners zu schreiten, 
ein Ausspruch, der zwar vor dem Gerichtsvolk geschieht, aber 
ohne dass ein dahin gehender Beschluss der Versammlung 
erfolgte.^) So tritt der Gerichts vorstand in ein rechtliches 
Verhältniss sowohl zu den Dingleuten als zu den Parteien, 
jedoch sobald es sich um ein Urtheil handelt, hört seine 
Wirksamkeit auf. Nicht er, sondern die Partei wendet sich 
an die Rechtsprecher; diese sind es, welche der Partei un- 
mittelbar Antwort geben, und auch aus dem Rechtssatz, nach 

*) Für das Bannrecht Brunner, Zeugen 1866 S. 133, dawider Sohm, 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte V, 416 f., Process 1867 S. 147. 152. 154, 
anders jedoch Gerichtsverfassung 1, 100. Ausser in der Lex Salica 49, 3 
kommt das Wort ferrebannire auch in dem Edict Ghilperichs c. 8 S. 9 
Boretius vor, wo es auf das obrigkeitliche Zwangsrecht des Grafen zu 
gehen scheint Es nöthigt wohl nichts an beiden SteUen eine gleich- 
artige Handlung anzunehmen. — Ob die amtliche Gerichtshegung, die 
dem Thunginus gemäss der nach Lex Salica 44 entworfenen lango- 
bardischen Notariatsformel des elften Jahrhunderts, Leges IV, 599, 16, 
zusteht, in die Zeit des Volksgerichts hinaufreicht, muss dahingestellt 
bleiben. — >) Lex Salica 50, 2 und Gapitulare I c. 10 S. 91 fg. in Behrends 
Ausgabe des Gesetzes. 
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welchem sie allein die Verantwortung trifift, folgt, dass der 
Thunginus an dieser Thätigkeit nicht betheiligt ist. Für eine 
so eigenartige Stellung können wir heute kein Woit mehr be- 
sitzen, das sie uns nur annähernd zur Anschauung brächte. 
Nach diesen positiven Ergebnissen wenden wir uns zu 
einem negativen, um daraus wieder ein positives Resultat zu 
gewinnen. Man hat aus dem Umstand, dass dem Thunginus 
das dreifache Wergeid fehlte, den Schluss gezogen, dass er in 
keinem dienstlichen Verhältniss zum König stand. Eine hier- 
von abweichende Meinung ist in einer neueren Behandlung 
des Gegenstandes aufgestellt worden, wo behauptet ist, dass 
sich auch für den Thunginus aus Septem causae VII, 6 das 
dreifache Wergeid und hiermit der königliche Dienst ergebe. 
In der angeführten späten, undatirbaren Privatarbeit wird der 
anderweitig nicht erwähnte, insbesondere, nach dem Zeugniss 
von Fardessus, Loi Salique 1843 S. 354, keinen Anhalt in 
einer der Handschriften der Lex Salica besitzende Rechtssatz 
hingestellt, dass, wer einen Franken inter quattuor solia tödte, 
das dreifache Wergeid verwirke. Ein Schriftsteller hat nun 
eingewendet, diese Bestimmung betreffe den Thunginus und 
die Rechtsprecher, erweise mithin auch für die letzteren 
die amtliche Eigenschaft und für beide Königsdienst. Auf 
diese Deutung ist zu erwiedem, dass sie sich auf eine Ver- 
theilung der Sitze stützen muss, wie sie nach Warnkönig, 
Flandrische Rechtsgeschichte I, 281 f. III, 1, 271 f. später in 
der Heimath des Gesetzes nicht bestand, ohne dass wir 
hierin eine Aenderung anzunehmen Grund haben. Von den 
vier Bänken, die im Gerichte standen, war die eine für 
den Richter, die zweite für die Schöffen und die beiden 
übrigen waren für die Parteien bestimmt. Wir glauben über- 
dies aus einer Stelle des Gesetzes folgern zu dürfen, dass schon 
zu seiner Zeit die Parteien sich innerhalb des durch die vier 
Bänke gebildeten Raumes befanden. Einige Handschriften, 
so die von Paris, Fonds Notre-Dame 252 F. 9 und Paris 
4403 B, haben in dem Artikel, welcher anordnet, wie man 
sich von seiner Verwandtschaft lossagt, statt der üblichen 
Worte, dass die Zweige per quattuor partes zu werfen sind, 
den Ausdruck, dass dies per quattuor angulos geschehen müsse, 
andere, bei Pardessus 1843 S. 318, lesen kurzweg per angulos. 
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Lässl ^icb nun nicht wohl bezweifeln, dass die Varianten 
weder Ergänzungen noch Veränderungen des Textes enthalten, 
so ist jener Raum, in dem der Handelnde steht, wohl durch 
die vier Bänke gebildet, und wenn dies richtig ist, so haben 
die Processparteien ebenfalls dort ihren Platz gehabt. Die 
Erhöhung des Wergeids trifft nach dem Gesagten zwar zwei 
Klassen von Qerichtspersonen, aber sie nicht allein, sie ergibt 
also nichts Über deren Wesen und sie vermag um so weniger 
ein Dienstverhältniss zum Könige fUr sie darzuthun, als die 
Bestimmung selbst sich auf Volksrecht grUndet. Wir brauchen 
uns nicht auf die Verdreifachung des Wergeides durch den 
Hausfrieden zu berufen, welche zwar früher noch von einem 
schaarenweisen Angriff abhängig gemacht war, aber später 
auch ohnedem bestand^), die volksrechtliche Natur des Rechts- 
satzes^) folgt doch schon daraus, dass er für die genannten 



^} Lex Salica 42. Recapitulatio legis Saticae de § 31 vergl. §§ 35, 36 

5. 134 Behrend. — *} Fahlbeclc, royaut^ 1883 S. 242 hat die Glaub- 
wQrdigkeit der Miilheilung angefochten, dass uns aber dazu nichts 
berechtigt, schon Zeunier in den Gott. gel. Anzeigen 1885 S. 112 be- 
merkt. Auffallend ist freilich, dass solium steht, was sonst einen 
kleineren Sitz bedeutet (Gregor, bist. III, 14. V, 18. VII, 14. Fredegar 107. 
Gesta Dagoberti 39. Vita Hugberti 14 S. 69 Arndt), wogegen scamnum, 
das später für den Sitz der Gerichtspersonen vorkommt, schon im 

6. Jahrhundert gäng und gebe war (Lex Salica 40, 1. 6. Gapitulare 
1,7 f. S. 90f. Behrend s= Boreti US. Gregor, de gloria confess. 23; vitae 
patrum XIV, 1. XIX, 2; histor. V, 18. VI, 6. VII, 22. IX, 35). Indess kann 
aus der sprachlichen Ungewöhnlichkeit ein Bedenken gegen den von 
Sohm, Process 155 und Gerichtsverfassung 1, 40 gefundenen Sinn nicht 
entnommen werden, und Behrends Frage „in seinen vier Pfählen", 
S. 159 seiner Ausgabe, ist aus sprachlichem Grunde zu verneinen. 
Grössere Schwierigkeit bereitet der nächste Satz der Septem causae, 
wonach das dreifache Wergeid auf der Tödtung eines Franken durch 
einen Franken steht. An welche Voraussetzung hier die Erhöhung des 
Wergeides geknöpft war, dessen ordentlicher Betrag von 200 solidi un- 
verändert fortbestand, was zwar Septem causae VI übergingen, aber ein 
Zusatz VIII, 1 erkennen lässt, das zu entdecken ist bisher nicht gelungen, 
allein unsere Stelle mit ihrer besonderen Voraussetzung wird durch 
jene Ungewissheit nicht beseitigt. — Der Landschaft wegen sei an- 
geführt, dass das Kuerboeck van Dordrecht 1401 Art. 20 (De oudste 
rechten der stad Dordrecht 1, 1882, S. 10 f.) die Störung des Gerichts- 
friedens mit vierfacher Busse bestraft. 
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Personen galt und dass er für sie die Wergeidstrafe enthielt. 
Wir finden noch bei Boretius, Capitularia I, 16, 6 einen ent- 
sprechenden Satz des Volksrechts und sehen daselbst I, 93, 9. 
113,4. 296,4. 318,5, wie er durch das staatliche Recht er- 
setzt worden ist. 

Gehört nun der Rechtsgrund des inter quattuor solia 
vermehrten Wergeides nicht dem Recht des Königsdienstes 
an, so dauert auch die Beweiskraft des aus dem Wergeid ent^ 
nommenen Argumentes, wonach der Thunginus nicht könig- 
licher Beamter war, unvermindert fort. Einen weiteren Be- 
weisgrund gegen den königlichen Dienst desselben gewährt 
die Thatsache, dass ein unzweifelhaft königlicher Beamter, 
der Sacebaro, im Gericht amtlich zugegen war, denn eine 
Vertheilung der wenigen Geschäfte an zwei Beamte eines und 
desselben Herrn ist sehr unwahrscheinlich. Mit diesem Resultat 
ist zwar noch nicht sofort das weitere sichergestellt, dass der 
Thunginus Gemeindebeamter war, es bliebe die Möglichkeit, dass 
er ein gräflicher und vom Grafen eingesetzter Unterbeamter 
war, dem ungeachtet seines staatlichen Dienstes deshalb, weil 
er nicht unmittelbar dem Könige diente, kein höheres Wergeid 
zukam, allein um diese Annahme auszuschliessen genügt wohl 
die bekannte Wahrnehmung , dass die Lex Salica den Grafen 
ausserhalb des Gerichtes denkt und ihr eine Rechtspflege nur 
entweder durch den König oder duixh das selbstthätige Volks- 
gericht bekannt ist. Hätte dem Grafen schon damals das 
Richten zugestanden, so wäre unerklärlich, wie er eine Thätig- 
keit, die er bald hernach persönlich vorzunehmen pflegte, von 
einem Diener besorgen Hess, als er noch weit weniger mit 
Geschäften überhäuft war; wir können verstehen, weshalb es 
anders wurde, aber eine ursprüngliche Konkurrenz des Grafen 
mit dem Thunginus würde unbegreiflich sein. 

Durch diese Erwägungen werden wir zu der Annahme 
genöthigt, dass der Thunginus ein Gemeindebeamter war, und 
da wir wissen , dass das Staatsvolk zu jener Zeit keine Ver- 
sammlungen mehr abhielt, auf denen es Regierungsakte solchen 
Inhalts ausgeübt hätte, so war die Gemeinde, der er diente, 
die Gerichtsgemeinde der Hundertschaft. Dass er ihr Be- 
amter, nicht ihr Herr war, würde, wenn es eines Beweises 
bedürfte, daraus hervorgehen, dass sein Dienst so unentgeltlich 



8 Wilhelm Sickel, 

war, wie der der Bechtsprecher. Das ist das Wichtigste, 
was wir zu wissen brauchen, und einige Nebenfragen, wie die, 
ob das GerichtsYolk ihn frei aus seinen Mitgliedern erkor 
oder ob es ihn auf Zeit oder auf Lebenszeit bestellte, müssen 
ohne Antwort gelassen werden, weil unsere Quellen auch nicht 
indirect darüber Auskunft geben und Räckschliisse aus den 
späteren Zuständen, wo sich die Verhältnisse wesentlich ge- 
ändeit hatten, unstatthaft sind. 

So bleiben in der Erkenntniss des Thunginus zur Zeit der 
grossen merovingischen Eroberungen, auf die es hier ankommt, 
manche Lücken und wir müssen diese Grenzen unseres Wissens 
constatiren, aber die uns unbekannten Funkte sind, wenn ich 
nicht irre, von untergeordneter Wichtigkeit. Denn es scheint 
festzustehen, dass der Thunginus der Gerichtsbeamte der 
Centgemeinde war und dass es nicht seines Amtes war, sich 
an der Bildung des Volksurtheils zu betheiligen. In Zweifel 
sind hingegen die Zeit, die Wege und die Art der Ver- 
änderung des Amtes. 

2! Die Rechtsprecher. 

Legen wir uns zunächst die Frage vor, worin ihre Thätig- 
keit bestand, so kann, obwohl das Gesetz sie nicht erschöpfend 
normirt hat, darüber kein Zweifel sein, dass sie einen Aus- 
spruch über das auf den konkreten Streitfall anwendbare 
Recht zu geben hatten, iudicare, deutlicher legem dicere, 
natürlich, wie Codex Vossianus 86 liest, legem Salicam dicere, 
das Volksrecht zu weisen, nicht Billigkeit zu üben ist nach 
dem Gesetzbuch 56 und 57 ihre Aufgabe; das Resultat ist 
ein Urtheilsbeschluss, decretum iudicium, Paris 4418 und Codex 
Vossianus 86, 119. Dass jedoch ihr Spruch nicht der ent- 
scheidende war, sondern erst die Zustimmung der Dingmänner 
ihm Rechtskraft verlieh, wird sich später herausstellen. 

Die Bezeichnung ihrer Aussage als eines Urtheilsvor- 
schlags gewährt uns noch keinen vollen Einblick in die 
Stellung. Wir rücken einen Schritt vorwärts, wenn wir be- 
merken, wie die Verantwortlichkeit gestaltet ist. Sie sind 
verantwortlich, aber sie sind es der Partei und nach Volks- 
recht. Dasselbe Tangano, das von dem Gegner die Antwort 
und von dem Zeugen das Zeugniss verlangt, zwingt sie zum 
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Urtheil und demnach sind Rechtsverzögerung, Rechtsweigerung 
und Rechtsbeugung Vergehen gegen den Einzelnen, die wie 
andere Individual vergeben gebüsst werden und dadurch, dass 
der Fiscus an diesen wie an sonstigen Kompositionen seinen 
regelmässigen Antheil hatte ^), die Rechtsprecher in kein be- 
sonderes Verhältniss zum König vei*setzen. Das Gegenstück 
zu diesem Rechtssatz ist, dass, wer eii^em Urtheilsfinder mit 
Unrecht den Vorwurf macht, absichtlich ungerecht erkannt zu 
haben, demselben bussfällig wird. Eine solche Behandlung ist 
sehr lehrreich. Hier, wo die Rechtsprecher zur Partei werden, 
die ihr Urtheil gegen den Angriff vertheidigen, wo die Mittel, 
welche das Recht dem Kläger zu Gebote stellt, um eine 
Antwort auf seine Frage zu erhalten, auf der nämlichen Stufe 
stehen wie die, mit denen er von dem Gegner die Erklärung 
und von seinen Geschäftszeugen die Auskunft fordert, ist es 
nicht der öffentliche von den Rechtsprechem geleistete Dienst, 
nach dessen Massgabe ihr Recht gestaltet ist; ihr pflicht- 
widriges Thun wird nicht als eine unmittelbare Schädigung 
der Gemeinschaft behandelt und ihre Verantwoitlichkeit daher 
auch nicht in das öffentliche Recht aufgenommen, sondern Alles 
steckt noch in dem subjectiven Gesichtspunkt, dass die Partei, 
die absichtlich geschädigt sei, sich selbst helfen möge, und weder 
der Thunginus noch die Gemeinde noch die Staatsregierung 
ist in Folge dessen befugt, die Rechtsprecher zum Handeln 
zu zwingen und zur Rechenschaft zu ziehen. Die Gesammt- 
heit hat hier ihr Interesse nicht über das 'des Einzelnen ge- 
stellt, und aus dem Mangel der Verantwortung gegen die 
Obrigkeit folgt die Unabhängigkeit der Rechtsprecher von 
derselben. 

Einem derartigen Verhalten würde entsprechen, wenn die 
mehreren sitzenden Rachinburgen jeder für sich gehandelt 
hätten. Untersuchen wir ihr Verhältniss unter einander, so 
dürfen wir uns nicht dadurch täuschen lassen, dass die Partei 
sich an Alle zugleich wendet und sie causam inter se discu- 
tiunt. Der Umstand, dass die Frage an Alle gleichzeitig 
ergeht, schliesst nicht die Möglichkeit aus, dass es rechtlich 
eine Frage an jeden Einzelnen ist, da aus dieser Form nichts 



>) Vergl. hierüber Gohn, Justizweigerung 1876 S. 53—55. 
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darüber zu entnehmen ist, ob der Fragesteller den Spruch der 
Gesammtheit oder den der Einzelnen will. Ebenso wenig setzt 
ein gemeinschaftliches Besprechen einen kollegialischen Be- 
scbluss voraus. Gregor, de gloria confessorum 71 sagt von 
den Räthen des Königs, dass coniuncti auditores causam 
discutiunt, und Jedermann weiss, dass sie kein KoU^ium 
waren. Die Rechtsmittel der Partei lassen wohl das ursprfing- 
liche FUrsichhandeln der Rechtsprecher erkennen. Wenn nach 
dem Gesetz 57 eben die, welche sich weigern zu sagen, was 
Rechtens sei, der Partei haftbar werden — singuli culpabiles 
iudicentur lautet der Text Paris 4403 B und Fonds Notre- 
Dame 252 F. 9 — , so galt das Urtheil doch nicht als das 
einer Einheit, bei der auch die gehaftet hätten, die bereit 
gewesen wären, Antwort zu geben. Was bei der Prüfung 
dieses Verhältnisses leicht in die Irre fuhrt, ist die Begrenzung 
der iZahl der Haftbaren, aber da mehr als sieben sassen oder 
sitzen durften und weniger ein Urtheil einbringen konnten, darf 
man jener Bestimmung doch nicht den Sinn unterlegen, dass ein 
gemeinsamer Beschluss gefasst worden sei. Es ist modern, 
wenn das Majoritätsprinzip oder das Erforderniss der Stimmen- 
einheit in dieses Gericht hineingetragen wird, in eine Zeit, in 
der es sich erst darum handelte, eine Schranke für die Haftung 
der ihrer Zahl nach ursprünglich unbegrenzten Rechtsprecher 
aufzustellen. 

Diese Lage würde mehr ins Klare gebracht werden, wenn 
es gelänge, den Rechtsgrund des Dienstes zu erweisen. Was 
jedoch hierüber gesagt werden kann, besteht, da uns die 
Quellen, was directe Kunde betrifft, wie gewöhnlich im Stich 
lassen, aus Vermuthungen, von denen vielleicht alle denkbaren 
schon gewagt worden sind, oder aus Schlüssen, deren Zuver- 
lässigkeit verschieden beurtheilt wird. Handelte es sich 
lediglich darum den Hergang der Besetzung der Rachinburgen- 
bank aufzufinden, so würden wir auf ein Rechnen mit Wahr- 
scheinlichkeiten verzichten, da eine solche Aussenseite der 
Sache im Dunkel gelassen werden könnte, ohne dass das Ver- 
ständniss der Einrichtung unmöglich würde. Allein die Er- 
kenntniss des Ganzen ist davon abhängig. Stellen wir 
zuvörderst das Problem fest. Es handelt sich darum, ob das 
Rechtsprecherthum Amt oder Dingpflicht ist. Ein Amt kann 
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vorliegen sowohl wenn die Dienstleistung eine freiwillige als 
wenn sie eine pflichtmässige ist, im letzteren Falle mttsste 
die Pflicht dahin gehen, die Stellung auf Gebot zu übernehmen. 
Der Unterschied von Amt und Dingpflicht äussert sich nur 
darin, dass die Stellung des Beamten erst durch seinen Willen, 
mit der Annahme begründet wird, auch wenn es seine Pflicht 
ist anzunehmen, wogegen dem Dingpflichtigen die Pflicht be- 
reits obliegen und er entweder gleich einem Kriegspflichtigen 
aufgeboten oder mit dem Willen seine Pflicht zu erfüllen 
unmittelbar handeln würde. Er würde ohne Zweifel ein Amt 
bekleiden, wenn die Annahme von seiner Einwilligung abhinge, 
aber er würde noch nicht als Dingpflichtiger thätig werden, 
wenn es ihm nicht freistand anzunehmen oder abzulehnen; 
die Verbindlichkeit könnte selbst dann, wenn es dieselben 
Personen waren, für welche sie und für welche die Dingpflicht 
galt, in der Pflicht bestehen das Amt zu übernehmen, so dass 
die Stellung erst mit der Uebernahme erworben ward. Es ist 
also der Begriff des Rechtsprechers, der hier in Frage steht. 
Die Frage verdient daher die grösste Aufmerksamkeit, aber 
die Entscheidung stösst auf vielleicht unlösbare Schwierig- 
keiten. Wir müssen wohl auch mit der Möglichkeit rechnen, 
dass die Entwicklung im fünften Jahrhundert noch nicht ihren 
Abscliluss gefunden hatte. Indem wir die Wahrscheinlichkeiten 
abwägen, so glauben wir mehrere Sätze wahrzunehmen, welche 
dem Amtscharakter widersprechen. Man mag kein grosses Ge- 
wicht darauf legen, dass Zwangsämter im Staatsdienst unbekannt 
waren, weil die Anwendung der Analogie des Staatsdienstes auf 
die Verhältnisse der Hundertschaftsgemeinde nicht unanfechtbar 
ist, allein wenn das Amt uralt wäre, so würde schwer zu er- 
klären sein, dajss sich dafür kein Ausdruck entwickelt hat, 
sondern die Amtsinhaber dieselbe Bezeichnung wie die amt- 
losen Dingleute führten, höchstens mit dem das Aeussere 
charakterisirenden Zusatz, dass sie sasscn. Wäre es endlich 
ein Amt, gleichviel ob seine Annahme Pflicht gewesen wäre 
oder nicht, so hätte die Verletzung der Amtspflicht, die Weige- 
rung, das übernommene Amt auszuüben, nicht wohl ohne 
öffentliche Strafe bleiben können. 

Die Annahme des Amtscharakters der Rechtsprecher 
würde unterstützt werden, wenn sich nachweisen liesse, dass 
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die Stellung der Wahl verdankt wurde, weil sich durch einen 
derartigen Akt die Stellung mehr oder weniger von der Ding- 
mannschaft ablösen und selbständig werden würde, in höherem 
Masse, wenn die Gemeinde oder der Thungifius gewählt hätte, 
in geringerem, wenn die Parteien es thaten. Dass der Wille 
der Gemeinde nicht der bestimmende war, muss wohl daraus 
gefolgert werden, dass die Behandlung der Verantwortlichkeit 
mit dem Gesichtspunkt des auftragsweisen Gemeindedienstes 
nicht übereinstimmt. Für die Ernennung durch den TImnginus 
vermögen wir in seinen Rechten nichts zu entdecken, was 
darauf hinwiese; dieser Beamte beruft nicht sie, sondern 
die Versammlung; er steht zu ihnen in keiner amtlichen Be- 
ziehung, und es liegt auf der Hand, dass aus der späteren 
Berechtigung des Grafen die Auswahl zu treffen ein Schluss 
auf das Ernennungsrecht des Thunginus nicht gezogen werden 
darf, da sich die Verhältnisse inzwischen sehr geändert und 
eine Richtung eingeschlagen hatten, welche die Entstehung 
einer solchen neuen Befugniss sehr möglich machte. Eine 
Bestimmung durch die Partei wird durch zwei Umstände aus- 
geschlossen. Das salische Volksrecht setzt Titel 57 voraus, 
dass dieselben Rechtsprecher, die sich geweigert hatten einen 
Spruch zu thun, bis zum Ende des Gerichtstages in ihrer 
Function verbleiben, indem das Gesetz ihnen gestattet, bis 
zum Untergang der Sonne nachträglich zu sprechen , ohne 
eine weitere Strafe zu verwirken. Dasselbe Recht wird als 
selbstverständlich von einem im sechsten Jahrhundert für ein 
Land salischen Rechts erlassenen Gesetz bei Boretius, Capitu- 
laria 1, 9, 8 angenommen, wonach die nämlichen Männer länger 
als Rachinburgen sassen, als ein Process dauerte. Ein zweiter 
Gegengrund gegen die Besetzung der Rachinburgen bank durch 
die Parteien ist, dass die Nichterfüllung der Aufforderung, 
das Recht zu sprechen, weniger von Männern zu erwarten ist, 
die einzelnen Parteien dienten, als von solchen, die ohne Be- 
ziehung zu bestimmten Personen ihren Sitz eingenommen 
hatten. Es mag überdies, für wie wahrscheinlich wir es auch 
bei der ganzen Anlage des Gerichts halten mögen, dass bei 
einer ungestörten Entwicklung derselben eine Wahl der Recht- 
sprecher durch die Gerichtsgemeinde aufgekommen sei, darauf 
aufmerksam gemacht werden, dass es nicht denkbar ist, dass 



Die Entstehung des Schöffengerichts. 13 

die Gemeinde wählte, ohne dass eine andere Weise die Per- 
sonen zu bestimmen vorausgegangen wäre. 

Wenn wir die dargelegten negativen Gründe billigen und 
uns vergegenwärtigen, dass die rachinburgenfähigen Gemeinde- 
genossen dingpflichtig waren, so ist, wie mir scheint, die An- 
sicht, dass die sitzenden Rachinburgen ihren Dienst als Ding- 
männer verrichteten, diejenige, welche die grösste Wahrschein- 
lichkeit fUr sich hat. Diese Ansicht, die, wie ausdrücklich 
bemerkt werden soll, nicht neu ist, — auch Siegel, Gerichts- 
verfahren 1, 105. 106 hat sie vertheidigt — würde Dingrecht 
und Urtheilsrecht als ursprünglich so verbunden betrachten, 
dass das Rechtsprecherthum einen Theil des Dingrechts bil- 
dete und beide Entwicklungen eines einheitlichen Grund- 
gedankens sind. Wie nach germanischer Weise die höheren 
Leistungen für das Gemeinwesen den Besseren zufielen, so 
wären hier die grösseren Anforderungen für die Zwecke der 
Rechtspflege ursprünglich freiwillig von Dingleuten über- 
nommen, dergestalt, dass aus dem Kreise derjenigen, die 
zuerst freiwillig und dann aus Pflicht zusammengekommen 
waren, um zu richten, einzelne nach Ansehen und Erfahrung, 
aus eigenem Entschluss, ohne Wahl und Auftrag, lediglich 
von der Auffassung geleitet, dass es so die Aufgabe der Ver- 
sammelten fordere, die schwierigere und verantwortliche 
Leistung versahen. Wo die Gesammtheit zusammenkam, kann 
es nicht an solchen gefehlt haben, die bereit waren so zu 
handeln. Die Zweckmässigkeit verlangte hier Einzelne für 
den Urtheilsvorschlag zu haben, aber der Zwekmässigkeits- 
grund hätte nicht an sich zu einer Aufhebung des Zusammen- 
hangs geführt; die Handelnden hätten ihrer Meinung nach 
als Dingleute handeln können, sie hätten ihre Qualität als 
Dingleute nicht verloren, wenn sie quantitativ mehr als ihre 
Genossen zur Erreichung des gemeinsamen Zweckes mitwirkten. 
Lassen wir überhaupt die Urtheilspflicht in der Dingpflicht ent- 
halten sein, so haben wir auch wohl keinen Grund, etwas Anderes 
für die altsalischen Vorurtheiler anzunehmen. Wir hätten sie 
nicht als Einzelne aufzufasssen, sondern als Glieder des Ver- 
bandes, die als solche thätig werden und von den Uebrigen 
sich dadurch unterscheiden, dass sie das Dingrecht in verstärktem 
Masse bethätigen und zu vollkommenerem Ausdruck bringen. 
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Die lange Fortdauer eines gemeinsamen Namens für die 
sitzenden und die übrigen Dingleute gibt dafür, dass die Be- 
stimmung der ersteren ursprünglich ohne Rechtsakt vollzogen 
ward und der freien thatäUrhlichen Uebernahme, also socialen 
Factoren überlassen blieb, einen sprachlichen Grund ab. Das 
salische Gesetz nennt 57, 1 die in besonderer Weise Thätigen 
nicht schlechthin Bachinburgen , es sagt ausdrücklich rachin- 
burgii sedentes, diese Klasse ist es, illi rachinburgii, die 57, 3 
im Stande ist, gegen das Recht zu urtheilen, und auch Chil- 
perichs Edict c. 8 vergisst das äussere Kennzeichen des 
Sitzens nicht Es gab demnach Rachinburgen in den fränki- 
schen Gerichten, die bei der Ausübung ihrer Dingpflicht nicht 
sassen oder nicht sitzen mussten, wenn wir auch den entr 
sprechenden Ausdruck von stehenden Rachinburgen in einem 
Denkmal aus dem altfränkischen Gebiet nicht finden. Die 
Rechtsprecher gehörten zu einer Klasse von Volksleuten , von 
der die Volksrechte erwähnen, dass sie die Befähigung ge- 
währte, das Urtheil zu finden — lex Salica 56, 1 mag von 
allen Dingleuten zu verstehen sein — , ein bestimmtes Zeug- 
niss abzulegen (lex Ribuaria 32, 2 f.) und bei der gräflichen 
Vollstreckung abzuschätzen. Der Graf wurde durch lex Salica 
50, 3 ermächtigt Unterthanen zur Pfändung aufzubieten, 
aber es wurde ihm vorgeschrieben rachineburgius idoneos zu 
nehmen, sieben an Zahl. Viele Handschriften lassen idoneos 
aus, aber dem Fehlen oder Hinzufügen kann eine sachliche 
Bedeutung nicht wohl beigelegt werden, und für die Handlung 
selbst, die sie vornehmen sollten, war es völlig gleichgültig, 
ob die Schätzungsleute die Sache vom Gerichte her kannten 
oder nicht. Es war ein Anlass, dem Beamten hinsichtlich 
der Eigenschaft der bei seiner Amtsthätigkeit mitwirkenden 
Männer die Beschränkung ausdrücklich aufzuerlegen, welche 
sich für den eigenmächtig pfändenden Volksmantf von selbst 
verstanden hatte. Immerhin ist diese Beziehung zum Grafen 
von Interesse. Es scheint die Ansicht gewesen zu sein, dass 
der executivische Dienst eine Erweiterung der Dingpflicht sei, 
vielleicht insbesondere, weil, wie Sohm, Process 25. 174 vergl. 
Gerichtsverfassung 1,81 f. bemerkt, das Geschäft ein Urtheil 
mit sich bringen konnte, und so ist das gräfliche Aufgebot 
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des Gesetzes wohl der Punkt, wo die Rachinburgen als solche 
der Staatsgewalt zuerst unterworfen sind. 

Umfasst nach dem Gesagten der Rachinburgenname, mag 
er etymologisch bedeuten was er will, in der ältesten histo- 
rischen Z^it alle Dingberechtigten, und schränkte er seine 
Bedeutung aufs neue oder zuerst später ein (Sohm I, 385 f.), 
so liegt für die Sitzenden und die Stehenden des altsalischen 
Gerichts, sprachlich ein und dieselbe Basis vor. Sodann ist 
nicht zu zweifeln, dass die rechtlichen Voraussetzungen für 
das Rechtsprecherthum die nämlichen waren wie für die 
Dingmannschaft, eine Annahme, die auch in dem Fall noch 
zutreffend sein würde, dass die Gemeinde wählte, da die 
Begrenzung der passiven Wählbarkeit mit der des activen 
Wahlrechts zusammenfallen musste. Die Erwägung dieser 
Umstände bestärkt in der Annahme, dass es bei den Saliern 
eine Zeit gegeben hat, wo die durch die jeweiligen Verhält- 
nisse der einzelnen Hundertschaft gegebenen Männer ohne 
weiteres als die Männer fungirten, die den übrigen ein Ur- 
theil in Vorschlag brachten, so dass sie also in Folge dieser 
Lage in keine besondere Beziehung zu dem noch unentwickelten 
Umstand oder zur Gemeinde traten. 

Gehen wir von der vorgetragenen Ansicht aus, so bleibt 
die Frage, ob oder wie eine Umbildung des Urzustandes ein- 
eingetreten sei. Das Symptom einer Veränderung und viel- 
leicht auch ihr Beginn ist der Rechtssatz, dass nicht mehr 
als sieben Sitzende von der Partei haftbar gemacht werden 
dürfen. Das wurde folglich die Zahl, welche für eine voll- 
besetzte Rachinburgenbank erforderlich war. Mit der Fixirung 
der Zahl wurde die Selbstbestimmung unhaltbar und stellte sich 
die Nothwendigkeit ein, dass Acciamation, Vorschlag oder 
Wahl für Einzelne, für Alle hinzutrat Aber es ist vergeblich, 
vermittelst der auf uns gekommenen Zeugnisse den Verlauf 
und die etwaige Betheiligung des Grafen bestimmen zu wollen 
und insbesondere über die allmälige Aussonderung des Ur- 
theilsrechts aus dem Dingrecht eine Vermuthung zu äussern. 

Es ist bisher vorausgesetzt, dass die Anzahl der Recht>- 
sprecher zur Zeit der Lex Salica keine feste und gleichmässige 
war. Der Ausdruck Titel 57, 1 Septem de illos rachineburgios 
ist entscheidend. Denn so gut wie an anderen Stellen des 
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Gesetzes und in anderen Denkmälern^) mit einer derartigen 
Wendung ein Theil der Vorhandenen gemeint ist, so gut 
ist es an unserer Stelle der Fall, und weder kann man 
das de mit Bethmann - Holl weg IV, 429 mit der Bemerkung 
bei Seite schieben, dass die Fassung eine ungeschickte sei, 
noch mit Cohn, Justiz Weigerung S. 33 einen Sprachgebrauch 
behaupten, von dem sonst kein Beleg bekannt ist, wonach der 
Satz so zu verstehen wäre, als ob de fehle. Es ergibt sich 
vielmehr, dass alle sitzenden Rachinburgen tanganirt werden, 
aber nicht mehr als sieben von dem Tanganirenden in An- 
spruch genommen werden dürfen und dass sich das weitei'e 
Strafverfahren nur zwischen der Partei und diesen Sieben 
abspielt. Ob sich die Thatsache erklären lässt oder nicht, 
ist gleichgültig; die Zahl an sich lässt sich natürlich nicht 
erklären, dass aber Überhaupt eine Zahl fixirt wurde, würde, 
wenn es unerklärlich wäre, nicht rechtfertigen den Sprach- 
gebrauch zu ignoriren. Es war eine natürliche Folge der 
ersten Beschränkung, dass sich nicht mehr als sieben an dem 
Rechtsspruch betheiligten, und daher finden wir in späteren 
Texten diese Zahl als die der Sitzenden und mithin Tanganir- 
baren aufgenommen, z. B. Paris 4403 B, Yossianus 86. 1t9 
und Herold. Das ribuarische Volksrecht lässt in dem ent- 
sprechenden Titel 55 die Zahl aus, aber Chilperichs Edict c. 8 
hat wieder die Siebenzahl und schon die sieben Schätzungs- 
leute der Lex Salica 50, 3 mögen damit in Verbindung stehen. 
Die sieben Rachinburgen, die nach dem Edict an den Königs- 
hof kommen sollen, sind nach der gangbaren und gewiss 
richtigen Meinung dieselben, welche den Verklagten verurtheilt 
hatten, und wenn es, wie es den Anschein hat, alle waren, 
so würde damals die Zahl eine geschlossene gewesen sein. 

Nach alledem gelangen wir dazu, dass die salfränkische 
Urzahl allerdings die Siebenzahl war, dass aber diese Zahl 
erst auf eine Zeit der Unbestimmtheit und Ungleichm'ässigkeit 
folgte und diese noch nicht vergangen war, als das Gesetz 
entstand. So gleichgültig die Grösse der Zahl für das Wesen 



') Lex Salica 43, 3: tres de eo contubernio; 48, 2 in mehreren 
Handschriften :^ tres de ipsis iuratores. Boretius, Gapitularia I, 9, 8: 
tres de ipsis. 
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des Gerichts ist, so bedeutsam ist ihre Bestimmtheit, weil die 
Folgerungen, die daraus für den Grad der Entwicklung zu 
machen sinti, rechtsgeschichtliches Interesse gewähren. Es ist 
bekannt, dass die Franken sich durch die Mehrzahl ihrer 
Urtheilsfinder von anderen Stämmen unterscheiden. Alle 
übrigen deutschen Stämme, von denen wir über diese Seite 
des Gerichts Kunde erhalten — und es fehlen nur die 
Thüringer, in deren Gebiet wir 783 die fränkischen Rachin- 
burgen antreffen, Pistorius ed. Struve III, 562 — , haben ihre 
Gerichte mit einem einzigen Rechtsprecher besetzt. Könnte 
man nun geneigt sein, die fränkische Organisation aus dem 
Grunde für die bessere zu halten, weil mehrere die Rechts- 
kenntniss in höherem Masse sicherten und sich gegenseitig zu 
pflichtmässiger Aufmerksamkeit veranlassten, so könnte man 
darin andererseits auch ein älteres Stadium erblicken, ins- 
besondere wenn man berücksichtigen will, dass die früheste 
Nachricht, die wir über einen anderen Stamm haben, vielleicht 
gegen zwei Jahrhunderte später ist. Indessen widerspricht 
dieser genetischen Betrachtung die Thatsache, dass die Franken 
stets an ihrer Mehrheit festgehalten haben und ihre Ent- 
wicklung sich nicht auf die Herstellung eines einzigen Recht- 
sprechers gerichtet hat. 

Minder wichtig und, wenn zweifelhaft, wohl unentscheidbar 
ist die Fähigkeit, Rachinburge zu sein. Wir haben hier ein 
Gebiet vor uns, für welches wir weder das staatliche Recht 
zur Zeit der Lex Salica noch das der späteren Gerichte im 
fränkischen Reiche anrufen können. Für beide steht bekannt- 
lich fest, dass der freie Unterthan ohne alle ^ Beziehung zu 
Grundbesitz dienstpflichtig war, aber die aktive Gerichtsfähigkeit 
kann sich von dem Recht des germanischen Zeitalters ent- 
fernt haben, wonach die Freiheit die Basis aller öffentlichen 
Rechte war, ein Grundsatz, den sich die merovingische Mo- 
narchie bewahrt hatte. Dass das Alter keinen Unterschied 
machte, sondern der Volljährige Dingmann wurde, müssen 
wir wohl mit Sohm I, 343—345 annehmen, wenn wir es auch 
nicht wie später, seit die Dingpflicht in der Unterthan igkeit 
enthalten war, damit beweisen können, dass der Unterthanen- 
dienst bei den Saliern mit dem zurückgelegten zwölften 
Lebensjahre begann. Für eine Klassification innerhalb der 

Zeitschrift d. Savigny-Stiftnng. VI. Germ. Abth. S 
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Freien spricht, dass schwerlich ein Bedarf niss gewesen wäre, 
diejenigen Mitglieder des Volkes, die dingberechtigt waren, 
mit einem besonderen Namen zu bezeichnen, wenn eine Be- 
rechtigung vorlag, die auf denselben Voraussetzungen beruhte, 
mit denen die Unterthanenpflicht gegeben war. Allein als 
mögliches Unterscheidungsmerkmal bietet sich wohl nichts 
dar als die Minoflidi, auf die Schaffner, Rechtsverfassung 
Frankreichs 1, 223 hinwies. Sind diese geringeren Geschlechter 
Hintersassen, und wäre es ferner, was es nicht ist, ausser Zweifel, 
dass sie schon zur Zeit der Lex Salica verbreitet waren ^), so 
könnte man geneigt sein, zu der Minderung der Freiheits- 
rechte, die sie erlitten, auch den Verlust der Fähigkeit, aktive 
Dinggenossen zu sein, zu zählen. Man miisste jedoch er- 
warten, dass ein so bedeutender Gegensatz innerhalb des 
Standes der Freien, wie es Dingfähigkeit und Dingunfähigkeit 
gewesen sein würde, auch auf das Privatrecht, Strafrecht oder 
Processrecht eingewirkt hätte, und da das salische Volksrecht 
nichts davon enthält, so bleibt für das älteste salische Recht 
wohl keine andere Annahme als möglich übrig ausser der, 
dass die Freiheit erforderlich und genügend war, so dass also 
der in der späteren Zeit geltende Rechtssatz keine Abweichung 
enthalten und nicht durch Amtsrecht eingeführt sein würde, 
s. Sohm I, 333 ff. 358 f. 

3. Der Umstand. 

Keiner der Rechtssätze des Urtextes des salischen Ge- 
setzes hat über den Umstand verfügt, und wenn wir nicht 
andere Erkenntnissmittel besässen, so würden wir sein Dasein 



') Vgl. meinen Aufsatz: Die Entstehung der fränkischen Monarchie, 
Westdeutsche Zeitschrift 1885, und Heusler, Privatrecht 1, 162 f.; wären 
die Minoflidi ausgeschlossen, so würden es auch die in einem persönlichen 
Abhängigkeitsverhältnisse (obsequium der LexRibuaria 31, 1) Stehenden 
sein. Die Bedeutung von antrutiones oder adtrutiones, Boretius, Capit. 
1, 9 f., 8 hat eine genügende Erklärung noch nicht gefunden, auch nicht 
durch Sohm, Process 204, dass sie aber königliche Antrustionen seien, 
ist der Sache nach geradezu undenkbar. Uebrigens liest ^er codex Vossi- 
anus, der uns das Edict aufbewahrt hat, da, wo von solchen Antrustionen 
die Rede ist, Kap. 95. 97. 98. andustrio oder andrustio. Etymologisch 
mag immerhin dasselbe Wort vorliegen, welches auch in druthe der 
lex Salica 13 Zusatz 4 erscheint, aber der Sinn muss ein anderer sein. 
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kaum bemerken. Wir könnten zwar daraus, dass das Gesetz 
von sitzenden Rachinburgen spricht, abnehmen, dass noch 
andere zugegen waren, die nicht sitzen mussten, wir würden 
die Anwesenheit Vieler aus einer Reihe von Varianten kennen 
lernen, welche mit verschiedenen Worten, genauer oder un- 
genauer, eine grosse Versammlung zeigen, und wir würden 
sogar aus Wendungen wie theoda, omnes homines scbliessen 
dürfen, dass die Versammlung als die Versammlung einer 
Gemeinschaft galt^), für deren Bildungsmoment wir nur die 
Hundertschaftsgemeinde halten könnten, aber nicht eine 
solche mit der OefFentlichkeit des Verfahrens gegebene Ver- 
einigung ist es, die unser Interesse in Anspruch nimmt, 
sondern dasselbe knüpft sich an die Frage, ob das Kommen 
eine Pflicht war und welchen Zweck die Pflicht hatte. Wenn 
Handschriften wie Vossianus 86, Paris 4418 zu Titel 54,4 
bei Malberg den Zusatz machen : id est plebs, quae ad unum 
mallum convenire solet, so sehen wir nur die Sitte, wenn 



1) Der WolfenbOttler Text erläutert maHus 60,1 durch leuth; 46,2 
ist das Gerichtsvolk, das in vielen Handschriften z. B. Paris 4404 und 
München CIm.4115 theoda oder populus heisst, mit dem Thunginus auf 
dem Malberg, und dieses Volk, das zwar sprachlich das Staatsvolk sein 
kann, aber sachlich, dem Zusammenhang und dem fränkischen Staats- 
recht nach nicht ist und mithin die Hundertschaflsgemeinde sein muss, 
wird auch ebenfalls in Titel 46 umschrieben mit omnes, omnes homines, 
Wolfenbattel. Paris suppl. latin. 65. Fonds Notre-Dame 252 F. 9. Vos- 
sianus 86. 119. Paris 4418. 9653. SL Gallen 731. Herold, universi populi, 
sagt vita Germani § 10, Acta SS., Mai I, 264, ante iudicem slabant, der 
bei Dieppe iudicabat populum ipsius pagi, und in Amiens war der Mallus 
ein conventus populi, Vita Walarici c. 2 § 9 Acta SS., April I, 19. Die 
Dingmänner werden vom socialen Standpunkt aus als boni homines auf- 
gefasst, Montpellier. Paris 4627. St. Gallen 731, dass aber auch diese 
Gerichtsmänner Rachinburgen waren oder hiessen, ist z. B. aus form. 
Sal. Merkel. 28. 30 S. 252 zu erweisen. — Sohm I, 369 f. vergl. 374 
nimmt an, dass die Dingpflicht erst durch Amtsrecht eingeführt sei, 
natürlich richtig für neue Provinzen, aber für die Salier trat nur eine 
Modification ein, eine Aenderung hinsichtlich dessen, dem die Pflicht 
geschuldet wurde, und hinsichtlich des Mittels, welches ihre Erfüllung 
erzwang. Welches Mittel das Volksrecht gewährte, wissen wir nicht; 
nach Amtsrecht trat bei Versäumung der Grerichtspflicht wie bei der der 
Heerpflicht keine andere Betbätigung des Rechts ein als Strafe, eine 
Strafe, welche sich nicht auf Reichsrecht gründete, sondern dem 
Particnlarrecht angehörte; ein Beispiel lex Chamav. 40. 

2* 
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aber Vossianus 1 19 hier solet mit debet vertauscht, so erfahren 
wir, dass es eine Rechtspflicht ist, eine Pflicht, die auf Ge- 
wohnheitsrecht, auf Volksrecht beruht. Die Ausdrücke er- 
läutern einander. Enthalten die einen übereinstimmend die 
Thatsache, dass die Gemeinde als Ganzes zusammenkommt, 
so legt eine andere Klasse den Gesichtspunkt der Gewohnheit 
an und eine dritte den des Rechts. 

Ist somit in Handschriften des Gesetzes die volksrecht- 
liche Dingpflicht ausdrücklich bezeugt, so lernen wir doch den 
Zweck derselben aus ihnen nicht kennen, aber was uns die 
fränkischen Bechtsquellen verschweigen, erwähnen historische 
Denkmäler. Baudemundus hat in seiner Lebensbeschreibung 
seines Zeitgenossen, des Bischofs Amandus von Mastricht, er- 
zählt, dass comes quidam ex genere Francorum cognomine 
Dotto congregata non minima multitudine Francorum in urbe 
Tornaco, ut erat illi iniunctum, ad dirimendas resederat actiones. 
tum subito a lictoribus ante cum praesentatus est quidam 
reus, quem omnis turba acclamabat dignum esse morte. erat 
namque isdem für — cumque praefatus Dotto decrevisset, ut 
eum patibulo deberent affigere, c. t3 Mabillon II, 714. In 
einer Version aus dem zwölften Jahrhundert lauten die wich- 
tigsten Worte: vir a lictoribus exhibetur corruptus infamia, 
correptus in culpa, miserabilis poena: cui mortis sententiam 
populus terribiliter inclamabat. iudex, sicut paullo truculentior 
et indulgens irae iusto amplius erat, ad clamorem plebis in 
miserum suspensionis ferale iaculatur edictum, Acta Sanctorum, 
Februar I, 863 , und Milo hat im neunten Jahrhundert die 
Stelle so wiedergegeben: conclamant cuncti, plebs omnis 
cominus astans concinit esse reum, daselbst I, 881. Hier war 
es ein aus Saliern bestehendes Vollgericht, welches, wenn wir 
den Worten trauen dürfen, unmittelbar, ohne einen Urtheils- 
vorschlag abzuwarten, den Verbrecher für des Todes schuldig 
erklärte und dessen Ausspruch der Graf Rechtskraft gab. 
Auch in Formeln, die wenigstens Gebieten salischen Rechts 
angehören, wie form. Sal. Bign. 13 S. 233, treten die Ding- 
leute ungesondert hervor. Spätere Aufzeichnungen von Rechts- 
fällen unterscheiden legem iudicum assensumque omnium ibi 
circumsedentiiim, um 1033, Beyer, ürkb. I, 357, oder berichten 
von conscnsu totius populi, 958, Th. Sickel, Diplomata I, 276, 
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und im Jahre 1090 wurde ein Gut veräussert scabinorum 
Statuen te iudicio et universo consentiente placito, Martene, 
collectio II, 78. Solche Mittheilungen aus altfränkischen Land- 
schaften sind allerdings viele Jahrhunderte später und aus 
einer Zeit, wo sich grosse Veränderungen in den Gerichten 
vollzogen hatten, aber es ist höchst unwahrscheinlich, dass 
jene populäre Betheiligung erst aus einer Zeit stammen sollte, 
in der sie eher zu entbehren war, und das Yollgericbt des 
salischen Gesetzes, das einzige, welches es kennt, wie Sohm 
I, 371. 374. 391 ausführt, wird nicht anders zu begreifen sein. 
Wenn das Recht zu erscheinen zu einer allgemeinen Pflicht 
geworden war, so muss diese Pflicht auch einen realen Sinn 
gehabt haben, und ein solcher würde fehlen, wenn sich die 
Dingleute nicht an der Rechtsfindung betheiligen sollten. 
Hätte die Urtheilssprechung mit dem Spruch der sitzend 
thätigen Gcrichtsmänner ihren Abscbluss gefunden, so würde 
unerklärlich sein, dass auf die Anwesenheit der Dingleute ein 
so hoher Werth gelegt wurde, dass es ihre Pflicht war zu 
kommen. Wohl verrathen die Bestimmungen des Gesetzes 
über die Rechtsprecher die Wichtigkeit derselben, aber wenn 
es richtig ist, dass sie sich ursprünglich selbst setzten, so 
folgt, dass der Volksmann ihrem Urtheil nicht unterworfen 
sein konnte; um eine solche rechtliche Macht auszuüben, 
mussten sie ihre Stellung aus einem anderen Rechtsgrund 
haben als dem, dass sie die thätigsten Dingmänner waren. 
Wir zweifeln daher nicht, dass die Erklärung der Gemeinde 
von der altsalischen Gerichtsverfassung gefordert wurde, dass 
der von den Rechtsprechern festgestellte Urtheilsinhalt erst 
durch ihre Zustimmung Rechtskraft empfing. Das Werthver- 
hältniss des Vorschlags zum Gemeindeurtheil ist, wie sich ver- 
steht, ein juristisch unbestimmbares Verhältniss. Der prak- 
tische Schwerpunkt der Entscheidung mag lange geschwankt 
haben, ehe er allmälig an die Rechtsprecher fiel, und man 
wird den Unterschied von Sitzenden und Umstehenden nicht 
von Anfang an als einen scharfen und klaren fassen dürfen, 
allein ein Vorschlag konnte allerdings nur von Einzelnen aus- 
gehen und die Verantwortlichkeit nur die Einzelner sein, wie 
denn auch die Urtheilsschelte zeitlich und sachlich vor der 
Vollbort stattfinden musste, s. Sohm 1, 130. 374. 
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Das scheint Alles zu sein, was über den ursprünglichen 
Zustand der salischen Gerichtsordnung als sicher oder wahr- 
scheinlich angenommen werden kann. Von vollständiger 
Kunde sind wir, wie man sieht, sehr entfernt, und wie weit 
auch die fortgesetzte Erforschung des Rechts und der That- 
Sachen fortschreiten mag, unser Wissen wird stets Lücken 
haben, deren wir uns bewusst sein müssen. Keine der Lücken 
kann durch andere germanische Rechte dieses Zeitalters oder 
durch die germanische Abkunft des fränkischen Gerichts er- 
gänzt werden. Die Rech ts vergleich ung hört nicht auf, lehr- 
reich zu sein, aber sie ergibt keinen gemeinen Rechtssatz 
mehr, und wiewohl das fränkische Gericht nicht ganz ver- 
standen werden kann, wenn nicht auch seine germanischen 
Beziehungen bekannt sind, so führt uns doch eine genauere 
Betrachtung desselben und des germanischen Fundaments 
auch neue Räthsel zu. Zwar sind die Personen der Gemeinde 
dieselben, die Tacitus kennt, eine andere Gerichtsversammlung 
als die der Hundertschaft macht dieser Schriftsteller nicht 
namhaft, und in seinem consilium siinul et auctoritas liegt 
mindestens die Tendenz zu einem Gemeindebeschluss , allein 
diese Gleichheit ist die einzige, welche das salische Gericht 
mit dem vierhundert Jahre vor unserer Kenntniss desselben 
in Germanien verbreiteten Gerichte darbietet Eine grosse 
und sehr folgenreiche Veränderung besteht unter den Richtern. 
Der Thunginus hat so gänzlich den Charakter seines Vor^ 
gängers abgelegt, dass er in nichts an ihn erinnert; anstatt 
eines urtheilenden Volkshäuptlings haben wir den Beamten 
eines engen Kreises vor uns, dessen rechtlicher Grund und 
Zweck sich nicht über den Schutz der Privatrechte hinaus 
erstreckte. Das genetische Verhältniss des Thunginus zum 
Häuptling verliert sich in eine Vorzeit, welche aus den uns 
überlieferten Mittheilungen nicht wieder hergestellt werden 
kann. Eine Schwierigkeit liegt darin, dass wir von keinem 
einzelnen Volke sagen können, es habe alle Stufen der Ent- 
wicklung durchlaufen; auch von den Saliern wissen wir nicht, 
ob sie und ihre Vorfahren an der Entstehung der Volks- 
gerichte in allen ihren Stadien betheiligt gewesen oder ob sie 
erst zu einer Zeit in die Bewegung eingetreten sind, als 
dieselbe schon eine höhere Stufe erreicht hatte. Es ist 
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möglich, dass ihre Häuptlinge für ihr Richten sich jener Ver- 
bände niemals bedient haben und dass sich dieselben consoli- 
dirten, bevor die Fürsten den grössten Schritt für ihre Macht- 
entwicklung, die Einsetzung ständiger Beamten in ihrem 
Lande, vollbrachten. Es ist eine merkwürdige Duplicität, die 
uns die Lex Salica vor Augen stellt: ein auf Gegenseitigkeit 
und gemeinsame Arbeit der Dingleute gegründetes, ganz für 
sich bestehendes Yolksgericht, und ein König, der nach Titel 18. 
46. 56, 1 f. eine mit der Thätigkeit des ordentlichen Gerichts 
unbeschränkt konkurrirende Macht besitzt, aber eine Macht, 
die nicht der Gerichtsverfassung, sondern der Regierungs- 
verfassung entsprungen ist und angehört. Das Seltsame einer 
solchen Zusammenhangslosigkeit zwischen Staatsgewalt und 
Gericht kann auch nicht dadurch verständlich gemacht werden, 
dass man das Volk durch seine Volksversammlung , so lange 
es sich selbst regierte, auf diese Gerichte einwirken, sie 
organisiren und ihre Vorsteher bestellen lässt, da denkbar ist, 
dass eine solche Verbindung bei den Saliern nicht bestanden 
hat. So steht dahin, was die Salier entlehnt und was sie 
selbst geschaffen haben, und mit der allgemeinen Kunde, dass 
die Neigung zu derartigen Bildungen im Kreise der germa- 
nischen Völker seit uralter Zeit verbreitet war, vermögen 
wir noch nicht die salische Ordnung genetisch darzulegen und 
zu begreifen. So wie sie ist, mögen wir sie aus den Zwecken 
der Rechtspflege erklären und einer so complicirten Organi- 
sation, wie es die dreifache Gliederung der im Gericht thätigen 
Personen ist, einen einfacheren Zustand vorausgehen lassen, 
in welchem Angesehene ungefragt oder gefragt ihre Meinung 
sagten, ehe sich die äussere und innere Scheidung der Recht- 
sprecher und des Umstandes vollzog und nach dieser Sonderung 
auch der Thunginus entstand oder aufhörte, sich an der Findung 
des Rechts zu betheiligen; das Alles mögen wir als Ergeb- 
nisse einer sehr allmäligen gewohnheitsrechtlichen Fortbildung 
ansehen, die durch blosse Entwicklung und Verwandlung der 
Gerichtspraxis hervorgegangen ist, aber wir würden uns sehr 
täuschen, wenn wir meinten, den Entwicklungsgang von 
seinem Anfang bis zu seinem Ende zu überblicken. Wir 
dürfen nicht vergessen, dass uns die Ausgangspunkte desselben 
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verborgen sind, und mit ihnen ist ein wesentliches Mittel für 
das Yerständniss verloren ^). 

Dem Volksgericht ist eine Weiterentwicklung ganz aus 
sich selbst nicht zu Theil geworden. Ein Ereigniss, das ihm 
an und für sich fern stand, bei dem aber der neue Staat die 
grösste Rolle gespielt hat, ist der Ausgangspunkt für Ver- 
änderungen geworden, von denen Richter, Rechtsprecher und 
Umstand betrofien sind. Durch die Ausbreitung seiner Herr- 
schaft in Gallien ist der König Gerichtsherr in neuen Ge- 
richten geworden. In diesem Moment ist die Gerichtsver- 
fassung im fränkischen Reiche in eine neue Epoche eingetreten. 

II. Neue Gerlohte. 

Der Schauplatz der Ereignisse ist ein völlig anderer ge- 
worden. Es sind die gallischen Erwerbungen der Merovinger, 
Landschaften, welche das Gemeinsame hatten, dass in ihnen, 
als sie unter fränkische Botmässigkeit kamen, fast überall 
nur staatliche Gerichte bestanden. Dieser vorgefundene Zu- 
stand hat mit einem Schlage die Regierung in eine ganz 
neue Beziehung zur Rechtspflege gesetzt. War sie bisher auf 
die aussergerichtliche Verwirklichung des Rechts beschränkt, 
so trat sie jetzt in den Besitz der Gerichtsherrlichkeit ein, 
und was hätte sie, die den Willen und die Kraft hatte, ihre 
Unterthanen zu sichern, bewegen können, den Schutz der 
Privatrechte durch ihre Gerichte, nachdem sich ihre Thätig- 
keit einmal darauf ausgedehnt hatte, wieder aufzugeben und 
auf das erworbene Recht zu verzichten? Die neuen Unter- 
thanen, die gewohnt waren, ihr Recht vor staatlichen Be- 
hörden zu verfolgen, wendeten sich auch jetzt, seit sie dem 
Staate der Merovinger augehörten, der gewillt war, die Privat- 
rechte in Schutz zu nehmen, an die Staatsbeamten, um von 
ihnen eine rechtlich wirksame Entscheidung zu erhalten. Wer 
hätte hier überhaupt die Rechtspflege übernehmen sollen, wenn 
der König es nicht that? Wer als die Staatsgewalt hätte ver- 
mocht, dem Einzelnen zu seinem Rechte zu verhelfen? Ohne 
Staatsbeamten war hier nirgends ein öffentliches Gericht zu 



>) Anderer Ansicht Schröder, Zeitschrift für Rechtsgeschichte 17, 
germ. Abth. S. 2:27. 
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halten, wo es es bisher nicht anders bestanden hatte. Nicht 
dass der Grundsatz gegolten hätte oder auch nur anfänglich 
hätte gelten können, dass jedes Gericht ein staatliches sei; 
wir wissen, dass in Angera ein kirchliches Gericht bestand, 
welches älter war als die Herrschaft der Merovinger im 
Lande, und schliessen daraus, dass die staatlichen Gerichte 
]^ich unmittelbar nicht weiter erstreckten als die bisherigen, 
die erledigt waren, dass aber die zu eigenem Recht besessenen 
wie Privatrechte geschont wurden und dem Inhaber verblieben 
ohne vom Staate abgeleitet zu sein. 

Wie es nicht im Interesse des Königs lag, von dem Recht 
zu richten, das ihm mit der Herrschaft in Gallien zugefallen 
war, keinen Gebrauch zu macheu, so lag es auch nicht im 
Bereich des Möglichen, eine ausserstaatliche Gerichtsverfassung 
nach Art der bei den Saliern zur Zeit der Eroberung in 
Geltung befindlichen einzuführen. Es war unausführbar 
Hundertschaftsgemeinden wie die fränkischen durch einen Akt 
der Regierung herzustellen; ein Beamter wie der Thunginus, 
der Vorsitzende in einer Gerichtsversammlung, die auf eigenem 
Recht beruhte und nach ihrer Ordnung ohner seine Theilnahme 
entschied, Hess sich nicht durch eine Regierungsmassregel 
einführen, und die allgemeine Rechtskunde, ohne welche der 
fränkische Umstand unmöglich gewesen wäre, war bei den 
Gallo-Römern nicht vorhanden. Für das, was hier zu ge- 
schehen hatte, bot das fränkische Staatsrecht keine Analogie 
dar. Die Regierung hatte, um ihr Dasein zu befestigen, Ge- 
richte zu schaffen, welche dem in der Entwicklung begriffenen 
neuen Staate gleichartig oder doch nicht widersprechend waren. 
Wenn der Unterthan hier, wo die Selbsthülfe, wie es Gregor, 
vitae patrum 8, 7 gelegentlich ausspricht, ausgeschlossen 
war, sein Recht bei dem mächtigsten Beamten, dem Grafen, 
suchte, der verpflichtet war, im Auftrage und im Namen des 
Königs zu verwalten, so übte derselbe sein Richterthum auf 
Grund derselben Anstellung aus, durch die er regierte; wie 
er seine Befugniss in der Polizei und im Heere durch sein 
Amt hatte, so hatte er auf Grund eben desselben auch diese 
Thätigkeit, die schon von der formula Andecavensis 32 als 
principale negotium, Königsdienst, bezeichnet ist. Nicht die 
gesammte merovingische Administration war ein Product der 
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Eroberungen, aber diese war es, und im Anschluss an die 
frühere Arbeitsvereinigung in der Grafschaftsverwaltung trat 
hier nur eine naturgemässe Erweiterung der Zuständigkeit 
ein. Mochte der Graf auch populäre Mittel anwenden, um 
seiner Aufgabe zu genügen, er fand keine Dingleute vor, 
welche den Anspruch erheben konnten, dass ihr Urtheil über 
das des Beamten zu stellen sei, noch Parteien, die sich gegen 
eine processleitende Verfügung oder eine Entscheidung des 
Richters, der doch Repräsentant der Staatsgewalt war, auf 
ein Urtheil von Eingesessenen, die den Richter umstanden, 
berufen durften, er hatte nicht mehr die von Anderen fest- 
gestellten Rechtsansprüche auf Bitte des Klägers zu erzwingen, 
sondern das konkrete Recht selbst festzustellen und dem Ur- 
theil rechtliche Kraft zu geben. So war hier, wo die pro- 
cessualische Entscheidung auf der in der Amtsgewalt des 
staatlichen Richters enthaltenen Macht beruhte, das innere 
Wesen des Gerichts von Hause aus ein anderes als bei den 
Saliern, es war mit dem Richter königlich geworden und 
damit war die fränkische Monarchie als neuer Factor und 
schöpferisch wirkende Kraft in die Geschichte der Gerichts- 
verfassung eingetreten. Diesen Blick auf den Staat dürfen 
wir nicht verlieren, wenn wir uns den Zusammenhang der 
Dinge vergegenwärtigen wollen. Im Gegensatz zu der sali- 
sehen Ordnung sind es hier das Amtsrecht und neben ihm 
' und unabhängig von ihm die königliche Verordnung, auf deren 
Boden sich die Entwicklung vollzogen hat. Erkennt man 
diese Art der Entstehung der Staatsgerichte an und läugnet 
man nicht, dass weder die salischen, noch die vorfränkischen 
Gerichte die Grundlage für die neuen gewesen sind, so galt 
hier im Gegensatz zu dem salischen Gericht, das uns grössten- 
theils fertig und abgeschlossen entgegentrat, eine Bewegung, 
die zu einer Umwälzung der Verhältnisse führen und ein 
Element des Schö£fengerichts nach dem andern hervorbringen 
konnte. 

Diese Verhältnisse , die wir ohne Quellenbeleg behaupten 
können, sind es, welche wir uns vergegenwärtigen müssen, 
wenn wir die Vorgänge in ihrer Eigenthümlichkeit erfassen 
und sowohl von den vorausgegangenen wie den nachfolgenden 
Zuständen unterscheiden wollen. Wiewohl diese Vorgänge 
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theils nicht dem Hechte des Gerichts, theils überhaupt nicht 
dem Rechte angehören, so verdienen sie doch, von welcher 
Art sie auch sein mögen, Erwähnung und mehr Beachtung, 
als ihnen zu Theil zu werden pflegt, weil sie die für das 
Yerständniss der Dinge erforderlichen Voraussetzungen sind. 
Sohm hat in der Gerichtsverfassung I, 155 vergl. 157. 160 f. 
180 den beide Zeiten scheidenden Wendepunkt wohl nicht 
hinlänglich betont, wenn er mit der Herrschaft der Mero- 
vinger die salisch - fränkische Gerichtsverfassung die Grenzen 
des Salierlandes überschreiten lässt, Fahlbeck, la royaute et 
le droit royal francs 1883 S. 52 hat dagegen mit Recht 
Widerspruch erhoben und geltend gemacht, dass aus oder an 
Stelle der Volksinstitution eine Staatsinstitution entstanden 
sei, worin S. 128 der Graf bei den Gallo -Römern die Ent- 
scheidung gehabt habe, und von dort her S. 125 sei das 
salische Volksgericht verändert: das so gewordene Gericht 
sei weder römisch noch fränkisch, sondern eine neue Schöpfung. 

1. Der Richter. 

Es ist uns nicht überliefert, ob Ghildirich und Chlodo- 
vech in Gallien Anordnungen über die gerichtlichen Einrich- 
tungen getrotfen haben, sowie aber das Dunkel, das die erste 
Zeit den Blicken verbirgt, sich aufhellt, sehen wir allgemein, 
zuerst in den Formeln von Angers, bald auch in Gesetzen 
und anschaulicher in den Schriften Gregors von Tours, dass 
die Gerichtsbarkeit in den Händen der Statthalter war, die sie 
theils persönlich, theils durch Unterbeamte ausübten. Müssen 
wir die Einführung der Grafschaftsverwaltung, die selbst älter 
als das Reich war, in die Zeit unmittelbar nach der Einver- 
leibung verlegen, so war der Graf auch sofort Richter, wenn 
auch nicht nothwendig ganz in der Weise, wie er es bei dem 
Beginn unserer geschichtlichen Kunde ist. Wenn wir nun 
erwägen, wie selten und unvollständig die merovingischen 
Könige in die gerichtliche Thätigkeit ihrer Beamten einge- 
gri£fen haben, dass ferner die Gerichte in diesen Landestheilen 
nicht so beschaffen sind, dass sie auf eine gesetzliche Grund- 
lage hinweisen, so werden wir zu der Vermuthung geführt, 
dass dieselben auch in ihren Anfängen weniger Gegenstand von 
Dienstbefehlen und Kapitularien als einer allmäligen, in ein- 
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zelnen gerichtlichen Handlungen sich vollziehenden und aus- 
bildenden unbewussten Entwicklung gewesen sind. Indem die 
Handelnden nicht nach freiem subjectivem konkretem Belieben 
verfuhren, sondern getrieben von der Ansicht, dass so, wenn 
der Zweck erreicht werden solle, ihre Aufgabe sei, wurden 
aus den Uebungen Rechtsansichteki sowohl- der Regierenden 
als der Unterthanen und damit wurden die Einrichtungen 
unabhängig von dem Willen des einzelnen Beamten; durch 
ihre praktische Geltung befestigt, äbten die gewohnheitsrecht- 
lichen Sätze ihre Macht auch über diejenigen aus, die sie 
hervorgebracht hatten. Als die centrale Macht, durch die und 
um die sich das Neue consolidirte, haben wir den Grafen an- 
zusehen. Denn wie er noch lange eine die Gerichtsverwaltung 
beherrschende Stellung inne hatte und der vorzugsweise 
wirkende Beamte war, ohne dass ihm das Oberamt des Amts- 
herzogs noch das Unteramt des neuen Vicars diese Thätigkeit 
abnahm, so ist damit auch in llebereinstimmung, dass sein 
Gericht für die ganze Grafschaft, auch wenn es in einem 
Sprengel derselben abgehalten wurde, zuständig war, so dass 
jeder Grafschaftsangehörige das Recht hatte vor ihm zu 
klagen und die Pflicht sich verklagen zu lassen und ein 
Process an verschiedenen Orten in dem Regierungsbezirk be- 
gonnen, fortgesetzt und beendigt werden durfte, was Sohm 
I, 194 f. 328 ff. 434. 446 näher ausgeführt hat. Das salische 
Gericht war auf die Centenen beschränkt gewesen, aber die 
ihnen nur wenig und nur äusserlich ähnlichen örtlichen Unter- 
abtheilungen, welche für die Zwecke der Staatsverwaltung in den 
neuen Grafschaften angeordnet wurden, sollten das Recht des 
Grafen für seinen ganzen Regierungsbezirk der gegebene all- 
gemeine Richter zu sein nicht durch eine centweise Regelung 
ersetzen. 

Um den reichsrechtlichen Inhalt des Richteramtes zu er- 
mitteln, müssen wir von den königlichen Erlassen unserer Zeit 
ausgehen, welche, ohne auf provinzielle Verschiedenheiten Rück- 
sicht zu nehmen, auf der Voraussetzung beruhen, dass der 
Wille oder das Urtheil des Beamten entscheidend sei. Gunt- 
chramnus befahl 585 den Beamten seines Landes iusta dare 
iudicia und Chlothachar H., indem er erwog, dass sie im Stande 
seien contra legem iniuste damnare, verbot, dass sententia a 
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quolebet iudicum vim firmitatis obteneat,' quae modum leges 
adque aequitatis excedit, Gapitularia I, t2. 19,6. 18,1. Der 
Beamte ist es, dem das damnare, das Verurtheilen ^) zuge- 
schrieben mrdy das. I, 21, 4, wiederholt I, 46, 17. Wir haben 
Beispiele von Statthaltern, welche demgemäss gehandelt haben. 
Yen. Fortunatus hat zwei Aeusserungen über Amtsherzoge, 
deren Inhalt natürlich auch für Grafen platzgreift. Er sagt 
von Bodegisil YII, 5, 25 S. 157: iustitiam pauper nunquam te 
iudice perdit Aec poterit pretio vertere vera potens. non ligat 
immunem, non solvit poena nocentem, nil persona capit, si sua 
causa neget; Vers 35 f.: qui patrias leges intra tua pectora 
condens implicitae causae solvere fila potes, und VII, 7, 37 f. 
S. 160 rühmt er Lupus: iustitia florente favent te iudice leges 
causarumque aequo pondere libra manes. In Tournay residebat 
ibi comes Dotto iudex a rege delegatus in provinciam, ut 
publicis actionibus ordinem, finem controvei*siis , iudiciis 
formam, culpis supplicia, iusta merentibus exhiberet, vita 
Amandi §31, Acta Sanctorum, Februar 1,863. Agilus war 
iustitia praeditus, in iudicio iustus, vita Agili vicecomitis 
§ 7 das. August VI, 567. Ein Statthalter der Provence ist 
von dem Könige bestraft, nicht weil er persönlich ohne Ein- 
haltung der Formen selbst das Urtheil gefällt, sondern weil 
er ungerecht erkannt hatte; seine That wurde wie eine rechts- 
widrige Beraubung behandelt und hatte demnach gemäss 
dem römischen Recht vierfachen Ersatz an den Beschädigten 
zur Folge, Gregor IV, 43. Diesen Stellen gegenüber reicht 
es nicht aus, wie v. Sybel, Königthum S. 388 es thut, den 
Beamten als thätigen Theilnehmer an der Rechtsfindung anzu- 
erkennen, als ob er den sonst daran Betheiligten rechtlich 
gleichstünde, vielmehr kommt ohne ihn ein rechtskräftiges, ein 



*) Dass damnare nicht, wie Sohm, Zeitschrift fCr Kirchenrecht 
IX, 210. 258 und Gerichtsverfassung 1,225 erklärte, den gerichth'chen 
Zwang bedeute, ist bereits wiederholt bemerkt, so .von Dove in Richters 
Kirchenrecht, 8. Aufl. § 206. 212 S. 748. 772, LOning, Kirchenrecht II, 512 
vergl. 526 und Waitz II, 2, 244 vergl. IV, 444. So steht damnare fOr 
Verurtheilen wie noch später (Gapitularia I, 240) bei Gregor, Mir. s. 
Martini III, 53 und in der vita Walarici § 15, Mabillon II, 81 (Acta 
Sanctorum, April 1, 19) oder gleichbedeutend condemnare, Gregor, gloria 
confessorum 62. 101. 



30 Wilhelm Sickel, 

wirkliches Urtheil nicht zu Stande, und welche Mittel er auch 
anwenden mochte, um ein gerechtes ürtheil zu sprechen, eine 
Arbeitstheilung, wonach der materielle Inhalt des Urtheils 
durch andere Personen festzustellen war, und dem Beamten 
lediglich zugestanden hätte, den Urtheilsvorschlag anzunehmen 
oder ihm seine Zustimmung zu versagen, war nicht vorhanden. 

Man könnte versucht sein, einen Unterschied zu machen 
zwischen Strafurtheilen , welche sich auf königliche Gesetze 
gründeten, und anderen, die sich auf das Recht des betreflfen- 
den Landes stützten. Wenn der König den Beamten den 
Befehl ertheilte, Räuber geringeren Standes auf der Stelle 
hängen zu lassen (Capitularia I, 17, 8 vergl. I, 16, 4) — die 
Dienstanweisung bei Markulf I, 8 schrieb ihnen vor malefac- 
torum scelera severissime reprimere — , so enthielt die Er- 
mächtigung offenbar auch die Befugniss, solche Verbrecher zu 
verurthcilen, und wir haben Beispiele, wo der Graf demgemäss 
gehandelt hat, ohne dass ein eigentliches Rechtsverfahren 
stattgefunden hätte ; er hat Diebe verhört und, wenn sie auch 
nur auf der Folter ein Geständniss ablegten, ohne weiteres 
zum Galgen verurtheilt ^). Cblothachar II. sah sich Capitu- 
laria I, 18,3. 23,22 veranlasst, den Beamten zur Pflicht zu 
machen, wenigstens ein Verhör mit dem Angeschuldigten an- 
zustellen, wobei er jedoch die Einschränkung machte, dass 
der auf der That ergriffene Dieb ohne weiteres Verfahren zum 
Tode verurtheilt werden dürfe, allein die Norm, welche hier 
für die amtliche Thätigkeit festgesetzt wurde, bedeutete nicht, 
dass die Klage vor einer Gerichtsversammlung zu verhören 
und von ihr zu beurtheilen sei. So hat es auch Fahlbeck 
a. a. 0. S. 218 f. verstanden, wogegen Zeumer, Gott. gel. 
Anzeigen 1 885 Nr. 3 S. 1 09 f. an ein „ordentliches Verfahren" 
denkt, obschon Capitularia I, 16 f., 7 nur eine Beweisregel 
aufgestellt ist, die ja auch ohne eine Gerichtsversammlung 
ihre Geltung haben konnte. Soweit eine lediglich öffentliche 
Strafe in Frage stand, war es der Staat, der über seinen 
Strafanspruch verfügte; um über Schuld und Strafe zu ent- 



') Gregor, gloria martyr. I, 73, gloria confessor. 101, mir. s. Martini 
III, 53. Vita Eparchii c. 9, Mabillon I, 268. ViU Emani § 9, Acta SS., 
Mai III, 597. 
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scheiden, bedurfte er keines Urtheils von ünterthanen. Wir 
besitzen zahlreiche Stellen^), aus denen hervorgeht, dass der 
Richter unter den Merovingern die rechtlichen Folgen einer 
Uebelthat aufheben durfte, mochte ein Strafurtheil bereits 
erfolgt sein oder nicht und mochte bei dem Urtheil eine Ver- 
sammlung von Urtheilsfindem mitgewirkt oder der Richter 
allein erkannt haben. Niederschlagung und Begnadigung 
sind allerdings keine Urtheile, aber die Berechtigung des 
Grafen zu solchen Verfügungen ist nicht wohl denkbar, ohne 
dass ihm auch das Recht zustand, das Urtheil zu fallen, und 
in Anbetracht der übrigen Nachrichten über diese seine Be- 
fugniss dürfen wir auch wohl auf jene hinweisen, um den 
Umfang der richterlichen Rechte uns vor Augen zu stellen. 
Die häufige Erwähnung amtlicher Bestrafungen würde auch 
ohne die Annahme eines besonderen Verfahrens in solchen 
Sachen leicht praktisch oder aus der zufälligen Beschaffenheit 
unserer Quellen erklärlich sein, und wenn auch das Handeln 
der Beamten in derartigen Strafansprüchen des Staats sich 
länger als bei Privatsachen von der regelmässigen Theilnahme 
von Ünterthanen an der Findung dos Urthcilsinhalts frei er- 
halten haben mag, so machen doch die Denkmäler der Zeit 
zwischen beiden Gattungen von Ansprüchen keinen rechtlichen 
Unterschied. Wir erfahren, dass im Jahre 739 per iudicio 
Agnarico patricio ein Höriger vindicirt wurde, Pardessus, 
Diplomata II, 372. Es sind die Beamten, welche allgemein 
angewiesen werden nach dem Recht zu urtheilen ; so schreiben 
es ihnen Kapitularien vor, und Formeln ergeben die nämliche 
Rechtsanschauung der Zeitgenossen. Während der König das 



^) Gregor, gloria confess. 62, mir. s. Julian! 16, mir. s. Martini 
I, 11. III, 53. IV, 16. 35. 39. 41 , viUe patrum 8, 7, histor. VI, 8. Vita 
Walariri § 15, Acta SS. April I, 19. ViU Emani § 9 das. Mai III, 597. 
Der Richter weigert sieb ein solches Gesuch zu erfüllen, aber nicht 
deshalb, weil er nicht berechtigt wllre ihm nachzukommen: Gregor, 
gloria martyr. I, 73 und histor. VI, 8 S. 253 f. Vita Lupi § 6 Acta SS., 
Januar II, 778. Vita Magnobodi § 7 das. October VII, 942. Vita Gaugerici 
§7 das. August II, 673. Vita Albini § 16, Mabillon I, 111 (Acta SS., 
März 1,59). Vita Araandi c. 12, Mabillon II, 714 (Acta SS., Februar 
I, 863 § 31). Vita Eparchii a. a. 0. Es ist wohl kein Zufall, dass solche 
Beispiele, so häufig in vorkarolingischer Zeit, in karolingischer und 
nachkarolingischer Zeit selten vorkommen, vgl. Capit. I, 172, 13. 
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Recht behauptete, den Massstab einer freien Beurtheilung der 
Sache anzulegen, untersagte er seinen Beamten auf das strengste 
nach dem Gesichtspunkt der Billigkeit zu urtheilen^). Die 
Folge war eine doppelte. Es war für den Richter eine Noth- 
wendigkeit das Provinzialrecht zu kennen, und wie Bodegisil 
mit ihm vertraut war, so war auch der Statthalter Celsus nach 
Gregor IV, 24 iuris lectione peritus. Die andere Wirkung 
war, dass der Beamte dem König auch für dieses sein amt- 
liches Thun verantwortlich war. Er wurde einmal mit arbiträrer 
Ahndung bedroht, Capitularia I, 12, ein anderes Mal, in 
einem unter Beirath der Bischöfe zu Stande gekommenen 
Gesetz, unter die Aufsicht der Bischöfe gestellt, welche er- 
mächtigt wurden, ihn kirchlich zu bestrafen und zu nöthigen, 
eine neue Verhandlung und bessere Untersuchung zu ver- 
anstalten, um nach genauerer Ermittelung des Thatbestandes 
ein richtigeres Urtheil zu gewinnen, das. I, 19, 6. Das ribua- 
rische Volksrecht Titel 88, eingeschärft Capitularia I, 291, 21, 
hob den Fall hervor, dass der Beweggrund des „verkebrten^^ 
Urtheils Bestechung war. Es war freilich nicht ausge- 
schlossen, dass auch die Partei den ungerechten Richter zur 
Verantwortung zog und dass sie auch von denen Rechenschaft 
forderte, welche bei der Bildung des richterlichen Urtheils 
mitgewirkt hatten, sei es mittels der salischen Urtheilsschelte 
oder durch die Regierung, das. I, 32, 7, aber es fällt in die 
Augen, wie gross der rechtliche Unterschied war, der zwischen 
dem Thunginus und dem staatlichen Richter bestand ; Erlasse 
jenes Inhalts waren doch nur dadurch möglich geworden, dass 
ein rechtlich wirksames Urtheil jetzt durch den Beamten ent- 
stand und die Aufgabe desselben nicht war zu wählen, ob er 
den Spruch Anderer sich aneignen oder ablehnen solle. 

Man kann die Beweiskraft der angeführten Zeugnisse, 
deren Ergebniss ist, dass nach dem Rechte des merovingischen 



>) Capitularia I, 18, 1. 19, 4. 13, ebenso später I, 43, 10. Vita Leode- 
garii 1, 10, Acta SS., October I, 465. Marculf I, 8. 28. 37. Garta Senonica 
26 S. 196. Form. Turon. 33, Sah Merkel. 51, imperialis 31 S. 310. 692 
Pertz, Diplomata S. 54. Diesen Zeugnissen gegenüi)er kann aus der 
aequitas Capitularia I, 12. 18 nicht der Rechtssatz für das fränkische 
Reich entnommen werden, dass der Beamte frei nach Billigkeit befehlen 
durfte, was unter den Parteien Recht sein solle. 
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Reiches das ürtheil eine amtliche Handlung war, nicht dadurch 
aufheben, dass man auf andere verweist, nach denen der Richter 
mit Anderen urtheilte oder in denen sogar nur seine Beisitzer 
als Urtheilsfinder erwähnt werden. So lange keine dienstliche 
Anordnung oder eine constante Praxis wahrnehmen lässt, dass 
der Richter erst nach Anhörung erfahrener Männer des Landes 
erkennen durfte und dass er in der Feststellung des Inhalts 
seines Urtheils an ihren Ausspruch gebunden war, erhalten ein- 
zelne und sich widersprechende Aeusserungen von Quellen, die 
nicht Rechtsquellen sind, ihr Verständniss und das Mass ihrer 
Richtigkeit durch die Gesetze, die unzweideutig sind, durch 
die unangefochtenen oder nicht um ihrer Einseitigkeit willen 
angefochtenen Beamtenurtheile, durch die Pflicht des Beamten 
das Recht zu kennen und für sein Urtheil einzustehen. Diese 
Argumente werden auch nicht dadurch hinfällig, dass die 
Vorschriften, welche Rechtskunde und Verantwortlichkeit des 
Richters betreffen, noch zu einer Zeit in Geltung waren, wo 
der Inhalt des Urtheils nicht mehr durch den Richter ge- 
funden werden durfte, weil zwischen Entstehung und Fort- 
dauer eines Rechtssatzes ein Unterschied ist. Die Fortdauer 
einmal entwickelter Amtspflichten wurde durch weitere neue 
Beschränkungen der amtlichen Thätigkeit nicht aufgehoben. 
Die Gründe, welche für eine ursprünglich freiere Stellung des 
Richters sprechen, werden nicht dadurch beseitigt, dass nach 
mehreren Jahrhunderten ein anderer Zustand angetrofifen wird, 
dessen allmäligc Herausbildung wohl noch erkennbar ist. 

Die angeführten Zeugnisse betreffen ausschliesslich oder 
mit wenigen, nicht immer mit Sicherheit feststellbaren Aus- 
nahmen den Statthalter, von dem es ausser Zweifel ist, dass 
sein Richterthum ein völlig neues war, allein auch mit den 
gräflichen Dienern, welche mit gerichtlichen Geschäften be- 
traut wurden, war dasselbe der Fall. Der Ursprung des 
Vertretungsrechts reicht in die Zeit der Lex Salica hinauf, 
aber der missus comitis des Gesetzes 50, 5 war noch ein 
ausserordentlicher Vertreter, der sich erst spät zu einem 
ständigen vicecomes entwickelt hat. Ein neuer Ausgangs- 
punkt ist auch für das gräfliche Beamtenthum durch die 
Eroberung Galliens gegeben worden. Die Grafen, nicht die 
Könige haben die Unterbeamten eingeführt. Wenn wir uns 

Zettochrifl d. 8avign3'-Stmuiig. VI. Qenn. Abtb. 3 
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an die Lage des Statthalters in Gallien erinnern, so erkennen 
wir sofort, dass er zu stark und von zu zahlreichen Geschäften 
in Anspruch genommen war, als dass es ihm möglich gewesen 
wäre, sie alle in seinem umfangreichen Amtsbezirk persönlich 
zu erledigen. Forderte hier eine höhere Kultur eine reichere 
amtliche Wirksamkeit , zu der auch die neue Gerichtsbarkeit 
gehörte, so hat es für den Grafen, der noch keine ständigen 
Beamten besass, die er in die neuen Provinzen hätte über- 
nehmen können Y schwerlich eines langen Schwankens be- 
durft, um einzusehen, dass er ausser Stande sei, sein Land 
ohne dauernde Gehüifen zu regieren. Mag nun auch der 
Zustand des salischen Landes den Entschluss erleichtert 
oder selbst veranlasst haben, die Grafschaft in Districte zu 
zerlegen und ihnen Unterbeamte vorzusetzen, wirklich gleich 
waren die alten und die neuen Bezirke nicht, und so ver- 
schieden die gallische Centene von der salischen war, so ver- 
schieden waren auch ihre Vorsteher. Unter der mehr oder 
weniger romanisirten Provinzialbevölkerung waren nicht auto- 
nome, persönliche Centverbände, wie deutsche Völker sie be- 
sassön, herzustellen ; es waren örtliche Centgebiete, deren Ein- 
theilung ganz von dem Willen der Regierung abhing, und es 
machte auch keinen rechtlichen Unterschied, ob der Graf für 
einen bereits gegebenen Bezirk ernannte oder ob er ohne 
Berücksichtigung vorhandener Gebietstheilungen den Amts- 
district bestimmte, in beiden Fällen wurde der Sprengel ein 
Regierungsmittel und der Vorstand in dem ersteren Fall nicht 
minder ein staatlicher Beamter als in dem zweiten. Ein 
solcher Vikar oder neuer Centenar gehörte dem neuen Staate 
an. Er besass die Rechte, die ihm der Statthalter übertrug, 
und dieser unterliess es, ihn ausschliesslich für die gericht- 
liche Thätigkeit zu bestellen, wie ja auch der König auf dem 
Gebiete der Gerichtsverwaltung keine besonderen Behörden 
geschaffen hatte. Indem der Graf seinen Regierungsbezirk 
dergestalt eintheilte, errichtete er völlig unselbständige Sprengel, 
die von ihm ebenso abhängig waren wie vor der Vornahme 
der Zerlegung und ihm nicht die Befugniss entzogen, die auf- 
getragenen Amtsgeschäfte jiersönlich auszuüben. Wir erfahren 
gelegentlich durch Gregor 8, 18, dass der Graf von Meaux 
seinen Amtsbezirk bereiste, um an verschiedenen Orten Gericht 
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ZU halten, und indem dieser Beamte die Gerichtsbarkeit nicht 
centralisirte und sich vorbehielt, blieb es der Praxis über- 
lassen, darauf Rücksicht zu nehmen, ob die grösseren Sachen 
mehr vor dem Grafen als vor seinem Unterbeamten zur Ver- 
handlung gelangen sollten, aber wir ersehen aus Zeugnissen, 
die hier am besten beweisen, aus Formeln^), dass eine con- 
staute Hebung, wonach das vom Grafen persönlich verwaltete 
Gericht in gewissen Sachen das allein competente oder der 
Umfang des den Unterbeamten ertheilten Auftrags, gräfliche 
Gerichtsbarkeit wahrzunehmen, ein beschränkter war, gewohn- 
heitsrechtlich sich nicht entwickelt hat. 

So war hier ein gräfliches Unterbeamtenthum entstanden, 
das seinem Wesen nach sich nicht als ein gerichtliches dar- 
stellt, sondern der allgemeinen Grafschaftsverwaltung angehört. 
Es war nun die Frage, ob der neu eingetretene Beamte sich 
auch bei den Franken einbürgern würde, wo der Gegensatz 
zwischen dem selb^ändigen Verband und der königlichen 
Regierung noch in Geltung war. Zunächst musste der Graf 
Richter werden, ein Vorgang, den wir schon in dem ältesten 
salischen Kapitulare c. 7, 9 als vollzogen antrcfifen und dem 
wir wieder in Chilperichs Edict c. 8 begegnen, ehe der 
Thunginus ein gräflicher Diener wurde')! Dass es so gekommen 



') Form. Salic. Bignon. 7 und Merkel. !29, 30, was unmöglich mit 
Sohm I, 512 daraus erklärt werden kann, dass derCentenar hier zugleich 
missus comitis war; vergl. unten S. 65 Anm. 1. Der Unterschied zwischen 
höherem und niederem Gericht in Angers, worüber Brunner, Zeit- 
schrift für Rechlsgeschichte 18, germ. Abth. S. 73—76, 83, beruht weder 
auf Amtsrecht noch ist er ReichsrechL — *) Wenn Pardessus, Loi 
Salique 1843 S. 574, Schaffner, Rechtsverfassung I, 365 und Sohm 1,265 f., 
416 ff. den neuen Gentenar vom Saceharo ableiten, wofür sich der 
letztgenannte Schriftsteller insbesondere auf Textänderungen beruft, wie 
sie z. B. codex Vossianus 86 oder 1-19 enthält, Aenderungen, die sprachlich 
in der That den Vorsitz des Saceharo bedeuten mögen und somit, wenn 
auch nicht überhaupt die Entstehung des Vicars oder neuen Gentenars 
aus dem Saceharo, doch die Umbildung des Saceharo in den Gentenar 
auf altsalischem Boden wahrscheinlich machen könnten, so ist doch 
dagegen, dass der Sacebaro noch zu einer Zeit vorkommt, — auch 
Septem causae VIT, 5 kennen ihn noch — als der neue Gentenar bereits 
dort im Entstehen war oder bestand und sein Amtsname in Gebrauch 
war. Waitz II, % 160 zweifelt allerdings, ob sich eine Gerichtsbarkeit 
des Gentenars in Austrasien erhalten habe, und will dafür Lex 
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ist, ist unzweifelhaft, aber zweifelhaft sind Zeit, Art und 
Mass des Ereignisses. Ist, wie wir glauben, die Unteroi*dnung 
schrittweise erfolgt, sei es mehr so, dass das Dasein des Vicars 
in einem grossen und dem am meisten kultivirten Theile des 
Reiches die Praxis bewog, auch den Thunginus als Unter- 
beamten zu behandeln, oder mehr so, dass der König gleich- 
massige Erlasse für beide Kategorien gab, so lässt sich auch 
die Zeit nicht genauer bestimmen, in welcher der Unterschied 
im Reiche verschwand, und das äusserste Datum würde die 
Regierung Karls des Grossen sein. Indess würde es nicht 
nothwendig sein anzunehmen, dass die alte Stellung des 
Thunginus allgemein bei den Franken vollständig zerstört 
und der volksthümliche Untergrund gänzlich vernichtet wurde, 
aber die Argumente, mit denen Waitz 11,2, 17 die fortdauernde 
Selbständigkeit des Amtes vertheidigt, sind zum Theil sehr 
unglücklich gewählt. Das alemannische Recht, das einfache 
Wergeid, der Umstand, dass Ausdrücke wie centenarius 
comitis nicht vor den Karolingern nachgewiesen sind, beweisen 
für das fränkische Gebiet nichts von dem, was bewiesen 
werden soll, und die Betheiligung der Gemeinde an der Wahl 
des Gentenars, wie sie karolingische Anordnungen vorschreiben, 
kann nicht darthun, dass es vor dieser Dynastie nicht anders 
war, weil die Stellen, die sie verfügen, auch Beamte betreffen, 
für die eine solche Regelung eine Neuerung war; wir können 
daher nicht mit Sicherheit annehmen, dass der älteste histo- 
rische Bestandtheil in diesen Wahlrechten altes salischos 
Gemeinderecht gewesen ist. Wenn im Gebiete salischen Rechts 



Ribuaria 50, 1 nicht gelten lassen, weil nach seiner Ueberschrift der 
Titel 88 alle Richter, aber nicht ihn, aufzähle, allein der späteren 
privaten Ueberschrift kann doch nicht, wie schon Sohm 1, 414 f. bemerkte, 
eine solche Bedeutung beigelegt werden, dass damit die Anführung in 
Titel 50, 1 „als eine Erinnerung an frühere Zustände oder eine Hin- 
weisung auf ausserordentliche Umstände" zu betrachten wäre. Ein 
Gesetz darf gewiss nicht so hinweggedeutet werden, und sollte denn im 
fränkischen Lande der Gentbeamte, der von einem Gerichtsbeamten 
abstammte, aus dem Gericht verschwunden sein, während sein Genosse, 
der Vicar, nach Formeln aus salischem Rechtsgebiet in allen Angelegen- 
heiten richtete? Karl der Grosse beschränkte ihn im Gericht, er führte 
ihn nicht ein, oder wäre gerade bei den Franken selbst das Umgekehrte 
geschehen ? 
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ein gräfliches Anstellungsformular erforderlich geworden war 
(formul. Salic. Merkel. 51), so brauchen wir freilich nicht das 
altsalische Land als sein Geltungsgebiet anzusehen, aber es 
ist doch sehr bedenklich, die populäre Natur des Thunginus 
nur deshalb fortdauern zu lassen, weil wir ihren völligen 
Untergang . nicht nachweisen können und nur an einzelnen 
Zügen constatiren , dass er wie der Vicar dem Grafen diente. 
Wie dem auch sei, für die Entstehung des Schöffengerichts 
ist die Frage nicht von Erheblichkeit, da das Recht der Ge- 
richtsgemeinde, den Unterrichter mitzuwählen, nicht zu den 
charakteristischen Eigenschaften des Schöffengerichts gehört. 
Mag der Vorgang in seinen Einzelheiten nicht mehr erforsch- 
bar sein, das grosse Resultat der Entwicklung, dass die salische 
Centene ihre Isolirung und Selbstherrlichkeit mit einer Ein- 
ordnung in den Königsstaat vertauschte, von der Art ungefähr, 
wie sie längst in Gallien bestand, und dass diese Umwälzung 
entschieden war, bevor Karls des Grossen Reformen begannen, 
dieses Resultat wird durch die neueren Untersuchungen fest- 
gestellt sein. 

Aus der vorstehenden Darstellung ergibt sich, dass die' 
merovingische Monarchie in Folge der Eroberungen in ein 
neues und höheres Verhältniss zur Rechtspflege gesetzt war, 
indem an Stelle des Gemeindebeamten der Staatsbeamte und 
an Stelle des endgültigen Gemeindeurtheils das Urtheil von 
Staatsbeamten trat. Wir könnten die Tragweite der Neuerung 
auch daran verfolgen, dass anstatt der Parteihandlungen, 
welche den fränkischen Process beherrschten, hier der richter- 
liche Befehl die Leitung führte, durch welchen der Beamte 
die Partei und die Zeugen zwang, vor ihm zu erscheinen und 
ihm zu antworten, eine Forderung, die da unausbleiblich war, 
wo der Richter sich eine Ueberzeugung von dem bestrittenen 
Recht bilden sollte, auf Grund deren er entscheiden könne ^), 
und wie jetzt das festgestellte Privatrecht durch den Staat 
erzwingbar war, ohne dass der Verurtheilte versprochen hatte, 
seine Verbindlichkeit erfüllen zu wollen. Von grösserer 
Wichtigkeit ist es jedoch für uns, bei der Entstehung der 



1) Vergl. Capit. 1,9 S.91 Behrend-Boretius und vor allen Sohm 
1,115. 123 fr. 133. 137. 141 f. 
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neuen Richter zu bemerken, dass der Graf, da er sich nicht 
auf ein ausnahmsweises Einschreiten beschränkte, der ge- 
schichtliche Träger der Gerichtsbarkeit blieb, wogegen den 
Unterbeamten eine unbedeutende Rolle zufiel und die Gerichts* 
Verfassung selbst ihr Dasein nicht forderte. Die Mittel jedoch, 
deren sie sich bedienten, waren dieselben, welche ihr Dienst- 
herr anwendete, und es mag damit in Zusammenhang stehen, 
dass der Graf seine Unterbeamten zwar beaufsichtigte, ihre 
Urtheile aber nicht bestätigte oder aufhob und . dass von ihrem 
Spruch eine Berufung an ihn nicht erfolgte. Alle diese Ein- 
richtungen hatten keinen Anhalt im römischen Staate, aber die 
Veranstaltungen, die wir nunmehr ins Auge zu fassen haben, 
sind in noch höherem Grade originelle Schöpfungen der mero- 
vingischen Zeit. 

2. Gauleute. 

Seit der Zeit, wo wir genauere Eenntniss von der Thätig- 
keit der königlichen Richter haben, finden wir dieselben von 
Männern umgeben, die auf Grund keiner anderen Eigenschaft 
als der, dass sie freie Leute aus dem Gerichtsbezirk waren, 
bei dem Richten mitzuwirken hatten. Will man nicht die 
blosse Thatsache hinstellen, also darauf verzichten, sie zu be- 
greifen, so wird man ihre Ursachen aufsuchen müssen und 
diese können an sich sowohl genetische als praktische sein. 
Aus dem römischen Staate stammen die Gauleute nicht. Hier, 
wo die Oeffentlichkeit , die Gegenwart des Volkes nur aus- 
nahmsweise gestattet war, hatten die Statthalter einem rechts- 
kundigen Hülfsbeamten die Entscheidung in gesetzlich be- 
stimmten Fallen übertragen dürfen, ohne jedoch die Befugniss 
zu besitzen, ihm eine selbständige Verwaltung der Gerichts- 
barkeit zu ertheilen, und die Behörden hatten ihre Gerichts- 
barkeit unter Beistand von Personen geübt, die ihnen auf 
Grund eines mit ihnen eingegangenen Dienstvertrages und 
gegen öffentliche Besoldung berufsmässig Rechtsbelehrung 
gaben, ohne dass der Magistrat, der mit ihnen berieth, an 
ihre Meinung gebunden war. Wohl war die Sitte, Rechts- 
kundige, consiliarii, zuzuziehen, zur Zeit der Lex Romana 
Visigothorum (1, 1 1 , 1 f. II, 1 , 6. 1 2) bei den Romanen noch in 
Uebung, und die den Staatsbeamten mit ihrer Kenntniss unter- 
stützenden Rechtsconsulenten mögen in ihrer Wirkung den 
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Gauleuten nicht unähnlich sein, aber die rechtliche Anlage 
und Gestaltung ist eine so völlig verschiedene, dass die 
Franken ihre Einrichtung nicht aus dem römischen Staate 
herttbergenommen haben. Ebenso wenig haben sie von den West- 
gothen oder den Burgundern entlehnt. Mochte bei jenen auch 
schon damals der Richter sich die wählen, denen er gestattete, 
der Verhandlung beizuwohnen, und mit denen er, sofern es ihm 
beliebte, den Rechtsfall besprach, wie es die L. Visig. II, 2, 2 
anordnet, oder Dritte mit der Rechtsprechung betrauen (L. Visig. 
II, 1, 14f.VII, 5, 1 vgl. Dahn, Könige VI, »225 f.), das fränkische 
Reich geht sofort von grösserer Freiheit und Betheiligung aus, 
und ebenso ist die ganze complicirte burgundische Gerichtsordnung 
verschwunden, ohne dass wir unter fränkischer Herrschaft eine 
Spur derselben entdecken. Bei diesem Stamm hatte der König 
die Gerichtsbeisitzer ernannt (Lex Burgund. 90, 1 f.), welche 
von dem Kläger gefragt wurden und verpflichtet waren, ihm 
zu urtheilen (das. praef. II § 10 f. tit. 81), aber nur in den 
Fällen, die nach dem königlichen Gesetzbuch zu entscheiden 
waren, da in anderen dem König das Urtheil vorbehalten war 
(das. praef. II, 9 vgl. L. Rom. Burgund. II, 2. IV, 2). Der Graf 
hatte zwar mitzuwirken und auch die Urkunde zu unterzeichnen, 
aber nicht zu urtheilen (Lex Burgund. praef. II § 12. tit. 49, 1. 
50, 1. 79, 4. 107, 10. 13). Unter Römern sprach noch der D&- 
fensor Civitatis in Givilsachen Recht (Lex Rom. Burgund. 36,8). 
Sind die Massregeln, welche die merovingischen Beamten 
ergriffen, unabhängig von jenen Einrichtungen getroffen worden, 
so bleibt als die andere Ursprungsstätte derselben, an die wir 
denken könnten, das fränkische Gericht. Aber ist es in der 
That das salische Gericht, das sich über Gallien verbreitet 
hätte? Wenn wir nur die Punkte hervorheben wollten, in denen 
die gallischen Gerichte sich dem salischen anschliessen oder 
im Resultat mit ihm zusammentreffen, und die vergessen, in 
denen sie von ihm abwichen, obwohl sie ebenso wichtig als 
zahlreich sind, so müssten wir verkennen, dass hier eine auf 
eigenen Grundlagen beruhende und durch eigene Kräfte hervor- 
getriebene Gerichtsorganisation vor uns steht. Die rechtlich 
bedeutende Stellung des Richters geht nicht auf Vorstellungen 
der fränkischen Vorzeit zurück : es fehlte in Gerichtsvolk nach 
Art des salischen , dem Einzelne aus seiner Mitte einen Vor- 
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schlag machen, und dessen Urtheil der Beamte zu vollstrecken 
hat, und die Unterscheidung zwischen dem Richter und den 
übrigen ausschliesslich an der Urtheiisfindung betheiligten 
Dingleuten ist nicht vorhanden. Wohl entsprach es dem 
fränkisch-germanischen Recht, dass der Staat, der seine Unter- 
thanen unmittelbar zum Dienst für seine Aufgaben heranzog, 
sie auch zu Gerichtsdiensten zwang, aber altsalisches Recht 
war auch dies nicht, und was war überhaupt nach Gallien 
aus dem altsalischen Gericht übertragbar, und was nachahm- 
bar in Verhältnissen, die für die Gallo-Römer anfänglich kaum 
mehr neue waren, als für die Salier selbst? Wir mögen 
immerhin in Erinnerung behalten, dass wir uns, um die un- 
bestimmte Sache mit einem unbestimmten Ausdruck zu be- 
zeichnen, in fränkisch-germanischer Atmosphäre befinden, aber 
auf dem Wege des genetischen Fortschreitens glauben wir das 
Verständniss der Einrichtungen, auf die wir in Gallien stossen, 
nicht erreichen zu können. Denn das Einheimische ist^icht 
nur nicht übertragen, man hat sich auch nicht darauf be- 
schränkt, am salischen Gericht lediglich diejenigen Aenderungen 
vorzunehmen, welche durch die neuen Verhältnisse geboten 
waren, sondern das Neue ist so übermächtig, dass es seinen 
eigenen Zwecken entwachsen sein muss und das Vorhandene 
nicht Ursache und fast nicht einmal ein Bestandtheil der 
neuen Bildung war: so selbständig war die Neubildung, dass 
sie weniger von dem fränkischen empfangen als dazu bei- 
getragen hat es zu zerstören. 

Es sind reale Bedürfnisse, an die, wenn wir nicht sehr irren, 
der Vorgang anzuknüpfen ist, Bedürfnisse, welche zu Ver- 
anstaltungen jener Art hindrängten und bei denen die Rechts- 
vorstellungen der Franken — nicht ihre Gerichte — dominirten. 
Obwohl nun vielleicht kein Denkmal der Zeit von ihnen aus- 
drücklich redet, so dürfte doch der Versuch nicht aussichtslos 
sein, die Zwecke wenigstens theil weise aufzufinden. Auch 
diese Erörterungen bedürfen einen allgemeineren Boden, und 
wenn es richtig ist, dass der Graf der hauptsächliche Factor 
war, so müssen wir von den Verhältnissen ausgehen, in die 
er auf volksgerichtslosem Gebiete trat. Ohne Berücksichtigung 
dieser seiner völlig neuen Lage ist eine Beurtheilung der 
Ausgangspunkte nicht zu gewinnen. 
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Die fränkische Monarchie hatte sich aus ihrer Vorzeit die 
Anerkennung der rechtlichen Selbständigkeit des Privatrechts 
bewahrt; der König galt nicht als die Quelle dieses Rcchts- 
theils und seiner Gewalt unterstanden deshalb die Rechtssätze 
desselben nicht. Indem nun die Merovinger bei ihren Er- 
oberungen von der staatsrechtlichen Gleichheit der alten und 
der neuen Unterthanen ausgingen, wurde das Recht der Be- 
siegten ebenso gesichert wie das der Sieger; der Romane 
hatte seine subjectiven Rechte ebenso inne wie der Salier, 
er hatte ebenso wie dieser ein Recht auf Geltung und An- 
wendung seines Rechtes. Vielleicht würde es einseitig sein, 
die Rechtsschranke ganz und unmittelbar aus dem Verhältniss 
des Monarchenrechts zu den Privatrechtsquellen abzuleiten, 
wenigstens das Gerichtsurtheil mochte nach der Anschauung 
des romanisirten Kelten eine obrigkeitliche Handlung sein, die 
nicht ein Recht schaffen, sondern den Rechtssatz, der auf die 
vorliegenden Thatsachen anwendbar war, ermitteln und fest- 
stellen und so das objective Recht schützen sollte, aber wenn 
auch soweit eine Uebereinstimmung mit dem Franken, dem 
das in den Gerichten anzuwendende Recht nicht durch den 
Willen des Staats oder der Gemeinde war, sondern das Ge- 
richtsurtheil als ein Ausspruch über das in dem Fall ent- 
haltene Volksrecht galt, vorhanden gewesen ist, es ist eine 
unzweifelhafte Thatsache, dass die Staatsgewalt die Schranke, 
die sie an dem Privatrecht fand, anerkannt hat, und den 
vielleicht unzweideutigsten Ausdruck hat sie der Anerkennung 
dadurch gegeben, dass sie ihren Beamten befahl, auch unter 
Romern nur nach deren Recht zu richten. 

Die Verschiedenheit der im Reiche geltenden Privatrechte 
war gross und die Rechtsgebiete waren zahlreich. Ueberall 
stossen wir auf Landesrechte^), gesetzliche oder gewohnheits- 
rechtliche, die gewiss noch nicht in Abnahme begriffen waren 
und nur den Eingeborenen vertraut sein konnten. Da nun 
die Könige in den Ländern keine besonderen rechtskundigen 
Richter bestellten, so wären sie genöthigt gewesen, bei der 
Auswahl ihrer Statthalter die eine, die gerichtliche Function 
massgebend werden zu lassen, wenn sie gewollt hätten, dass 



>) Ausser Anm. 1 S.32 formal. Andecav. 54,58 u. Lex Ribuaria 31, 3. 
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sie aHein aus eigener Rechtskenntniss das Urtheil sprechen 
sollten. Dass diese Rücksicht sie nicht bestimmt hat, die Grafen 
aus dem Gerichtssprengel oder dem Rechtsgebiet, in dem sie 
richten sollten, zu entnehmen, bedarf keines Beweises. Wohl 
mögen jene gebildeten Beamten in der Provence, in deren 
Mitte zu leben ein Mann aus dem minder cultivirten nörd- 
lichen Frankreich sich weigerte (Gregor 6, 9), einheimischen 
Familien angehört haben, und im Jahr 6t4 hat der König 
die Absicht ausgesprochen, die Statthalter, die er hinfort ein- 
setzen werde, aus dem Lande selbst zu nehmen, eine Zu- 
sicherung, die Childirich II. ungefähr sechzig Jahre später 
wiederholt hat, aber auch dann, wenn die Versprechungen, 
deren Ausführung nicht gesichert war, genau erfüllt worden 
wären, würden sie höchstens dazu beigetragen haben, eine Ent- 
wicklung zu hemmen, fUr die der Grund mehrere Generationen 
zuvor unter änderen Verhältnissen gelegt worden war. Unter 
Childirich, Chlodovech und seinen Söhnen sind, wie man nicht 
in Zweifel ziehen wird, obschon nicht allein, so doch sehr 
häufig Franken mit der Regierung der neuen Provinzen be- 
traut worden, Männer, denen eigene Kenntniss des Landes- 
rechts fehlte, und die übrigen, welche aus anderen Nationen 
des Reiches entnommen waren, mochten grossentheils dasselbe 
Schicksal erfahren, dass sie nicht über Landsleute regierten. 
Diese Lage der Dinge muss man sich wohl vergegenwärtigen, 
wenn man sich über das Vorgehen der Grafen ein richtiges 
Urtheil bilden will. Eine Regierung, deren Zweck Rechts- 
pflege war und die das Bestreben hatte, eine Rechtssprechung 
nach den Landesrechten herzustellen, besass Beamte, die dieses 
Recht, nach dem sie richten sollten, nur zufällig kannten oder 
erst während ihres Amtes kennen lernten, und die sich nicht 
innerhalb der Schranken ihrer Bestimmung gehalten haben 
würden, wenn sie nach ihrer Meinung entschieden. Die Grafen 
würden ihr Ansehen durch willkürliche und schwankende Ur- 
theile geschwächt und sich Beschwerden bei dem Könige aus- 
gesetzt haben, ohne dass sie durch den Genuss der persön- 
lichen Willkür entschädigt sein würden, da ihr Interesse an 
dem Ausfall der Processe selten betheiligt war. Eine berufs- 
mässige juristische Ausbildung war damals unerreichbar. Unter 
diesen Umständen, wo die Anstellung des Richters nicht von 
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erlangter Rechtskenntoiss abhing, war ein Rechisprechen ohne 
Beirath zwar nicht eine rechtliche Unmöglichkeit, aber es 
wäre, sofern nicht Königsrecht in Frage war, so schwer ge- 
wesen, dass es als unmöglich bezeichnet werden kann. Ver- 
setzen wir uns in diese Verhältnisse, so verstehen wir, weshalb 
einem Franken als Grafen in Angers oder Tours, wenn er 
seine Aufgabe erfüllen wollte, ein Beirath im Gerichte unent- 
behrlich erschien. Wir sehen nicht, dass ein Merovinger 
jemals die Mittel bestimmt habe, durch die der Richter sich 
Kunde von dem von ihm anzuwendenden Recht verschaffen 
sollte, und indem kein Erlass auf sie Bezug nahm, so folgern 
wir, dass das Hinderniss des reinen Beamtengerichts nicht in 
der Verfassung , sondern in der Schwierigkeit lag, ohne Bei- 
rath von Rechtskundigen ein Urtheil zu fällen, dessen Inhalt 
dem Rechte entsprach. Denken wir uns einmal das salische 
Gericht hinweg, Vrürden die Gerichte des sechsten Jahrhunderts 
aufhören, für uns ganz verständlich zu sein? Die Kausalität 
der Vorgänge liegt doch wohl nur in dem Zusammentreffen 
von solchen Beamten und solchen Quellen des Rechts, die, da 
sie im Frankenreiche mannigfaltiger waren als in irgend 
einem anderen germanischen Staate , den Richter zu einer 
Abhängigkeit nöthigten, wie er sie sonst nicht kannte. Der 
unseres Erachtens leitende Gedanke war, dass die Einrich- 
tungen, die das Recht realisiren sollten, nach der Natur dieses 
Rechts und nach der zur Zeit gegebenen eingeschränkten 
Ausführbarkeit des Zweckes gestaltet werden müssten. 

Gregor IV, 46 erzählt von einem Sklaven, der den codex 
Theodosianus kannte. Solche Gelehrte als Rathgeber zu be- 
nutzen, haben Grafen fränkischen Stammes sich schwerlich 
entschlossen. Sie wendeten sich an die Freien. Während 
aber das salische Gericht aus dem Volksleben und dem Volks- 
recht selbst hervorgegangen war und das Gericht der Ordnung 
halber den Thunginus, nicht der Thunginus Urtheilsfinder 
gebraucht hatte, sollte sich hier unter einer romanisirten 
Bevölkerung ein Gericht um den Grafen versammeln, um ihm 
seine Thätigkeit zu ermöglichen. In den Gebieten des römi- 
schen Rechts — und das war der grösste Theil Galliens — 
ist das Recht um das Jahr 500 offenbar nicht Jedermann 
bekannt gewesen. Hatte sich der Graf an die gegebenen 
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Zustände zu halten, so müssen auch wir die Gesellschaft, deren 
Berücksichtigung ihm oblag, uns vergegenwärtigen. Wenn 
man sich Gallien zu jener Zeit vorstellt mit dem, was römische 
Staatskraft und griechische Bildung in dem Keltenlande ge- 
than hatten, mit seinen alten vornehmen Geschlechtern, welche 
den senatorischen Titel fortführten, mit seinen Gebildeten und 
Ungebildeten, seinen Grossgrundbesitzern und Pächtern, so 
wird man aus dem Bilde seiner damaligen Bevölkerung die 
Ueberzeugung gewinnen, dass für eine altsalische hundert- 
schaftliche Thätigkeit hier kein Boden war, und die Gerichts- 
verwaltung konnte jene socialen Zustände, auf die sie unauf- 
hörlich bei ihren Akten stiess, bei ihrer Rechtspflege nicht 
ausser Acht lassen. Für jedei^ der allgemeinen Erwägungen 
zugänglich ist, ergibt sich aus den Verhältnissen von selbst, 
dass die gallischen Dingleute so wenig in ihrer Zusammen- 
setzung als in ihrer Function den salischen gleich sein konnten. 
Eine Versammlung aller Gerichtsgenossen, um von ihnen ins- 
gesammt das Recht zu erfragen, so angemessen für die Zu- 
stände Deutscher, würde hier das gewünschte Resultat nicht 
ergeben haben, da die Mehrzahl des Rechts ganz unkundig 
war und überdies kein Formalismus die Beurtheilung er- 
leichterte. Wo, wie für das sechste Jahrhundert jener Sklave 
und der Patricius Celsus bezeugen, das Recht ein Gegenstand 
besonderen Wissens war, waren es immer nur einzelne Per- 
sonen, die, durch ihre Bildung oder Stellung^) eher mit 
dem Landesrecht vertraut, zu befragen waren, und wenn ihre 
Erklärung der Zustimmung der Umstehenden nicht bedurfte, 
so bedurfte sie dagegen, um gültig zu werden, des Willens 
einer Autorität, wie es die des Grafen war. Ein derartiges 

') seniores in Tours, Gregor, bist. V, 48 und in Angers, formul. 
Andec. 32, primores in Bourges, Gregor, gloria mariyr. 1,34, magnifici 
und venerabiles in Angers, formul. Andec. 32, venerabiles formul. 
Senon. 6, magnifici das, 3, und als Steigerung der boni viri formul. 
Salica Merkel. 24. Die Versuche, die Bezeichnungen allgemein auf ein- 
zelne Stände, z. B. venerabiles auf Geistliche, zu deuten, sind schwerlich 
gelungen, da so klassenweise zusammengesetzte Versammlungen, etwa 
abgesehen von dem Gericht der Kirche zu Angers, an sich unwahr- 
scheinlich sind und jene doch immer mehrdeutigen Ausdrucke eine 
solche Annahme nur ausnahmsweise, z. B. formul. Andec. 32, nöthtg 
machen. 
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ungefähr gleichmässiges Verfahren der Grafen ist erklärlich 
aus der Gleichheit ihrer Aufgabe, ihrer Lage und der Realisir- 
barkeit ihrer Pflicht. 

Dass die Personen Freie sein mussten, war die allge- 
meinste und unerlässliche Voraussetzung, und es ist der recht- 
lich ohne Zweifel zutreffende Ausdruck, wenn die Formel- 
sammlung von Angers, dieselbe, die so oft von boni homines 
spricht, Nr. 10b die Theilnehmer ingenuos nennt. Es waren 
die Unterthanen, an die sich der Regierungsbeamte gehalten 
hat, und was wenn möglich noch deutlicher unter der zweiten 
Dynastie zu Tage tritt, deren Erlasse «ehr oft die Freiheit 
und niemals Freiheit und dazu irgend welchen Grundbesitz 
fordern^), während sie doch nicht eine Steigerung der Ge- 
richtslast beabsichtigten, muss altes in der merovingischen 
Zeit entwickeltes Recht sein. Allein die meisten Schreiber 
sehen von der rechtlichen Voraussetzung ab, die sich zu 
sehr von selbst verstand, und statt des Standes nennen sie 
die Klasse, mit deren Mitgliedern der Graf zu richten 
pflegte. Dort ist das Recht, hier ist die Ausübung desselben 
ins Auge gefasst. Es sind die boni homines, Worte, mit denen 
kein fester und somit ein sehr verschiedener Sinn verbunden 
wird, die sich etwa auf die Gesichtspunkte der Wohlhabenheit, 
des Ansehens, der Unbescholtenheit zurückführen lassen, aber 
nicht einen Stand, wie die Rachinburgen, bedeuten, und nicht 
mit den Freien, wie Sohm I, 358 f. glaubt, identisch sind. 
Ein Freier, obwohl er freien Grundbesitz hat, kann arm, paupcr 
sein (Gregor, mir. s. Martini II, 40) oder zu den minores natu 
gehören (Gregor, mir. s. luliani c. 23), aber zu den boni 
homines würde er nicht zu rechnen sein, zu denen doch der 
reiche Kaufmann oder der Mönch, auch wenn ihnen Grund- 
besitz fehlte, zu zählen ist. Es liegt auf der Hand, dass, 
wie viele Rücksichten auch der Graf bei der Auswahl seiner 



») Capitularia I, 125, 16. 148. 5. 150, 13. 307, 12. 210, 14. 214, 4. 
270, 3. 290, 14 mit der Variante. 320, 2. Leges I, 432, 14. 564, 6 und 
Sohm I, 336 üher Leges I, 456. Capitularia I, 67, 4 sind die Ding- 
pflichtigen dieselben, die als Unterthanen den Unterthanen ei d zu leisten 
haben. Die entgegengesetzte Meinung, die Waitz II, 1, 275. 11, 2, 143 
aufrecht erhält, ist in der That nicht mehr discutirbar, s. Sohm I, 333 fT. 
341. 346 f. 349. 352 f. 
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Beisitzer nahm, selbst wenn er von seiner Befugniss etwa nur 
den Gebrauch machte, einzelne vornehmere Glieder des Ver- 
bandes einzuberufen, und wie stark die thatsächliche Ein- 
wirkung der gesellschaftlichen Klassen sein mochte, der 
Rechtssatz der Dingpflicht dadurch nicht modificirt worden ist. 
Die Grafen haben es sehr früh, vielleicht sofort, als eine 
Verpflichtung des Unterthans gegen den Staat angesehen, 
ihnen die zur Erreichung ihrer amtlichen Aufgaben erforder- 
lichen Dienste zu leisten, ohne dass von ihnen jemals der 
Versuch gemacht zu sein scheint, dadurch zu helfen, dass sie 
Rechtskundige zu ihren beisitzenden Gerichtsbeamteu er- 
nannten. Wir erfahren freilich aus der merovingischen Zeit 
wohl nur von einer Gruppe, aber damit liegt auch das Ganze 
deutlich vor uns, denn sie beweist für Alle und Alles, was 
wir hier zu wissen haben. Der Gerichtsdienst der Clcriker 
steht als Unterthanendienst fest. Es wird allerdings nicht 
damit erwiesen, dass wir viele Geistliche so thätig finden^), 
denn die blosse Thatsache des Mitwirkens würde auch von einer 
freiwilligen Handlung ausgelegt werden können, es ist jedoch 
bekannt, dass ihnen nach kirchlichen Gesetzen verboten war, 
sich an weltlichen Geschäften zu betheiligen, und wenn sie 
es dennoch thaten, so muss der Zwang des Staats es gewesen 
sein, der sie dazu genöthigt hat. Schon die vierte Synode von 
Orleans untersagte den Gerichtsbeamten, sie publicis actionibus 
applicare, also eine Thätigkeit, welche Gerichtsdienst mit- 
begreift, von ihnen zu verlangen, und spätere Kirchenver- 
sammlungen haben derartige Beschlüsse wiederholt, ohne doch 
seitens des Staats eine volle Bewilligung ihrer Forderung zu 
erreichen^). Wir lernen aber noch mehr von ihnen, als dass 

1) Gregor 5,48. 8,39, wohl auch der Bischof, der das. 5,43 in 
iudiciis iustus ist, und der Abt, von dem es Zeumer, formulae I, 1C7 
heisst: causas et leges disponis. Audoenus, vita Eligii, II, 61, d^Achery- 
Barre II, 119. Sohm, Zeitschrift fOr Kirchenrecht IX, S18 iT. Löning 
II, 313 (f. 535 f. — •) Orleans 541 c 13, MAcon 585 c. 19 und Auxerre 
c. 33f., Mansi IX, 115, 956. 915, Reims c. 6, Flodoard II, 5, SS. XIII, 452. 
Sonte die Pflicht für Mönche durch Gapitularia I, 60,73. 64,30. 75,11 
beseitigt werden, so ist dies nach den Beispielen bei Sohm I, .340 nicht 
vollständig erreicht. FQr die Thätigkeit kommt in Betracht, dass der 
Glerus nach Löning 11, 284 fl*. nach dem Gehurtsrecht lebte und daher 
allgemein brauchbar war. 
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der Gerichtsdienst eine staatliche Verpflichtung war. Da 
nämlich nach Löning II, 260 f. unter den Merovingern der 
Grundsatz aufrecht erhalten wurde, dass nur Laien Staats- 
ämter bekleiden dürften, so kann sich der Gerichtsdienst der 
Geistlichen nicht auf die Uebernahme eines Amtes gegründet 
haben. War nach dem Gesagten die Theilnahme des Clerus 
an der Rechtsprechung eine pflichtmässige und zwar ein Dienst 
des Unteithans, so ist es auch der Dienst bei den Laien ge- 
wesen, denn wie könnte er von anderer Art gewesen sein? 
Dass ihre Dienstleistung unter den Gesichtspunkt der Unter- 
thanenpflicht fiel, wird dadurch bestätigt, dass die Karolinger 
von dieser Auffasung von Anfang an ausgegangen sind. Diese 
Pflicht, die wie die militärische Dienstpflicht unmittelbar auf 
einem Rechtssatz, dem der ünterthan' unterworfen war, be- 
ruhte, war wie diese eine für jeden Freien gleiche, unentgelt- 
liche und zeitlich unbeschränkte Pflicht, und als solche 
allgemeine Gerichtspflicht hat sie die ältere fränkische Ge- 
meindepflicht verdmngt, seit der staatliche Richter den Cent- 
gerichten vorstand. 

Die zweite und letzte Voraussetzung für die Gerichtspflicht 
war, dass der Freie ein Angehöriger des betreifenden Gerichts- 
bezirks war. Bei den Saliern war die Dingpflicht auf die 
Cent beschränkt gewesen, aber dass sie es hier ohne Aus- 
nahme blieb und dass die entsprechende räumliche Beschrän- 
kung allgemein für die Verwaltungsbezirke innerhalb der 
Grafschaft in Gallien eintrat, wie Sohm I, 337 ff. annimmt, 
wird durch den Ausdruck pagensis, den formula Salica Big- 
non. 13 vergl. formula Turon. 28 hat, zwar nicht widerlegt, 
aber unwahrscheinlich, und für einzelne Gebiete ist jene An- 
nahme gewiss unrichtig; so können die bei Dieppe zum Grafen- 
gericht versammelten universi populi der vita Germani (oben 
S. 19 Anm. 1) nichts Geringeres als eine Grafschaftsversamm- 
lung sein. Sachlich lässt sich die Ausdehnung der Dingpflicht 
auf die Grafschaft ebenso gut denken, als die Begrenzung 
auf den kleineren Sprengel, aber wenn wir später gerichts- 
fähige Männer auch ausserhalb dieses Bereichs verwendet und 
Grafschaftsversammlungen der sämmtlichen Dingleute finden, 
so weist dies auf Vorgänge in unserer Zeit zurück. 

Nachdem wir uns mit den staatlichen Richtern und den 
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(lingpflichtigen Unterthanen beschäftigt haben, soll das Zu- 
sammenwirken (lieser beiden grundsätzlich so verschiedenen 
Gerichtspersonen und ihr Verhalten zu einander möglichst 
genau und vollständig dargelegt werden. Wir müssen, wie 
mir scheint, bei diesen Erörterungen anders vorgehen als bei 
den früheren, weil der Gegenstand von anderer Beschaffenheit 
ist; hatten wir vorher Stammesrecht oder Reichsrecht vor uns, 
so haben wir es jetzt mit Neubildungen zu thun, die unge- 
achtet der Gemeinsamkeit der Grundlagen und der Zwecke, 
auf denen sie beruhen, rechtlich nicht als eine Einheit gelten 
können. Einen Zusammenhang, welcher uns berechtigte, 
unsere Zeugnisse wie die eines einzigen Rechtsgebiets zu be- 
handeln, bemerken wir nicht bei den Völkern, die der Kreis, 
in dem sich die Bewegung vollzog, umfasst hat. Wir würden 
auf diesenWegen mehr eine Kenntniss von der weiten Verbreitung 
ähnlicher Rechtsgebräuchc als einen Ersatz für die Lücken 
unseres Wissens über die einzelnen Rechte erhalten. Unter 
diesen Umständen sind wir genöthigt, die Verhältnisse land- 
schaftsweise, nach Quellengruppen eines möglichst engen Ge- 
biets zu untersuchen, mit denjenigen Quellen für sich zu 
arbeiten, welche durch den Verfasser oder durch das Land so 
nahe verbunden sind, dass wir ihre Angaben gegenseitig zur 
Erläuterung und näheren Bestimmung gebrauchen dürfen, 
ohne darum der Ansicht zu sein, dass es ebensoviele Rechts- 
gebiete gab. Eine derartige gesonderte Darstellung wird 
zahlreiche Wiederholungen nicht vermeiden können, aber sie 
ist wohl die einzige, die im Stande ist, uns dem Ziele näher 
zu bringen. Weder die chronologische noch die geographische 
Anordnung vermögen das. Jene würde eine zusammenhängende 
Entwicklung in dem ganzen Reiche, diese einen festen Zu- 
sammenhang in alten Ländern, wie zum Beispiel Burgund oder 
Aquitanien, voraussetzen, Annahmen, die dem thatsächlichen 
Verlaufe zu wenig entsprechen werden. Bei unserem Ein- 
theilungsgrund ist es gleichgültig, welche Ordnung man ein- 
schlägt, ja ob man überhaupt eine Ordnung wählt. 

Man wird die folgenden Erörterungen vielleicht zu unbe- 
stimmt finden, aber wenn eine Periode längeren Schwankens 
und der Willkür war, so war die Sache selbst wohl eine Zeit 
lang unbestimmt. Wir können zwar bei einzelnen Dar- 
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Stellungen sogleich sehen, dass sie unvollständig oder ungenau 
sind; so sind die zu berichtigen, welche ausschliesslich der 
Beisitzer gedenken oder ihnen und dem Richter eine gleich- 
artige Wirksamkeit zuschreiben , aber diejenigen , welche nur 
den Bichter ohne Mithandelnde erwähnen, sind nicht ohne 
weiteres durch Zeugnisse über eine andere Praxis zu ergänzen, 
weil diese ein regelmässiger Hergang und nicht eine recht- 
liche Nothwendigkeit sein mag. Die Noth wendigkeit des 
amtlichen Urtheils stand in dieser ganzen Zeit ausser Zweifel, 
aber die Nothwendigkeit von Urtheilsfindem musste erst ent- 
stehen. Der Statthalter war ursprünglich durch keine gericht- 
lichen Rechte seiner Amtsuntergebenen eingeschränkt; mit 
ihrer Theilnahme an seinem Urtheil war noch nicht das Recht 
gegeben und eine Erklärung der Versammelten war für den 
Beamten noch nicht bindend. Erst nach einiger Zeit konnte 
seine freie Thatigkeit abnehmen und durch das Recht geordnet 
und beschmnkt werden, und welches thatsächliche oder recht- 
liche Verhalten zwischen beiden Klassen von Gerichtspersonen 
stattfand und wi^ die Gauleute den Inhalt des amtlichen Ur- 
theils beeinflussten, dies waren Fragen, die bei einer sich erst 
entwickelnden Gerichtspraxis zu verschiedenen Zeiten und an 
verschiedenen Orten nicht gleich beantwortet sein können. 
Was die Merovinger als noch nicht vorhanden behandelten, 
mochte damals schon lange begonnen haben, faktisch zu wirken 
und sich zu bilden, aber es leuchtet bei dieser Natur der 
Sache ein, dass wir immer eine nur sehr ungefähre Anschauung 
von dieser Seite des ötfcntlichen Lebens in der Merovingerzeit 
zu gewinnen vermögen. 

Wir beginnen die Betrachtung des Einzelnen mit Angers, 
das sowohl wegen des Alters seiner Formeln als wegen des 
doppelten Gerichts in der Stadt von besonderem Interesse ist 
Wie lange die Praxis bestehen mochte, die uns in dem älteren 
Theile der Formeln vor Augen tritt, können wir nicht er- 
mitteln, weil wir nicht wissen, wie lange die Franken zur 
Zeit der Aufzeichnung schon Herren des Landes waren, und 
nicht entscheiden können, ob der Gerichtsgebrauch des welt- 
lichen Gerichts aus dem der Kirche entlehnt war oder umge- 
kehrt die Kirche sich an das Vorbild des gräflichen Verfahrens 
angeschlossen hatte. In den drei Formeln, welche das Gericht 

Zeitachrift d. BAvlgny-Silftiing. VI. Qerm. Abth. 4 
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des Grafen betreffen, sitzt der Richter stets mit mehreren 
Anderen zu Gericht, die zuerst auditores sui, sodann venera- 
biles atquae magnifici rei publici viri, also Kleriker und Laien, 
und später raciniburdi heissen, Nr« 12. 32. 50\ In den Mira- 
cula S. Dionysii I, 23, Mabillon III, 2, 35 t, die an das Ende 
des 8. Jahrhunderts gesetzt werden, kommen dieselben Bei- 
sitzer als iudices vor. Dass die mitthätigen Personen nicht 
die Gesammtheit der Gcrichtsunterthanen darstellen, ist am 
deutlichsten aus den zwei letzten Zeugnissen ersichtlich, ans 
der letzten Formel insbesondere deshalb, well die Rachinburgen 
die Urkunde unterzeichnen. Die zweite Formel, die zwar eine 
grössere Vorsammlung, aber kaum ein regelmässiges Grafen- 
gericht schildert, lässt den Grafen, den Bischof vel qui cum 
eo aderant — es waren seniores — erkennen; die erste ge- 
braucht einen Ausdruck, der nicht technisch war, aber auch 
nicht untergingt) und der, da er später mit anderen neueren 
Bezeichnungen vertauscht wird, für Angers keine Bedeutung hat 
Ein Umstand wird nicht erwähnt, hingegen lassen die beiden 
jüngsten Berichte, da sie mit einander zu verbinden sind, wohl 
den Schluss auf die Entstehung ständiger Beisitzer zu. 

Die Bildung des Urtheils tritt als eine gemeinsame Hand- 
lung des Richters und seiner Beisitzer auf; pontifex et ipsi 
comus vel qui cum eo aderant denonciaverunt, visum est ad 
ipsis personas decrevisse iudicio, womit der Graf und seine 
Rachinburgen gemeint sind, sagen die Formeln 32 und 50*; 
die Miracula lassen ein Beweisuitheil conseutiente comite 
atque iudicibus feststellen, bemerken aber, dass der Beweis- 
pflichtige tum et iudicum tum etiam sua sententia convictus 
den Beweis nicht führte, so dass, mochte auch der Graf an 
der materiellen Findung des Urtheils betheiligt sein, das Ge- 
wicht auf seinen iudices liegt. Ob der Beamte einen anderen 
als den von den Beisitzern gewiesenen Urtheilsinhalt befehlen 
durfte, bleibt dahingestellt. 

Dieselben Verhältnisse zeigt das Gericht der Kirche, Mag 
der Abt selbst (10. 29 f. 47), sein Präpositus (16, 24) oder 



') Vergl. über auditores ausser formul. Turon. 39 die Urkunden 
878—927 bei Vaissete 6d. 1875 I, 403. V, 72, Bruel, Charles de Cluny 
ly 1876, S. 92 und Lasteyrie, comtes et vicomtes de Limoges 1874 S. 1 15. 
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ein Unterbeamter (11. 13 f. 28) zu Gericht sitzen, sie richten 
alle in Gemeinschaft mit Anderen, ohne dass diese ein festes 
Kollegium bilden. Die einfachste und üblichste Wendung für 
die Theilnehmer ist reliqui, qui cum eo aderant (10 f. 24. 
28—30), einmal werden sie ingenui genannt (10^), häufiger wird 
ihre Stellung im Leben betont und hervorgehoben, dass sie 
boni homines (47), venerabiles und magnifici (10. 28) sind. 
Und ebenso wie im Gericht des Grafen kommt in dem der 
Kirche das Urtheil durch eine gemeinschaftliche Berathung 
oder durch den übereinstimmenden Beschluss der beiden 
Klassen von Gerichtspersonen zu Stande: visum fuit ipsius 
abbati vel qui cum eo aderant (10,29), inhaltsgleich lautet 
es bei dem Präpositus (24), und wenn Nr. 28 die an sich 
zweideutige Wendung gebraucht : visus fuit ab ipsis niagnificis, 
so gehört doch (ter Vorsitzende hier so gut wie Kr. 1 1 und 47 
zu den Miturtheilern. Eine Formel, Nr. 30, lässt unter Ueber- 
gehung deijenigen, qui cum eum aderant, nur den Abt das Er- 
kenntniss fällen, also den Willen des Richters den entscheiden- 
den und seine Beisitzer gerichtliche Gehülfen sein, die praktisch 
nützlich, selbst unentbehrlich, aber rechtlich für die Ver- 
fügungen des Gerichts nicht nothwendig sind. Und wie im 
weltlichen Gericht nur wenige Personen beriethen, so ist auch 
die Zahl der Beisitzer im kirchlichen Gericht eine so beschränkte, 
dass die Namen Aller subter tenentur inserti (10). Nur in 
einem Punkt scheint die Aehnlichkeit zwischen dem Gericht 
der Kirche und dem des Staats keine vollkommene zu sein« 
Während der Abt seinen Vertreter oder einen Unterbeamten 
richten lässt, erwähnt keine Formel mit gleicher Deutlichkeit 
das Gericht eines gräflichen Unterbeamten. Unterbeamte 
waren vorhanden^), aber was sie mit der von ihnen für die 
Vorbereitung der Ertheilung eines Appennis zusammengerufenen 
Parochie thun, kann nicht als eine gerichtliehe Thätigkeit 
gelten, und noch in den Miracula erhält ein Vicar von seinem 
Dienstherrn, weil derselbe in aliis occupatus war, den Special- 
auftrag, eine Klage über Vorenthaltung von Eigenleuten zu 
erledigen : audiendam finiendamque causam quarta decima die 



1) Form. 31. 33; so auch Sohm I» 195 f. 2^. 418 und Zeumer, 
Zeitschrifl für Rechts(;eschichte 14, germ. Abth. S. 104. 
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secundum ius delegavit , Miracula S. Dionysii II, 33 , Mabillon 
III, 2, 358. 

In dem benachbarten Tours war das Gmfengericht von 
verwandter Beschaffenheit. Wenn der Graf, wie Gregor 5, 48 
erzählt, cum setiioribus vel laicis vel clericis zu Gericht sass, 
so ergibt sich, dass die Beisitzer ihre Stellung nicht der Ge- 
meinde verdanken, und aus einer zweiten Nachricht desselben 
Geschichtschreibers 7, 47, die wir mit jener verbinden müssen, 
entnehmen wir, dass es nicht erforderlich war, dass der Graf 
den Inhalt des Urtheils mitfand. Hier heisst das Bericht 
zwar iudicium civium, aber diese Worte werden durch die 
Notiz klar, dass das Urtheil inventum est a iudicibus, womit 
wie in Angers nur die Beisitzer gemeint sind. Wenn bei 
diesem Anlass der Bischof die Bürger versammelte, um zu 
versuchen, mit ihnen oder vor ihnen eine Sühne unter Feinden 
zu Stande zu bringen, so dürfen wir daraus noch nicht folgern, 
dass er dem Beispiel des Grafen gefolgt sei und dieser die ge- 
sammten Gerichtsgenossen für sein Gericht berief. Es ist nicht 
die Gesammtheit, die bei dem Urtheil mitwirkt, sondern die 
seniores oder iudices sind es, die als cives, als Mitglieder der 
Gerichtsgemeinde, thätig werden. Sie sind ohne amtliche 
Stellung. Die späteren Formeln kennen angesehene, titellose 
Männer, boni homines, mit denen der Graf gerichtliche Ge- 
schäfte vornimmt (30. 31) und die wieder ein Urtheil finden 
(31). Einmal (39) hat es den Anschein, dass mit suis audi- 
toribus vel reliquis viris, qui ibidem aderant, ein Unterschied 
zwischen besonderen und dann wohl ständigen Beisitzern und 
einem weiteren Kreise gemacht sei, allein die sofortige An- 
führung, dass ihre Handlung eine unterschiedslos gemeinsame 
war: ipsi viri memorato homine decreverunt iudicium, dürfte 
wenigstens eine ungleiche Thätigkeit der verschieden Benannten 
ausschliessen ; im Uebrigen l'ässt sich jedoch, da unsere Formel 
erheblich jünger sein kann als die vorigen, die Identität der 
hier Aufgeführten mit den früheren bonis hominibus nicht 
behaupten und so ist wohl auch hier aus dem kleinen aber 
unbeständigen Kreise der älteren Zeit ein festerer hervor«» 
gegangen ^). Dass die Zahl der Beisitzer zu jeder Zeit eine 

') Wailz II, 2, 168 versieht die Formel 39 von einem Gericht der 
Kirche, weil der Vorsitzende vetierabilis heisst; Nr. 3 ist dieses Beiwort 
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geringe war, bestätigen die Formeln 29. 3 1 f. 39. 4 1 , nach denen 
alle Mitthätigen die Urkunde signiren. Nunmehr ist auch 
Nr. 32 nicht anders als die übrigen Stellen zu verstehen. 

Die nämliche Kechtsanschauung und die Praxis, welche 
im sechsten Jahrhundert in Tours galten, treffen wir um die- 
selbe Zeit in Bourges, über das uns Gregor, gloria martyrum 
I, 34 einen Bericht erstattet. Als ein Mann Verbrecher iudicio 
publico provocaret, decretum est sententia primorum urbis, ut 
se ab hac noxa, qui impetebantur, sacramento purgarent. Die 
primores von Bourges sind identisch mit den seniores von 
Tours; die Versammlung, welche entscheidet, ist kein Voll- 
gericht, aber, da sie aus den Ersten des Gerichtsbezirks zu- 
sammengesetzt ist, ist ihr Ausspruch so massgebend, dass das 
Urtheil ganz als ihr Werk dargestellt werden kann. 

In Septimanien sind wir auf so späte Zeugnisse angewiesen, 
dass wir sie kaum verwenden können, denn sie mögen aus 
einer Zeit sein , wo die Verordnungen Karls des Grossen be- 
reits auf dieses Land eingewirkt hatten. Unter den ältesten 
Nachrichten würde von grosser Wichtigkeit eine Erzählung 
Gregors, vitae patrum 8, 9 sein, wenn Sohm I, 154 Recht 
hätte, dass sie uns eine gerichtliche Volksversammlung zeigt. 
Der Hergang ist folgender. Der Bischof von Agde macht 
dem Grafen von einem Diebstahl Mittheilung. Der Graf ver- 
hört den Dieb: percunctari coepit ab eo, quid exinde diceret. 
negavit coram omnibus. Als nun der Bischof den Angeklagten 
auffordert, seine Unschuld zu beschwören, schwört er sofort 
(nihil moratus), aber er wird des Meineides überführt tunc 
episcopus cum iudice obtenta culpa ea tantum, quae abstulerat, 
inopi reddidit. Die übrigen Anwesenden werden, wie man 
sieht, nicht gefragt und sie äussern sich nicht; es handeln 
der Beamte, der Ankläger und der Angeklagte, so wie wir es 
in den Kapitularien fanden, und so lange oder wo wir nicht 
Vollgerichte wie die fränkischen nachzuweisen vermögen, ge- 
nügen Worte wie coram omnibus und Erzählungen wie die 

• 

dem defensor und dem amanuensis gegeben (vergl. Zeumer 1, 122, 21) und 
oben (S. 44 Anmerkung) einmal allen Urtheilsfindern, und wenn es uns 
hier nicht zu jener Meinung zwingt, so ist sie mit Sohm I, 156 zu ver- 
werfen, zumal die Formelsammlung das Gericht einer Kirche, das die 
von Angers so ausfflhrlich darstellt, sonst ganz übergeht. 
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obige Dicht, um ihre Annahme zu rechtfertigen. Die nächsten 
Quellen sind Urkunden. 781 gab es in Narbonne ständige 
Beisitzer, da judices neben und mit plures bonis hominibus 
f ungiren ; 79 1 wurde ex ordinatione M. comes de Narbone vel 
de iudices (zwei Namen) vel aliorum eine Grenze regulirt; 
die vier bei Namen Genannten, welche 802 ausser drei alii 
boni homines im Gericht eines Vicedominus sind, sind offenbar 
von derselben Art wie die fünf, mit denen ebenfalls in An- 
wesenheit aliorum bonorum hominum ein Vicedominus 821 
richtet, Vaissete II, 593. 596. 597. 614 der Ausgabe 1840. 
Allein da wir wie gesagt nicht wissen, wann das Schöffengericht 
Karls hier in Geltung getreten ist, sind alle diese Urkunden 
fiir die Erkenntniss der Entstehung desselben unbrauchbar. 

In der zweiten Hälfte des achten Jahrhunderts eröffnen 
uns vier Formelsammlungen, deren Gebiet einen beträchtlichen 
Theil des Reiches umfasste, eine genauere Kenntniss der Zu- 
stände bei dem Beginn der karolingischen Erlasse; die cartae 
und formulae von Seus unterrichten uns über ein an das 
fränkische Gebiet stossendes Land, die anderen betreffen theils 
das altfränkische Land selbst, theils ein westliches Gebiet, in 
welchem salisches Recht recipirt war. Wir behandeln beide 
Quellengruppen für sich. 

Der Graf sass mit mehreren zu Gericht, una cum plures 
personis, carta Senonica 38, mit quam pluribus personis, aliis 
quam plures, qui ibidem aderant, formula Senonensis 1. 2. 5. 7. 
Seine mitwirkende Umgebung bestand jedoch nur aus Francis 
(carta 38), bonis (carta 10. 17.20—22.51), magnificisodervenera- 
bilibus viris (formula 3. 6), die dadurch, dass ihre Vornehmheit 
oder geistliche Würde als das Charakteristische erscheint, die 
Annahme unmöglich machen, dass sie Gerichtsbeamte waren. 
Die Formeln 1, 4 und 6 nennen sie Rachinburgen und die letzte 
Formel bemerkt von ihnen, dass sie theils sassen, theils 
standen. Man hat die Wendung zur Begründung der An- 
nahme benutzt, dass die Franken die Ausdrücke sitzende 
und stehende Rachinburgen gebraucht haben, aber wenn die 
Behauptung eines quellenmässigen Beweises bedürfte, so würde 
ihn eine Formel von Sens nicht liefern. Sie gehört einem ausser- 
fränkischen Gebiet an, von dem wir nicht Grund genug haben 
zu glauben, dass sich in ihm das fränkische Gericht mit seiner 
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Unterscheidung von Sitzen und Stehen unverändert eingebürgert 
habe; es kommt hinzu, dass nach der Formel beide ohne 
Unterschied, ob sie sassen oder standen, sich glcichmässig an 
den gerichtlichen Handlungen, an der Frage und an dem Ur- 
theil, betheiligten, und endlich ist von Wichtigkeit, dass ihre 
Anzahl ebenso wie in anderen Dokumenten, die nur die 
Sitzenden erwähnen, eine so kleine war, dass sie die aus- 
zufertigende Urkunde alle unterschreiben. So unterzeichnen 
sie gleichfalls carta 10. 17. 20—22 und formula 5. 7. Wir 
werden daher jene äusserliche Unterscheidung für eine zu- 
fallige halten müssen, welche den fränkischrechtlichen Unter- 
schied von Rachinburgenbank und Umstand nicht wiedergibt. 

Die Bildung des Urtheils wird als eine gemeinschaftliche 
Handlung des Richters und seiner Beisitzer hingestellt, for- 
mula 5 und fast woi*tgleich carta 20 sagen: ab ipsis personis 
taliter ei fuit iudicatum; deutlicher beschliessen in der Ge- 
richtsversammlung die Ausstellung eines Appennis ille comis vel 
reliquis Francis personis (carta 38) und apud ipso comite vel 
ipsis racineburgiis diligenter fuit inventum vel inquisitum et 
legibus fuit definitum oder ab ipsis missis dominicis vel illo 
comite seu et ab ipsis rachineburgis — fuit iudicatum (for- 
mula 1 und 4). Noch immer ist der Sachverhalt dunkel, aber 
er wird durch eine zweifache Art anderer Fassungen auf- 
gehellt. Die eine lässt den Ausführungsbefehl des Beamten 
dem Urtheil folgen, formula 1. 3. 6 vergl. 7, aber das Gebot 
schliesst sich einem Urtheil an, an welchem der Richter sicher 
Nr. 1 , wahrscheinlich auch 3 und 6 selbst theilgenommen 
hatte. Eine zweite Fassung redet lediglich von den bonis 
hominibus, vor denen eine Wergeidsklage erhoben und durch 
die sie entschieden sei (carta 51 vergl. 11), sie verlegt also den 
Schwerpunkt für die Findung des materiellen Inhalts des 
Urtheils in die Beisitzer, während wir aus der anderen ent- 
nehmen, dass der Richter unentbehrlich war, um einem solchen 
Inhalt rechtliche Kraft zu verleihen. Eine äusserlich fest 
bestimmte Form tritt uns bei dem Zusammenhandeln nicht 
entgegen. 

Ungefähr um dieselbe Zeit, wo diese Aufzeichnungen zu- 
sammengestellt sind, hat ein Kapitulare Pippins das legem 
iudicare sowohl dem Richter als seinen Beisitzern zuerkannt. 
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Capitularia I, 32, 7. Nach Gapitularia I, 9, 8 hatten die 
Rechtsprecher zwar schon der gräflichen Amtsgewalt unter- 
standen, aber das Urtheilen war noch ihre Berechtigung ge- 
wesen und nur von dem Volksgericht war es wie in Capitulare I 
c. 9 (Behrend S. 91) vorzunehmen. In Ribuarien sehen wir 
in dem allmälig vermehrten Volksrecht die Wirkungen des 
Westens immer zahlreicher hervortreten. Titel 32, 2 f. hatte 
noch die Urtheilsfähigen Rachinburgen genannt, Titel 55 nennt 
nur die Rechtsprecher so, lässt sie aber noch von der Partei 
tanganirt werden und macht sie allein, anders als Pippins Ge- 
setz, für das. Urtheil verantwortlich. Titel 88 steht wohl auf 
dem Standpunkt von Pippins Erlasse: der Beamte vermag 
ein Urtheil so gut zu verkehren als ein Beisitzer. 803 Capi- 
tularia I, 118,8 bestanden in Ribuarien Schöffen. Den Volks- 
richter können wir dort überhaupt nicht mehr nachweisen; 
das Gesetz hat 50, 1 und' 88 nur staatliche Richter. 

Gehen wir von Ribuarien auf das salische Rechtsgebiet 
über, so dürfen wir nicht voraussetzen, dass die Verbreitung 
des salischen Rechts mit der des altsalischen Gerichts zu- 
sammengefallen sei, aber aus den Formeln, die uns fast allein 
über die gerichtlichen Verhältnisse in diesem Rechtsgebiet 
gegen Anfang der Regierung Karls des Grossen Aufschluss 
gewähren, ist eine landschaftliche Vei*schiedenheit nicht zu 
entnehmen. Ihre Verfasser kennen bereits Schöffen, den Ur- 
sprung dieses Namens können wir jedoch weder localisiren 
noch so genau datiren, dass wir um seinetwillen die Abfassung 
der betreffenden Formeln nach Karls Erlassen setzen müssen ; 
und da die Formeln neben Schöffen und gleichbedeutend mit 
ihnen noch ältere Ausdrücke verwenden, so ist sehr wohl 
möglich, dass der Name dort schon vor Karl in Uebung ge- 
kommen war, in diesem Fall ein Anzeichen davon, dass in 
dem altsalischen Gericht eine bedeutsame Aenderung sich 
vollzogen hatte oder im Begriff war sich zu vollziehen. Es 
kann kein Zweifel sein, dass die Gerichtsordnung der Lex 
Salica längst in Auflösung war. In dem Leben des Bischofs 
Eligius von Noyon, das Audoen beschrieben hat, II, 61, d^Achery- 
Barre II, 119, wird erzählt, wie wegen eines Diebstahls, der 
bei Noyon verübt worden war, zwei Verdächtige, Vater und 
Sohn, ducuntur in publicum et conglobatis undique multis 
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sistuntur in examine episcopi et comitis, ubi nmita vicissini 
altercantes, — quidam ergo circumstantium partibus fiiii 
favebant, alii vero rectius quid promulgantes non esse rectum 
credi filium super patrem iudicabant cumque diu huiuscemodi 
altercätio inter eos verteretur, nee facile aut temere a quo- 
quam definiretur, tandem episcopus cum duce accepto consilio, 
cum nullatenus possent rei veritatem cognoscere, iudicio eos 
committunt beatissimo confessori. — tunc statuentes utrumque 
coram Sancti sepulcro exspectabant per sacramentum dei fore 
iudicium. Der Graf untersucht, Stehende machen Voi*schIäge, 
aber sie machen sie dem 6rafen, der den Rath des Bischofs 
befolgt. Mehr als ein Jahrhundert später treten die Samm- 
lungen von Bignon und Lindenbrog für das altsalische Land 
in Geltung, die in umfassenderem Masse bestätigen, was jener 
einzelne Rechtsfall uns vor Augen stellt. 

Bachinburgen (Bignon 27) und scabini (Bignon 7, Linden- 
brog 19. 21) sind jetzt gleichwerthige Titel, deren Träger 
nach Lindenbrog 19, vergl. Bignon 13, pagenses sind; sitzend 
fungiren sie Bignon 7. 9, und wenn das Urtheil auch zuweilen 
wie Bignon 9 und Lindenbrog 19 ununtei*schieden ihnen so- 
wohl als dem Richter beigelegt wird, so mUssen doch die 
genaueren Angaben, nach denen sie urtheilen, was die Partei 
und was der Richter thun solle, und der Richter nur ihr 
Urtheil zu dem seinigen macht (Bignon 8. 13, Lindenbrog 21), 
als die angesehen werden, welche die gangbare Praxis ent- 
halten. Es kommt bei Bignon 14. 27 überdies vor, dass 
nur boni homines^) erwähnt werden und die Urtheilsfindung 
den racinburgii allein zugeschrieben wird. Eine Zahl wird 
nicht angegeben, aber gross kann sie nicht sein, da alle zu 
unterzeichnen pflegen, Bignon 7—9. Eine Urkunde aus dem 
nahen GauTalou vom Jahre 781 (Bouquet 5, 746, Mühlbacher 
Nr. 238) berichtet in Uebereinstimmung mit den Formeln, dass 
der Graf mit seinen Schöffen über Grundeigenthum richtete 
und beschlossen wurde dem Sieger auszustellen notitiam 
bonorum hominum manu firmatam vel ipsius comitis nomine R. 



*) In der Ghatelenie von Gent sind 1268 die Schöffen goede lieden, 
Warnkönig, flandrische Rechtsgeschichte II, 1, Urkundenbuch S. 57 § 1, 
wie sie es bei Bignon 9 sind. 
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seu qui ibidem fuerunt sedentes, also sowohl des Gmfeo als 
der sitzenden Schöffen. Die Dauer des Schöffenthums, an der 
nicht zu zweifeln ist, wird nurLindenbrog 21 ersichtlich, und 
es kann wohl kein Zweifel darüber sein, dass bei seiner Be- 
stellung dem Grafen wenn nicht die Entscheidung so doch 
die Mitwirkung zukam. Die Anwesenheit anderer Gaugenossen, 
so unbedenklich sie angenommen werden muss, wird kaum 
Bignon 8. 13 f. ^nd Lindenbrog 19 bemerkbar, ihre gerichtliche 
Thätigkeit wird es höchstens einmal, Bignon 13. 

Ein gleichartiges Gerichtswesen wiederholt sich in West- 
franken. In dem Lande, in welchem Marculf seine Formeln 
iuxta consuetudinem loci, quo degimus, ausarbeitete, einem 
Lande, wo nach ihm II, 17. 37 f. römisches und nach II, 12 und 
Capit. I, 1 1 2 auch salisches Recht galt, scheint die Merkeische 
Formelsammlung verfassst zu sein. Marculf hatte das Gericht 
fast ganz übergangen und die Verwerthung des Inhalts seiner 
zwei Notizen I, 28. II, 9 reicht nicht weiter, als dass wir das 
Grafengericht mit bonis hominibus ausgestattet sehen. In der 
Formelsammlung finden wir diese Umgebung wieder. Der 
Richter versieht sein Amt Nr. 16. 18. 28—30. 38 in Ver- 
bindung mit reliquos racineburgis, reliquis bonis ominibus, 
pluris bonis ominibus racineburgis, reliquis bonis homines 
racineburgis, pluris bonis hominibus, ein Missus des Königs 
Nr. 27 una cum pluris bonis omnibus racineburgis et indu- 
striae personae, quae ibidem aderant. Da die Bezeichneten 
processualische Fragen stellen (Nr. 27. 29 f. 38), so sind eines- 
theils weitere Anwesende unter den guten Leuten, den Rachin- 
burgen nicht mitbegriffen, andemtheils ist aber die Thätigkeit 
des Richtei*s und der Urtheilsfinder keine in allen Beziehungen 
scharf gesonderte; gefehlt hat jedoch eine Scheidung nicht, 
da Nr. 39 in einer Abschrift von Bignon 8, wo die Urtheils- 
finder nicht ausdrücklich bezeichnet waren, einfugte, dass von 
den Rachinburgen geurtheilt sei. Der Schöffenname findet sich 
Nr. 32, einer Formel, die aus Bignon 7 herübergenommen ist. 

3. Der Umstand. 

Unter den das Gericht constituirenden Factoren haben 
wir in keinem Zeugniss aus dem romanischen Gallien den 
Umstand zu coostatire» vermocht, Sphm I, 1 54 findet ihn in 
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den Omnibus vorher S. 53 und zu Lyon in den turbis circum- 
stantibus, vor denen der Graf ein Testament eröffnet und 
verliest (Gregor, vitae patrum 8, 5), aliein dass die Anwesenden 
in ihrer Eigenschaft als Dingleute versammelt waren, lässt 
sich aus den Stellen, die ein Gebiet betreffen, in dem das 
Dasein des Vollgerichts nicht erwiesen ist, nicht entnehmen. 
Für Angoulßme beruft sich Sohra I, 156 auf den Bericht 
Gregors 6, 8, den der Schriftsteller kürzer schon de gloria 
confessorum 101 gegeben hatte. Ein Dieb wurde zum Galgen 
geführt, als ein Mönch den Grafen bat, dem verurtheilten 
Verbrecher das Leben zu schenken, sed insultante vulgo atque 
vociferante, quod, si hie dimitteretur, neque regioni neque 
iudici posset esse consultum, dimitti non potuit. Es sind Viele 
versammelt und ihre Handlung hat Erfolg, aber es leuchtet 
auf den ersten Blick ein, dass sie kein Volksurtheil, überhaupt 
keine Rechtshandlung ist; sie kann daher auch nicht zur 
Unterstützung der Annahme verwendet werden, dass die Ge- 
sammthei(^ zuvor den Dieb verurtheilt hatte. Ein Umstand 
ist oft da, freiwillig oder aber pflichtmässig , geboten oder 
ungeboten, und er erklärt sich vielleicht auch, aber dass seine 
Gegenwart nothwendig, das Urtheil von seiner Billigung ab* 
hängig und ein Gemeindeurtheil nach Art des salischen sei, 
ist, wie gezeigt, nicht in Uebereinstimmung mit den Zeug- 
nissen, die das Erkenntniss wenigen Personen, oft ausdrücklich 
denselben, welche es beurkunden, beilegen. Können wir 
allein in dem Festen und Dauernden den Rechtszustand 
wiederfinden, so haben wir gelegentlichen Mittheilungen aus 
römischen Ländern , die an und für sich ein Vollgericht mit 
dem Gemeindeurtheil bedeuten können, nicht eine solche Trag- 
weite zuzugestehen, dass wir das Volksurtheil als eine all- 
gemeine Einrichtung des romanisirten Galliens anerkennen. 

Karl der Grosse geht Capitularia 1, 46, 12 von dem Dasein 
der Dingpflicht aus, — diese Unterthanenpflicht steht auch 
ohnedem für die merovingische Zeit fest — zugleich jedoch 
setzt er häufige Versammlungen der sämmtlichen Dingpflich- 
tigen voraus, und diese sind es, die hier unsere Aufmerksamkeit 
auf sich ziehen. Wie alt und wie verbreitet sie in Gallien 
waren, wissen wir nicht und die Aufstellung von Möglichkeiten 
nützt in diesem Falle qichts, ab^r ftus jenem Erlasse haben 
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noch eine andere bedeutsame Rechtsanschauung zu entnehmen, 
nämlich die, dass eine regelmässige Theilnahnie der Gesammt- 
heit der Gerichtsmänner keine rechtliche Bedingung für die 
Abhaltung der Gerichte war, wenn in der Regel nur zwei 
Vollgerichte im Jahre stattfinden und die übrigen Gerichte 
nur ausnahmsweise von den Dingleuten besucht werden sollten. 
Nach den bisherigen Erörterungen müssen wir es abweichend 
von Sohm I, 286. 294. 371 f. 386 f. 388. 398. 418 für höchst 
wahrscheinlich halten, dass Karls Verordnung die geltenden 
Rechte von Austrasien und Neustrien in der Weise verband, 
dass er dort die Vollgerichte beschränkte, während hier seine 
Verfügung für den einen oder anderen Gerichtsbezirk eine 
Einführung des Vollgerichts enthielt. 

Suchen wir uns das Gesagte zu vergegenwärtigen und in 
dem, was in den Quellen unmittelbar gegeben ist, die treibenden 
Zwecke, deren Aeusserungen die einzelnen für die Entwicklung 
massgebenden Handlungen sind, zu erkennen. 

Die Formationen, die wir betrachtet haben, stellen eine 
eigenthümliche und besondere Bildung dar, die, wenn wir auch 
in ihr einzelne Züge wiedersehen, die sich an dem altsalischen 
Gericht bemerkUch machten, dem Ausgangspunkt und den sie 
beherrschenden Factoren nach der salfränkischen Ordnung 
nicht gleichzustellen ist. Ungleiche Ursachen haben ungleiche 
Wirkungen gehabt. Bei dem salischen Stamme war das 
Gericht Folge und Ausdruck seiner Lebens- und Rechtsver- 
hältnisse; hier hatte die freie Gerichtsgemeinde im Mittel- 
punkte der Entwicklung gestanden und sie war der grund- 
legende Unterbau der Organisation geblieben. Die neuen 
Gerichte waren das Resultat des zufälligen Zusammentreffens 
fränkischer Ansichten von Staat und Recht mit einer un- 
deutschen, unter staatlichen Gerichten lebenden Bevölkerung. 
In dem Antagonismus eines monarchischen Staats und eines 
Privatrechts, dessen Selbständigkeit der Staat anerkannte, 
entstanden und entwickelten sich die Gerichte. Wenn man, 
wie es das Verständniss dieser Dinge fordert, bedenkt, dass 
die Bedingungen, unter denen das fränkische Gericht ent- 
standen war und zur Zeit der grossen merovingischen Erobe- 
rungen noch bestand, und die Möglichkeit einer Stellung wie 
die, welche es einnahm, in Gallien nicht vorhanden waren, 
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dass aber die Natur der Privatrechtsquellen und das Verhält- 
niss des Staats zu ihnen von den nur zufällig rechtskundigen 
Richtern des Königs die Zuziehung von Eingesessenen ver- 
langten, so erkennt man wohl, dass die Schöpfungen der mero- 
vingischen Zeit in den neuen Landestheilen auf dem Boden 
der gegebenen Verhältnisse beinahe unvermeidlich erwachsen 
sind und wie daraus eine Vereinigung von Staat und Unter- 
thanen in den Gerichten hervorging, die, wiewohl sie in keinem 
anderen Theile der Staatsverwaltung eine Analogie besass, 
sich hier mit untergeordneten Verschiedenheiten in allen Gauen 
wiederholte. Es war der Graf, der im romanischen Gallien im 
Mittelpunkte der Bewegung stand. Es war ihm zur Pflicht 
gemacht, nach Landesrecht den Unterthanen zu richten, ohne 
dass er die Entscheidung einem Rechtskundigen übertragen 
durfte; die Aufgabe war Männern gestellt, denen das Recht 
nicht soweit bekannt war, dass sie der Berechtigung des 
Einzelnen auf ein seinem Recht gem'ässes Urtheil hätten ge- 
nügen ; können. Das tolerante oder indifferente Verhalten der 
Könige, welche es unterliessen, die Mittel zu bestimmen, deren 
sich die Beamten bedienen sollten, um das Recht zu erfahren, 
gab es der Praxis und ihrem Bedürfniss anheim, sich Ord- 
nungen zu schaffen, in denen sich staatliche Macht und 
Kenntniss des Rechts zu gemeinsamer Thätigkeit vereinigten. 
Wo nun die Einwohner nicht in verhältnissmässig gleicher 
Weise die lebendige Stimme des Rechts waren, konnte ihre 
Oesammtheit nicht wohl zwischen dem Recht und dem Richter 
vermitteln; allein die wenigen erfahrenen Männer, von denen 
der Beamte Gerichtsdienst forderte, traten doch nur als Mit- 
glieder der Gerichtsgemeinde auf, als die Dingleute, welche 
die höheren Leistungen für die Rechtspflege auf Grund fak- 
tischer Bevorzugung am meisten trafen. War aber auch in 
den Ländern, wo das Recht nicht Gemeingut war, eine ständige 
Theilnahme der sämmtlichen Gerichtsleute eher schädlich als 
nützlich und immer entbehrlich, so durfte doch der Richter 
die Dingpflichtigen insgesammt aufbieten, auch wenn er bei 
der Anwendung seiner Befugniss einen anderen Zweck ver- 
folgte als den, das Zustandekommen eines gerechten Urtheils 
zu sichern. 

Geben wir die Ansicht auf, dass es sich um das Jahr 500 
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nur darum gehandelt habe, das salische Yolksgericht nach 
Gallien zu übertragen, so werden wir auch eingestehen müssen, 
dass nicht Alles von Anfang an fertig war und nicht Alles 
gleich wurde. Wenn man den Gang der Dinge überißt, so 
ergibt sich daraus, dass auf jenem Wege das Reich nie zu 
einer einheitlichen Gerichtsorganisation gelangen konnte. Die 
Theilung oder Vereinigung der Geschäfte, die Wirkung des 
gefundenen Urtheils auf den Richter, die Anzahl der TheiU 
nehmer waren bei einer isoliert aufkommenden und allmälig 
weitergeführten Praxis unmöglich in allen Ländern in voller 
Uebereinstimmung. Die sachliche Gleichartigkeit der Verhält- 
nisse hatte eine thatsächliche Gleichheit eines grossen Theils 
der von den Gerichten geübten Rechtssätze bewirkt und es 
war vielleicht kein Land auf die Dauer so selbständig ge- 
blieben, dass es nicht zuweilen durch seine Beamten oder 
durch neue Ansiedler die Einwirkung eines anderen erfahren 
hätte, aber die Wechselwirkung der verschiedenen Landes- 
theile Hess ein gemeines Recht für alle Bestandtheile der 
Gerichte nicht entstehen. Die Beisitzer waren alt, allgemein, 
aber ursprünglich durch eine freie Verwaltungsmassregel, ehe 
sie gerichtsverfassungsmässig noth wendig wurden; die Ge- 
sammtgemeinde konnte aufgeboten werden, war aber, soviel 
wir sehen, nur particularrechtlich erforderlich. Indem die 
Richter Unterthanen zum Dienst für das Gericht heranzogen, 
gaben sie die Weiterführung der Einrichtung zum Theil ans 
der Hand. Denn eine Thätigkeit, die ebenso unentbehrlich als 
ununterbrochen war und mehr als jede andere eine feste, 
gleichmässige Behandlung verlangte, führte zu einer Umbildung 
der rechtlichen Anschauung, welche aus der populären Be- 
theiligung, mit welcher der Beamte seine Aufgabe zu lösen 
gewohnt war, eine ständige und gerichts verfassungsmässige 
Einrichtung machte. Die Zeitgenossen haben ein dunkles 
Vorgefühl von der Umgestaltung, aber sie erkennen sie noch 
nicht. Die Unbestimmtheit und Unbeständigkeit der Dar- 
stellungen, welche bald die Beisitzer hervorheben, bald den 
Richter allein handeln lassen oder beide bei der Berathung 
und dem Beschluss öfter unterschiedslos vereinigen als trennen, 
mögen zum Theil auf Nachlässigkeit der Fassung und Kürze 
oder UnVollständigkeit der Erzählung beruhen , sind aber, 
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wenn es richtig ist, dass die Entwicklung durch Gewohnheits- 
recht geschah, nicht allein daraus zu erklären. Wenn der 
Richter von den Gauleuten Auskunft Über das Recht ver- 
langte und erhielt, ihr Ausspruch verpflichtete ihn ursprünglich 
nicht und berechtigte die Partei nicht; die sociale Stellung 
der Berather mochte schon früh die reale Bedeutung ihres 
Urtheils steigern und die Uebermacht des Grafen ausgleichen, 
wenn es auch nicht sowohl ihr persönlicher Einfluss als das 
nach selbständiger Geltung in den Gerichten strebende Privat- 
recht war, wodurch der Fortschritt bewirkt wurde. Allein 
wie stark und frühzeitig entwickelt man auch die populäre 
Thätigkeit ansehen mag, dass der Staatsbeamte die rechtliche 
Entscheidung behielt, müssen wir daraus abnehmen, dass die 
Gesetze sie deutlich hinstellen und andere gleichwerthige 
Quellen diesen reichsrechtlichen Rechtssatz nicht widerlegen. 
Die Obrigkeit war es ausschliesslich, die über staatliche 
Macht verfugte und durch die der Inhalt eines Urtheils, 
mochte derselbe auch formell von einer besonderen neben ihr 
stehenden Versammlung gefunden sein, allein rechtliche, also 
jetzt staatliche Kraft erlangte. Das Amtsrecht hatte nur auf- 
genommen, womit es selbst bestehen konnte. 

Die Neuerungen dauerten noch fort, als Karl der Grosse 
die Regierung übernahm. 

III. Die karolinglsehen Anordnniigen. 

Als Karl die Herrschaft antrat, fand er verschiedenartige 
Gerichte vor, deren Mannigfaltigkeit durch neue Erwerbungen 
noch vermehrt wurde. Die Versuche, Justiz und Administration 
zu scheiden, waren alt, aber nicht überall gelungen oder unter- 
nommen; Richter, die zugleich verwalteten, drohten Gesinnungen 
und Grundsätze einzumischen, die aus der Verwaltung stammten, 
aber den Grundlagen der Rechtsprechung, die von der Zweck- 
mässigkeit unabhängig ist, widersprachen; die Beamten waren 
bei der sehr ungenügenden Kontrole wie immer geneigt, die 
ihnen anvertraute Macht zu misshraucben, und die Verwendung 
von ausländischen Beamten, die jetzt in gesteigertem Masse 
erforderlich wurde, rief neue Unsicherheit hervor. Ein Regent 
wie Karl konnte eine so bedeutende Stelle im Staate, wie es 
die des Gerichts war, sich nicht selbst überlassen, indem er 
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aber unternahm sie zu ordnen, machte er gemäss seinen Ein- 
heitsbestrebungen alle Gerichte im Reiche zum Gegenstand 
seiner Gebote. Seine einen Zeitraum von ungefähr vierzig 
Jahren umfassenden Erlasse bezeugen die Energie und Aus- 
dauer, mit der er die Reformen auf diesem Gebiete durchgeführt 
hat. Eine reichsrechtliche Regelung konnte sich nur an ein- 
zelne Landesrechte anschliessen, während sie andere unberück- 
sichtigt lassen musste. Wir sind nicht genau genug von dem 
Bestehenden unterrichtet, um für jedes einzelne Gebiet das 
Mass des Neuen berechnen zu können, aber es leuchtet ein, 
dass die Art und der Grad der Neuerungen keineswegs für 
alle Länder die nämlichen waren, dass in Italien oder Sachsen 
mehr eingeführt und aufgehoben wurde als in Burgund oder 
in Neustrien und dass rechtsgeschichtlich, wenn der Zusammen- 
hang mit der Vorzeit ermittelt werden soll, diejenigen Länder 
die wichtigeren sind, in deren Zustand die königlichen Ver- 
fügungen am wenigsten neuernd eingegriffen haben. Denn 
aus ihnen sind augenscheinlich die meisten Normen ent- 
nommen, die zum Reichsrecht gemacht worden sind. Es ist 
hierbei unbedenklich vorauszusetzen, dass kürzlich erworbene 
Länder wie Italien und Sachsen oder ehemals volksherzogliche 
wie Alemannien und Baiern nicht von Bedeutung gewesen 
sind und dass das alte Hauptland der Krone als die vor- 
nehmliche Stätte anzusehen ist, welcher der materielle Inhalt 
der Gesetze, soweit er nicht ganz neu war, entstammt Das 
fränkische Land und der romanische Westen waren durch die 
letzten Jahrhunderte einander ähnlicher geworden und Wohl 
einem Ausgleich nahe. Hatte sich bei den Romanen der feste 
Theil der Gerichtsordnung stetig erweitert und der beweg- 
liche, der dem Willen des Beamten unterworfene abgenommen, 
so hatte sich andererseits bei den Franken der Eintritt des 
Staatsbeamten in die hundertschaftlichen Gerichte schon vor 
so langer Zeit vollzogen, dass das Verhältniss der alten und 
der neuen Gerichtspersonen eine Regelung erfahren hatte, welche 
der in den Gerichten Neustriens nicht völlig entgegengesetzt 
war. Ist aber in diesen Erlassen mehr aus dem romanischen 
als dem fränkischen Gebiet? Was gehört dem einen, was dem 
anderen und was beiden an? Diese Fragen sind zu stellen 
und nachher, soweit es möglich scheint, zu beantwoiten. 
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Die allgemeinen Einrichtungen, welche Karl getroffen hat, 
sind uns in einer Reibe von Kapitularien überliefert, deren 
Urheber rechtlich allein der König ist und welche seitens 
derjenigen, für die sie gelten sollten, keiner Einwilligung be- 
durften. Die Verwaltungsvorschriften betreffen einzelne, wich- 
tige Punkte, und wenn man ihre chronologische Reihenfolge 
überblickt, könnte man versucht sein, Stadien des legislativen 
Gedankens zu unterscheiden. Gegen dreissig Jahre verg^en, 
seit Karl die verwaltungsmässige Ausübung der staatlichen Be- 
fugniss, die Unterthanen zum Gerichtsdienst aufzubieten, geregelt 
hatte, ehe er in einem Kapitulare, soweit die Datirbarkeit seiner 
Verordnungen es beurtheilen lässt, über Schöffen bestimmte. 
Er selzt sie jedoch hier, 803, sogleich als vorhanden voraus, 
Capit. I, 114, 10 (vergl. 112. 123,8; undatirt 185,1 f). Gleich- 
zeitig' beauftragt er seine missi, die Auswahl der Schöffen 
vorzunehmen und ihm ein Verzeichniss derselben einzureichen 
(I, 115, 3). Hierauf ertheilt er die Anordnung, dass sieben 
Schöffen in jedem Gericht mitwirken sollen (I, 116,20), und 
erst hieran schliesst er 810 die Verfügung, welche die Kom- 
petenz zwischen dem Grafen und den Unterbeamten in der 
Weise zu theilen begann, dass die letzteren, unbeschadet 
des Rechts des Grafen, auch in ihnen zu richten, nur für 
geringere Sachen zuständig wären, ohne dass sie doch damit 
auf das Schöffengericht beschränkt und von dem Vollgericht 
ausgeschlossen würden^). Die Einschränkung des Unter- 
beamten ist demnach eine für sich bestehende, ausserhalb des 
Schöffengerichts befindliche Anordnung, aber die Regelungen 



^) Dass diese Anordnung eine neue war, erhellt aus S. 35 Anm. 1 
und aus der häufigen Wiederholung Capit 1, 153,3. 154, 15. 176, 4. 210, 14. 
26S, 2 f. S68, 2. 290, 14. 315,3, in Einzelanwendungen auch schon früher 
1,48; 9. 49,11. 118,8. 205,7. 283,10. 284,15. 293,5. Leges 1, 436, 2. 
527,40. Grund ist, dass die geringen Sachen facile possunt diiudicari 
Capit. I, 210, 14. Dass der Centenar jedoch noch Yollgerichte halten 
durfte, was Sohm I, 401 f. bestreitet, ergeben doch Capit. I, 171, 8. 
210, 14. 214, 4, Leges I, 432, 14 und die von Hincmar 882 ad episcopos 
c. 15, opera II, 224 bezeugte Praxis, wonach im Widerspruch mit Karls 
Gebot comites et vicarii vel etiam decani plurima placita halten : nicht 
gegen die Rechtmässigkeit, sondern gegen das Uebermass ihrer Voll- 
gerichte wendet sich Hincmar. Eine Untersagung der Vollgerichte des 
Unterrichters erfolgte Capit. I, 290, 14 vergl. Leges I, 354, 5. 

Zeittchrlft d. Savignf-Btiftung. VI. Genn. Abth. 
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der allgemeinen Dingpflicht sind oft in Zusammenhang mit 
der von Karl dem SchöflFenthum zugewendeten Sorgfalt ge- 
bracht, und wenn sich beide auch nicht in der Weise wie Ur- 
sache und Wirkung zu einander verhalten, so dass die Schöffen 
ausgebildet wurden, um die Begrenzung der Dingpflicht zu 
ermöglichen, so ist der praktische Ausgangspunkt für die 
legislativen Erwägungen des Schöffenthums allem Anscheine 
nach die Erkenntniss gewesen, dass die gemessene Dingpflicht 
durch Reformen innerhalb der Beisitzer weiterzuführen oder 
zu ergänzen sei. 

Sind wir jedoch im Besitz aller einschlagenden Kapitu- 
larien? Wir treffen in den uns erhaltenen Verweisungen auf 
frühere, z, B. 1, 125, 16. 210, 14. 290, 14. 320, 2, von denen wir 
weder sagen können, dass sie sich unter den auf unsere Zeit 
gekommenen befinden noch dass sie nicht erhalten sind. W^ir 
glauben, dass es hoffnungslos ist, die Frage, ob das Schöffen- 
gericht betreffende Erlasse Karls — abgesehen von den münd- 
lichen, uns nicht aufbewahrten Instructionen, die den missi 
hierüber ertheilt sein mögen — untei:gegangen sind, beantworten 
zu wollen, und dass wir mit der Möglichkeit rechnen müssen, dass 
bereits früher und dass noch mehr angeordnet ist, als was jetzt . 
vorliegt. Wenn indess schlechthin behauptet wird, das Ein- 
führungsgesetz sei verloren gegangen, so wird mehr in Anspruch 
genommen, als erforderlich ist. Wozu ein Einführungsgesetz, 
das Wort genau genommen? Das Gesetz, das die Schöffen zuerst 
mehr oder weniger, vielleicht in einem einzigen Punkte, regelte, 
stellte zwar Reichsrecht her, allein es führte sie soweit nur 
in einzelnen Ländern ein, es änderte sie in anderen oder 
beliess sie in dritten so, wie sie waren. Es ist kaum denkbar, 
dass, wenn Karl im Anfang seiner Regierung das Schöffen- 
gericht geordnet hätte, seine zahlreichen Kapitularien aus den 
ersten dreissig Jahren darauf nie Bezug genommen haben 
sollten. Die Urkunden, sagt Waitz IV, 393, ergeben, dass 
die Einrichtung in die ei^sten Jahre Karls falle, aber welche 
Urkunden, welcher Inhalt der Urkunden? Dass der Ausdnick 
Schöffe in verschiedenen Theilen des Reiches längere Zeit, 
bevor er in einem Gesetze erscheint, gebraucht worden ist, 
ai) der Mosel , im nördlichen wie im südlichen Frankreich, in 
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Italien^), ist nicht nur nicht auffallend, sondern befremdend 
würde es vielmehr sein, wenn der Name, den die Gresetze Karls 
haben, vorher so gut wie unbekannt gewesen wäre. Aber auch 
der Inhalt der Urkunden nöthigt nicht zu der Annahme, dass 
die darin erwähnten Schöffen bereits königliche Anordnungen von 
gesetzlicher Art erfahren haben, ebensowenig als der der Formeln. 
Nach dem uns zu Gebote stehenden Material ist es das Wahr- 
scheinlichere, dass eine successive Regelung stattfand; es spricht 
dafür wohl auch ein Umstand, über den wir neuerdings unter- 
richtet worden sind, die lange Zeit, die es währte, bis das frän- 
kische Schöffenthum in Italien und Baiern das einheimische 



^) Die bekannte Urkunde von Pistoja 774 Leges IV, 660, 5, deren 
Zuverlässigkeit nach Waitz IV, 389 nicht gesichert ist, die Urkunde von 
Pisa 796, Ficker, Forschungen IV, 4, und seit 800 andere italienische das. 
III, 208, z. B. 801 Regesto di Farfa II, 134, sodann die aus dem Gau Talou 
vorher (S. 57), aus dem Moselland Forschungen zur deutschen Geschichte 
III, 152, nach MOhlbacher Nr. 252 zwischen 777 und 791, sowie 797 Beyer, 
Mittelrhein. Urkb. I, 41 (Mühlhacher Nr. 326) und Courson , Gartulaire 
de Redon 1863 S. 148, ergeben nichts Besonderes. Dass die Schöffen 
von Digne 780 mit den rationesburgii dominici dieser Urkunde (Gartu- 
laire de St. Victor I, 43) identisch sind, haben Bethmann-Hollweg V, 20 
und Sohm I, 383 f. 494. 588 bejaht, Ficker III, 210. 466 f. hat es be- 
stritten und Waitz IV, 392 f. neigt sich der letzteren Ansicht zu. Die 
Gründe, die Ficker für seine Meinung anfuhrt, dürften Über\viegen und 
unterstützt werden durch die Bemerkung in einer Handschrift Ademars 
von Ghabannes III, 19 SS. IV, 122, dass Karlmann und Karl einen missus 
oft nach Aquitanien gesendet haben una cum raimburgis propter 
iusticias faciendas. Eine Urkunde von 918, Vaissete 6d. 1840 II, 709, 
^d. 1875 V, 137, auf die sich Sohm I, 385 beruft, gebraucht nicht iudices, 
scaphinos et regimburgos gleichbedeutend, sondern fasst die beiden 
letzteren Klassen als iudices zusammen, wie 933 Vaissete 1875 V, 160 
alle nur iudices heissen, und bezieht, wie mir scheint, scaphinos auf 
die gothischen und römischen iudices, regimburgos auf die salischen, 
ein sprachlicher, nicht ein sachlicher Unterschied. Im Godex Parisiensis 
4418 der Lex Salica nennt eine Glosse zu Titel 50 die rechtsprechenden 
Beisitzer iudices, Pardessus, Loi Salique S. 575. — In Betreff der Ver- 
wendung der Zeugnisse über die Praxis ist darauf zu achten, dass z. B. 
Urkunden aus Ländern wie Baiern oder Italien, in denen das neue 
Gericht erst langsam durchdrang unc] ein bis zwei Generationen lang 
sich mit dem einheimischen mischte, anders zu gebrauchen sind als die 
aus Frankreich, und dass ferner die Berichte über Rechtsprechung 
der missi bei der freieren Stellung dieser Beamten nicht immer das 
ordentliche Gerichtsverfahren wiedergeben. 
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Gericht verdrängte, was bei gesetzlichen Einzelbestimmungen 
leicht, bei einem umfassenden Gesetz schwer erklärlich wäre. 
Ueberdies ist der Zustand zu Anfang des neunten Jahrhunderts 
noch ein so unfertiger, dass Karl an ihm bis in seine letzten 
Lebensjahre ändert, ohne doch das Werk zum völligen Ab- 
schluss zu bringen. 

1. Der Richter. 

Wenn wir nur den Theil der karolingischen Bestimmungen 
ansehen, der die Richter betrifft, so würden wir nicht be- 
merken, dass Neues eingeführt wurde, da er altes Recht des 
fränkischen Reiches einschärft und verbreitet. Der Grundsatz, 
dass das rechtswirksame Urtheil ein Urtheil des Richters ist, 
dass ein Erkenntniss der Schöffen den Process nicht beendigt, 
wird aufrecht erhalten, und es ist begreiflich, dass der König 
ein Recht, in dem seine Stellung in der Gerichtsverfassung 
ihren vollkommensten Ausdruck gewann, nicht aufgegeben 
hat. Die Selbständigkeit der Richter gegenüber dem Urtheil 
von Anderen tritt in der potestas iudicandi, die ein Recht 
des Richters ist, hervor, Gapitularia I, 58, 63. 103, 38. Es ist 
eine amtliche Pflicht des Richters iustitiam facere, das. 1, 51 , 21 f. 
88,56. 135,1. 174,10. 177,8. 192,7. 240. 291,23, iudicare 
1,185, 1; natürlich soll er bei seiner Gerichtsverwaltung iuste 
iudicare I, 58, 63. 103,38. 304,4, identisch mit rationabiliter 
iudicare I, 37, 23 unter Pippin, previdere recta iuditia 
1, 185,2, plenissima et iustissima deliberationc diffinire 1,209,4. 
Der Richter soll so richten, ut unusquisque homo suam legem 
pleniter habeat conservata I, 67,5, secundum legem I, 190, 1, 
196, 1, iuxta legem 1,192,7, non secundum arbitrium suum 
I, 96, 26 vergl. Leges I, 528, 1 , eine Verfügung, deren die 
Annal. Lauresham. 802 SS. I, 39 gedenken und die sich 
deutlicher Gapitularia I, 59, 67 auf die Richter bezieht. Die 
oft wiederholte Vorschrift, dass in grossen Sachen nur der 
Graf richten dürfe, wäre ohne rechtlichen Werth gewesen, 
wenn das Urtheil des Vorsitzenden bedeutungslos war, da die 
Mittel, um den Inhalt des Urtheils festzustellen, bei ihm keine 
anderen waren als bei seinen Unterbeamten. 

Zu diesem Zweck wird dem Richter aufgegeben, das Recht 
zu kennen. Die admonitio generalis 789, Gapitularia I, 58, 63, 
fordert von dem Richter, dass er das Recht kenne, ne per 
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ignorantiam a via veritatis erret; die Gerichtsbeamten des 
Staats wie der Kirchen sollen es wissen, das. 1, 93, 13. 124, 12. 
Leges I, 528, 1 (IV, 589, 35 liest dicant); es ist ihr Recht, 
das Recht, welches in ihren Gerichten zur Anwendung ge- 
langt, dessen sie kundig sein sollen, ut ante eos iniuste 
neminem quis iudicare possit vel ipsam legem mutare, wie 
mehrere, sich gegenseitlich verdeutlichende Erlasse vorschreiben, 
Capitularia 1,144,4. 147,3. 235,11. Eine Verfügung das. 
I, 104,48 hat den Wortlaut: ut comites et iudices confiteantur, 
qua lege vivere debeant et secundum ipsam iudicent. Es ist 
nicht eine Lösung, sondern eine Umgehung der Schwierigkeit, 
welche die Stelle macht, wenn Schaffner I, 362, Bethmann- 
Hollweg V, 449 und Waitz IV, 403 die Verpflichtung auf 
die Schöffen beziehen, da die Grafen deutlich genug mit- 
genannt sind. Sohm I, 174 versteht die Stelle von dem Be- 
amtenbann, indem er mit Recht bemerkt, das Stammesrecht 
des Richters sei für das unter den Parteien zu sprechende 
Urtheil gleichgültig, und Cohn, Justiz Weigerung 1876 S. 85 
bezieht das Gebot unter Berufung auf Capitularia I, 192, 7 
auf die Strafbarkeit der Beamten. Sohms Erklärung ist weder 
den Worten noch der Sache nach, wie sich auch Capit. I, 70, 31 
ergibt, wahrscheinlich, aber es ist schwer, eine bessere an 
ihre Stelle zu setzen. Das Eapitulare, eine Dienstanweisung 
für missi oder ein Excerpt daraus, hat Bezug auf frühere 
Instructionen (I, 100,6. 96, 25 f.), deren eine nur notirt: de 
legibus mundanis, deren ältere jedoch das Richten secundum 
scriptam legem, non secundum arbitrium suum zur Pflicht 
macht. Sollten die missi die Beamten fragen, welches Recht 
in ihrem Amtssprengel galt, und ihnen befehlen, danach zu 
richten, so würden wir denselben Inhalt haben, wie in den 
vorher citirten, zeitlich nahestehenden Kapitularien. Wie dem 
sei, aus anderen Stellen geht hervor, dass die amtliche 
Thätigkeit der Richter sich nicht in formellen Handlungen 
erschöpfte, dass ihr Prüfungsrecht sich nicht darauf be- 
schränkte, ob die Urtheilsfindung formell unanfechtbar war, 
sondern dass es sich auf den materiellen Inhalt des gewiesenen 
Urtheils erstreckte. So geschah auch der Beweis nicht ledig- 
lich vor dem Richter, sondern auch für den Richter (Capi- 
tularia I, 268, 2), und Geschenke waren im Stande ihn 
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a recto iudicio declinare, daselbst I, 58, 63 vergl. I, 37, 25. 
70,28. 103,38. 240. 

2. Die Schöffen. 

Es ist ein wichtiger, von Karl theils gebotener, theils 
vorausgesetzter Satz, dass die richterliche Thätigkeit der 
ordentlichen Gerichtsbeamten des Staats nur in Verbindung 
mit fest bestimmten Urtheilsfindern geübt werden dürfe. Der 
Satz geht auf einen älteren Gerichtsgebrauch zurück; was 
sich in alten Ländern seines Staats entwickelt hatte oder zu 
entwickeln strebte, wurde jetzt von dem König befestigt oder zu 
Ende geführt, und auf dieser Grundlage ist eine Reichsgerichts- 
verfassung hergestellt. Die Anordnungen reichten weit genug, 
um auf die spätere Weiterbildung den massgebenden Einfluss 
zu üben. 

Dass die Beisitzer des Richters das auf den Rechtsfall 
anwendbare Recht sagen sollten, war sehr altes Recht, das 
die Karolinger wiederholt anerkannt haben. Sie lassen die 
Schöffen legem iudicare (Capit. I, 148, t), iudicare (1, 114,10. 
290,14. Leges I, 351, 4. 354,5. 438,5), diiudicare (Capit. 
I, 1 72, 1 3), sie nennen das Ergebniss ihrer Thätigkeit iudicium 
(I, 123, 8. 148, 2. Leges T, 351, 4) oder sententia (Capit. 
I, 145,7) und sie selbst iudices (das. I, 113, 4. 124, 12^ 
210, 12. 268, 2). Die französische Praxis des 8. und Q.Jahr- 
hunderts, wie sie uns in einer Reihe von Urkunden vorliegt, 
hat das Schöffenurtheil demgemäss für sich hingestellt ^), und 
seine Bedeutung erhellt auch aus dem Umstand, dass Processe 
sistirt worden sind, weil Rechte zur Sprache kamen, welche 
die augenblicklich anwesenden Schöffen nicht kannten, und 
dass in Gebieten von gemischter Bevölkerung die Schöffenbank 
mit Schöffen der verschiedenen Nationen besetzt worden ist ^). 



^) Z.B. Gourson, cartul. de Redon 1863 S. 113. 139. 148. 354. 
847, Guörard, polyptique de Tabbaye S. Remi de Reims 1845 S. 57. 
870, P^rard S. 149. — *) 797 ist ausdrücklich bemerltt, dass sui scabini, 
Schöffen des Rechts der Partei, geurtheilt haben, Beyer, Urkb. 1,41. 
Ein Process wird unter Ludwig dem Frommen sistirt eo quod Salicae 
legis iudices ecciesiasticas res sub Romana lege constitutas lege discer- 
nere perfecte non possent, Adrevald, Mir. S. Benedicti §8, Acta SS., 
März 111,308, ein ähnlicher Fall 893 Germer-Durand , cartul. de Notre- 
Dame de Nimes 1874 S. 16. Römische, gothische und salische Schöffen 
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Gegen ihr Uitheil wendete sich jetzt der Vorwurf, ungerecht 
geurtheilt zu haben, der zu Pippins Zeit auch den Richter 
noch getroffen hatte, und ihnen bUsste die Partei, welche eine 
abgeurtheilte Sache wiederholte, Capit. I, 123, 8 (Leges 
I, 360, 5); 114, 10 vergl. mit I, 32, 7. Sie waren für den 
Richter erforderlich, aber auch genügend; hatte er sie in 
seinem Amtsbezirk bei sich, so konnte er Gericht halten; 
waren sie abwesend, so reichte die Gegenwart anderer Ge- 
meindegenossen nicht mehr aus, um Urtheile zu ermöglichen, 
821 Capit. I, 301,5. Bei dieser Sachlage stellte sich nun in 
Ausführung des bereits Gegebenen allgemeiner als früher das 
Resultat heraus, dass der Richter an die Schöffen die Frage 
richtete, was Rechtens sei^), und dass die Gefragten, da der 
Beamte sich an die Gesammtheit wendete, die Antwort ge- 
meinsam beriethen und wenn möglich sich darüber einigten ^). 

Demnach ergab sich, dass der ausschliesslichen richter- 
lichen Entscheidung eine ebenso ausschliessliche Urtheils- 
berechtigung der Schöffen gegenübertrat. Das Urtheil kam 
in zwei Theilen zu Stande, welche sich immer schärfer son- 
derten, es zerfiel in das Schöffenurtheil, das einen materiellen 
Inhalt gab, der allein von dem Richter zum rechtskräftigen 
Urtheil erhoben werden durfte, und in den, jetzt wie früher 
seinem Wesen nach davon verschiedenen, Rechtsbefehl der 
Obrigkeit. Der Richter hörte auf, sich an der materiellen 
Feststellung des Urtheils zu betheiligen; diese Thätigkeit 
wurde eine Handlung, die ohne ihn, wenn auch vor ihm (Capi- 
tularia I, 144, 4) vorgenommen ward und auf deren beständige 
Uebung alle die Kapitularien hinweisen, die das Urtheil 
Schöffenurtheil nennen. Der Richter wurde an diese Voraus- 



sind vereinigt 845 Gu^rard, cartul. de St. Victor 1,33; 918, 933 Vaissete 
M. 1875 V, 137. 160. 

>) 888—898 Ragut, cartul. de St.Vincent de Mäcon 1864 S. 169 f. 994 
Marca, Marca Hispanica 1688 Sp. 949. 806 Wartmann, Urkb. I, 177. Lib. 
Pap. Roth. Expos. 182 und Cartul. Langob. 23, Leges IV, a33. 601. — 
*) Um 815 scabinei unanimiter iudicaverunt, Analecta Divionensia IX, 251. 
814 Codex diplom. Nassoicus I, 1 S. 18: scabini tale testimonium in 
veritate perpendcntes viva voce unanimiter iudicaverunt. Einstimmig 
können sie natürlich auch urtheilen, wo sie kein Kollegium bilden, so 
die Schöffen des Mosellandes vor dem König, Forschungen III, 152. 
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Setzung gebunden, sowohl formell als materiell; er durfte 
weder einen Rechtsstreit entscheiden, ohne dass ein Urtheil 
der Schöffen erging, noch durfte er anders als so entscheiden. 
Der Process war noch nicht damit beendigt, dass die Schöffen 
ihr Urtheil gesprochen hatten, der richterliche Urtheilsbefehl 
war es, der jetzt wie vormals unter den Parteien das Recht 
feststellte % aber den Inhalt dieses Befehls fand der Richter 
jetzt nicht mehr selbst. Er war berechtigt, den Schöffen- 
ausspruch unwirksam zu machen, indem er ihm seine Annahme 
versagte, er war amtlich verpflichtet, so zu verfahren, wenn 
die Schöffen ungerecht erkannt hatten, er war aber auch 
verpflichtet, ihn sich anzueignen, wenn er dem Rechte ent- 
sprach. Machte er von seiner Befugniss, ihn zu verwerfen, ] 
Gebrauch, so stand der Partei ihm gegenüber kein anderes 
Mittel als eine Beschwerde bei dem König offen. Es gibt 
eine Dienstanweisung, wodurch dem Richter unter Aufhebung 
des früheren, noch Capit. I, 148, 2 in Geltung belassenen 
Rechts untersagt wurde, einem Räuber, den die Schöffen 
verurtheilt hatten, das Leben zu schenken, Capit. I, 172, 13 • 
vergl. 139, 2, aber damit ist keineswegs erklärt, dass es für 
die Rechtskraft eines Urtheils gleichgültig sei, ob der Richter 
den Schöffenspruch mit seiner Billigung versehe oder nicht, 
sondern seinem freien Handeln ist eine Schranke gesetzt. Er 
soll vollstrecken, was rechtmässig und gerecht festgestellt ist. 

Wir sagen nicht, dass Karl der Schöpfer dieser Arbeits- 
theilung, welche rechtliches Wissen und staatliche Macht 
sowohl schied als verband, gewesen sei, dass die getrennte 
Geschäftsführung vor ihm nicht bestanden habe und es wider 
seine Befehle gewesen sein würde, wenn sich ein Richter im 



>) Die Kapitularien können nur durch wenige genauere Berichte 
aber Rechtsfalle erläutert werden. 838 Dronke, cod. dipl. Fuld. S.236: 
praecipiente comite et scabinis iudicantibus hoc ita iustum fieri wurde 
Klostergut herausgegeben. 878 Vaissete 1875 IT, 401 : consenserunt ifisi 
indices una per voluntatem ipsius comilis et arbitrium iudicum. — Ob 
man für die Selbständigkeit der Schöffen darauf Werth legen darf, dass 
seit den karolingischen Reformen die Zuständigkeit des Gerichts über 
seinen eigenen Richter nachweisbar ist, wofür Sohm T, 495 und Marcs, 
Marca Hispanica 1688 Sp. 779 Beispiele bieten, ist doch sehr zweifelhaft. 
Wie sollte es früher anders gewesen sein? 
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9. Jahrhundert an der materiellen Urtheilsbildung betheiligte, 
aber es erhellt aus seinen Erlassen augenscheinlich, dass er 
die Selbständigkeit der Schöffen wollte, und indem er ver- 
ordnete, dass sie von höheren Beamten als den Grafen be- 
stellt und von ebendenselben abgesetzt werden sollten, förderte 
er die Selbständigkeit in einer Richtung, welche es erleichtern 
musste da zu einer ausschliesslichen Urtheilsbefugniss der 
Schöffen zu gelangen, wo der Richter an der Ermittelung 
dessen, was das Recht in dem concretcn Falle gebiete, vor- 
mals mehr oder weniger theilgenommen hatte. Die zwei 
ihrem Wesen nach verschiedenen Acte, aus denen sich das 
Gerich tsurtheil zusammensetzte, zu einer vollkommeneren 
inneren und äusseren Scheidung zu bringen lag in der Tendenz 
von Karls Gesetzen. 

Mit dem Gesagten ist das Wesen der karolingischen 
Schöffen noch nicht bestimmt; es bleibt die Frage, ob sie 
wie die Dingleute auf Grund eines Rechtssatzes oder ob sie 
als Beamte handeln. Die allgemeine Annahme ist die Be- 
amteneigenschaft, allein wenn es richtig ist, dass ihre Vor- 
gänger etwa mit Ausnahme einzelner localer Gestaltungen 
dieselbe nicht besassen, so genügt es nicht, sich dafür auf ein- 
zelne Dienstanweisungen der Könige zu berufen. Die Regierung 
ordnete an, dass die Thätigkeit geeigneten Personen über- 
tragen würde und wie diese bestellt werden sollten, sie machte 
sie für ihr Thun verantwortlich und befahl ihren Beamten, 
sie zu vereidigen. Keine dieser Bestimmungen reicht, für sich 
allein betrachtet, aus, um unsere Frage zu entscheiden. Eine 
sorgfältigere Auswahl konnte auch bei Unterthanen stattfinden, 
die eine Pflicht erfüllen sollten; eine Verantwortung war bei 
einem Dienst möglich, der kein amtlicher war, und ein Eid, 
seine Pflicht zu thun, konnte speciell für eine einzelne Ob- 
liegenheit verlaugt werden. Wird nun der Schöffe durch die 
Mittel der obrigkeitlichen Anstellung, Entlassung, Vereidigung 
und Bestrafung noch nicht Beamter, so vermögen auch der- 
artige Anordnungen zusammengenommen kein anderes Resultat 
zu erbringen. 

Womit also können wir beweisen? Dass die Schöffen 
iudices heissen, im südlichen Frankreich seit dem Ende des 
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8. Jahrhunderts iudices qui iussi sunt causas iudicare ^), ist 
nicht sowohl deshalb bedeutungslos, weil Ausdrücke dieser 
Art schon vor Karls Reformen vorkommen oder gebraucht 
sein können, sondern weil iudices an sich nichts in der uns 
beschäftigenden Frage besagt und die andere Wendung nicht 
zu erkennen gibt, was befohlen war, ob die Leistung eines 
Unterthanendienstes oder der amtliche Dienst in der be- 
treffenden Gerichtssitzung, oder ob es etwa die Verpflichtung 
war, das Amt selbst anzunehmen. Es führt uns auch kaum 
weiter, wenn wir die Thatsache, dass der Schöffendienst für die 
Grafschaft galt, mit der zusammenhalten, dass die Dingpflicht 
obschon nicht reichsrechtlich, so doch landesrechtlich Hundert- 
schaftspflicht war, denn daraus würde die Amtspflicht der 
Schöffen nur für Gebiete mit centweiser Gerichtspflicht folgen. 
Der Gesichtspunkt jedoch, der in jenem Falle die Entscheidung 
bringt, wird sie allgemein gewähren. Der Schöffe war reichs- 
rechtlich über das in der Dingpflicht enthaltene Mass hinaus 
verpflichtet, und wenn auch sein Dienst eine Nebenbeschäftigung 
blieb, so gehörte er doch zum amtlichen Dienst. Es ist daher 
genau zu nehmen, wenn ein paar Stellen in ^en Kapitularien 
(1, 149, 11. 151, 22 Note) seine Verpflichtung mit einem Worte, 
das für Amt gebraucht zu werden pflegte, mit ministerium, 
bezeichnen*). Nöthigen die dargelegten Gründe die Ent- 
scheidung über den Karolingischen Schöffen dahin abzugeben, 
dass er ein staatlicher Beamter war, — eine Lesart Gapit. I, 
149, 7 rechnet ihn zu den nostri des Königs — so werden 



^) Seit 780 Urkunden bei Marca, Marca Hispanica 1688 Sp. 780 f. 
783. 798. 810. 835. 948. Vaissete dd. 1840 II, 593. 661. 783. 796; ^. 
18751,118 (iudices, qui iussi sunt de ipsos missos dirimere causas 817). 
378. 382. Baluzius, Gapit., App. 98. 118 Sp. 1489. 1511. Kapitularien 
verwenden dasselbe Rechtswort, das bei der Untertbanenpflicht ge- 
bräuchlich ist, bannire, 1, 116, 20. 207, 12 vergl. 210, 14. 290,14. 320, 2. — 
') Sohm, dessen Urtheil hier das meiste Gewicht hat, bringt den Schöffen 
1,379 f. unter den Begriff des Beamten, macht jedoch dafür I, 452 f. 
486 auch geltend, dass er nach Gapit. I, 310 auf missatischen Land- 
tagen, die er für Beamtenversammlungen hält, zu erscheinen haben. 
Allein wenn auch alle übrigen Beamte wären, würde für die SchöiTen 
die Beamtenqualität noch nicht unvermeidlich anzunehmen sein; überdies 
finden wir auch Vasallen Gapit. I, 310, die amtlos sein konnten, und 
deutlicher I, 295, 2 Nichtheamte zum Besuch des Landtags verpflichtet. 
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YfiT in Erwägung, dass dieses Amt aus der Dienstpflicht des 
XJnterthans hervorgegangen war und die Kapitularien nichts 
enthalten, was auf freiwillige Uebernahme hinwiese, wie etwa 
einen Ablehnungsgrund des Erkorenen, sein Amt als ein Zwangs- 
amt ansehen müssen, und es würde das erste Zwangsamt sein, 
welches das deutsche Recht, soweit wir wissen, entwickelt hat. 

Das aus der Dingpflicht abgezweigte Amt hatte das 
Eigenthümliche, dass sein charakteristischer Bestandtheil, 
das Rechtsprechen, immer der gleiche war, wie auch die 
Art war, die Stellung zu erwerben, mochte die Gemeinde, 
der König oder einer seiner Beamten sie besetzen. Dieser 
sein Inhalt ist durch einen Rechtssatz gegeben, welcher den 
Ernennenden von der Befugniss ausschliesst zu befehlen, 
wie sein Schöffe urtheilen solle; die Schöffen sind nicht, auch 
wenn gewählt oder ernannt, Vertreter ihrer Wähler oder des 
Ernennenden. Dass kein Auftrag der Gemeinde vorlag, wird 
dadurch entschieden, dass ihr kein Widerrufsrecht zukam; 
auch ihre Betheiligung war nur ein Mittel, um dem Ideale 
den der Stellung Würdigsten zu finden näher zu kommen, 
ebenso wie der König missi und Grafen in Verwendung setzte, 
um die Besten zu ermitteln; das allgemeine königliche Be- 
amtenrecht ist für den Schöffen nicht in Geltung getreten. 

Es war das Institut der missi, das zuerst die Veran- 
lassung bot, die Bestellung der Schöffen ohne Unterschied, 
wie sie bisher in den einzelnen Ländern gewesen war, im 
Reiche gleichartig zu machen. Sobald die Regierung allge- 
mein bestimmte Eigenschaften für die Thätigkeit forderte, 
hatte sie auch Massregeln zu ergreifen, welche die Einhaltung 
ihrer Vorschriften realisirten. Karl geht davon aus, dass die 
Auswahl und Anstellung ein ihm als Staatshaupt zustehendes 
Recht sei, aber selbst übt er sie nur ausnahmsweise aus. Er 
machte es zu einem Theil des ordentlichen Inhalts des missa- 
ticum, die Schöffen auszuwählen, Capit. 1, 115, 3, aufgenommen 
von Ansegisus III, 33, wiederholt Capit. I, 124, 12. Hatte er 
damals noch den missi freie Hand gelassen, so verfügte er 
wenige Jahre später, vielleicht im Anschluss an die Praxis, 
dass sie^) die Handlung unter Betheiligung des Grafen und 



*) So, falls eine Instruction an missi vorliegt, andernfaUs, wie 
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der Gemeinde vornehmen sollten, Capit. I, 149, !!. 151,22, 
und seine Nachfolger haben weder die Vertheilung der Thätig- 
keit unter den Mithandelnden noch die Natur der Gemeinde 
näher bestimmt, vergl. Leges I, 351, 2. 438,5. 521,9. In 
Ermangelung einer missatischen Anstellung hatte der Graf die 
amtliche Thätigkeit zu äbemehmen. 

Die Regierung war der eine Factor und der andere war die 
Gemeinde, an deren Zustimmung die Ausübung des Anstellungs- 
rcchts der Beamten gebunden wurde. Die Anordnung tritt 
nicht als Schmälerung des Gemeinderechts auf, obwohl sie 
in einzelnen Landschaften so wirken mochte, sondern sie ge- 
hört in die Gruppe karolingischer Bestimmungen, welche ge- 
wisse Regieiomgshandlungen mit einer populären Thätigkeit 
vereinigten. Der Gemeinde wurde nicht ein Recht genommen, 
sondern gegeben, jedoch nicht das Anstellungsrecht, so wenig 
als das Absetzungsrecht, Sohm I, 249. 378. Es ist nicht ihre 
Handlung, welche der Beamte leiten, überwachen und be- 
stätigen soll, sondern das Ermessen des Beamten wird bei 
der Ausführung dieses Regierungsactes an die Erklärung der 
Gemeinde gebunden. Um diese Sätze der Kapitularien uns 
verständlich zu machen, steht uns nichts zu Gebote als diese 
selbst. Sie ergeben, dass es* der Praxis überlassen blieb, wie 
sie das Zusammenwirken gestalten will. Es ist nicht die 
Möglichkeit ausgeschlossen, dass das Volk die Initiative er- 
greift, Vorschläge macht oder Wünsche ausspricht, es ist 
aber auch zugelassen, dass es sich über diejenigen äussert, 
die der Beamte bezeichnet, oder dass es der Anstellung 
derer zustimmt, die er ernannt hat. Welche Gemeinde es 
sein soll, sagen die Kapitularien nicht, und wenn die 
Frage überhaupt entschieden werden kann, so ist sie wohl 
weder allgemein mit Sohm I, 443 für die Centgemeinde 
noch allgemein für die Grafschaftsgemeinde zu geben, sondern 
für jene in den Ländern, wo eine Graf Schafts Versammlung 
nicht üblich war, für diese, wo eine solche bestand. Karl 
hat speciell für diese Thätigkeit keine neue Gemeinde ein- 
geführt. 



Sohm, Zeitschrift für Kirchenrecht IX, 259 und Gerichtsverfassung I, 243. 
378 annimmt, nahmen der Graf und die Gemeinde den Act vor. 
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Dass der Zusammenhang mit dem König ein weit stärkerer 
war als der mit der Gerichtsgemeinde, zeigen die Absetzung 
und die Kontrole. Karl hatte wohl Capit. I, 185, 2 über die 
Absetzung schlechter Schöffen verfügt, um auch dieses Mittel 
ein pflichtmässiges Rechtsprechen zu sichern nicht zu ver- 
säumen, und seine Nachfolger haben es Leges I, 35t, 2. 438, 5. 
521,9 nur wiederholt, dass die missi sie entfernen sollen. Das 
Recht der Partei, sie mittels der Urtheilschelte zur Verant- 
wortung zu ziehen, wurde nicht aufgehoben, aber sie unter- 
lagen auch einer Bestrafung durch die Regierung, Capit. I, 
185,2. Leges I, 351, 4. 521,10. Ludwig der Fromme und 
Lothar L begannen die Schöffen zu vereidigen, ohne dass da- 
durch die Qualität des Vereidigten eine andere geworden 
wäre als die des Unvereidigten und jener in eine besondere 
Beziehung zum. König trat. Denn der Eid wurde nicht dem 
König geschworen, sein Inhalt war, die Pflicht, die oblag, 
gewissenhaft zu erfüllen, und ein solcher Eid konnte sowohl 
vor Beginn wie während des Dienstes abgenommen werden, 
Leges I, 351, 2. 438, 5. 521, 9. 

Zu diesen Massregeln, welche die Könige ergriffen, um 
die besten und fähigsten Männer zu Schöffen zu haben und 
ihre Pflichttreue zu gewährleisten, kam noch eine, die nicht 
so neu war wie die missatische Anstellung und die Vereidigung. 
Sie betraf die Eigenschaften der obrigkeitlich zu bestellenden 
Schöffen. Die in den letzten Jahrhunderten thätigen Beisitzer 
waren, wie wir sahen, Freie, aber geachtete und hervorragende 
Freie, und eben diese Erfordernisse sind es, welche den Be- 
amten bei ihrer Auswahl zum Massstab gegeben wurden. Es 
sind viele Wendungen, welche die flüssige Grenze umschreiben : 
boni, nobiles, veraces, mansueti, sapientes, deum timentes^) 
oder negativ nicht viles personae oder zum Tode Verurtheilte^), 
Aussprüche, die zur Genüge ergeben, dass Karl und seine 
Nachfolger nicht aus der bisherigen Klasse der Schöffenbaren 
eine hinfort ausschliesslich schöffenbare Gruppe ausgesondert 



>) Capit. 1,149,11. 151,22. Leges 1,351,2. 438,5. 521,9. Dazu 
Sohm I, 376 f. gegen Waitz lY, .394 und zu nobilis insbesondere die 
Glosse Lib. Pap. Roth. 98, Leges IV, 557, und Waitz, IV, 329. 535. — 
*) Capit. 1, 148, 1 (Ansegisus III, 47). 151,28. Leges 1,438,5. 519,3. 
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haben, sondern bei dem geltenden Recht stehen geblieben sind. 
Sie steigerten quantitativ oder verbreiteten die Berücksichtigung 
der thatsächlichen Verschiedenheit innerhalb der Freien. Viele 
von denen, welche die rechtliche Fähigkeit behielten, Schöffen 
zu werden, mochten die thatsächliche Möglichkeit verlieren, 
von den missi oder den Grafen gewählt zu werden, und der 
reiche Freie wurde es leichter als der arme, aber, was die 
Kapitularien betrifft, so ist die rechtliche Fähigkeit zum 
Schöffenamt in dem Recht des freien Mannes enthalten ge- 
blieben *). 

Im Jahre 803 hat Karl die altfränkische Siebenzahl für 
die Schöffen im Reiche in Geltung gesetzt, aber die Zahlen- 
bestimmung ist nur einmal wiederholt worden und von der 
Praxis nicht beständig eingehalten^). 

Ueber den Amtsbezirk des Schöffen liegt eine ausdrück- 
liche Verfügung Karls nicht vor, auch seine Nachfolger haben 
eine reichsrechtliche Ordnung nicht aufgestellt: in dieser Hin- 
sicht ist das Gericht der landesrechtlichen Regelung überlassen 
geblieben. Der Streit, ob Grafschaftsschöffen oder Centschöffen, 
kann daher nur für das einzelne Gebiet geführt und entschieden 
werden; so lange man ein allgemeines oder gemeines Recht 
sucht, heben sich die Gründe für und wider wohl gegenseitig 
auf. Auch darf wohl nicht ausser Acht gelassen werden, dass 
der Centschöffe gewohnheitsrechtlich durch die Gerichtsver- 
waltung in einen Grafschaftsschöffen umgebildet werden konnte. 
Die karolingischen Erlasse waren der Umwandlung günstig. 
Indem sie reichsrechtlich feststellten, dass der Schöffe in der 
Grafschaft dienstpflichtig sein sollte, wovon 821 Capit. I, 30t, 5 
eine gelegentliche Anwendung gemacht ist, und ferner graf- 
schaftsweise Versammlungen der Dingpflichtigen zuliessen, ver- 
setzten sie Centschöffen in praktische Verhältnisse zu der Graf- 
schaft, durch welche ihre Beziehung zu der Centene verdrängt 
werden mochte. Wir dürfen jedoch diese Vorgänge hier nicht 
vorfolgen, sondern haben uns darauf zu beschränken, einzelne 
Gründe für die Entscheidung der vorliegenden Frage, ob die 



*) Vgl. Heusler, Institutionen des deutschen Privatrechls 1, 166. — 
*) Capit. I, 116, 20, erneuert 829 Leges I, 354, 5, augewendet z. B. 
Mansi XVI, 585, 4. 879 Marca, Marca Hispanica 1688 Sp. 810. Leges 
IV, 599, 16. Sohm I, 450 ff. 586. Waitz IV, 397. 
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Karolinger einen gesetzgeberischen Wendepunkt in derselben 
bedeuten, zu prüfen. Wir dürfen uns auch hier nicht der 
Täuschung hingeben, dass Einrichtungen, die in neuen Ländern 
geschahen, genau den Zustand in den älteren Theilen des 
Reiches wiederholt haben, und wir werden daher mit den 
Grafschaftsschöffen Italiens^) nicht beweisen können, dass in 
Frankreich Grafschaftsschöffen bestanden, sei es ausschliesslich, 
sei es vorwiegend. Mehrere Kapitularien und einzelne Ur- 
kunden setzen den älteren Sprachgebrauch fort, dass sie die 
Beisitzer scabinos oder iudices des Grafen nennen ^), aber der 
Ausdruck kann, wie Sohm I, 448 bemerkt, auch von Gent- 
schöffen gebraucht sein, sowohl weil der Graf sie angestellt 
haben mochte, als weil der Centschöffe auch in der Grafschaft 
fungirte. Ernennung durch den Grafen machte einen bis- 
herigen Centschöffen noch nicht zum Grafschaftsschöffen, so 
wenig als ihn eine Ernennung durch den missus zum Schöffen 
des missaticum machte, und da nach den Kapitularien die 
Thätigkeit der Gemeinde die . sekundäre war, so würde es 
nicht ausschlaggebend sein, wenn wir im Stande wären zu 
ermitteln, dass die Cent oder dass die Grafschaft bei der 
Anstellung zustimmte. Es ist ferner nicht von entscheidendem 
Gewicht, dass eine Formel und eine Urkunde, beide aus 
fränkischem Gebiet, dem Lande, wo vormals die Rechtsprecher 
der Hundertschaft angehörten, Lindenbrog 19 (oben S. 57) und 
868 Beyer, Urkb. I, 116, Gauschöffen erwähnen, denn sie ge- 
denken derselben im Gericht des Grafen, in dem es nicht un- 
gerechtfertigt gewesen wäre hervorzuheben, dass die vereinigten 
Centschöffen alle aus der Grafschaft waren, denn davon hing 
ihre Zuständigkeit ab. Sodann wird das Argument, das aus 
der Dienstpflicht in der Grafschaft entnommen werden könnte, 
durch das von Sohm I, 444 entgegengestellte hinfällig, dass 
die nämlichen Schöffen auch dem Centenar dienstpflichtig 
waren. Waitz, ein Vertreter der Gleichheit des Schöfibnthums 
im Reiche und hier ein Anhänger des Grafschaftsschöffenthums 
IV, 395 f., legt IV, 529 darauf Gewicht, dass die Regierung 

') Ficker, Forschungen IV S. 14. Codex diplom. Langob. 1873 
Sp. 834. 860. Muratori, antiq. ], 488 (915). Hegel, Städteverfassung 
II. 43 n. — «) Capit. 1, 124, 12^. 185, 1. 301, 5. 310. — 781 Bouquet V, 746 
(Mahlbacher 238). 797 Gourson a. a. O. S. 148. 901 Marca a. a. O. Sp. 835. 
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unter Ludwig dem Frommen in Gapit. I, 295, 2 Grafschaften, 
die weniger als zwölf Schöffen besassen, voraussetzte; er folgert 
aus der Zahl der Ceutenen, der geringen Anzahl der Schöffen 
und dem Erfordernis die Schöffenbank mit sieben zu besetzen 
jnit Recht, dass es in den Grafschaften, wo beständig so 
wenige Schöffen waren, Grafschaftsschöffen gab. Allein der 
Beweis trifft nicht die Grafschaften, wo die Zahl eine grössere 
war, vielleicht gross genug, um die Centenen mit der gesetz- 
lich, vorgeschriebenen Zahl auszustatten. Schliesslich, um dies 
nochmals zu erwähnen, mag es wahrscheinlich sein, dass in 
den Grafschaften, wo die Grafschaftsleute zu den Vollgerichten 
versammelt wurden, die Schöffen Grafschaftsschöffen waren 
oder wurden, aber weder ist es unbedingt nothwendig ge- 
wesen, noch haben die gerichtlichen Grafschaftsversammlungen 
eine allgemeine Aufnahme gefunden. 

3. Der Umstand. 

Ein Theil des Gerichtswesens, der nur in einzelnen Be- 
ziehungen gesetzlich verändert ist, ist der Umstand. Das 
Resultat der zahlreichen, schwankenden Gesetze der Karolinger 
besteht darin, dass die Beamten in der Befugniss, die sämmt- 
lichen Dienstpflichtigen aufzubieten, auf höchstens drei Ver- 
sammlungen im Jahre beschränkt worden sind. Die Vollgerichte 
mit der Nothwendigkeit des Gemeindeurtheils waren, soweit 
wir sehen, auf französischem Boden nicht die ausschliesslichen 
und schwerlich auch nur die häufigsten, während bei den 
Franken das einzige bis auf Karl geltende Gericht aus der 
Gesammtgemeinde gebildet sein und noch mit der VoUbort des 
Umstandes gehandelt haben mag (Seite 20. 60). Von diesem 
Zustand ging Karl aus, als er sich entschloss, den Unter- 
thanen eine Leistung zu erleichtern, die nach seiner Auffassung 
keineswegs die Anwesenheit und Mitwirkung sämmtl icher 
Dingleute erheischte, die auch von kleineren Kreisen und 
ohne Vollbort der Gerichtsgemeinde vorgenommen wurde. 
Zu der Zeit, wo er die erste Einschränkung traf, brauchte er 
noch gar nicht erwogen zu haben, ob eine Reform der Bei- 
sitzer wünschenswerth sei. Die anfangliche Einschränkung 
war sehr unvollkommen. Sie beliess den Beamten das Recht, 
die Dingleute zu versammeln, wenn ein BedUrfniss dazu vor- 
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liege, berechtigte aber dieselben, hierüber selbst zu entscheiden, 
und büsste so einen grossen Theil ihres praktischen Weilhes 
ein. Vielleicht erst nach langer Unterbrechung nahm Karl 
diese Gesetzgebung wieder auf, aber auch jetzt bildeten von 
den zwei Arten ordentlicher Gerichte, die er unterscheidet, 
den Yollgerichten und den Schöffengerichten, jene den Gegen- 
stand königlicher Regelung meist nur insofern, als das Recht 
der Beamten, sie zu gebieten, betroffen wurde. Die Gesetze 
haben während des ersten Jahrzehnts des 9. Jahrhunderts 
geschwankt. Die einen haben die Abhaltung von Vollgerichten 
gänzlich untersi^, andere haben sie aus Gründen, die wir 
nicht sicher beurtheilen können, wieder eingeführt. Es mag 
schwer glaublich sein, dass sie sich auf diesem Gebiet in 
einem derartigen Gegensatz bewegt haben, aber wenn unter 
Auslassung eines zeitlichen oder sachlichen Vorbehalts erklärt 
wird, dass Niemand zum Besuch angehalten werden dürfe, 
ausser wenn er Schöffe oder Partei sei, so kann man doch 
hier nicht mit Waitz IV, 369. 383 „nur an andere als die drei 
echten Dinge denken'^ weil nicht eine vielleicht nachlässig 
gefasste Erzählung, sondern eine dienstliche Anweisung an 
Beamte vorliegt ^). Eine andere Gruppe solcher Erlasse hat 
unter Aufhebung der Befugniss, ausserordentliche Vollver- 
sammlungen nach Bedürfniss anzusetzen, die Beamten darauf 
beschränkt, höchstens drei Vollgerichte im Jahre abzuhalten. 
Die Beamten haben dieser Einschränkung Widerstand ent- 
gegengesetzt, wie sie ihn ohne Zweifel in noch höherem 
Masse dem völligen Verbot entgegengestellt haben, aber die 
Regierung hat ihren Willen durchgeführt *). Als Grund ihrer 
Verbote hat sie mehrmals angegeben, die Freien sollten nicht 
durch Geldstrafen für versäumte Dingpflicht ärmer werden. 



») Vergl. Capit. 1, 116, 20. 148, 5. 150, 13. 207, 12. Leges I, 364, 29, 
offenbar historisch unrichtig mit den Qbrigen Kapitularien von Leges 
I, 354, 5 in Harmonie gesetzt. Erwähnung verdient der Gapit. I, 214, 4 
gemachte Versuch, die ungemessene Dingpflicht lediglich für maiores 
natu fortbestehen zu lassen. Bei der Unsicherheit der chronologischen 
Reihenfolge fehlt uns der Anhalt, der es möglich machte, nach einer 
fortschreitenden Entwicklung zu suchen. — *) Capit. 1, 125, 16. 210, 14. 
214, 4. 270, 3. 290, 14. 320, 2. Leges I, 354, 5. 564, 6. Hincmar in der 
Seite 65 Anm. 1 angeführten Stelle. 

ZelUebrlfl d. SftvIgnr.Stmunff. VI. Germ. Abtfa. 6 
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und von den häufigen Einberufungen der Gerichtsleute durch 
die Beamten urtheilte sie selbst nicht anders, als dass sie 
durch die Begehrlichkeit des Beamtenthums, das von den 
verwirkten Bussen Vortheil hatte, verursacht wären ^). 

Ausser der Gemessenheit der Dingpflicht hat aber Karl noch 
eine Anordnung für die Vollgerichte gegeben, die uns vielleicht 
nicht im Original erhalten und deren Zeit nicht zu ermitteln 
ist, auf die jedoch sein Sohn 819 Bezug genommen hat. Der 
wichtige Satz, den uns eine Handschrift von Capit. I, 290, 14 
aufbewahrt hat, lautet: comitibus vero de nostro verbo unus- 
quisque precipiat, ut in anno tria generalia placita teneant 
et ad illa omnis liber homo de illius comitatu, sicut a domno 
Karolo constitutum est, veniat. Die Stelle entscheidet für 
Waitz IV, 374 ff. 526ff. und gegen Sohm I, 285 f. 288. 290f. 
432. Der reichsrechtlichen Einführung der Grafschaftsver- 
sammlungen, die vielleicht schon Capit. I, 135, 1 voraussetzt, 
waren landesrechtliche Grafschaftsversammlungen vorausge- 
gangen — in Sachsen hatte sie Karl selbst angeordnet Capit. I, 
72, 8, — die Veranlassung zu dem Reichsgesetz mochte aber 
auch dadurch gegeben sein, dass die schon früher einge- 
schränkten Vollgerichte jetzt so regelmässig von den Grafen 
abgehalten waren, dass sie placita comitum hiessen (Leges-I, 
216, 15, vgl. Capit. I, 270, 3). Demgemäss sind auch die in 
Anwendung der ausdrücklich Capit. I, 46, 12 vorbehaltenen 
denunciatio regis Leges I, 452, 2. 456 befohlenen Versamm- 
lungen grafschaftsweise geschehen. Als in Folge dessen der 
Unterrichter von den Vorsitz im Vollgericht ausgeschlossen 
wurde* (S. 65 Anm. 1), blieb nur noch das Schöffengericht dem 
Grafen (Capit. I, 118, 8. 301, 5) und dem Unterrichter gemein- 
sam. Hatten die Kapitularien auch nicht geboten, dass der 
Graf die ihm vorbehaltenen peinlichen und wichtigeren bürger- 
lichen Sachen im Vollgericht erledigen sollte, so war es doch 
leicht möglich^), dass er durch Gewohnheitsrecht in dieser 
Weise gebunden wurde. 

Die Reichsgesetze sind nicht überall in Geltung getreten. 
Die Unterrichter hörten nicht auf, Vollgerichte zu gebieten, 

>) Vergl. Gapitularia I, 125, 16. 907, 12. Leges I, 354, 5. 432, 14. 
Hincmar a. a. 0. -- *) Vgl. die fränkischen Grafschaflsgerichte von 842 
und 1084 Codex dipl. Nassoieus I, 1 S. 25 f. 72. 
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und spätere Gesetze wie Leges I, 564, 6 haben das Verbot 
irieder fallen lassen. So wurde der Zustand unter der Ein- 
wirkung der Könige, die ihn zu vereinfachen und gleichzu- 
machen die Absiebt hatten, ein noch mannigfaltigerer als 
vormals. Zu den Vollgerichten der Hundertschaft waren hier 
oder da Vollgerichte der Grafscl^ft gekommen, anderswo gingen 
die Vollgerichte der Cent unter oder bürgerten sich die der Graf- 
schaft nicht ein, und die zunehmenden partikulären Gegensätze 
konnten noch durch einen Umstand, über den zu bestimmen 
sich die Kapitularien enthalten hatten, gesteigert werden. 
Umsonst suchen wir in den karolingischen Gesetzen eine 
Ordnung des Verhältnisses der Schöffen zu den freiwillig und 
zu den pflichtmässig versammelten Dingleuten. Im Voll- 
gericht schreibt Sohm I, 380 unter Beitritt von Waitz 
IVy 398 den Schöffen die nämliche Stellung zu wie den 
salischen Rechtsprechern, und dass bei den Franken auf 
Grund des Stammesrechts, ebenso bei den Alemannen, Baiem 
und Sachsen im Anschluss an deren Stammesrechte die 
Thätigkeit der Schöffen in der Vollversammlung unter den 
Begriff eines Urtbeilsvorschlags falle, ist wohl nicht zu be- 
streiten, aber da dies nicht auf Reichsrecht beruht, darf es 
nicht ohne weiteres in die Vollgericbte anderer Länder über- 
tragen werden. Weit schwieriger ist die Rechtsfrage bei 
den Gerichten, welche rechtlich nicht mehr Vollgerichte waren. 
Ein gemeinrechtliche Geltung beanspruchender Satz lässt sich 
hierüber nicht aufstellen. Für die Länder, wo bisher allein 
das Gemeindeurtheil gegolten hatte, kamen auch nach der 
Herabsetzung der Dingpflicht ohne Zweifel zahlreiche Gerichts- 
roänner freiwillig zu den Schöffengerichten und man mag mit 
Bethmann - Hollweg V, 26 f. glauben, dass sie sich „durch 
Beifall oder Widerspruch an der Urtheilsfällung^^ betheiligten, 
aber allgemein zu sagen, dass das Urtheil auch hier noch 
immer ein Urtheil der Gesammtheit gewesen sei, ist wohl 
mehr als bedenklich. Es bedarf hier der Untersuchung der 
einzelnen Länder, und die vorsichtige Zurückhaltung, mit der 
sich Waitz IV, 404 — 407 hieiiiber ausgesprochen hat, ist gegen- 
wärtig sehr gerechtfertigt. Die Ermittelung der Particular- 
rechte wird eine sehr schwierige sein. Gelegentliche Mit- 
wirkung und Aeusserung von Dingleuten in den Schöffen* 
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gerichten, wie sie z. B. in Italien nicht selten sind ^), beweisen 
noch nicht, dass nach der Gerichtsverfassung die Nichtschöffen 
von den Schöfifen einen Urtbeilsvorschlag erhielten und die 
Entscheidung gaben; auch aus einer Notiz wie der bei P6rard 
S. 150 vom Jahr 870: iudicaverunt scabinei cum aliis adsi- 
stentibus hominibus ist die Fortdauer oder Entstehung eines 
Rechts der zufällig erschienenen Dingleute, mit den Schöffen zu 
urtheilen, nicht zu entnehmen. Die unumgängliche Vorfrage, 
ob das betreffende Gericht ein Vollgericht oder ein Schöffen- 
gericht war, wird nicht immer zu beantworten sein. Die 
Karolinger haben jedoch auf die Theilnahme von urtheils- 
fähigen Nichtschöffen keinen Werth gelegt, wenn sie die Ge- 
richte in Gebäuden abhalten Hessen, wo die Zahl der Anwesenden 
eine thatsächlich sehr beschränkte war^). 



Fassen wir zum Schluss zusammen, so erblicken wir die 
Bedeutung der Wirksamkeit Karls des Grossen darin, dass er 
eine lange und verschlungene Entwicklung zu einem zeit- 
gemässen Abschluss brachte. Sehen wir von der äusseren 
Verbreitung seiner Gerichtsordnung ab und wenden wir unsere 
Aufmerksamkeit dem inneren Fortschritt des Rechts zu, so 
war die Hauptänderung vom Standpunkt des fränkischen Ge- 
richts wohl die, dass hinfort das Schöffenkolleg im Stande sein 
solle, ein Urtheil zu fällen, wogegen für Westfrankreich und 
Burgund eine solche Massregel weniger neu sein mochte als 
das Gebot von Vollgerichten. Das Gericht wurde nicht nur 
durch die grosse Versammlung, sondern auch durch die popu- 
läre Betheiligung an der Schöffenwahl mit dem Volke in Ver- 
bindung erhalten, eine Massregel, die, wenn sie überhaupt 
an älteres Recht anknüpft, wohl nur dem fränkischen Recht 
entstammen kann. In welchem Umfang die dauernde An- 
stellung der Schöffen eine Neuerung war, zu beurtheilen, 
reicht unsere Ueberlieferung, auf die wir angewiesen sind, 
nicht aus; sobald die missi den Hauptantheil an der An- 

') Beispiele aus der zweiten Hälfte des 9. Jahrhunderts: Muratori, 
anliq. III, 170; Script. II, 2, 946. Memorie di Lucca V, 2, 505. — ») Vergl. 
Capit. 1,149,13. 151,25. 284,14. Leges I, 521, 12; ferner Gapit. 1,174, 21. 
182, 8. 1%, 4 Leges I, 419, 7. 
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Stellung erhielten, war die Dauer der Stellung eine praktische 
Konsequenz. Der König nahm auf, was sich von innen heraus 
formirt und in der Praxis der letzten Jahrhunderte erprobt 
hatte; er führte weiter, was nach einer vollkommeneren Aus- 
bildung strebte, und er sicherte sein Werk dadurch, dass er 
nicht erschöpfend regelte, sondern der Praxis und dem Landes- 
recht Vieles zu ordnen überliess. 

Die bestimmende Entwicklung für das karolingische Gericht, 
dieses Mittelglied zwischen dem altdeutschen Volksgericht und 
dem Gelehrtengericht, ist von verschiedenen Seiten gekommen. 
Germanischen Impulsen war der grösste Theil des populären 
Elements entsprungen, darauf hatten die Franken die sieben 
Rechtsprecher erworben, welche einer gewissen Absonderung von 
der Gemeinde fähig waren, und die Merovinger hatten mit ihren 
Eroberungen staatliche Gerichte gewonnen. Mit dem Eintritt 
des letzten Ereignisses hört die Geschichte des deutschen Ge- 
richtes auf, eine ausschliesslich nationale zu sein, der Boden 
für die Bewegung wird jetzt das ganze alte fränkische Reich. 
Um die weiteren Handlungen zu begreifen, muss man ab- 
sehen von den persönlichen Motiven und anstatt den freien 
Willen zum Ausgangspunkt zu nehmen, muss man die grossen 
Interessen ins Auge fassen: auf deren Erkenntniss und auf 
die Einsicht in ihre Erfolge kann es uns allein ankom^)en. 
Die Behandlung der Gerichtsverwaltung, die der aller übrigen 
Amtsgeschäfte entgegengesetzt war, der Unterschied von Re- 
gierungsverfassung und Gerichtsverfassung, der sich hier an- 
ders als zur Zeit der Lex Salica erneuerte, war aus dem Zu- 
stand des Rechts und der Regierung hervorgegangen. Das 
Grosse und Eigenartige in dieser Entwicklung ist die Auf- 
rechterhaltung des Gedankens, dass die Interessen der deutschen 
Monarchie mit denen des Rechts zu vereinigen seien, indem 
Staatsmacht und Rechtskunde sowohl getrennt als verbunden 
wurden. Seit der König mit der Herrschaft über Gallien Ge- 
richtsherr und der Unterthan gerichtspflichtig geworden war, 
gab es in den Gerichten die beiden entgegengesetzten Factoren, 
den Staat und die Dingmannschaft, die sich nach ihren eigenen 
Zwecken, denen sie dienten, zu entwickeln hatten. In der 
Auseinandersetzung beider vollzog sich die Entwicklung, 
welche zu einer Arbeitstheilung führte, die sowohl der Selb- 
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ständigkeit der Bildung des Urtheilsinhalts als der Rechtswirk- 
samkeit des amtlichen Handelns gerecht wurde. Kein Ein- 
zelner hat an dieser Bildung einen so hervorragenden Antheil 
genommen als Karl der Grosse: es ist sein bestes gesetz- 
geberisches Werk. 



n. 

Der Schwabenspiegel 
bei den siebenbUrger Sachsen. 

Von 

Herrn Univ.- Professor Dr. Gustav Lindner 

in Klausenburg ^). 

Nur dadurch, dass sich die Forschung auf dem Gebiete 
der siebenbürgischen Geschichte, nach dem unwidersprechlichen 
Zeugniss der literarischen Publicationen , seit jeher mit be- 
sonderer Vorliebe Fragen der politischen und Culturgeschichte 
zugewendet und schon seit Jahrzehnten fast ausschliesslich 
mit solchen beschäftigt, wird es einigermaassen erklärlich, 
dass so viele und wichtige Momente im Rechtsleben der sieben- 
bürger Sachsen, wie: die älteste Gau- und Gerichtsverfassung, 
das Gewohnheitsrecht und Gerichtsverfahren vor Einführung 
des Statutarrechts (1583), die Reception des deutschen und 
römischen Rechts, die verwandtschaftlichen Beziehungen der 
siebenbürgisch-sächsischen Colonieen zu den zipser und deutsch- 
österreichischen Niederlassungen u. v. a. noch immer der Auf- 
hellung harren und dass selbst der schon vor nahezu drei 
Jahrzehnten in erster Reihe doch wol an unsere heimischen 
Forscher gerichteten Aufforderung Homeyers^), über Inhalt 



^) Vgl. die, während des etwas verzögerten Druckbeginns des vor- 
liegenden Heftes erschienene Ausgabe: G. Lindner, der Codex Alten- 
berger. Klausenburg 1885. Vorwort S. IX. — «) Die deutschen Rechts- 
bücher des Mittelalters und ihre Handschriften, Berlin 1856, Seite 64. 
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und Form des Codex Altenberger, welcher in den Bechts- 
bücbern unter Nn 106 ganz kurz als „Sacbsenrecht mit 
Gemälde*^ charakterisirt erscheint, Nachricht zu geben, meines 
Wissens bisher noch nicht entsprochen wurde. 

Wäre der Codex Altenberger ein Membranfoliant gewöhn- 
lichen Schlages, so würde eine kurze Anzeige desselben voll- 
kommen geniigen; denn der überaus grosse Reichthum an 
schon edirten und beschriebenen, nach Form, Inhalt und Um- 
fang so sehr verschiedenen Handschriften der Rechtsbücher 
des Mittelalters überhaupt und des Schwabenspiegels ins- 
besondere wirkt durchaus nicht ermuthigend für die lang- 
athmige Beschreibung eines neuen. Ja, es lässt sich vom 
Standpunkt der deutschen Rechtsgeschicbte aus wol ohne die 
Gefahr eines ernstlichen Widerspruchs die Ansicht vertreten: 
man halte in weiten Kreisen auch bezüglich des Schwaben- 
spiegels eine völlige Durchdringung, wissenschaftliche Sichtung 
und Gliederung des lange Zeit hindurch sorgfaltig Gesammelten, 
wie sie Horoeyer betrefüs des Sachsenspiegels so meisterhaft 
vollzogen, nunmehr für möglich und auch dem Wissenschaft^ 
liehen Bedürfniss mehr entsprechend, als eine weitere An- 
häufung des ohnehin schon überreichen Materials. 

Wiewol ich weit davon entfernt bin, die Richtigkeit und 
volle Berechtigung dieser Ansicht zu bestreiten, so hat mir 
doch das eingehende Studium der Eigenthümlichkeiten des 
Codex Altenberger und die sorgfältige Vergleichung seines 
Textes mit dem Deutschenspiegel, der Yulgata des Sachsen- 
spiegels und der ältesten Schwabenspiegelhandschriften, sowie 
die Beachtung der Forschungsresultate Homeyer's, Ficker's, 
Rockinger's, Laband's, WenzePs, Tomaschek's, Rösler's u. A. 
die Ueberzeugung aufgenöthigt , dass dieser Codex, nament- 
lich aber sein Nürnberger Recht, eine eingehendere 
Würdigung verdiene. 

Da die Annahme dieses Rechtsbuchs beim Oberhof der 
siebenbürgisch - sächsischen Colonieen im vorletzten Jahrzehnt 
des 15. Jahrhunderts einen vom Standpunkt der in- und aus- 
ländischen Rechtsgeschichte gleich interessanten Act der Re- 
ception fremden Rechts bedeutet, so besteht unsere Aufgabe 
vor Allem in der genauen Schilderung dieser fremden Rechts- 
quellen und ihrer Schicksale auf heimischem Boden. 
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Aas dem Gebiete der eigenen Rechtsgeschichte werden 
in den immerhin knappen Rahmen dieser Darstellung fuglich 
nur jene Momente Aufnahme erwarten dürfen, welche für das 
Verständniss der zu erörternden Frage unerlässlich sind und 
auf dieselbe directen Bezug haben. Auf diese Weise will 
unnütze Weitläufigkeit vermieden und doch der Raum zu einer 
möglichst vollständigen Lösung der gestellten Aufgabe ge- 
wonnen werden. 

Mit der Begründung des Königthums nehmen jene auf 
Verdichtung der Landesbevölkerung gerichteten Massnahmen 
unserer Herrscher ihren Anfang, die durch Jahrhunderte fort- 
gesetzt für die Landescultur von nachhaltigem Einfluss waren 
und namentlich unserem Städtewesen freie Entwicklung und 
rasches Emporblühn ermöglichten. 

Was die Regierungskunst des ersten apostolischen Königs, 
des wolwollenden Schirmherm aller Gäste ^), weise begonnen, 
das setzten seine Nachfolger in richtiger Würdigung der 
Landesbedürfnisse eifrig fort, um durch Zuführung von Wehr- 
und Arbeitskraft Macht und Wolstand ihres dünnbevölkerten 
Landes zu heben. 

Jener grosse Golonisationszug, welcher sich seit dem 
11. Jahrhundert vom Niederrhein her über die nördlichen und 
östlichen Slavengebiete Deutschlands ausbreitete, trug eine 
Menge germanischer Rechts- und Bildungselemente auch in 
unser Land, dessen Könige ihre Gäste mit einer Fülle der 
schönsten Rechte und Freiheiten ausstatteten und dessen 
eigenthümliche Reize und unbestrittene Vorzüge ihre An- 
ziehungskraft für Fremde auch heute noch nicht völlig ein- 
gebüsst haben. 

Der Artikel 19 der goldenen Bulle vom Jahre 1222: 
„Similiter et hospites cuiuscunque nationis secundum 
libertatem ab initlo eis concessam teneantur'^ 
ist der prägnante Ausdruck der traditionellen Auffassung 
unserer Könige von dem Rechtszustande der Colonisten (Gäste, 
hospites) in unserem Lande. 

Sehen wir auf den Boden und die Culturkeime, aus 
welchen unser Städtewesen, begünstigt durch Freiheit der 



>) Endlicher, Monumenta p. dOo. cap. VI. 
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Entwicklung und Schutz der Eigenart, emporwuchs, so lässt 
sich nach dem Vorgange eines unserer verdienstvollsten Rechts- 
bistoriker^) bis zum 13. Jahrhundert eine dreifache Ent- 
wicklungsrichtung annehmen, woraus sich dann drei Cate- 
gorieen von städtischen Gemeinwesen in unserem Vaterlande 
ergeben. 

Die erste Glasse bildeten jene Städte, auf deren Grfindung 
die (allerdings schwer nachweisbaren und spärlich erhaltenen) 
Ueberreste altrömischer Gultur und die christliche Kirche 
Einfluss übten, wie in den Theilen jenseits der Donau. 

Zur zweiten Glasse gehörten jene Städte, zu deren Ent- 
stehung die das Land besetzenden Ungarn auf Grund der 
Burgverfassung den Anstoss gaben. 

Der dritten Glasse endlich sind jene städtischen Gemein- 
wesen zuzuweisen, welche von deutschen (viel seltener wälschen) 
Golonisten gegründet worden. 

Auf diese letzte Gategorie eingeschränkt, ist der Aus- 
spruch unseres genialen und tiefsinnigen Denkers und Forschers 
w. Freiherm Joseph v. Eötvös ^) vollkommen wahr und äusserst 
treffend : „ Varosaink * e szerint idegen , az összes nemzettol 
különv&lt elemet k^peztek; mintegy n^met szigetekkent älltak 
itt a magyar tenger közepette idegen nyelvvel s szokasokkal, 
söt, mint a fennmaradt budai jogkönyv bizonyitja, idegen tör- 
v6nyekkel is". 

Auch jene Golonieen der siebenbürger Sachsen, welche 
unter der Regierung Geysa's II. in's Land berufen worden, deren 
Gebiet sich parallel mit dem jetzt die Südgrenze des Landes 
bildenden Gebirgsstock der Karpathen gleich einem breiten 
Wall aus dem Marosthale nach dem Unterwald und von da, 
mehrere Höhenzüge überschreitend gegen das Szeklerland 
hinzog und welche städtegründend und culturbringend gewirkt 
haben, sind weit vorgeschobene Posten jenes Wanderzuges, 
dessen Glieder die heimischen Quellen mit dem Namen Flandrer, 
Theutonen, Sachsen, Gäste u. s. w. belegen'). 

^) Wenczel 6. Magyarorszag varosai 63 värosjogai a miiltban äs 
jelenben, 38 Ip. — *) Magyarorszag 1514. ben. 1.26 Ip. — ') Fontes 
rer. austr. XV. I p. 3. 5. 7. 8. 46. 68; s. auch Borchgrave Emil Essay 
historique; Eder I. G. De initiis. 
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Mass und Art der diesen Golonisten bei ihrer Berufung 
zugesicherten Freiheiten sind uns nicht bekannt geworden 
und auch der Zeitpunkt und die Art der Gründung ihrer 
ältesten Niederlassungen sind noch in undurchdringliches 
Dunkel gehüllt. 

Die topografische Lage und langgedehnte, weder durch 
das frühere Vorhandensein einer dichten Bevölkerung noch 
durch sonstige Umstände bedingte Figuration des von ihnen 
besiedelten Gebietes im Zusammenhalte mit dem den ersten 
Gästen der drei vflle ultrasiluane Earako, Chrapundorf und 
Rams im J. 1206 von Kg. Andreas II. verliehenen Privilegium ^) 
lassen diese Golonisten als Grenzhüter des Reichs erscheinen, die 
dem König, dem Herrn über Heer- und Gerichtsbaun, Heere»- 
folge zu leisten und ihm gleichzeitig als dominus naturalis 
terrae Zins zu bezahlen hatten. 

Vor Erlassung des andreanischen Freibriefs findet sich 
keine Spur einer Verbündung der sächsischen Ansiedlungen; 
sie waren augenscheinlich jede auf sich selbst gestellt und 
standen zum König in einem besonderen Treue-, Kriegsdienst- 
und Steuerungsverhältniss. 

Der andreanische Freibrief v. J. 1224, die von allen 
unseren Königen feierlich bestätigte Magna Charta der säch- 
sischen Colonieen hat ihre Rechtslage in einem Punkte da- 
durch wesentlich geändert, dass sie ihr Gebiet (fundus regius, 
terra regia) umgrenzte und nach aussen abschloss, dass sie 
dieselben zu einer politischen Einheit verband, ihnen den vom 
König ernannten Grafen (comes) vorsetzte, das Recht einer poli- 
tischen Corporation zusprach, die Führung eines öffentlich an- 
erkannten Siegels gestattete und schliesslich die Gesammtheit 
als solche zur Leistung von Kriegsdiensten und Zinszahlung 
an die königliche Kammer verpflichtete. 

Bestand in jener Zeit die libertas theutonicalis seu iuris 
Theutonici ihrer in den slavischen Ländern weilenden Schick- 
salsgenossen in der Entbindung von der servitus iuris Polonici 
s. Bohemici iuris conditio: d. h. von den drückenden Lasten und 
Abgaben jeder Gattung, welche die Hörigen in jenen Ländern 
zn leisten hatten ^), so war das Wesen der libertas Saxonum, 

1) Fontes rer. aastr. XV. I. p. 7- -^ *) Gen^ler Deutsdie Stadt- 
recbtsaltertbümer p. 367. 



Der Schwabenspiegel bei den siebenbürger Sachsen. 91 

negativ gefasst, ebenfalls in der Loszählung von allerlei 
Steuern, Abgaben und Leistungen, sowie in der Beschränkung 
des descensus; nach ihrer positiven Seite hin aber in der Ge- 
währleistung freier Richter- und Pfarrerwahl, des eigenen 
Gebiets und Rechts, der selbständigen von der Jurisdiction 
des Woywoden unabhängigen Gerichtsbarkeit, in der ZoU- 
und Marktfreiheit, in der Bewilligung des unentgeltlichen 
Salzbezuges an gewissen Tagen des Jahres, in der Gestattung 
der freien Benützung des Bodens, der Weiden, Wälder und 
Gewässer durch Arm und Reich und endlich in der präcisen, 
d. h. also jede einseitige und willkürliche Erhöhung de iure 
ausschliessenden Fixirung der Steuer- und Wehrpflicht zu 
suchen. 

Die Frage: Ob die andreanische Organisation des Her- 
mannstädter Gaues (Comitatus Chybiniensis), welche der 
Krone ohne Zweifel den Vortheil einer rascheren und sicherern 
Realisirung ihrer Forderungen in Bezug auf Steuerzahlung 
und Heeresfolge bot, als eine Art germanischer Mark, oder 
aber als ein eigenartiges Gebilde zu betrachten sei, kann hier 
füglich auf sich beruhen gelassen werden; gewiss ist aber, 
dass die Verbündung der sächsischen Niederlassungen zufolge 
des Andreanums wol fest genug war, um ihr Gebiet nach 
aussen abzuschliessen und gegen Uebergriffe von aussen zu 
schützen, keineswegs aber so eng und fest, um auch die relative 
Selbständigkeit der einzelnen Unterabtheilungen des Gaues 
aufzuheben. 

Die Worte des Andreanums: Ita tamen, quod uniuersus 
populus incipiens a Varas usque in Boralt cum terre Secu- 
lorum terre Sebus et terra Daraus vnus sit populus et sub 
uno iudice censeantur, omnibus comitatibus preter Ghy- 
biniensem cessantibus radicitus^) sind bei dem nach- 
gewiesenen ungestörten Fortbestande von Unterabtheilungen 
des Hermannstädter Gaues ebensowenig wörtlich zu nehmen, 
als die Stelle: pristinam eis reddidimus libertatem^) 
gegenüber dem urkundlichen Nachweis ungleicher Wehr- und 
Steuerpflicht ') der sächsischen Niederlassungen vor Erlassung 
des Andreanums. 



» » ») Fontes rer. austr. XV. I. 29 q. 7 Ste. 
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Der scheinbare Widerspruch zwischen den Worten des 
Freibriefs und den thatsächlichen Verhältnissen löst sich 
am einfachsten durch die völlig ungesuchte Annahme, dass 
die bisher selbständigen, unmittelbar unter dem König ge- 
standenen Ansiedlungen nunmehr zu einem Gau verbunden 
werden, somit als selbständige Gaue zu bestehen aufhören 
und Unterabtheilungen dieses einen Gaues werden. So erklärt 
sich ganz ungezwungen auch die Sonderstellung des Hermann- 
städter Stuhles und der Hermannstädter Provinz; nur so der 
ungestörte Fortbestand und die relative Selbständigkeit der 
übrigen Stühle. 

Die Bevölkerung des Königsbodens war in Rücksicht ihrer 
persönlichen Freiheit oder Abhängigkeit der überwiegenden 
Mehrzahl nach frei. 

Aus der Classe der Freien ragen indessen schon vor Er- 
lassung des Andreanums Einzelne hervor, denen der König 
zur Belohnung besonderer ihm geleisteter Dienste ^) besondere 
Begünstigungen verleiht und deren sich auch die Prädialen 
des Andreanums^) u. A.') erfreuen, falls ihnen ein besonderes 
Privileg zu Gute kommt. 

Ob diese Bevorrechteten, denen mitunter auch der Ehren- 
name miles beigelegt wird, Golonisten waren, die sich im 
Kriege besonders hervorgethan, oder etwa als „locatores^' sich 
um die Besiedlung einer bestimmten Gegend verdient gemacht 
und dafür vom König, dem Territorialherrn, in seiner Eigen- 
schaft als „fundator" mit grösserem Grundbesitz, mit Genuss 
von Abgabenfreiheit für Besitz und Erwerb, mit besonderem 
Gerichtsstand , Ehrenrechten u. s. w. beschenkt wurden , ist 
urkundlich ebensowenig nachweisbar, als der Umstand, ob in 
ihnen die Vorfahren jener Geschlechter zu suchen seien, die 
wir später über den ganzen Königsboden ^) verbreitet finden 

>) Wenczel 6. Adal^k az erd^Iyi Szaszok tört^netdfaez 13—15 Ip. 
Monum. Hung. bist. VI. 91. •— *) nullum praedialem uel qnemlibet 
alium volomos infra terminos eorundem positum, ab bac excludi red- 
dicione, nisi qui super boc gaudeat priuilegio special!. Fontes rer. austr. 
XV. I. 29; Endlicher monum. 421 (3). — ») Wenczel loc. cit p. 16. — 
^) Comes HenczmannCls de villa Affrica S.N.A. Urk. I. .50 

» Henricus de Alczyna . . . . 1370V» * » I. 22. 

» Emericus de Alcznow .... 1383*<^/s » » I. 42. 

» » » Olcbva 1387*/t » » L 53. 
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und die im öiFentlichen Leben der Hermannstädter Provinz 
eine hervorragende Rolle zu spielen berufen waren. 



» II. 90. 

» V. 1256. 
Rechn. I. 4, p. 20. 
Urk. I. 42. 

V. 1256. 
II. 135. 
II. 135. 



» 
» 
» 



» 
» 



» 



Hedrich filins Hedrich de Oltzna . . 1415**/i. S.N.A.Urk. II. 20. 

Heidricus de Alchna 1419*/i 

Prouidus et circumspectus coraes de 

Almad 1429Vt 

Ladislaus Greb de Alwyncz . . . . 1497 

CSomes Johannes de Apolidia .... 1383*% 

Ck)mes Arnoldus de Baroralaka . . 1429*/? 

Ladislaus Greb iudex terrestris de Bros 1452 V7 

Michael Greb de BudendoHT .... 14527? 
Comes Andreas de Burgberg iudex 

regius 1382*/« 

lohannes Greb de Gruce 1448*/« 

Nobilis vir Andreas filius Gyau iudex 

regle maiestatis sedis ciuitatis Cibi- 

niensis 1425*^7 

Andreas Greb comes Gybiniensis . . 1430*Vio 

Comes Gonradus de Gzybinio .... 1359 

Comes Georgius de Dalheym .... 1374**/ii 

» » > Dalheim .... 1387 > Vi 

Laurentius Greb de Daraws .... 1468*Vs 

» » » Doraws .... 1462Vt 

Stephanus comes de Ecczel 1472'V« 

Comes Wasmodus electus per homines 

de hova Ecclesia 1402^4 

Comes Georgius de Egerbyga .... 1382^/s 

Comes Andreas filius Nicolai de Heu- 
holm 1368 

Nicolaus Greb in Hethwr commorans 1499*% 

Adam comes et iudex in Kercz . . . 1440**/« 

Comes Mathias nobilis de Kysengied 1384'*/i 

» Casparus de Kis-Kapus .... 1429 '/t 

> Nicolaus de Kozdat 1372»/* 

Comes Nicolaus de Ludas (Grossleogdes) 1 387 % 

> Daniel de Lflschkirch 1374"/u 

Franciscus Greb de Margendal • . . 1494 

lanko Greb iudex opidi Megyes . . • 1457»/ii 

lohannes Greb de Monera 1499* Vn 

Comes Andreas de Mulbach mT^si'/ 

Georgius Ger 4b de Musna (Meschen) 1469*%o 



I. 48. 

II. 122. 



II. 44. 
II. 58. 
I. 15. 

V. 113a 

I. 32. 

I. 50. 
IL 270. 

II. 135. 

II. 343. 

V. 1154. 
I. 48. 



I. 80. 

II. 638. 

II. 96. 
I. 44. 
V. 1256. 
» I. 25. 

» I. 53. 
> I. 32. 

Rechn. 1. 1. p. 35. 

Urk. V. 1158. 

» II. 648. 



» 
» 



• jl. 
» ll. 



I. 25. 
32. 
IV. 1488. 
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Für eine solche Annahme scheint die Thatsache zu 
sprechen, dass die Saxones Transyluani praedia tenentes et 



Gomes Andreas de Paratee (s. auch 
Du Gange glossar. tit. Pareta, Paratae; 
Bei Notitia regni Hung. IV. 440 u. 
442) 

Gomes Henningus de uilla Poka (Tomen) 

Prouidus et circumspectus comes Nico- 
laus de Richuino 

Relicta Petri comitis de Rodenberg 

Gereb Mathias ewr kOnigl. Gnaden 
Richter in Rewssemargker Stul . . 

Gomes Michael et Ghristianus de Ruffo 
Monte • 

Gomes luan de RufTo Monte .... 

« 

» Nicolaus de Rukbas 

» lacobus Greb iudex regius sedis 

Rwppas 

Adam 6ref et yilHcus de Ruppas . . 
Gomes Laurencius iudex regius sedis 

Rusmark 
» » » » fori Ru- 

thenorum 

Gomes lohannes de Sancta Agatha 

iudex regius 

Gomes Andreas de Sebus 

» » » Schebes 

» lohannes de Sebeswaras . . . 

Gomes lacobus de Seguswar .... 

Gomes Henningus iudex regalis sedis 

Schenk cum ceteris senioribus dua- 

rum sedium vdlct sedis Schenk et 

sedis castri Scheks 

Gomes Henningus de Seng 

» » » Schenk .... 

» Henynkus » Schönk . . . . 

. . . comitis Tylonis iudicis ordinarii 

domini regis sedis Schenk . . . . 

Honestus Petrus Greb de Seelk Maiori 

Petrus tili US comitis Heynczmanni de 

Stolczenberg 

Michael Greb de Swynschir 

Prouidus et circumspectus comes de 
uilla Tobie 



1369"/7 S.N.A.Urk. lU. 249. 
1328«/. » » I. 8. 



1429V7 
1468»Vi 

1481 

1387"/i 
1359 

1374»/n 

1455»*/io 
1482"/. 

1446»V« 
1452Vt 

1382«/» 

1370«/. 

1372«/« 

1387% 

1370V. 



V. 1256. 
n. 237. 

V. 1656 

I. 50. 
I. 15. 
I. 32. 

ni. 9. 

m. 48. 

n. 114. 
n. 135. 

I. 48. 
I. 22. 
I. 27. 
I. 53. 
I. 22. 



1374 


» 




IV. 778. 


1370«/, 


» 




I. 22. 


1372 «Vi 


» 




1. 25. 


1374« Vi 1 


» 




I. 32. 


1390V7 


» 




IV. 778. 


1469»Vii 


» 




III. 185. 


1382V« 


» 




I. 48. 


14ö2Vt 


» 




II. 135. 



1429Vi 



V. 1256. 
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more nobilium se gerentes auch späterhin eine privilegirte 
Rechtsstellung einnahmen und durch das bekannte Decret des 
letzten Arpaden vom J. 129! den Adligen beigezählt wurden^), 
dass femer auch in dem die Abhaltung einer gemeinsamen 
Tagfahrt der Hermannstädter Provincialen verordnenden Mandat 
König Ludwig's I. vom J. 1379 neben den Richtern, den Aeltesten, 
den Geschworenen und den Männern aus dem Volke ausdrück- 
lich auch der Vornehmeren ^) gedacht wird. Die Belohnung 
hervorragender Verdienste durch Verleihung des Adels von 
Seite des Königs war zu allen Zeiten so üblich und ist so 
vollständig ausser allem Zweifel, dass eine einfache Hin- 
weisung darauf genügt 

Den Gegensatz zu den Vornehmen bildeten die Unfreien, 
Leibeigenen, Hörigen. Sie sassen auf den Prädien der Ge- 
schlechter, später auf den Nobilitargütern der sieben Richter, 
oder von Klösteiii, einzelnen sächsischen Gemeinden oder Grund- 
besitzern*). 

Das Loos dieser Hörigen war anfangs ein wenig diiicken- 
des, wenn es gestattet ist, sich zur Beurtheilung ihrer Lage 
auf die Verhältnisse der Wyncher und Burgbergher Grund- 
holden des siebenbürgischen Woywoden und der in Särd 
sesshaften Hörigen des siebenbürgischen Bischofs zu berufen, 



Petrus Gomes de Valle Agnetis . . . 1446'V4 S.N.A.Urlc. IL 114. 

Benedictus Greb de Valle Agnetis 

(auch Sent Agatha) . 1494 » » Rechnungen 

I. 1. p. 4. 22. 35. 

Comes Stephanus de Warasyo .... 1372^*/« » Urk. I. 25. 

Nobilis Johannes de Weresmarth . . 1477 » » IL 376. 

Renerius Ghristianus et Heys comites 

de Wynch inferiori 1310Vii » » IL 34. 

Gomes Nieolaus de Zeckat 1359 » » L 1359. 

Vergl. auch fönt. rer. austr. XV, L 247—255; Fej6r cod. dipl. V. 1. 137. 
190; V. 2. 172. 298 u. 490. 

^) Fontes rer. austr. XV, I. p. 162 (art. 26) quod quilibet nobilis 

sive Saxo de numero nobilium; vgL auch Endlicher Monumenta p.618 
(21). — *) .... praecipimus, quatenus, mox cognitis praesentibus , tos 
ludices vestri, secundum vestram consvetudinem, cum senioribus, luratis 
et potioribus, adiuncta parte communis populi vestri, insimul in campis 
conveniatis, pro vestro communi colloquio et ibidem vestra privilegia, 
nova et antiqua, recipiatis et perlegatis etc. Seivert Acten und Daten 
p. 2. — *) Verfassungszustand der säcbs. Nation in Siebenbürgen S. 67. 
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denen mit dem Genuss der überlas et consuetudo Cybinien- 
sium freies Abzugsrecht, freies Vermögensverfugungsrecht 
unter Lebenden und auf den Todesfall zugesichert und hiefür 
nur die Zahlung eines massigen Bodenzinses und einiger da- 
mals überall gebräuchlicher Naturalabgaben auferlegt war^). 

Einigermassen auffallend und mit der herrschenden An- 
sicht : Es habe auf dem eigentlichen Königsboden keine Hörigen 
gegeben, im Widerspruche stehend erscheint mir der Umstand, 
dass der Woywode von Siebenbürgen J. Pongricz von Dengeleg 
in seinem an die Repräsentanten der 7 Stühle gerichteten 
Schreiben vom 27. Juli 1469^) neben den michelsberger Unter- 
thanen der Kirche zur heiligen Jungfrau in Kercz auch der 
Jobagiones regales de Disznyo Erwähnung macht, ohne dass 
ich gestützt auf dieses einzige Zeugnis auf das Vorhandensein 
von Hörigen in Disznyo (Heitau) zu schliessen wagte. 

Wenn nach germanischem und auch nach unserem Landes- 
rechte') die Luft der Stadt frei machte, so kam diese 
Eigenschaft dem gesammten Königsboden mit Ausnahme etwa 
der Enclaven von Prädialen, schon kraft des Andreanums 
zu und deshalb mögen sich auf den Dörfern des Königs- 
bodens ^) schon frühe auch Gewerbsleute angesiedelt haben, die 
anderswo die befreiende Luft der Stadt aufzusuchen genöthigt 
waren. 

Dass es auch Leibeigene gab, die der drückenden Frohn- 
last beinahe erlagen und sich derselben durch Migration wenn 
möglich zu entledigen trachteten, ist eine allerorts sehr häufig 
gemachte Wahrnehmung und es kann deshalb auch nicht be- 
fremden, wenn zum Schutze der im Vordergründe stehenden 
grundherrlichen Interessen verordnet wurde, dass kein Höriger 
eines Adligen ohne Zustimmung seines Grundherrn auf Güter 
der Magnaten, auf königliche Besitzungen, als freie Städte, 

*) Font. rer. austr. XV, I. p. 68 u. 188. — ») Sachs. Nat. Arch. ürk. 
11, 309. — *) Kovachich M. G. Formulae solennes p. 43: forma Liber- 

tatis Item secure veniant et conmorentur. Et si recedere volu- 

erint iusto terragio persoluto secure recedant cum omuibus bonis suis 
nemine contradicente. Ipse autem tertia revolutione annuali 
transacta praedicti hospites eadem übertäte fruantur qua 
nos a prima fundatione dictae Civitatis nostrae bactenus 
ireti sumus et fruimur Deo permittente etc. — *) Fontes 
rer. austr. XV, I. p. 170. 
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Salzkammerorte oder ändere königliche Güter sich bege1)en 
dürfe. Ebensowenig durfte eine Migration vom Königsboden 
auf adlige Güter erfolgen. Jeder heimlich entwichene oder 
gewaltsam entführte Grundholde wurde nach alter Landes- 
gewohnheit durch den Woywoden oder dessen Beamte seiner 
früheren Grundherrschaft zurückgegeben^). 

Die libertas Saxonum oder Prouincialium de Cybihio bezog 
sich eigentlich und vor Allem nur auf das durch den andrea- 
nischen Freibrief gekennzeichnete Gebiet; doch sehen wir die- 
selbe im Laufe der Zeit auch auf andre Ansiedluugen , wie 
Wynch und Burgbergh«), Sird») villa Apold*), die Stühle 
Mediasch u. Schelk ^) und das Kloster Kerz ^) etc. ausgedehnt ; 
— ein sprechendes Zeugniss für ihr besondres Ansehn bei 
den Golonisten in den siebenbürgischen Landestheilen, welches 
auch durch die erfolgreiche Berufung der Klausenburger auf 
das Andreanum in dem mit dem Grosswardeiner Kapitel ge- 
führten Zollstreite evident wird''). 

Einen Haupt bestandtheil dieser libertas, deren Begriff 
wir oben zu bestimmen versucht haben, und die sich auch 
als Status der Golonisten oder als Inbegriff der ihre Rechte 
und Pflichten bestimmenden Normen auffassen lässt, bildete 
der Besitz und Gebrauch des eigenen, aus der alten Heimat 
mitgebrachten, vom Landesrecht unterschiedenen Rechts, des 
Gewohnheitsrechts der Hermannstädter Provinz, das gleich 
dem der Zipser Sachsen in der zweiten Hälfte des 13. Jahr- 
hunderts, urkundlich bezeugt ist ^). 

Da uns kein einziges siebenbürgisch-sächsiches Stadt^ oder 
Dorfrecht, noch weniger das Gewohnheitsrecht des hermann- 
städter Gaues fiberliefert worden, so wird die interessante 
aber auch äusserst schwierige und mühsame, hier ganz ausser 
Betracht fallende Aufgabe einer Spezialuntersuchung darin 



1) Sftchs. Nat. Arch. Urk. v. 23/6 1496. ü. III. Iia U. 25/8 1481. 
n. 402. — ») Font r. auslr. XV, 1. 69. — ») F. r, a. XV. 1. 189. — *) L. 
c. p. 180. — • •) Sachs. N. Arch. Urk. I. 6; 11. 165; III. 249. Fej^r cod. 
dipl. XI. pag. 468. Blätter für Geist, Gemüth und Vaterlandskunde 1849 
Nr. 9. — ') Eder ad Schesäum Appendix 213. 2. — ■) Endlicher Monn- 
menta p. 523 (4) ius et consuetudines provincie approbatas (8) proprio 
iure et lege speciaH perfruuntur. Fej^r cod. dipl. XL 468. Font. rer. austf. 
XV, I. 69. 189. 

Z«1tielirlll d. BaTigiiy-Stlftuiig. VI. Germ. Abth. 7 
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bestehen, in den Bechtsgewohnheiten der siebenburger Sachsen 
die Spuren flandrischer und deutscher Rechtselemente aufeu- 
suchen, um hiedurch einen Beitrag zur Entscheidung der 
Frage über die Stammsitze der siebenburger Sachsen ^) zu 
liefern, welche endgiltig wenn überhaupt wol nur durch die 
Ergebnisse der vergleichenden Sprachforschung gelöst wer- 
den wird. 

An der Spitze des Gaues stand der vom König ernannte 
Gaugraf (comes Chybiniensis)^) ; die gesetzlichen Vertreter des 
Gaues (prouincia, comitatus Chybiniensis) sind die prouinciales 
Comitatus Scybiniensis ') ; als universitas Saxonum erscheinen 
sie gegen Ende des 13ten Jahrhunderts^), später auch als 
universitas Saxonum de Chybinio ac ad sedem Chybiniensem 
pertinentes ') oder als Uniuersitas prouincie Cibiniensis *) oder 
als Communitas provincialium Chybiniensium ^ oder als Uni- 
uersi prouinciales sedis Cibiniensis ac aliarum Septem sedium ^ 
oder als Prouindalium vniuersitas de Septem sedibus prouincie 
Cybiniensis *) oder als ludices iurati consules et uniuersi 
Seniores Septem sedium Saxonicalium ^®). 

Während auf der Tagfahrt der Hermannstädter Provinz 
im J. 1322 der Gaugraf unter Zuziehung der Communitas 
prouincialium Chybiniensium ^^) Amt handelte, und i. J. 1379 
auch Männer aus dem Volke an der allgemeinen Versammlung 
unter freiem Himmel nach alter Gewohnheit theilnehmen, er- 
scheinen später (1447) die iudices et iurati seniores Septem 
sedium in nostra generali iudiciaria oongregatione ^^) und 
wenige Jahre darauf (1452) auf der Tagfahrt der sieben 
Stähle, die dem Grefen von Rodenberg (Weresmarth) in einem 
Rechtsstreite mit Rodberger Insassen das Eigenthum einer 
Mühle zuspricht, ausser den Oberbeamten und Geschwomen 

*) Es genügt an dieser Stelle, auf die bekannten Werke und Ab- 
handlungen von Borchgrave, Fabritius, Haltrich, Kurz, Marienburg, 
Fr. Müller, Dr. Roth, I. a Schuller, W. Schuster, J. Seirert, Dr. 6. D. Teutsch, 
Dr. Watten bach, Dr. I. Wolflf u. s. w. zu verweisen. — *) Font rer. 
auslr. XV, I. 29. — «) Sachs. N. Arch. 1248 Urk. IL 34. — *) Fontes r. 
austr. XV, I. 181. — •) S. N. A. Urk. I. 3. — •) S. N. A. 1317 ü. H. 25. — 
^) (1322) Verfassungsznstand der sfichs. Nation in Siebenbürgen p. 90. — 
■) 8.N. A. 1355 ü. I. 10. — •) S.N.A. 1382 ü. I. 48. — *•) S.N.A. 
1399 U. IV. 778. — ") Verfassungszustd. S.90. — ») SAcfa8.Nat Arch. 
Urk. II. 117 u. 118. 
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der acht Stähle (septem sedes) auch Grefen verschiedener 
Ortschaften unter Verhältnissen, welche die Vermutbung nahe- 
legen, dass sie ihres Amtes kraft eigenen auf dem Besitz von 
Grund und Boden ruhenden Rechtes walten^ 

Die Tagfahrten dieser unter dem Vorsitz des magister 
provincialium fungirenden Provincialvertretung gestalten sich 
später zu den Sitzungen der sächsischen Nationsuniversität aus, 
an denen nach Vereinigung des Burzenlandes und Nösnergaues, 
sowie der zwei Stühle Mediasch und Schelk mit der Hermann- 
städter Provinz die 9 Stühle: Hermannstadt, Schässburg, 
Mediasch, Mählbach, Schenk, Reps, Reussmarkt, Leschkirch 
und Bros und 2 Districte: Kronstadt und Bistriz durch Ent- 
sendung von je 2 Abgeordneten (zusammen 22) ^) theilnehmen^). 

Der Wirkungskreis dieser Provincialen d. h. der gesetz- 
lichen Repräsentanz der Hermannstädter Provinz erstreckte 
sich auf ihre gesammten öffentlichen Angelegenheiten^ und 
war, wie sich aus der beispiels weisen Aufzählung der wich- 
tigsten Geschäfte ergeben wird, nicht nur umfangreich, sondern 
auch bedeutungsvoll. 

Die Provincialen erwirkten die Bestätigung ihrer Privi- 
legien vom Landesherm ; sie vertheidigten die Integrität ihres 
Gebiets, die Selbständigkeit ihrer Jurisdiction und den Bestand 
ihrer Verfassung gegen Uebergriife des Woywoden und geist- 
licher Gerichte, wie gegen die Anmassungen fremder Adeliger 
und ihrer eigenen Geschlechter ; ihre Abgeordneten erschienen 
auf den Reichstagen, schlössen Unionen mit den Mitnationen 
der siebenb. Landestheile, zahlten Subsidien, ordneten die Inner- 
angelegenheiten der Provinz mit grosser Selbständigkeit; sie 
schufen auf ihren Gongregationen rechtsverbindliche Statute und 
zwangen Ungehoi*same durch Verhängung empfindlicher Strafen 
zur Beachtung des geltenden Gewohnheitsrechts ; sie schickten 



>) Auf der Tagfahrt der 7 Stflhle vom 1/7 1452 erscheinen 28 Re- 
prftsentanten and zwar von Hermannstadt sieben, Schfissburg, Mflllen- 
bach und Reps je drei, Bros zwei, Schenk, Reussmarkt, RufTomonte, 
Grossau, Swynschir, Draas, Bodendorf, Hamruden, Grossleogdes und 
Aiwyncz je einer. S.N. A. U. II. 135. — *) Ueber die Entstehung der 
Siebenrichter- und Nationalkasse siehe W. Brückner: Megvilägitäsa a 
m^Iyen tisztelt k^pv. häzhoz int^ett azon emMkiratnak stb. und Quellen 
zur Geschichte Siebenbürgens aus sfichs. Archiven Einleitung X. 



100 Chidlav LilwJhör, 

ihr von den Königsrichtern gefShrtes Tnippeiicontitig^nt ins Fdd, 
sie vertheilten die auf der Provinz ruhende Militär- und Steuer- 
last unter Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit: sie vei^ 
liehen von ihrem Eigenthümer verlassene Grundstücke an 
neue Eigenthümer, sie gestatteten den Wiederaufbau von zer- 
störten Gremeinden unter Zusicherung zeitlicher Steuerfreiheit, 
sie ordneten die Begehung von Gemarkungen, Aufstellung von 
Grenzmarken und Einweisung in den Besitz an ; sie verfügten 
den Rückkauf abgerissener Theile des Königsbodens auf ge- 
meinsame Kosten ; sie verordneten Leistung gemeinsamer Hilfe 
bei grösseren Unglücksfällen einzelner Gemeinden; sie be- 
stätigten Ämterwahlen, sie regelten Gewerbe und Handel, hatten 
eigene Münze , Mass und Gewicht , wahrten Zoll- und Jdarkt- 
freiheit und bildeten schliesslich auch den Oberhof in allen 
Civil- und Criminalprocessen nicht nur für das Provincialgebiet, 
sondern auch für ausserhalb desselben gelegene Ortschaften 
und Gebietstheile^), gegen dessen Entscheidungen die Berufung 
nur an den König und dessen Curie zulässig war^). 

Unter der Aegide dieser umsichtigen Gauvertretung hoben 
sich die Vororte der einzelnen Stühle, gefördert durch Ge- 
werbefleiss und Handel, bald zu einiger Bedeutung. Am 
raschesten und kräftigsten gedieh einer der ältesten Sitze der 
sächsischen Niederlassungen Hermannstadt, Zeben, Cibinium, 
Chybinium später Nagy-Szeben, nach seiner politischen, cultur- 
und rechtshistorischen Bedeutung aufgefasst jedenfalls der 
Hauptort der siebenbürger Sachsen, der in der zweiten BTälfte 
des zwölften Jahrhunderts gegründet, aus dem sagenhaften 
Dunkel seiner Entstehung') im Jahre 1191 als Sitz einer 
selbständigen, d. h. vom siebenbürgischen Bischof unabhängigen 
Probstei hervortritt*), im Jahre 1223 den Namen Villa Her- 
manni^) führt, durch das Andreanum im darauffolgenden 



*) Eder I. G; ad Schesftum Apt)endix p. 213. 2—4; Jakab EIek 
Oklev^ltär Kolozsvdr törtdnete I kOtetöhez 278, 292 ^ 906 Ip. — >) Sftchs. 
Nat. Archiv. Urk. II. 99. 107. 135. 161. 165. 182. 194. 201. 206. 227. 
233. 238. 302. 313. 326. 339. 352. 454. 465. 546. 586. 634. 660; IH. 37 
und V. 1329; auch Seivert 6. Acten u. Daten; Archiv des Vereiris fQr 
9. Ldeskde. N. F. VII. 444 — *) Seivert 6. Die Stadt HerroannsUdt 
S. 5. — ♦) Fontes rer. austr. XV, I. 3. — •) Sachs. N. Arch. U. 1. 12; 
Fontes rer. austr. XV, I. p. 24. s. auch S. N. A. ü. If. 339. 
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Jahre zum Vorort ^) des Hermannstädter Gaues wird und bie- 
durch zur Ftthrerrolle unter den siebenbürgisch- sächsischen 
Golonieen berufen, sich in der zweiten Hälfte des vierzehnten 
Jahrhunderts zu einem städtischen Gemeinwesen von relativ 
hoher Bedeutung emporringt, die bis in's sechzehnte Jahr- 
hundert fortdauert, dann aber stetig abnimmt^). 

So war denn Hermannstadt seit der Mitte des vierzehnten 
Jahrhunderts eine königlich freie Stadt, Vorort der Provinz, 
Amtssitz des Gaugrafen und Provincialbürgermeisters, Sitz des 
Oberhofs und überdies (wahrscheinlich seit dem Ende des 
fünfzehnten Jahrhunderts) der einzige Bulandsort unter 
allen siebeabürgisch-sächsischen Colonistensitzen. 

Professor Dr. Gustav WenczeP) führt, ohne übrigens 
urkundliche Belege für seine Ansicht beizubringen, unter den 
heimischen Stadtrechten auch „das von Hermannstadt an, 
welches mit dem auf Grund des Andreanums vom J. 1224 
entstandenen Recht der sächsischen Nation verschmolzen sei". 

Da ein Hermannstädter Stadtrecht urkundlich überhaupt 
nicht nachweisbar ist, so kann sich die Behauptung, dass ein 
Solches schon vor Erlassung des Andreanums bestanden habe, 
füglich nur auf die Vermuthung gründen, dass erstens die 
Colonisten aus ihren Stammsitzen das Mutterrecht in die neue 
Heimat verpflanzt haben und dass zweitens Hermannstadt, 
die Villa Hermanni, schon vor Eriassung des Andreanums, 
wenn auch auf dörflicher Grundlage ruhend, so doch Stadt- 
gemeinde gewesen sei. 

Die erste Annahme ist, wenn wir auch die Stammsitze 
der Hermannstädter Colonisten mit Bestimmtheit anzugeben 
heute noch nicht vermögen u. also auch das Mutterrecht ihres 



*) Font. rer. austr. XV, I. 29. — •) Ueber die Bedeatung Hermann- 
stadt*8 in jener Zeit als Industrie-, Handels- und Culturcentrum siehe 
Seivert 6. Die Stadt Hermannstadt 12 u. ff.; u. Sachs. Nat. Arch. Urk. 
I. 17. 30. 21. 23. 24. 26. 29. 30. 64—66. U. 1. 2. 3. 7. 67. 471. III. 3. 
164 u. 165. — Müller Fr. Deutsche Sprachdenkmäler in Siebenbürgen: 
Bericht des Bischofs Samile von Gonstantinopel an den Hermannstädter 
Rath vom 6. August 1453. S. 64: Item ewr Stat Czibin oder Herman- 
stat bat ainen grossen nOm under in (den Türken) über all vnd sprechen 
sy, Es sey in ain widersteung vnd hindernüss an irem weg etc. — 
*) Magyarorszäg värosai es vdrosjogai, 43 Ip. 
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Colonistensitzes nicht kennen, doch sehr plausibel und gewinnt 
dadurch wesentlich an Halt, dass das Andreanum auch in 
Bezug auf Recht und Gerichtsbarkeit die alte im Laufe der 
Zeit (wir wissen freilich nicht, ob auch in diesem Punkte) 
geschmälerte Freiheit wiederherstellte. 

Dagegen erregt die zweite Behauptung, nach welcher die 
Villa Hermanni schon zu Anfang des 13. Jahrhunderts als 
städtisches Gemeinwesen erscheint, desto mehr Bedenken, 
weil sie sich schliesslich nur darauf berufen kann, dass der 
Ort damals schon Sitz einer Probstei war und dass hie und da 
vielleicht auch der Gaugraf dort weilte; — denn sein ständiger 
Amtssitz daselbst ist für die fragliche Zeit urkundlich nicht 
zu erweisen. 

Es wurde nun, falls man das deutsche Städtewesen zu 
klärender Vergleichung heranzuziehen geneigt wäre, in Deutsch- 
land allerdings auch für Städte auf dörflicher Grundlage die 
Benennung Villa ^) hie u. da, also ausnahmsweise verwendet; 
aber die Bezeichnung urbs, ciuitas, oppidum war die Regel. 

Dass die wichtigsten, Stadtrechten und Freiheiten gleich- 
kommenden, Gerechtsame den Gästen jenseits des Waldes 
schon durch das Andreanum verliehen wurden, ändert nichts 
an der Sachlage, weil diese libertas eben nicht der villa Her- 
manni und ihrem Weichbilde, sondern der gesammten im comi- 
tatus Chybiniensis sesshaften Bevölkerung verliehen wurde, — 
einem Gau, gegen dessen Gebiet und Bevölkerung die Ver- 
hältnisse einer villa sehr unbedeutend erscheinen mussten, 
wenn diese auch durch ihre von den beiden Endpunkten 
der ältesten Niederlassungen beiläufig gleich weit entfernte 
und in der Nähe des Rothenthurmer Passes befindliche Lage, 
in Folge der Nähe der Probstei u. des Gaugerichts, der gün- 
stigen Lage zum Handelsverkehr und der Leichtigkeit sie zu 
befestigen sich zum Vorort des Gaues und raschem Aufschwung 
in vielfacher Richtung eignen mochte. 

Der Gau war zunächst das höher stehende, vitalere und 
umfassendere Interessen vertretende, daher auch früher orga- 
nisirte und rascher sich entwickelnde politische Gemeinwesen, 
aus dessen Mutterschoosse sich allmälig die einzelnen Vororte 



') Gengier Deutsche SUdtrechtsalterthümer, 350. 
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sonderten und theilweise zur Bedeutung städtischer Gemein- 
wesen erhoben. 

Während dem Gau schon durch das Andreanum das 
Recht der Führung eines öffentlich anerkannten Siegels ein- 
geräumt wird, ist ein eigenes Siegel der villa Hermanni erst 
viel später nachweisbar. 

Während der Gau schon 1353^) von dem damals hoch- 
gehaltenen Vorrechte mit rothem Wachs zu siegeln Gebrauch 
machen darf, erfreut sich dessen Vorort erst ein Jahrhundert 
später^) der gleichen Begünstigung. 

Ganz besonders beweiskräftig für die Entscheidung der 
vorliegenden Frage erscheint mir die Thatsache, dass die iudices, 
iurati ac tota communitas ville Gybiniensis den Act der 
Eigenthumsttbertragung bezüglich eines in Hermannstadt ge- 
legenen Hospitals an die Ordensbrüder vom H. Geist, d. h. 
also den Abschluss eines Rechtsgeschäftes von rein 
localer Bedeutung mit dem Siegel der Hermann- 
städter Provincialen bekräftigen'), welches Vorgehen meiner 
Ansicht nach nur die Deutung zulässt, dass die villa Her- 
manni damals noch kein eigenes öffentlich aner- 
kanntes Siegel führen durfte. 

In der Streitsache des Hermannstädter Probstes Nicolaus 
mit dem dortigen Pleban Heinrich wegen der Zehnten und 
andrer Einkünfte der Parochialkirche (1321) wird der com- 
munitas ciuium de Cybinio^) erwähnt. 

Dagegen spricht der im J. 1 322 von Pabst Johann XXII. 
an den Olmützer Bischof erlassene Auftrag zur Untersuchung 
und Schlichtung dieses Streites wieder von der villa Cibi- 
niensis') und selbst im Jahre 1448 findet sich noch die Be- 
nennung opidum, aber allerdings in unmittelbarer Verbindung 
mit dem magister ciuium®). 

In dem 1367 erlassenen Verbote, die Hermannstädter in 
Handels- und anderen Streitsachen vor fremde Gerichte zu 
ziehn, wird der Cives et hospites de Scibinio et de eins per- 
tinencijs'') erwähnt und übereinstimmend hiemit findet sich 

1) Siebenb. QuarUlschrift VI. 10. — •) Eder : De iniliis p. 146-149. — 
») Fontes rer. austr. XV, I. p. 180. — *) Sachs. Nat. Arcb. Urk. I. 5. — 
•) Sachs. Nat. Arcb. Urk. I, 4. — •) Sachs. Nat. Arcb. Urk. II. 122. — 
'') Sachs. Nat. Arcb. Urk. I. 19. 
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in einer Stolzenburger Urkunde v. J. 1366 Jacob Heinzmana 
als magister ciuium^). 

Die Behauptung J. Seiwert's, es scheine Hermannstadt 
1357 noch keine Stadtrechte, also auch keinen Bürgermeister 
gehabt zu haben, weil sich seine Bürger in einer Entscheidung 
über Grenzstreitigkeiten zwischen Heitau und Michelsberg 
Burgenses de Cibinio nennen, mag sachlich richtig sein; der 
dafür vorgebrachte Grund ist indess nicht entscheidend, denn 
er schliesst die Möglichkeit, dass Hermannstadt zu jener Zeit 
schon Stadt gewesen sei, nicht aus, da die Ausdrücke cives, 
concives, burgenses, comburgenses , opidani, burger, purger, 
burgaer, borgere für Einwohner städtischer Gemeinwesen gleich- 
massig gebraucht wurden^). 

Für das J. 1367 ist also der Bestand des stadtischen 
Gemeinwesens für Hermannstadt gegen allen Widerspruch 
erwiesen. 

In seinen Mauern wirken Geschwome als Repräsentanten 
der Stadt, schaffen als solche Statute, legen Lasten und Ab- 
gaben auf die Bürgerschaft, sorgen für die Bewachung und 
Vertheidigung der Stadt, sowie für Aufrechterhaltung von 
Zucht und Ordnung in derselben, sie controliren die Verwal- 
tung des städtischen Vermögens durch den Bürgermeister, der 
anfangs allein, später unterstützt durch den Villicus die ein- 
schlägigen Geschäfte besorgt und über diesen Zweig seiner 
Amtsthätigkeit ordnungsmässig Rechnung legt^). 

Sie sind in Gemeinschaft mit den Richtern (iudices et 
iurati) in allen Civil- und Criminalsachen das ständige 
Gericht; denn sie erscheinen bei den verschiedenartigsten ge- 
richtlichen Amtshandlungen im Eingange aller Urkunden un- 
mittelbar nach den Richtern als beurkundende und den be- 
treffenden Gerichtsact vollziehende Amtspersonen erwähnt. Eine 
Berufung gegen ihre Urtheilssprüche und Verfügungen ist nur 
an den Oberhof der Septem sedes der Provinz und von da in 
sehr seltenen Fällen an den König zulässig. 



^) Ungr. Magazin II. 278. — ') Gengier Deutsche Stadtrechtsalter- 
thümer p. 416. 417. 420—422. 424; Kovacliich M. 6. Formulae solennes 
p. 43. — *) Quellen zur Geschichte Siebenb. aus sächs. Archiven Ein- 
leitung X. 
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Wenn nun auch Hermannstadt als Sitz eines Schöffen- 
gerichts und als Dingstätte des grossen Gaues mit seindr 
consuetudo ten*ae Cybinensis auf dessen Recbtsleben einen 
dominirenden Einfluss üben mochte, und wenn auch die Hannen 
einzelner Dorfschaften (villae) nur geringfügige Händel schlich- 
teten, wenn auch nebst den Vororten der Stühle nur wenige 
privil. Orte^) den Blutbann übten, so musste doch die Auto- 
nomie der Stühle, ihr vielleicht von Anbeginn nicht ganz 
übereinstimmendes Gewohnheitsrecht, die Spruchpraxis der 
Gaugerichte, in denen neben den Richtern auch Geschworne 
(iurati, iurati assessores, iuraii consules, iurati seniores, iurati 
ci ves) ^) Sassen, und der gänzliche Mangel eines geschriebenen 
Rechts im Laufe der Zeit eine so bunte Mannigfaltigkeit von 
Rechtsgewohnheiten und im Gefolge hiervon eine so grosse 
Unsicherheit des Rechts erzeugen, dass sich der Wunsch diesem 
Uebel zu steuern namentlich bei praktischen Juristen und 
ganz besonders bei den Mitgliedern des sächsichen Oberhofs 
auf das lebhafteste regen musste, zu denen gegen Ende des 
15. Jahrhunderts auch Thomas Altenberger gehörte >). 

^) S.N. A Urk. II. 142. — *) Der Ausdruck scabini kommt meines 
Wissens in siebenb. sächs. Urkunden nicht vor, wird übrigens mit dem 
Ausdruck iuraii öfter als synonym gebraucht vgl. Kovachich formulae 
solennes p. S2; WarnkOnig Flandrische Staats- und Rechtsgeschichte II. 
Urk. B. 115. Keure von Poperinghen a. d. J. 1233. V. — *} Thomas 
Altenberger gehört jedenfalls zu den hervorragenderen Persönlich- 
keiten des sächsischen Volks in der zweiten Hälfte des 15. Jahr* 
hunderts. 

Nachdem er an der Wiener Universität das Baccalaureat des 
canon. Rechts erworben, trat er in den öffentlichen Dienst seiner Vater- 
stadt ein. 

Ob Altenberger mit jenem Thomas de Gibinio identisch sei, der 
als Anhänger Maximilian*s bei der Belagerung von Wien geschildert 
wird (Aschbach Creschichte der Wiener Universität, 235), ist nicht fest- 
gestellt. Auch ist nicht erwiesen, ob es gerade ihm gelungen, den 
Hermannstädtern von König Mathias das Recht zu erwirken, sich für 
dieses eine Mal den Königsrichter aus ihrer Mitte zu wählen 
(S. N. A. Urk. 1464 6/4, IV. 508) ; ferner lässt sich nicht eruiren, in wel- 
cher Beziehung A. zu jener Verfügung des Königs Mathias vom 28/9. 
1469 (S. N. A. U. II. 811) steht, nach welcher die Königsrichter in den 
7 und 2 Stöhlen mit Ausnahme des in Hermannstadt eingesetzten 
aus ihren Aemtern entfernt und andere an ihre Stelle gewählt werden 
sollten. 
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Thomas Altenberger (auch Literatus genannt), der das 
Amt eines Bärgermeisters, Königsrichters und kgl. Kammer- 



Dagegen ist erwiesen, dass A. 

1470 als magister ciuium (S. N. A. U. IL 334; III. 233), 

1475 als tricesimator (1. c U. IL 361), 

1481 als Nobilis et egregius vir (1. c. U. II. 405) u. 

1486 als Gamararius noster Gibiniensis (l.cU. 11.430) fungirte. 

1473 entrann A, wol nur in Folge seiner Geistesgegenwart und 
geschickten Vertheidlgung gegen einen bei Feketetö wider ihn und seine 
Reisegefährten ausgeführten raubmOrderischen Ueberfall, dem mehrere 
seiner Reisegefährten zum Opfer fielen, dem Tode (S. N. A U. IL 346). 
Von gleicher Energie zeugt sein dem König gegenüber im J. 1475 be- 
obachtetes Vorgehen. Er zahlte nämlich erst auf den dritten unter 
Androhung völliger Ungnade erlassenen königl. Befehl aus den von ihm 
verwalteten Steuergeldern 296 Goldgulden für 98 Stück Ochsen, die der 
König dem Hermannstädter Bürger Thomas Redner (Kaadar) durch den 
Szegediner Richter Szilägyi hatte abnehmen lassen, an Ersteren aus. 
(S. N. A. ürk. IL 360. 362 u. 363.) 

Ueber die durch A erfolgte Verdrängung des Königsrichters Lau- 
rencius Hahn (Kakas) aus seinem Amte gibt das Schreiben K. Wladis- 
laus IL vom 25/10 1490 (S. N. A Urk. IL 479), welches von der Bestä- 
tigung der Wahl L. Hahn*s zum lebenslänglichen Königsrichter durch 
König Mathias spricht, einigen Aufschluss. 

A. scheint von dem Vorhaben H.*s, sich wieder in den Besitz der 
Königsrichterwürde zu setzen, unterrichtet gewesen und Anhänger zu 
werben bemüht gewesen zu sein, worauf das Schreiben des Kronstädter 
Rathes an A. vom 6/3 1489 (S. N. A. Urk. IIL 63) hinzudeuten scheint 

Der Bericht vom 1/7 1491 (S. N. A. U. IL 499), in welchem die Ab- 
geordneten der Stadt Hermannstadt am kgl. Hoflager, Greorg Ghwkach 
und Benedict Garnifex von dem Ableben Thomas Altenberger*s Nachricht 
geben, erwähnt zwar auch des vor berührten kgl. Rescripts; jedoch muss 
auffallen, dass sie von der Wahl eines Königsrichters sprechen, nachdem 
doch Laurentius Hahn erst im Vorjahre vom König in dieses Amt auf 
Lebenszeit eingesetzt worden, und dieser Amtseinsetzung gegenüber die 
Hinterlassung des Königsrichteramtes durch A. an eine dritte Person, 
welche auf eine Art der Erblichkeit schliessen Hesse, von keiner Be- 
deutung ist. Auch die Befürchtung der Abgeordneten, deren Ausspruch 
in zu weit getriebener Vorsicht oder aber in persönlichen Motiven 
wurzeln konnte, es könne die Stadt durch A., der Kammer- und Kirch- 
thurmbaugelder verwaltet und den Rothenthurm innegehabt, zu Schaden 
kommen, erwies sich als vollkommen unbegründet, da A. seiner Wittwe 
Affra de Vizakna unter Anderem auch drei Häuser hinterlassen (S. N. A 
Urk. IL 570), und die Provinz Letzterer 1495 für verschiedene der kgL 
.Majestät verehrte Gegenstände Zahlung leistete und 1497 eine Schuld von 
600 Gulden rückzahlte, welche Momente auf grössere Wolhabenheit 
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grafen bekleidete, mochte sich ebenso darch Bildung >), wie 
durch Beruf zur Rolle des Reformers bestimmt fühlen. Sein 
Amt bot ihm häufig Gelegenheit, das Uebel zu sehen, seine 
Bildung zeigte ihm den Weg zur Beseitigung. 

Zwar fand Altenberger während seiner Studienzeit an 
der Wiener Universität selbst nicht Gelegenheit, sich mit öster- 
reichischen oder deutschen Stadt- und Landrechten oder mit 
dem römischen Rechte eingehend bekannt zu machen, da zu 
seiner Zeit Vorlesungen über die genannten Fächer dort gar 
nicht gehalten wurden^). 

Doch konnten ihm die damals so zahlreichen Handschriften 
der deutschen Rechtsbttcher des Mittelalters nicht völlig fremd 
bleiben. Ueberdies war ihm, der wiederholt am Hoflager des 
Königs in Ofen weilte, auch zuversichtlich bekannt, dass der 
Sachsenspiegel und das Magdeburger Recht namentlich bei den 
Zipset Sachsen als Subsidiarquelle recipirt war'). 

Die Reception deutscher Stadt- und Landrechte musste 
ihm sohin als der einfachste, kürzeste und sicherste Weg zur 
Erreichung des vorgestreckten Zieles erscheinen, da ja das 
ganze Rechtsleben der siebenbürgisch- sächsischen Colonieen 
auf germanischer Grundlage ruhte. Und wenn auch unsere 
Könige es nicht gern sahen, dass sich heimische Städte 
in's Ausland um Rechtsbelehrungen wendeten, wie dies Mich- 
nay und Lichner^) für den Fall von Silein (Silna, Silina, Solna), 
wo Teschener Recht galt, glaubwürdig gemacht, wenn auch 
für die Hermannstädter Provinz wie bekannt seit Erlassung 
des Andreanums de iure das Gewohnheitsrecht des Gaues und 
in Streitigkeiten zwischen Adeligen und Sachsen (1391) die 



zu schliessen gestatten. (S. N. A. Rechnungen 1495 I. 2. p. 37. 38. ia^ 
1497 R. I. 4. 63.) Weitere Daten zur Biografie Altenberger*s finden 
sich in den Quellen zur Geschichte Siebenbürgens aus sächs. Archiven 
I. 14. 17. 113 etc. und S. N. A. Urk. II. 45. 400. 401. 422; U. III. 43. 49. 
^) Ungr. Magazin IL 297 ; Trausch Jos. Schriflstellerlexikon I. Alten- 
berger. Locher Speculum acad. Viennense p. 246. 247. Aschbach J. Ge- 
schichte der Wiener Universität S. 235 u. 596. Archiv des Vereins f. 
siebenh. Ldeskde. N. F. 16. Bd. 2. H. S. 349. ^ *) Aschbach J. Geschichte 
der Wiener Universität p. 101. 310. — *) Heineccius Hist. jur. Rom. 
§ LXXIX; Michnay-Lichner Ofner SUdirecht p. 224. 261. BarUl Com* 
mentariorum ad historiam III. 85. — *) Ofner Stadrecht 261, 
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„l6x coDsuetudinaria regni'^^) galt und wenn auch König 
Mathias obwol nicht mit Bezugnahme auf unsere specielle 
Frage in einem an die siebenb. Sachsen gerichteten Schreiben 
vom J. 1463 dem äusserst wichtigen Grundsatze Ausdruck 
gab, dass auch sie der Herrschaft der Landesgesetze 
unterworfen seien ^), so sind alle diese Momente noch 
nicht schwerwiegend genug, um die Möglichkeit der Reception 
fremden Rechts als Subsidiarquelle auszuschliessen, da ja be- 
kanntlich ein Jahrhundert später das römische Recht als Sub- 
sidiarreCht für den Königsboden die fürstliche Bestätigung 
erhielt. Und deshalb hat auch die Thatsache der Reception 
eines deutsche Stadt- und Landrechte enthaltenden Rechts- 
buchs, des Codex Altenberger, durchaus nichts Auffallendes 
an sich. 

Bei alledem muss ich der bisher allgemein vertretenen 
Ansicht: Es sei dieses Rechtsbuch im Jahre 1481 auf 
Veranlassung AUenberger's entstanden, d. h. eigens zu 
diesem Zwecke verfasst worden, auf das Entschiedenste 
widersprechen, weil mir die Berufung auf die dem Schlüsse 
des Codex beigefügten Worte: Hoc opus fecit fieri Egregius 
Magister Thomas Altembergcr Magister Ciuium et Iudex Regius 
nee non Camerarius vrbis Cibiniensis Anno domini Millesimo 
Quädringentesimo primo dicti sui officii Magistri Ciuium Anno 
nono als völlig irrelevant erscheint, umsomehr da sie durch 
den Widerspruch mit Urkde. IL 334 des sächs. Nat. Archivs, 

^) Sachs. Nat. Arch. Urk. 1. 60. — *) Katona St. Historia crit. regum 
Hungariae, }CIV. 664: Intelligetis cum ex nunciis vestris, ad vos redeun- 
tibus, tum praecipue ex magnifico Joanne GrofF, vaiuoda nostro, in 
iUis parti^us constituto, earum rerum ordinem, quae modo in 
hac generali praelatorum baronum ac nobilium nostrorum 
congregatione dispositae sunt. Quae quidem res quoniam non 
ad aliquam diminutionem libertatis communis, sed potius ad conseraa- 
tionem eins tendunt; et pro meliori statu et defensione regni pi*ovide 
et salubriter excogitatae sunt; fidelitates vestras attentissime requirimus 
et eisdem nihilominus firmissimo nostro regio iubemus sub edicLo, 
quatenus et vos praefatam dispositionem libenter amplecti 
et eidem per omnia obtemperare nullatenus recusetis. Nam, 
quum membrum huius regni sitis et legibus eias Ylvatls; con- 
ueniens est, vt, quascumque capitis vestri ordinationes, 
praesertim tales et ad tam bonum finem factas, obedienter 
acceptetis; etc. 
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wetebe Altefiberger schon 1470 als magister ciuium erscheinen 
lässt, d^ Verdacht gegen ihre Echtheit nur verstärkt. 

Abgesehen davon, dass der Zeitpunkt, in welchem und 
die Hand, von welcher diese vermeintliche Widmungsklausel 
beigefügt wurde, nicht klar gestellt sind, passt auch der Inhalt 
weit eher in die Feder etwa des Provincialnotärs , als Alten- 
berger's selbst 

Zudem muss ein einziger, freilich unbefangener und etwas 
kritischer Blick auf den Codex davon überzeugen, dass er im 
J. 148t schlechterdings nicht entstanden sein kann; denn auf 
der innem Seite des rückwärtigen Deckels ist: 1453 Incensio 
Marcij^) (21) und auf der Innerdeite des Vorderdeckejs : Daz 
puch ist des (der darauf folgende Name ist vollständig radirt 
und somit unlesbar) zu sehn, woraus sich mit Bestimmtheit darauf 
schliessen liesse, das der Codex spätestens 1453 schon existirt 
habe, wenn nicht die Vergleichui^g des Textes mit Handschriften 
feststehenden Alters uns in das 14. Jahrhundert zurückführte. 

Was konnte füglich den Thomas Literatus« der eine für 
seine Zeit beachtenswerthe academische Bildung genossen, 
der so bedeutende Ämter in der Nation bekleidete, den Mann 
von Welt, der sich öfter am königl. Hoflager aufhielt und 
als Mitglied des Ober -Hofs die Bedürfnisse seiner Stammes- 
gekiossen in Bezug auf die Eigenschaften des zu recipirenden 
Rechts genau zu kennen in der Lage war, bestimmen, so 
heterogene und auf die siebenbürgisch-sächsischen Verhälthisse 
so wenig passende Rechte in einem Rechtsbuch vereinigen zu 
lassen, da es ihm bei Bestellung einer eigens auf die Yer« 
hältnisse des Königshodens berechneten Sammelhandschrift 
doch ausserordentlich leicht gewesen wäre, eine weit passendere 
Auswahl zu treffen und beispielsweise den in Ungarn ^onst 
nirgends recipirten Schwabenspiegel durch den Sachsenspiegel, 
das Yglauer Recht aber durch das viel näher liegende Schem- 
nit^er Stadt- und Bergrecht ersetzen zu lassen. 

Mag man die Richtigkeit dieser Begründung noch so 
sehr in Zweifel zu ziehen geneigt sein, das eine wird man 
doch dem Literatus, ohne die Gefahr in ein Paradoxon zu 
verfallen, nicht zumuthen dürfen, dass er ein Rechtsbuch als 



«) Du Gange Glossftr. Incensio Lunae, I. 75^ u. 76; III. 1364. 
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auf seine Anordnung im Jahre 1481 verfasst habe ausgeben 
wollen und können, auf welchem die Jahreszahl 1 453 und eine 
Eigenthumsbezeichnung heute noch zu lesen ist und wie der 
Charakter der ScbriftzQge und Zahlzeichen unzweifelhaft dar- 
thut, auch damals schon zu lesen war. 

Ob Altenberger die Handschrift schon während seiner in 
den Anfang der 60 er Jahre fallenden Wiener Studienzeit 
oder später etwa in Ofen erworben, woher er über Aufforde- 
rung des siebenbttrgischen Woywoden vom 25/2 1481 ^) schleu- 
nigst nach Hermannstadt zurückkehren musste, um Verthei- 
digungsanstalten gegen die Türken zu treffen, ist nicht zu 
eruiren, schliesslich auch nicht von grossem Belang; eine Tor- 
urtheilslose Betrachtung der Sachlage wird ihn auf alle Fälle 
von der Zumuthung eines so abgeschmackten Vorgehns gerne 
loszählen. 

Das nach seinem Widmer benannte Rechtsbuch, der Codex 
Altenberger ist bisher weder edirt, noch sachlich beschrieben, 
sondern nur oberflächlich berührt worden *). 

Er enthält nach der übereinstimmenden Ansicht aller 
Schriftsteller, die bisher seiner Erwähnung gethan, das Nürn- 
berger, Magdeburger und Yglauer Recht. 

Dass Frankenstein, verführt durch den allerersten 
Titel des Inhaltsverzeichnisses: „Swer an disem puech daz 
da. heizet nüeren pergisch recht icht svechen wil. der 
schol sich richten nach dieser schrift so vindet er es allezsamt 
nach einander geschriben daz indisem puche stet vnd wiert 
nich irre" — dennoch irre ging, ist nach dem damaligen 
Stande der Forschung entschuldbar; dass so viele Nachfolger 



») Sachs. Nal. Arch. ürk. III. 39. — ») Frankwistein Breric Ori- 
ginum Nationum et praecipue Saxonicae in Transylvania Claudiop. 
1697.37. Czwittinger D. Speciroen Hungariae Hteratae; Siebenkees Jurist. 
Magazin I. 390—323. Windisch Ung. Magazin I. B. II. St. S. 169. 
SchlOzer Krit. Sammlungen zur Grescbichte der Deutschen in Sieben- 
bQrgen p. 635. Eder J. G. Obsenrat. criticae p. 212. Ung. Magazin 
II. 297; Blätter für Geist, Gemath u. V. K. 1849 Nr. 9. Schuler v. 
Libloy Siebenb. Rechtsgeschiehte 1867 I. S. 129. Müller Fried. Deutsche 
Sprachdenkmäler aus SiebenbQrgen Einleitung XVI, S. 95» Anmerkung; 
Archiv des Vereins ffir siebenb. Landeskde. N. F. XVII. 2. 343. Toma- 
schek Deutsches Recht in Oesterreich, S. 33. 7. Homeyer Die d. Rechts- 
bücher des M. A. S. 77. Nr. 106. Seiyert G. Die Stadt Hermannstadt, S. 21. 
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seine Ansicht kritiklos abschrieben, ist schon sonderbar, dass 
aber auch die völlig in unsere Zeit (1867) fallende, wenigstens 
dem Umfange nach bedeutendste Publication auf 
dem Gebiete der siebenbürg. Rechtsgeschichte in 
denselben Fehler verfallen konnte, ist schlechterdings unbe- 
greiflich. 

Friedrich Schuler von Libloy schreibt^) aber den Codex 
Alten berger wörtlich Folgendes: 

„Erst in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts 
kam eine vom Hermannstädter Bürgermeister (Provincial- 
consul) Thomas Altenberger zu Nürnberg 1481 veranlasste 
Rechtsmittheilung als „subsidiarisches Kaiserrecht^^ in rich- 
terlichen Gebrauch des Hermannstädter Rathes und gleicher- 
zeit der sächsischen Nationsuniversität (Oberhofs). 
Das Rechtsbuch zerfällt in drei Theile: 
Der erste: „daz puech daz da heizet nuerenpergisch 
recht auf 109 Seiten in Doppelcolumnen, obgleich der Ein- 
fluss auf unseren Codex unverkennbar hervortritt, doch nicht 
die erst 1484 gedruckte Nürnberger Reformation des Can- 
tiuncula, sondern eine ganz eigenthümliche Compilation.*' 
So viele grobe Irrthümer als Behauptungen! 
Die zwar völlig unbewiesene, aber mit verblüffender Sicher- 
heit vorgetragene Ansicht von der Veranlassung einer Rechts- 
mittheilung zu Nürnberg legte mir die Verpflichtung auf, 
in den Nürnberger Archiven nachforschen zu lassen und ich 
erhielt durch die besondere Gefälligkeit des Kreisarchivars 
H. Dr. F. Heinrich, dem ich hiermit meinen Dank für seine 
Bemühungen abzustatten mir erlaube, die bestimmteste Ver- 
sicherung, dass sich in den dortigen Archiven nicht die min- 
deste Spur von einer solchen Rechtsmittheilung finde. Zu 
demselben negativen Resultate führten meine eigenen Nach- 
forschungen im Hermannstädter Archiv. 

Von gleichem Werthe wie diese, sind die übrigen Be- 
hauptungen des Verfassers. Dass die erst 1484 gedruckte 
Nürnberger Reformation auf eine schon 1481 erfolgte Rechts- 
mittheilung, d. h. die Nürnberger Reformation auf das Land- 
recht des Schwabenspiegels doch unverkennbaren Einfluss 



Siebenb. Rechtsgeschichte 2. AiiRage I. 199. 
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Üben koiüite, ist eiiie frappante Enthiillung, die nur mit der 
Erfindung des Verfassers einigermassen rivalisiren kann, dass 
dieser Codex eine ganz eigenthümliche Compilation 
sei und dass die 1484er Nürnberger Reformation ein 
Werk des Cantiuncula sei, der die Reformation gar 
nicht verfasst hat, sondern erst volle sechzig Jahre 
später vom Nürnberger Rathe um ein Gutachten über 
die 1522er Reformation mit den inzwischen dazuge- 
kommenen Zusäts^en angegangen wurde ^)* 

Nach solchen Vorgängen kann es nicht Wunder nehmen, 
dass die im Texte unseres Codex vorkommende gewöhnliche 
Einleitung des Schwabenspiegels: . Herre got, himelischer 
vater den Verfasser, der, als er sein Urtheil über den Codex 
Altenberger niederschrieb, schon viele Jahre Professor der 
deutschen Reichs- und Rechtsgeschichte gewesen war, 
auf die richtige Ansicht zu leiten nicht vermochte, dass er 
vielmehr die seit Frankenstein (1696) von Allen so streng- 
gläubig nacherzählte Mythe vom „Nürnberger Recht", die nur 
so lange ihr Dasein fristen konnte, als sich die Forschung 
an der Abschreibung des allerersten Titels vom In- 
haltsverzeichniss genügen Hess, ohne jedes Bedenken 
acceptirte und überdies noch phantastisch ausschmückte. 

Die für das schwäbische Landrecht im Codex Altenbei^r 
gebrauchte Benennung „Nürnberger Recht", welche zu 
dem so lange währenden, überaus ergötzlichen Missverständniss 
den Anstoss gegeben, ist also eine neue, bisher urkundlich 
nicht nachgewiesene Benennung für den Schwabenapiegel, 
welche zu den schon bekannten ^) hinzutritt und im Verein 
mit jenen Chroniken^ die von Albrecht's I. Reiclistage zu 
Nürnberg im Jahre 1298 berichten, es sei hier das Jahr- 
hunderte alte Recht des Schwabenlandes, welches man Land- 
recht nenne und welches der Papst mit seinen Gesetzen nicht 
brechen könne, bestätigt worden, die Vermuthung Stobbe's '), 
dass das bereits einige Jahre cursirende Landrecht auf 
diesem Reichstage eine Bestätigung erhielt, in hohem Masse 
unterstützt, da man die Annahme, dass der Sch^vabenspiegel 



>) 0. Stobbe Deutsche Rechtsquellen 11. 303. -> *) 0. Stobbe ). dt 
L 337. — •) 0. Stobbe 1. cit. L 347. 
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auf dem Hoftage zu Nürnberg im Jahve 1298 gesetzt sei^), 
durch den gegenwärtigen Stand der Forschung als überholt 
zu betrachten berechtigt sein dürfte^). 

Der Codex Altenberger enthält in seinem ersten 
Theile nicht das Nürnberger Stadtrecht, sondern 
das Landrecht des Schwabenspiegels, wie wir im Ver- 
laufe unserer Darstellung unwiderleglich beweisen werden; 
im zweiten und dritten Theile dagegen findet sich das Magde- 
burger Weichbild und Yglauer Recht. 

Indem wir bezüglich der Synopsis der bedeutendsten 
Handschriften des schwäbischen Landrechts auf den Anhang 
vom Textabdruck des Codex Altenberger verweisen, wenden wir 
dem Texte dieses so lang „verkannten" schwäbischen Land- 
rechts um 80 lieber besondere Aufmerksamkeit zu, als wir es 
augenscheinlich mit der Copie einer Stammhandschrift von 
hohem Alter zu thun haben. 

Beschreibung. 

Der Codex Altenberger ist eine Membranhandschrift in 
Folio, deren Aussehn Spuren häufigen Gebrauches an sich 
trägt'). Der Foliant ist in starke Holzdeckel gebunden, die 



1) Job. Merkel : De repablica Alamannorum pag. 96. 13. „Dis buch- 
wart gemacht vnd vollenbracht zu Nüremberg in eym berafnem hofe 
da man zalt von gottes gebflrt zwey hundert und aht und ahzig Jar 
1288" (lege 1298). — ») 0. Stobbe 1. cit. 345. I. Ficker: üeber einen 
Spiegel deutscher Leute Sitzgsber. der phil. hist. Glasse der Wiener 
kais. Akad. der Wissenschaften Bd. 23. S. 269. L. Rockinger: Ab- 
handlungen der kgl. bayr. Akad. d. W. Hl. Gl. 17. Bd. 1. Abthlg. (1266 
vor 15/5 1274). — *) Dass der Ciodex Altenberger beim Oberhof der 
siebenbürgiscb-sächsischen Golonieen zu Hermannstadt thatsächlich im 
Gebrauch war, und die Hermannstädter Rathsherren auf denselben be- 
eidigt wurden, wird von Frankenstein (loc. cit. p. 37) ausdrücklich er- 
wähnt und ist bisher von Niemandem bestritten worden. Es wOrde zu 
weit führen, an dieser Stelle jene Titel des schwäbischen Landrechts, 
des Magdeburger und Tglauer Rechts aufzusuchen, welche unverändert 
' oder mehr oder weniger modificirt in den Bomelschen Entwurf des 1583 
durch den Landesfürsten sanctionirten sächsischen Statutarrechts und 
in dieses selbst Eingang gefunden haben; wir dürfen auf diese Beweis- 
führung hier um so eher verzichten, als für die thatsächliche Verwendung 
des Rechtsbuchs beim sächsischen Oberhof auch die auf dem Schlussblatte 
vorfindliche Eidesformel, deren Text auf die Localverhältnisse völlig passt 

ZeitMhrift d. SATigny-SilftoDg. VI. Genn. Abth. O 
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von aussen mit carmoisinrothem, von innen mit weissen Per- 
gament überzogen sind. Die Ecken der mit Messingbuckeln 
gezierten und mit Lederspangen verschliessbaren Deckel sind 
abgestossen. Der Vorderdeckel, die ei*sten 10 Blätter des 
Inhaltsverzeichnisses und die XXIII. Lage sind von dem sonst 
noch festen und bis auf den fehlenden EinbandrUcken leidlich 
erhaltenen Einband vollständig getrennt, die Pergamentblätter 
sind an dem unteren äusseren Rande stark gebräunt und 
durch das häufige Nachschlagen etwas zerknittert und mürbe; 
Blatt 4—8 der XI. Lage haben durch Feuchtigkeit gelitten; 
das Pergament ist etwas verschrumpft und fleckig, die Schrift 
aber deutlich lesbar. 

Auf der Innenseite des Vorderdeckels stehn hoch oben 
die Worte: Daz püch ist des 

Der Name, der ursprünglich hinter diesen Worten ge- 
standen haben mag, ist, weil vollständig radirt, schlechter- 
dings nicht mehr zu entziffern. 

Unter* diesen Worten steht die Bibliotheksbezeichnung 
des Codex: LXXVI (mit Bleistift) dahinter drei Punkte und 
ein kleines lateinisches c mit Dinte geschrieben. Auf der 
Innerseite des Rückdeckels ist 1458 Incensio Marcij (21) in 
Gursivschrift zu lesen. 



und auf welche die Rathsherren in Eid und Pflicht genommen wurden, 
yoUgflltiges Zeugniss ablegt. 

Der Text der Eidesformel: Ich N. Swer got vnd der k^nigen 
Marie vnd allen üben heiligen dass ich vnserem allergnedichsten 
hern dem kwnig vnd der heiligen Gron in allen meinen rethen gehor- 
sam vnd getrew wii sein Auch diser löblicher Stath Er nwcz vnd ge* 
rechtikeit suchen wii nach allem mein wurmugen den fr4^nden als 
frefnden. Armen vnd Reichen gerecbtikeit nach mein wursthemys 
thwn vil Vnd daran nicht an wii sin frwntschafn, weynthschafft gwnsst 
oder gaab. Wytthwen vnd vesin dy besunderlich myr befolen wii Iosmd 
sein nach mein wermugen in Ir gerecbtikeit Des Ersamen Rathes 
heymlikeit nicht offenbaren wii. Anders wenn do is tzymth. Afaeo 
war helff myr got vnd all lieb heiligen im Zusammenhalt mit dem 
Widmungsjahre 1481 liefert den stringenten Beweis, das dieselbe vor 
EinfQhnmg der Reformation auf dem siebenbürgischen Königsboden in 
Verwendung kam und die Streichung der am Eingang und Schluss der 
Eidesformel unterstrichenen Worte ist ein ebenso untrüglich« Zeugniss 
dafür, dass dieselbe auch nachdem die Reformation in Hermannstadt 
Eingang gefunden, also nach dem Jahre 1536 noch benutzt wurde. 
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Die Handschrift besteht aas 23 Lagen, von denen alle 
mit Ausnahme der zweiten, welcher die zwei letzten Blätter 
fehlen, mit römischen zinnoberrothen Zahlen bezeichnet sind 
und hat im Ganzen 184 Blätter^). 

Die erste Lage ist ein Quinternio, die zweite, ursprünglich 
ein Quaternio, ist durch das Fehlen des 7. und 8. Blattes 
zum Ternio geworden, Lage drei bis dreiundzwanzig sind voll- 
städdige Quaternionen. 

Das Pergament ist nicht weiss und auch nicht besonders 
glatt, auch am Bande hie und da durchlöchert, als Schreib- 
stoff jedoch immerhin geeignet. 

Die Blätter sind 35 V2 cm hoch und 24 V2 cm breit und 
in zwei, je 23 V2 cm lange und 7 cm breite Columnen getheilt, 
deren jede 34 je 7 mm von einander abstehende Zeilen zählt 
und die durch einen 11 mm breiten Zwischenraum von ein- 
ander getrennt sind. 

Dadurch, dass die erste und dritte, zwei- und vierund- 
dreissigste Zeile jeder Columne Über die ganze Breite des 
Blattes hindurchgezogen ist, wird die Schrift oben und unten 
gleichsam durch einen Rahmen abgegrenzt^). 

Linirung. 

Die Linirung ist durch die ganze Handschrift mit pedan- 
tischer Genauigkeit durchgeführt und die Stiche der Cirkelspitze 
sind heute noch deutlich sichtbar. 

Die ersten vier Lagen sind schwarz linirt. 

Auf dem ersten Blatte der fünften Lage ist ein auf Gold- 
grund in Farben ausgeführter arbor consanguineitatis zu sehen ; 
die Verwandtschaftsgrade sind mit rother Schrift auf grünen 
weiss und schwarzrandigen Bändern verzeichnet. 

Auf der Rückseite des ersten Blattes der fünften Lage 
beginnt die rothe Linirung und dauert bis zum Schlüsse fort. 

Paginirung. 

Das ganze Rubrikenverzeichniss und die zwei ersten 
Blätter des schwäbischen Landrechts sind nicht paginirt; 



1) Das schwäbische Landreobt füllt den Raum von 1 — 106; das 
Magdeburger Weichbild von 107 bis 131 , das Yglauer Recht von 132 
bis zum Schlüsse aus. — *) Der hierdurch entstandene obere Rand 
beträgt 2.7 cm; der untere 8.6 cm; der innere Rand 3.5 cm, der 
äussere hingegen 6. 4 cm. 

8* 
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die Paginirung mit römischen Zahlen beginnt auf dem 7ten 
Blatt der vierten Lage^). 

Verzierungen. 

Die in dem Codex vorfindlichen Bilder, Randverzierungen 
Und bunten Initialen im Verein mit den von einer und der- 
selben äusserst schreibfertigen Hand herrührenden sicheren und 
sauberen Schriftzügea geben dem Codex im Ganzen ein so 
schmuckes Aussehn, dass man ihn nicht ganz mit Unrecht 
einen Prachtfolianten genannt hat. 

Jede Columne des Rubrikenverzeichnisses ist an der linken 
Seite mit einem bunten und senkrecht aufsteigenden, von 
Arabesken umwundenen Stabe geziert, welchem die einzelnen 
Initialen von wechselnder Grösse auf Gold- oder Farbengrund 
gleich aufgehissten Wimpeln angefügt sind. 

Initialen. 

Die Initialen, welche das Rubriken verzeichniss und die 
drei Hauptabschnitte der Handschrift eröffnen, sind reich mit 
Gold verziert, äusserst bunt und ungleich grösser als die 
Initialen im Text^). 



^) Das erste Blatt der fOnften Lage, das zwischen p. GVI und GVII, 
sowie das zwischen pag. CXXXI und GXXXII stehende leere Blatt sind 
gleich dem Schlussblatt des Codex, auf welchem die Widmungsckiusel 
steht, nicht pagiiiirt. — *) In der Initiale, welche das Rubrikenverzeichniss 
des schwäbischen Landrechts eröffnet, sitzt neben dem Kaiser, der das 
Scepter in der Linken, den Reichsapfel in der Rechten hält, wie es 
scheint, der PabsL Im Hintergrund, beiden Grestalten zu Häupten sieht 
man rhombische foth^ blau— goldene Felder. Die Initiale S Iftuft oben 
in den Kopf eine^ rothen — Esels aus, dem ein rothes Kleeblatt aus 
dem Maul hängt. ' Die untere Rand Verzierung dieses Blattes stellt eine 
Jagdscene dar, in welcher ein Jäger das Hifthorn blasend und einen 
Hund an der Leine führend, einen Hasen hetzt, welchen ein zweiter 
Hund verfolgt. 

Die Initiale H, welche das schwäbische Landrecht selbst erÖfTnet, 
ist ebenfalls reich vergoldet. In der Füllung sitzt auf einem Haus 
(Kirche?) eine in faltiges Qewand gehüllte Grestalt, das Haupt von einem 
Sternenkranz umgeben, erhebt die Rechte zum Schwur und hält in 
der Linken ein Buch. 

Die Initiale S Seit vns nv got in so hoher wierde ist gleich den 
das Magdeburger und Yglauer Recht einleitenden Initialen (5Vs cm 
breit, 5 cm hoch) sorgfältig ausgeführt und reich vergoldet 
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Wenn auch die Verzierungen auf besonderen künstlerischen 
Wertb, wie mir scheint, keinen Anspruch erheben dürfen, so 
sind sie doch nicht selten charakteristisch. 

Zerrbilder und abenteuerliche Thiergestalten^ die wir aus 
der Ornamentik gothischer Dombauten kennen, treten uns 
auch hier — freilich in sehr bescheidenen Exemplaren — 
entgegen. 

Als häufig verwendetes Decorationsmittel erscheinen im 
Rubrikenverzeichniss bunte oder vergoldete Kleeblätter und 
Blumen. 

„Charakterköpfe'^ aller Art, bald blos, bald mit Krone, 
Kappe oder Hut bedeckt, erscheinen als Füllung der Initialen. 
Mitunter versucht der Illuminist auch mit Humor zu charak- 
terisiren, wenn er, wie im Titel von der Scheidung die Ehe- 
gatten mit scheelem Blick einander gegenüberstellt, oder 
seiner Frivolität, wie beispielsweise auf dem ersten Blatte 
des schwäbischen Landrechts in grellem Widerspruch mit dem 
Ernst des illustrirten Textes frei die Zügel schiessen lässt. 

Im Rubrikenverzeichniss sind die einzelnen Rubriken des 
schwäbischen Landrechtes bis zu dem Titel LXXXVIII Ob 
czwene man czu einem klagent vmme ein schulde mit rother, 
blauer und schwarzer Farbe geschrieben; von da weiter 
wechselt die rothe mit der schwarzen Farbe ab. Der vom 
Texte nicht gefüllte Raum der einzelnen Zeilen ist von farbigen 
Bändern gefüllt, auf welche Goldbuckel oder sonstige Ver- 
zierungen aufgetragen erscheinen^). 



^) Am Ende des sechsten Blattes der zweiten Lage, welcher he- 
kanntlich die zwei letzten Blätter fehlen, steht auf der zweiten Golumne 
als letzter Titel: Daz kein czinseman schol nicht steingrvben oder leimgru 
in rother Schrift, die Fortsetzung und der Schluss des Titels: ben 
graben an seines hem vrloup folgt nun in schwarzer Schrift. 

Der nftchstfolgende Titel: Der seines nachgepvren viech intreibet 
mit dem seinen hat wieder rothe Schrift und weiter unten die ein- 
ander folgenden Titel: Ob ein man py der nachte gehowens gras stilt. 
Oh einem manne des andern habe czy flvze in dem wazzer haben 
wieder rothe Schrift, was auffallen muss, da sonst im ganzen Rubriken- 
verzeichniss der Fall nicht vorkommt, dass zwei mit gleichfarbigem 
Schreibstoff geschriebene Rubriken einander folgen. 
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Die RandvemeruDgen im Texte sind im AligemeioeD 
weniger prunkhaft, doch immerhin noch häbsch verg<rfdet 
und farbenfrisch. Bald sind beide Columnen mit Stäben ge- 
ziert, bald nur die erste oder zweite; mitunter fehlt auch an 
beiden jede Randverzierung. 

Das Rubrikenverzeichniss gibt in römischen Zahlzeichen 
am Rande das Blatt an, auf welchem das betreflfende Capitel 
zu finden ist. Die Zahlenbezeichnungen des Rubrikenvarzeich- 
nisses sind auflfallend kleiner, als die im Text der Handschrift 

Gemälde. 

Der arbor consanguineitatis auf dem 1. Blatt der 5. Lage 
stellt sich dem Beschauer durch die unbeholfene und unridi- 
tige Zeichnung der menschlichen Gestalten und die Steifheit 
der Verzierungen am Bildrahmen als das ältere der beiden 
Bilder dar. 

Das Bild auf dem vorletzten Blatte des Codex, welches 
in einem vergoldeten und mit Arabesken reichverzierten 
Rahmen, in dessen unterem Theile das Hermannstädter Wappen 
zu sehen ist, den gekreuzigten Heiland zeigt, zu dessen Füssen 
in faltenreiche Gewänder gehüllt und mit der Aureole ver- 
sehen Maria und Magdalena stehen, macht durch etwas cor- 
rectere Zeichnung, feinere und sorgfältigere Ausfuhrung und 
natürlicheres Golorit einen günstigeren Eindruck und rührt, 
wenn die erwähnten Momente nicht täuschen, von anderer Hand 
und vielleicht auch aus jüngerer Zeit her, als die Stammtafel. 

Könnte man sich, um die Richtigkeit der Angabe der 
Widmungsclausel mindestens theilweise zu retten, etwa zu 
der Annahme entschliessen : Dieses Bild des gekreuzigten 
Heilandes und die Eidesformel seien auf Veranlas- 
sung Altenberger's der im Uebrigen schon längst 
bestandenen und fertigen Handschrift angefertigt 
worden, so wäre hiedurch der Versuch gemacht, ihn mit 
der Handschrift und deren Widmung in eine etwas engere 
und plausiblere Verbindung, als die bisher angenommene, 
zu bringen. 

Schrift. 

Die Schrift des Codex ist gothische Minuskelscbrift 
und ähnelt am meisten den Schriftzügen von Urkunden aus 
dem H.Jahrhundert, wenn mich die angestellten Vergleichungen 



■> -^1 
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nicht täuschen ^). Die Initialen sind Uncialbuchstaben, neben 
welchen hie und da noch die kleinen Buchstaben zu sehen 
sind, welche der Textschreiber für den Illuministen an den 
Rand geschrieben; sie stehn sowol im Rubriken verzeichniss, 
als auch im Text ausnahmslos nur am Anfang der Zeile. 

Die Rubriken des Textes schliessen sich mitunter gleich 
dem vorhergehenden Text an; weit häufiger jedoch eröffnen 
sie die Zeile, ohne dass auch nur eine einzige Rubrik von 
einer Initiale eröffnet würde. 

Abkürzungen. 

Abkürzungen kommen nicht häufig vor. Zumeist findet 
sich I für er, -* für n und m, manchmal auch ••' für a. 

Als Interpunctionszeichen kommt nur der Punkt und 
zwar in der Regel über der Schriftzeile vor. 

Auf dem i steht niemals ein Punkt, sondern ein von 
rechts nach links absteigender, bogenförmiger Haarstrich. 

Abschnitte werden durch Absetzen der Zeile und eine 
darauf folgende Initiale, kleinere Einschnitte durch das be- 
kannte zeichen , weit seltener durch dieses j: zeichen an* 
gedeutet. Unter einzelnen Buchstaben, welche der Schreiber 
ausmerzen wollte, findet sich gewöhnlich ein Punkt, seltener 
sind dieselben ausgestrichen. 11 ist durch einen Querstrich 
verbunden, s und f gehn nie unter die Zeile. 

Die Schrift, Interpunction und Sprache der Eidesformel 
sind von denen des Rubrikenverzeichnisses und Rechtsbuchs 
verschieden, wie die dem Textabdruck des Codex beigefügten 
Schriftproben darthun. Die Sprache des Textes ist oberdeutsch. 

Eine Eintheilung in Bücher oder Zählung der Kapitel 
fehlt gänzlich. 

1) Pertz, Schrifltafeln zum Gebrauch etc. 11. Heft, Tab. IV. 4; S.Heft, 
Tab. I. Ib; 9. Heft, Tab. I. 4 — Mabillon: De re diplomatica pag. 373 
(Codex Thevenotianus). ~ Sickel, Monumenta graphica Fase. II tab. VI; 
Fase. IV tab. XIII, XVI u. XIX. — E. Kausler, Reimchronik v. Flandern 
S. LXII. — Ghampollion-Figeac: Paleographie universelle III« et IV« 
partie. Die Schwabenspiegel des Nat.-Huseams in B.-Pest, Cod. Mss. 
Germ. 9. 30 u. 40, deren Benützung mir durch H. Bibliothekar Gsontosi 
in der zuvorkommendsten Weise zur Verfügung gestellt wurden, stehen 
in keiner verwandtschaftl. Beziehung zum Codex Altenberger. Der 
Schrift des Altenb. Codex am ähnlichsten erscheinen die Züge des schon 
von Watteubach (fönt. r. austr. XIV) beschriebenen Codex Nr. 9. 
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Charakteristik der Handschrift. 

Vor Allem dürfte es sich empfehlen, einige hervorstechende 
Eigenthümlichheiten der Handschrift aufzuzählen, welche sie 
von anderen Handschriften gehörig unterscheiden und ihr den 
richtigen Platz in einer Gruppe von Handschriften anweisen 

Zunächst ist hervorzuheben, dass der Codex Altenberger 
das schwäbische Landrecht, das Magdeburger Weichbild und 
das Yglauer Recht, somit ein Landrecht und zwei verschiedenen 
Familien angehörige Stadtrechte ^) enthält. 

Durch diese eigenthümliche und selten vorkommende Zu- 
sammenstellung so verschiedenartiger Rechte tritt unsere 
Handschrift zu einigen wenigen, namentlich zur Briinner und 
Danziger ') in nähere Beziehung, ohne dass deren Abstammung 
von einer und derselben Mutterhandschrift nachweisbar wäre, 
da im Codex Altenberger der ganze Abschnitt vom Kampfrecht 
fehlt und nach dem Zeugniss der mitzutheilenden Textproben 
auch sonst Abweichungen vorhanden sind, welche die An- 
nahme einer gemeinsamen Vorlage als gewagt erscheinen 
lassen. 

Dass die Stammhandschrift des schwäbischen Landrechts 
in unserem Codex von hohem Alter sein müsse, beweist 
nächst dem wenn auch nicht in den Rubriken, so doch im 
Texte oft wörtlichen Anschluss an den Deutschenspiegel das 
Fehlen des Königebuchs und ferner auch der Umstand, dass 
dasselbe von 1 bis 124 der Ordnung des Sachsenspiegels Li 
bis U. 12 § 13 folgt, mit 125 (L 118) auf Ssp. m.52 über- 
geht und den unterbrochenen Zusammenhang erst im 191. Ar- 
tikel (L 172) wieder aufnimmt. 

Eine übrigens nicht vereinzelt dastehende Eigenthümlich- 
keit der Handschrift ist die Verweisung in Artikel 2 und 159 
auf das Lehenbuch, von dem keine Spur vorhanden ist. 

Als charakteristisch ist wol auch ein zweiter Judeneid 
zu betrachten, der an anderer Stelle wörtlich mitgetheilt 
werden wird. 

Nicht minder bezeichnend ist es, dass Altenb. 136 (L 130. 
Wa. 1 10) gleich der Snalser, Übersehen, und mehreren anderen 



1) 0. Stobbe Deutsche RechUquellen I, 536. 540. 550. -> *) Rockinger 
Berichte über die Untersuchg von Handschriften des ScbwabeDspiegelsIIl. 
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Handschriften die Stelle Der pischolf von cholen ist chanzier 
czu lamparten Der pischolf von trier ist chanczler czu dem 
kvnicreich czu arle daz sint drey ampt die gehören czu der 
kver am unrechten Orte zwischen dem zweiten und dritten 
weltlichen Ühurfürsten eingeschoben hat^). 

Sucht man das schwäb. Landrecht unserer Handschrift 
unter genauer Berücksichtigung ihrer Eigenthümlichkeiten 
und Verwandtschaftsbeziehungen zu anderen Handschriften 
in eine der von Ficker^) aufgestellten Gruppen einzureihen, 
so dürfte sich dasselbe am passendsten in die Gruppe Ula 
einfugen lassen. 

Um die richtige Beurtheilung der Handschrift und ihres 
Werthes, die freilich nur durch eine vollständige . Edirung 
ihres Textes zu erzielen wäre, mindestens einigermassen zu 
ermöglichen, werden einzelne besonders beachtenswerthe Ar- 
tikel mitgetheilt und da, wo es sich um Vergleichung unseres 
Textes mit dem des Deutschenspiegels der Lassbergschen und 
Übersehen Handschrift handelt, zur Erleichterung der Ver- 
gleichung die von Laband') beobachtete Reihenfolge einge- 
halten werden. 

Die Titelüberschriften unseres Landrechts zeigen gleich 
der Redeweise eine gewisse Schwerfälligkeit und Urwüchsigkeit. 

Gleich am Eingang des Landrechts heisst es nach den 
Worten: Daz wier nv got der hohen wierde gedanchen vnd 
gar grozen Ion verdienen des helfe uns der almechtigot Daz 
ist noch alles dy vorrede. 

Alt. 38 = D. Sp. 41a,b*). 

Daz alle dy unelichen gepom sint dy synt alle rechtelos 
Vorgerichte 

Swer ein magt oder ein wip notczoget vnd nimpt si in 
dar nach czu.e. ekint gewinnent sy nimmer mit einander 
kemphen vnd ir kint vnd alle dy dy devpheit vnd rovp ver- 
golten habent ich mein den rechten strazrovp vnd des mit 
gerichte petwingen sin oder dy havt vn dy bar geledigt habent 
vor gerichte dy sint alle rechtelos Vnd dy vnelich gepom 



>) Ficker, Sitzgsber. der phil. bist. Gl. der kais. Akd. d. W. 23 Bd. 
S. 232. — >) Loc. cit 23. Bd. S. 264. — *) Beitrftge zur Kunde des 
Schwabenspiegels, Berlin 1861. -^ *) Laband loc. cit S. 32. 
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8iDt dy gewinneut ir recht wider ob sy elich heyrat tvnt sy 
erbent aber kein gyt von ir erben aber ire kint erbent 
wol ir vrevnde gut Alt. 23 und 409 = L 26 und 2BSh^) 
steht also an beiden Stellen. Der Anfang von L 224 findet 
sich in Alt. 299 am Schluss, ebenso L 271b in Alt. 390 am 
Schluss. Der Schluss von L 15. 231. 248 und der Anfang 
von L 229 finden sich in Alt. 13. 307. 350 und 305 wieder; 
jedoch ist L 228 und 229 in Alt. 305 zusammengezogen ; da- 
gegen entspricht L 248 Alt. 349 und 350, in dessen Schluss 
L 249 aufgenommen erscheint. 

In Alt. 307 = L 231 ist hinter sechczig die Mttnzgattung 
ebenfalls ausgelassen. 

Alt. 339 = L 338; nur ist der Text bei Alt. etwas 
ausfllhrlicher und steht statt wachehunt vahehunt 

Alt. 343 = L 342, dessen Schlussatz indessen fehlt ^. 

L 79 = Alt. 76 Vnd hat der tot man niemant der im 
pevtet so ist er mit recht ein ledic man vnd hat dy notwer peret 

L 106 b Schluss = Alt. 109 Man mag ovch verpannen 
einen iglichen man fnfglichem geistlichem gerichte der inder 
echte ist sechs wochen vnd einen tac 

L 228 und 229 = Alt. 305. Der Anfang von L 229 stdit 

L 268= Alt. 387 die Worte: dem da für hat ist ge- 
poten stehn bei Alt. 

L 331 = Alt. 468 Schluss: daz ist alles kvnic kareis recht 

L 348 = Alt. 478»). 

L 176 a = Alt. 211 steht wie bei Über: vnd lempt er 
einen an czwein so schol man im paide hende abe slahen 

L 234 = Alt. 310; am Schluss steht: dicz ist vmme den 
rovb recht daz nicht richter strazroup ist 

L 236 = Alt. 312 — gab er im gewalt vber vische vnd 
vber vogel 

L 255 = Alt. 361 — unpeschorne*) 

L 245 = Alt. 345; die Worte von L: vnd den könig die 
hinder schamme He sehen — fehlen bei Alt.^). 



») lAband loc. cit. S. 43. — ») Laband loc cit. S. 44. — ») Uband 
loc. cit, S. 47. — *) l^aband loc- cit, S. 48, — •) Uband loc cit. S. 40. 
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L 255 = Alt. 360 : übereinstimmend mit U : vnd schol 
allez daz vihe toten daz in dem huse ist czu den selben cziten 
gewesen kaczen vnd bände vnd huner 

L 260 = Alt. 367 ; der bei L fehlende Satz ez endinge 
danne dar iude vz nach sinem rechte steht bei Alt. wie bei U.^) 
In Alt. 2 fehlt der vierte Herschilt und es heisst weiter: Dy 
mittem vreien herren den fvnften Dy dienstman den sechsten 
vnd recht czu glicher wys als man nicht enweis wenne dy 
sibent werlt ein ende nimpt also weys man nicht ob der 
sibende herschilt leben mvge haben oder nicht Den sibenden 
herschilt hat ein iglich man der nicht eigen ist vnd ein ein ez 
kint ist leben recht gibt man den nicht dy vrei von den siben 
herschilten sint vnd ist aver daz ein herre ein leben leihet 
der des sibendes herschildes nicht enbat der hat als gvet 
recht daran als der den sechsten herschilt fvert Idoch gepristet 
im vil rechtes der des herschiltes darbet als wier hernach 
inden leben pvch wol gesagen^) 

L 14 = Alt. 12 stimmt mit D. Sp. und U: . . . gelten daz 
ist da von daz ez der prüder erarbeit hat vnd ist vater noch 
prvder noch swester da, so nement ez ie dy nechsten erben 
ein iglich mensche ist erbe vncz daz er gerechen mac czu 
der sibende sippe als ouch daz puech hy vorsagt 

L 18 = Alt. 16 übereinstimmend mit D. Sp. 22 und U 
vnd swaz ir dy heizent geben daz schol sy nemen. Dagegen 
ist der Vordersatz aus D. Sp. 22 : Hat der man niht erben 
weggeblieben und es heisst bloss: So gibt der herre der vrei 
ist daz hundert marc giltet u. s. w. 



^) Laband loc, cit. S. 49, — *) Liaband loc. cit. S. 50, 
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L 22 = Alt. 19; L 15 = Alt. 13 ist also kürzer als 
D. Sp. und U; am Schlüsse des ersten Enterbungsgrundes 
heisst es: verworicht er sines vaters bvlde vnd sin erbe vnd 
sin leben ^) 

L 55 =. Alt. 53; die Schlussworte aus D. Sp. 50 vnd de? 
ivncbvrowe etc. fehlen. 

L 61 a = Alt. 59 stimmt mit D. Sp. und U. überein. 

L 76 = Alt. 72 stimmt mit D. Sp. 68 tiberein *). 

L 153 = Alt. 168 stimmt mit D. Sp. 343. 

L 4 = Alt. 4 ; die Worte aus D. Sp. 7 dy im eben pvrtich 
ist, welche bei L fehlen, stehen in Alt 

L 73 a = Alt. 70; die in L fehlenden Worte von D. Sp. 65 
U 7 1 : an schulde vnd an gerichte finden sich in Alt. 

L 9 und 10 = Alt. 9; die Schlussworte von L 9 ob si vor 
niht erben hatte fehlen auch in Alt, Alt. 9 stimmt wörtlidi 
mit D.Sp. 13 und 14, hat aber bei D. Sp. 14 keinen Einschnitt. 

L 18 = Alt. 16 swo dicz puch von Schillinge seit da 
sint ie czwelif phenninge ein schillinch daz heiäient.e. Schil- 
linge vnd der selben Schillinge gibt ein einiger man fvmf 
sinem wibe czu morgengab siner laut phenninge 

Alt. 19 = D.Sp. 25 ; nur steht am Schlüsse: dy gab heizet 
stete dy vordem richter geschiet und dann : dy heizet euch stete 
dy mit der schrift dy ist aller stetest dy mit der gewer*) 

Alt. 13 ist von L 15 verschieden. Wy ein kint sines 
vaters vnd siner mveter erbe fvr worchet mit fvmfczehen 
dingen 

Es mag ein kint sines vater vnd siner mvter erbe mit 
vierczehen dingen Der ist eines ^) ob der vater hat ein e . wip 
vnd dy des svns stevfmvter ist vnd ob der svn peider leit 
mit wizzen oder py einem ledigen wibe dy syn vater gehabt 
hat so hat er allez daz erbe verwurchet dez er ist wartvnde 
daz er cziwge wir mit dauid inder kvnige pvch daz absolon 
der schone py sines vater freundinne lac svntlichen mit vizzen 
damit verworicht er sines vaters hvlde vnd sin erbe vnd sin 
leben Daz ander ist daz ein svn sinen vater vecht vnd in 



1) Laband loc. cit. S. 51. — *) Laband loc. dt. S. 52. — *) Laband 
loc. cit. S. 53. — *) Die Zahlen der Enterbungsgründe sind von 1—11 in 
Cursivscbrift ausgeschrieben; prima, secunda u. s. w. auf den Rand ge- 
seUt; 12—14 fehlen. 



Der Scbwabenspiegel bei den siebenbÜrger Sachsen. 125 

inslvzet wider recht vnd stirbet er Inder vancnusse der svn 
hat sines vater erbe verworcht Daz dritte ist ob ein svn 
sinen vater geslagen hat an daz wange oder swo er in geverlicb 
geslagen hat Daz wierde ob er in sere vnd merchlichen ge- 
scholten hat wan der almechtigot selbe sprichet ere vater 
vnd mvter so lengestv din leben tf der erde wan nv der 
mensche syn lanch leben da mit verwurket daz er vater vnd 
mvter nicht eret vnd in versmecht so ist ovch daz recht daz 
er sin erbeteil damit verwurche wan dyse recht saczt keyser 
Justian Daz fvmfte ist ob ein svn so getane dinc vf den 
vater gesayt hat dy dem vater an den lip gent ez sy danne 
ein so getane sache dy wider dem lande sy da svn vnd vater 
wonvnge inne habent oder wider den fvrsten des daz lant ist 
Daz sechste ist ob der svn ein dieb ist oder svst ein poswicht 
oder ob er wizzenclichen mit posen leuten wont Daz sibende 
ist ob der vater von des svns sage grozen schaden genomen 
hat daz ist also gesprochen ob er im sinen lip oder sin gvt 
verraten hat Daz achte ist ob der svn den vater an sinem 
gescheite gentet hat also swenne der vater an sinem tot pette 
leit vnd daz der svn dy tver czuslecht daz dy prvder noch 
ander phaffen darin nicht komen daz ex siner sele dinch nicht 
schaffe damit hat der svn syn erbe verlorn vnd verworicht 
vnd dar vber sprichet ein heilige gar ein gvt wort der sprichet 
also dicz ist gar ein gesecze wann swanne der mensche an 
sinem ende leit da ist aller siner seiden hört daz im got 
danne riwe vnd andacht gibt vnd swenne des ein kint vater 
oder mveter irret daz hat mit recht syn erbeteil verworicht 
wan nach sinem tode so en mach der mensche weder wellen 
noch enwellen vnd also sprichet ein maister ein heiliger vber 
dy Sache dy der keyser iustian geseczet vnd gepoten hat Daz 
niwnde ist ob der svn ein spilman ist wider des vaters willen 
vnd ob der vater nie gvt fvr ere genam Daz czehende ist 
ob der svn des vaters porge nicht werden wil vmme czeitliches 
gelt Daz einlefte ist ob ein svn sinen vater von vancnvsse 
nicht losen wil Daz czwelfte ist ob ein vater vnsinnic ist 
oder wiert vnd der svn in der vnsinne nicht pehvet vnd vnd 
pewart vnd in nicht insiner gveten phlege hat wan er schol 
vater vnd mveter eren daz hat got gepoten Daz driczebende 
ist swan ein svn sinem vater sin gvt mer denne halbes vertvet 
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vnd daz mit ynfyer tvt vnd mit vnrecbter wyse daz ist ge- 
schreben recht Daz vierzebent ist ob ein tocbter ungerafe 
wiert daz sy man cza tr let an ir water willen dy weil si 
vnder fvmfvnd czweinczik iaren ist kvmt sy vber fvmf und 
czweinczik iaren so mag sy ir er wol Verliesen mit mannen 
sy kan aber ir erbe nUnmer Verliesen czn recht Ez mocht 
ovch ein vater gein sinem svn sin recht verwurchen mit disen 
Sachen ettelichen nicht mit inallen wan ez siebet vnd schilt 
eine vater sinen svn mit allem recht doch verwurchet ein 
vater mit den ersten drin Sachen daz er von sinem gut scheiden 
m^z py sinem lebentigem leibe vnd schol der svn an des 
vaters stat sten vnd schol dem vater dy notdorft geben ob 
er sin stat hat vnd nach den eren als er gelopt hat^) 

Alt 157 stimmt mit D. Sp. 327 und U; Alt. 63 = L 66a 
— wir euch lan wizzen — wie D. Sp. 59; Alt. 158 = L 145 
Hom. Ssp. III 69 § 1 . Alt 1 58 beginnt : Swo schephen sint 
dy schuUen vrtheil schephen vnd niemant anders. Die Stellen 
des D. Sp. mantel sullen si auf ir schultern haben und : teutsch 
oder windisch eigen oder vrei — fehlen bei Alt L 147 a =3 
Alt 160: Stirbet einem wibe ir man vnd pelibet si in des 
mannes gvte vnpeteilt .... so si sich dar nach czweient 

Alt 47 stimmt mit D. Sp. 47 ; nur sind am Schlüsse die 
Worte: sein recht noch — wie in L 49 ausgeblieben. 

Alt 55 = L 57 ; die Worte : oder sin erbe ob er tot ist 
finden sich bei Alt. 

Alt 145 = L 137c; stimmt mit D.Sp. 317d«). 

In Alt. 165 (TitelQberschrift) heisst es: Wy der kvnig 
vnd ein iglicher richter; im Texte: Ein iglicher richter 

Alt 94 = L 93 , D. Sp. 82 ; die Worte oder meineide 
wellen sagen — sind ein Zusatz zum Schluss des D. Sp. 82 
und finden sich auch in L 93 '). 

Alt. 94 stimmt zwar im Text vollständig mit dem D. Sp., 
hat zwar Einschnitte an den beiden Stellen, aber keine Titel- 
überschrift, was bei der vielfachen Theilung des Stofies in 
Kapitel auffallend ist; es geht nun im Text: Gibt der richter 
einen stamelunden .... und Wir sprechen swo der man 
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weiter fort; die Titelüberscbriften von D. Sp. 83 und ^4 = 
L 94 und 95 fehlen. 

Alt. 84 = L 85 bat wie U und D. 8p. an des richters 
vrloup wert aver man im pbant. Im Schlusssatz statt D. Sp. : 
Dev vraeuel daz vrteil 

Alt. 87 nähert sich mehr Wa 71 als L 86 c. es beisst 
daselbst : Swelich richter gvt nimpt von einem der nicht recht 
hat der tvt recht als iudaz der da verkovfet daz recht plut 
vnd nam darvmme vnrecht gvt also bat der richter getan er 
bat sinen prvder verkoft vm ein wenic gvtes daz schol er 
wizzen daz er gotes bvlde darvmme verlorn hat 

Alt. 90 = L 88 und D. Sp. 79 mit der kleinen Aende- 
Tttng: vnd wiert im der rat nvcze so ist er im des gvtes 
scbvldic ^) 

Alt. 92 am Scbluss wie IX Sp. 80 a wan da von bat er 
sin kein svnde dy babent totlicb svnde dy so getane gvt nement 

Alt. 94 : Ist aver daz ez geschiecht swaz er misse sprichet 
des bat er keinen en schaden des wort er sprichet^) 

Alt. 97 = L 98 a. b; Alt. 97 wie D. Sp. 87 da wettet man 
eteswo vmme fvmf Schillinge eteswo drey Schillinge eteswo 
ein phvnt ie da nach vnd dy gewonheit ist indem lande vnd 
in den steten. In Alt. 97 stebn auch die in L 98 b fehlenden 
Worte: er habe in danne kemplichen angesprochen 

Alt tot wie D. Sp. 91 : dy mich leiplicben nicht vindent 
sy vindent aver mich gottlich 

Alt. 125 = D. Sp. 285: Dy devschen kiesen den kvnig 
daz erwarf in der kvnig karl als dicze pvch sait Swenne er 
geweichte wiert vnd er geseczet vf den stvel czu ache mit 
der willen dy in erweit babent so bat her kvniklicben gewalt 
vnd namen und swenne in der pabst gewichet so bat her 
voüenklicben des riches gewalt vnd keiserlichen namen 

Alt. 207 — L 174b; der Zusatz von L ez si man oder 
wip fehlt bei Alt Alt 289 «=> L 213 vnd getar er daz 
pereden; Alt. 353 = D. Sp. 188: vnd alle an gewefen wan 
mit swerten. Alt 183 r» L 163 und 164. Alt 184 Titel- 
fiberschrift x= L 165, Alt. 184 Text = L 166 und 167; der 
Schluss von L 167 vnde lat er . . . fehlt in Alt 
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Alt. 185 = L 168. L gut gewonheit; Alt nur: ge- 
wonheit 

Alt. 186 Titelüberschrift: Ob man einem dy stat verpevt 
vnd stiget er wider vod vber dy mver vnd get nicht czv dem 
tor wider in er hat czu rechte sin hovpt verworicht Hieran 
schliesst sich Sanctum est^), was bei L 168 b bildet, also zum 
vorhergehenden Abschnitte gezogen wurde. An den latei- 
nischen Text reiht Alt. 186 ohne Unterbrechung die Worte: 
Die mavre heizent heilige mavre dy da die heiligen peslieut 
Swo ein mavre vmme ein stat gat da heiligen inne sint dy 
mver heize wier heilic 

Alt. 187=^L170a..dy liegent man schol halt eide 
sweren dy recht vnd gewer sint als ein mensche not darczu 
tribet 

Alt« 188 = L 170a; Alt/s Text ist voller und urwüch- 
siger : Swer vngenoter dinge eide swert der man nicht pedarf 
der czupricht gotes gepot vnd sprichet ovch salomon 

Alt. 226. Ob man einen wagen vmme wirfet der einen 
menschen czu tode Siecht 

Ez werfent levte einen wagen nider da leicht ein 
fvder wins vffe ist welcher laye daz ist dy schuUen levte 
rveffen vlihet hin dan dy sint vnschuldic ob ez iemant schaden 
tvt ez sin danne kint des schulten si sich hveten wan ist ez 
ander stat da gemeinlich elich levte gent alle dy den wagen 
vmme werfent vnd helfen dar czu dy werdent alle schuldic 
vnd sint des todes schvldic Ist aber daz im anden tot Slac 
icht geschiecht daz puezen sy als hy vorgesprochen ist 

In Alt. 408 fehlt ein bedeutender Theil von L 308 und 
zwar V. S. 132 I. Spalte Zeile 16 von oben bis Spalte II 
Zeile 14 von oben. 

Alt. 431 = L 309 und 310 »), aber ausführlicher: Wy 
man iedem manne pezem schol nach siner wierde 

Swes sich der man vnder windet mit vnrecht daz im 
rechte Vorgerichte angewunnen ist daz schol er dem klager 
vnd dem richter puezen Swes sich der man vnderwindet mit 
des willen des ez ist der tuet wider niemant vnd verdient 
ouch kein pueze gegen dem armen noch g^en dem riehen 
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vnd daz man dem werden hoher puezen schol danne dem 
unwerden daz dunket ettelich leute wider daz recht sin daz 
wil man alhie pewern daz man iedem menschen nach siner 
wierde puezen schol Nv vemempt die alten pueze dy die 
kunige pi den alten cziten aller hande leuten vf geseczet 
habent nach ir wierde daz man in pezern vnd puezen schölte 
Dy fuersten und dy vreien herren dy sint gelich an ir pueze 
man puezte in hyvor mit guldinen phenningen dy waren 
phundic vnd der phenninge nam man einen für czehen silberfn 
der gab man in für etelich schulde czehen phunt für etlich 
minner ie dar nach vnd dy schulde waz 

Alt. 443 = L 316 und zum Theil 317. Statt L 317 der 
daz offenliche hat gehalten — der daz offenlich gekoufet hat 
vnd vnverswigenlichen pehalten hat. Alt. 443 = L 317 Vnde 
ist daz vihe icht geergert er muz ez pezzern 

L 317 = A 443—445. Alt. 122 = L 114c stimmt, voll- 
ständig mit D. Sp. 106 und hat die Worte: die dritte haut 
dem ez div ander haut da lihet nicht 

Alt 86 = L 86 b und D. Sp. 77 hat am Schluss: der 
tvt wider got vnd wider dy levte 

Alt 99 = L 100a; D. Sp. 90 erteilt wiert 

Alt. 121 = L I14c, D. Sp. 106 dy daz hören weder er 
vollen kome an siner vrteil vor dem kvnige^) 

Alt. 128 = L 122 b, Ssp. III 54,3; D. Sp. 295; Zusatz in 
Alt.: oder inder echte vnd ein keczer ist 

Alt. 136 = L 130a: Der vierde daz ist der herczoge 
von payren des Reiches scheuche 

Alt. 76 = L 79 Zusatz: oder an der stat da er nicht 
entwichen mac 

Alt. 191 voller als L 172^): Ez ist eteswo gewonheit 
daz man czwelif man nimet dy dem richter schullen helfen 
richten vnd dy heizent schepheu dy selbe schullen weise levte 
syn dy schullen Vorgerichte vrteil vinden vnd niemant anders 
ez schol ir iglicher vf ein panch siezen vnd schol vrteil vin- 
den vber ein igliche sache misse helent u. s. w. 

Alt. 278 voller als L 202: vnd swie wenic er sjin snidet 
vnd ist ez eines phenninges wert ez get im an dy haut Vnd 
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ist eines schillinges wert oder czwier ez get im an den leip 
daz man in (von anderer Hand) hengen scbol 

Alt. 306 = L 230: Und leihet ein man dem andern 
einen silberpecher oder ein ander guet; am Schluss: vnd 
stirbe ich oder entweich davon 

Alt. 453 = L 321 sy schuUen ouch peide ir gesinde von 
in tun. Alt. 362 = L 256, hat jedoch die Schlussworte von 
L der frovwen gleich U. nicht ^). 

Alt. 189 = L 170b: man schol ovch sweren vf den hei* 
ligen ewangelien') 

Der Eingang von Alt. 374 =3 L 263 ist ausnahmsweise 
kürzer als der in L: Dicz ist der luden eid wy sy schullen 
sweren vmme ein iglich dinch daz hincz ir stat sie schullen 
sweren also vnd schol man in den eit geben vmme so getanes 
guet als dich dirre man 

Alt. 375: Von dem andern eide der luden wy sy sweren 
schullen 

Dicz ist ouch ein luden eit wan eteswo ist er gewonleich 
eteswo der ander Disen dt schol man also geben ich peswere 
dich iude pi der sehen . e . dy got schreib vnd gab sy moysi 
vf monte synay ob dicz dasselbe puch sy dar vf ein iude 
einem kristen menschen richten schol des dich dirre man 
oder dise frovwe czeihet du sprichest daz du des vnschuldic 
seist so dir der got helfe der himel vnd erd peschuf tal vnd 
perge loub vnd graz des . e . nicht enwaz ob dy vnrecht swerst 
daz dier nimmer gehelfen dy fünf puch moysi ob du vnrecht 
swerest daz daz selbe swewel vnd pech vf dich regene daz 
da regente vf sodomam vnd gemorram vnd ob dv vnrechte 
swerest daz du werest czu einer salz suel als lotes housfrowe 
wart do sy vmme sach vnd ob dv vnrechte swerest daz daz 
dich dy mvselsucht peste als neoman vnd mariam moysy 
swester vnd ob dv vnrechte swerest daz dich dy gicht vnd 
dy vallunde sucht peste vnd daz plut durich ge und ob dv 
vnrechte swerest daz din griez vnd mer kom czu anderm 
grieze vnd ob dv vnrechte swerest daz din sele nimmer kom 
inden barn abrahames als du nu gesworen hast also muez 
dir helfen der got abrahames vnd ysackes vnd iacobes vnd 
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swenne man demiuden den eit also gibt so schol im 
dy hant in dem pvche sin vncz an das rist^) 

Alt. 376 = L 262 

Alt. 284 wie in Berl., nicht wie in U und L gepieten 
darnach 

Alt. 285 wie Berl. : oder vmme ein vrevel. Alt. hat bei 
L 210 auch eine Rubrik. 

Alt. 289—291 = L 213. Alt. wie L und U: dy das 
horten vnd sahen. Alt. 290: awurs; Alt. 291 = L 213; Alt.: 
dy schullen sweren czu den heiligen daz si ez sahen fvr in 
triben. Alt. 420 = L 301 ') vorsehet man sin steht da 

Alt. 42 t s^ L 302 a: Der vromdes körn snidet 

Swer eines andern mannes chorn absnidet vnd went ez 
sy sin oder sines herren dem er dient der missetuet dar an 
wiert er auer des gewar daz ez sin nicht en ist so laze ez 
vf dem acker vnd schol man im siner arbeit Ionen vnd fuert 
er ez auer ab dem acker so scho er ez wider geben vnd hat 
dar czu sin arbeit verlorn Swaz der man iar vnd tac inrechter 
gewer nicht enhat da schol er vmme antwurten der in dar- 
vmme an sprichet mit rechter klage (wie D. Sp. 268). 

Alt. 428 = L 307; Alt. wie L und ü: so mag er ez 
leisten oder nicht daz stet an siner wal. L 307 am Schluss: 
daz schol er im abtun vnd schol im den schaden czwiwalt 
gelten ') 

Aft. 285 = L 210; die Worte: er ist der klage schuldic 
stehn auch bei Alt. 

Alt. 289 ^ L 213; die Worte von L: vnde sagent die 
fehlen auch bei Alt. Alt. 421 Ueberschrift: Der vromdes 
kom snidet wie bei L 302; dagegen die Ueberschrift von 
Alt. 544: Wer des andern kom snidet vnd went ez sei syn 
Vindet ein man des andern mannes reif koren ab also daz 
er des went daz daz kom sein sy oder daz laut oder sines 
herrn dem er dient er missetuet nicht daran ob er ez von 
dem velde hin fueret man schol im aver doch siner arbeit Ionen 

Alt. 93 und 94 stimmen mit D. Sp. 80 — 84; nur sind 
die Eintheilung des Stoffes und die Rubriken andere. 
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Vorrede der Zusatz von Über: von sant elen san die 
das heilige cruoce vant fehlt in Alt, 

Alt. 323 = L 241 : Dicz recht habent ovch dy tovben 
vme vische vmine vögele vnd vmme wild verwurket niemant 
sinen leib gar 

Alt. 374 = L 263; wie U voller als L: so dier helfe 
dy.e. dy got screib mit siner hant vnd sy gab moysy vf dem 
perge synay 

Alt. 296 = L 219 und 220. Die Ueberschrift von L: 
Hie ist , . . und der darauf folgende Text bis von lehen rehte 
fehlt bei Alt. 

Alt. 25 = D. Sp. 29b; am Schluss noch der Zusatz: vnd 
also vber cziwget man dy magt mit frowen (an unrechter 
Stelle eingeschaltet) 

Alt. 27 = D. Sp. 32a; Schluss: oder in gotes dienst 
ausserhalb des landes 

Alt. 38 = D. Sp. 41 a. Alt. 56 = D. Sp. 54: dicz schulten 
tvn dy erben oder wer czv recht vormvnt oder pfleger mag gesin 

Alt. 69 und 70 stimmen mit D. Sp. 64 und 65; nur ist 
ein lateinischer Satz eingeschoben und die Rubrik von Alt 70 
steht am unrechten Orte, wodurch der Satz : Dy meister u. s. w. 
ungehöriger Weise ans Ende von 69 statt an den Anfang 
von 70 kommt. 

Alt. 71 = D. Sp. 66 und 75; nur ist bei Alt. keine 
Titelüberschrift, vor gerichte in vorlebte corrumpirt; sonst 
völlig gleichlautend mit D. Sp. 

In Alt. 77 fehlen die Schlussworte von L 77 und D. Sp. 
69: als wir hernach wol gesagen 

Alt. 83 = D. Sp. 75 b und L 84. D. Sp. und L haben 
weder Titelüberschrift noch Einschnitt. Alt. hat die Titel- 
überschrift : Wy man den eischen schol ; hieran schliesst sich : 

Nv schult ir hören 

Alt. 86 = D. Sp. 77 und L 86a Alt.: dy meister fvereten 

Alt. 87 = D. Sp. 77; Alt. hat am Schlüsse den Anfangs- 
satz von D. Sp. 78, 

Alt. 115 = Rockinger III (I. 331; IL 360). 

Der den andern czv tode siecht 

Swer den andern tötet den schol man ovch. toten hant 
vmme hant ovge vmme ovge fvez vmme fvz dy gepot wai'en 
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mvelich czu pebalten daz schvl man da pei kiesen ob ein 
kvnig einen pveben czvtode siecht siecht schölte man den 
kvnic dar vmme toten daz wer ein schedelich dinch wan da 
mochte manic leib vnd zele von verlorn werden 

Alt. 116 = Rockinger III (I. 331; IL 360). 

Wy man einen pvezen schol nach siner werdikeit 

Ez siecht ein man dem andern ein hant oder einen fvz 
ab nv der wiert schone heil vnd genist daran daz er nicht 
enstirbet vnd man siecht ienem sin hant abe oder sinen fvz 
da wider ovch ab dem der dysem den schaden tet vnd der- 
selbe stirbet schol man danne den ovch toten dem syn hant 
czu dem ersten abe geslagen wart daz were aver ein schede- 
liche pvze da von schol man iedem manne pvezen nach seiner 
wirdekeit vnd schol dem richter pvezen indemselben rechte 

D.Sp. 102 und 103 a, b fehlen in Alt. 

Alt. 137 stimmt wörtlich mit Rockinger III (280). 

Alt. 4 = Rockinger III (4) wie dy prvder kint paz erbent 
den die swester kint 

Nimpt ein svn ein wip py sines vaters Übe dy im eben 
pvrtich ist vnd gewinnet er svne der vater danne dar nach. 
E daz sin vater mit im sin erbe geteile desselben svnes svn 
dy nement gelicb erbeteil an irs edelen vater stat recht neben 
ir vetern si nement aber alle nvr eines mannes teil als wil 
als ir vater angehört das kan der tochter kint nicht widervaren 
daz sy n^ben ir oheimen geliehen teil nemen als dyse kint 
neben iren vettern wan sy nicht svne noch svnes kint sint 

Alt. 3 s. (Rockinger III Anhang). 

Von der sippe zal 

Nv schol man ovch hye merchen wo sich dye sippe czal 
an hebt vnd wo si ein ende nimpt In dem hovpte ist pe- 
scheiden man vnd wip dy elichen vnd recht czusanien komen 
sint wan dy heilige .e. ist der siben heilikeit eine vnd alle 
vnser selde dy kristen levt habent an leib vnd an sele daz 
sint dy siben heilikeit dy der almechtigot do er czv himel 
fvr den pristern bevalich daz sy vns kristenlevten da mit 
heiligen schvllen vnd czv dem himelrich pringen daz ist eines 
Dy heilige tovf daz ander Dy heilige firme so man dy levte 
firmef Daz dritte ist dy heilige pveze Daz vierde ist der 
beilige gotes lichnamen Daz fvmfte daz heilige ole vm da 
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man dy levte an dem tot pette mit heiliget Dy sechste heili- 
keit ist der prister weihe* Dy sibende ist dy heilige . E . wan 
nv sich dy beilige .E. czv also grozer heilikeit gelichet vnd als 
heilig ist als sy der almechtigot selbe geheilget hat da von hat 
dy heilig. e. dy kraft swo ein man vnd ein vrowe recht vnd 
rederich sich gesament mit der heiligen . e . so ist nicht czweivnge 
an in vnd sint peide nicht nvr ein leip vnd da von ist ein man 
vnd sine kon peczeichent an das houpt So sint czwei geswei- 
streit dy von vater vnd von mvter geporn sint an czweivnge 
dy hebent dy erste sippeczal dy man czv magen rechent dy 
sint ovch von rechte pezeichent an daz neste lit py dem 
hovpt daz ist daz lit da dy arme an dy schuldern stozent 
vnd daz selbe lit heiset dy achsel* Ist aver czweivnge an 
den kinden so mvgen si an einem lide nich pestan vnd schren- 
kent an ein ander lit Und swo czwen prüder czwo swester 
nement vnd nimpt der prüder ein vromdes wip ire kint sint 
doch gelich an ein ander an der sippe czal vnd nement oach 
gelich erbe teil ob sy an einander eben puertich sint Swo nv 
czwei geswistere kiut sint ir itwederz heizet geswistere kint 
ez sin prüder kint oder swester kint dy habent dy andern 
sippe czal dy man czv magen rechent dy stent ovch an dem 
andern lit von dem hovpt daz lit heizet der elpogen' Ge- 
swistere kinde kint dy hebent dy dritte sippe czal dy Stent 
euch an dem dritten lit daz ist da dy hende an den arm 
stozent vnd danne aber der kint dy hebent dy wierde sippe 
czal dy Stent ouch an dem vierden lit daz ist jfLz lit des 
mittern vingers recht da der mitter ving^r in dye hant stozet 
So stet dy fvmfte sippe czal ovch an dem fvnften lit von dem 
bovpte her ab geczelt daz ist daz ander lit des mitteren vingers 
so steht dy sechste sippeczal an dem dritten lit alles des 
mitteren vingers So steht dy sibende sippe czal vor an dem 
nagel des mitteren vingers wan daz heiset nagel mac Swer 
nv Sippe czal recht vnd redelich reiten czv len wil der schol 
sy reiten als hy geschriben stet vnd swelich sippe schaft sich 
czwischen dem hovpt vnd des mitteren vingers nagele geliehen 
mac dy nement ouch daz erbe gelich vnd so der mensche ie 
naher sippe ist so er ie paz erbet ez erbet ein iglich man 
sine mage vncz an dy sibenden sippe czal dy da heizent nagel 
mag Swie halt nv der pabst bab derloupt czvnemen wip ander 
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fvmfte Sippe so erbet doch ein iglich mac sin mage vncz an 
dy sibende sippe wan der pabste mach noch enchan kein 
recht geseczent damit er vnser lantrecht vnd vnser lehen recht 
verkeren vnd verkrenken mvge 

Alt 487: Ob ein man vnd ein wip gevangen sint daz 
man dy nicht czu einander schol tun 

Vnd ist daz ein man vnd ein wip gevangen sint dy schol 
man nicht czu einander tun ineine hut man schol itweders 
tun von dem andern darvmme daz sy icht mit einander svnden 

Alt 492 (zwischen L 353—354; Ebner Codex L. R. 51). 

Ob ein man des andern porge wiert vnd stirbet denne 
inder porgeschaft 

Vnd wiert ein man des andern porge vnd stirbet der inder 
porgescheft so schullen sin kinder von irem erbe gelten dem 
gen dem er porge waz Vnd wiert ein man porge gegen einem 
manne gein dem er porge waz der hat sich an sinen porgen 
oder er helt sich an einen der porge ist wordern oder an 
demselben der im da schuldic ist dy wal hat er wol an 
swedern er sich habt so ist der ander ledic 

Alt 496 =s L 358 : Wy man das lant tedinc gepieten 
schol vf dem lande 

Der heilic vnd der selic keiser karel sprichet hy also Ich 
gepeut allen den herren u. s. w. 

Alt. 500: Wy man den armen leuten witwen vnd weisen 
richten schol 

Dicz ist kvnic kareis wort von den armen leuten von witteben 
vnd von weisen Ich gepeut allen richtern u. s. w. (L 363 b) 

Alt 511 == L 377: Wy man vnelich kint machet daz 
sy czu elichen kindern werdent vnd wy sy erbeut eigen vnd 
leben 

Vnd ist daz ein man ein vrowen hat czu ledichen dingen 
vier iar sechs iar oder czwelfe vnd sy gewinnet kint mit 
einander czv lediklichen dingen tochter oder svn vil oder 
wenic vnd der man wiert der vrowen also hvlt leicht von ir 
lügenden oder von ir vreunden oder von swelchen dingen er 
dar czv kvmpt daz er sy czu der.e. nimpt alle dy kint dy 
sy ledeklichen mit einander habent dy sint saczehant ekint 
als vater vnd muter. e. leute worden sint also sint dykint.e. 
kint vnd erben eigen vnd lehen mit den kinden der vater 



i 
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vnd mvter nach der vrist gewinnent vnd wil man daz vf 
werltlichem gerichte verwerfen so schulJen dy ereren kint vf 
geistliche gerichte varn vnd schulten ir elich dinch da haben 
vnd schullen des capitels insigel nemen daz sy ir eliches recht 
pehabt haben vnd schol man in vf werltlichem gerichte ir 
erbe vnd ir eigen erteilen daz ist geschriben recht 

Alt. 523 = L 374 (Rockinger III. 1. 1053 — 11. 1098) 
.... hat geleget Sprichet auer iener er welle im nicht da 
von geben im wer lieber daz geczivc nocht vnverworicht were 
vnd wil ez im damit abertwingen mac ot dirre daz peweren 
daz er des wante daz daz geczivge sin were so schol er syner 
arbeit vnd siner kost also nicht verlorn haben er schol daz 
werk verkoufen so er allerhöchste mac vnd schol ienem als vil 
siden oder wolle oder vlachs oder goldes geben oder swaz ez 
gewesen sy daz schol er im wider koufen daz also gut sy 
als ienes waz oder pezzer wil er danne des nicht gelouben 
so pehab er ez vf den heiligen oder erczivge ez mit dem 
werke da ienes vz gemachet sy oder mit den leuten dy daz 
geczivc vnd daz werk gesehen habent Daz recht ist ouch der 
vf vromdes ertriche set oder povwet vnd vme igliches werk 
daz der man an schaden wider tun mac 

Alt. 530: Der vmme ein vntat gevangen wiert wy man 
den martern schol vier wochen wiz daz er der pekenne 

Nv ist daz ein man vmme vntat gevangen wiert vnd dy 
hat leicht einer oder czwene gesehen oder sy wizzen ez sust 
wol vnd er inwil sin nicht veriehen den schol man also nicht 
hin lazen man schol in wiczigen mit siege an der schreihat 
vnd mit starcker vancnusse vnd mit hunger vnd mit vroste 
vnd mit andern vbeln dingen vnz er veriehe daz schol man 
fnan legen vyer wochen daz ist also gesprochen ob dy czwene 
oder der eine als gar piderbe leute sint vnd so gar volkomen 
leute daz man wol weiz daz sy durich nicht redent wan daz 
war ist so schol man in dy marter anlegen sint sy des nicht 
so schol man sy kein peine an legen dy wider daz rechte 
sy vnd weiz niemant sin vntat so schol man in lazen gen daz 
ist des heiligen kvniges kareis recht 

Alt. 533: Wy man des gotes huses gut gewinnen schol 

Swer gut von einem goteshuse gewinnet der nem des 
goteshuse prief vnd insigel dar an vnd seczet czu dem ministen 
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siben geczivc daran oder mer damit pehabt er sin gut vnd 
mit nichte anders vnd hat derman des priefes nicht so ver- 
leuset er sin gut vnd dy kirche pehabt ez im an 

Alt. 539: Erveilet sich ein man oder wiert er wunt an 
dem wege daz er czu dem dorfe nicht komen mag 

Ob sich ein man andem wege ervellz oder wiert er wunt 
also daz er czu dem dorfe nicht komen mac swer den intreit 
stirbet er danne insinem hvz er schol peliben an schaden Dy 
kost die er vertan hat indem hus dy schol er gelten von 
sinem erbe oder von sinem gut hat er des nicht so neme er 
sin kleider dy er vnder im hat ob ez minner wert ist denne 
sin kost dy er vertan hat sweune er stirbet 

Alt. 540: Ob ein man leute herberget vnd ir einer 
Siecht den andern czu tode indem hus 

Herbergete ein man leute vnd siecht ir einer den andern 
czu tode an sin schulde insinem hus oder welch vngerichte 
einer dem andern tut der wirt leidet kein not darvmme ob 
er den vrideprecher nicht vf gehalten mac vnd er daz pehelt 
vf dy heiligen so man in darvmme schuldiget ^) 

Alt. 54t = L 152. Alt. 544 = L 302a; aber der Schluss 
von L 302a und L 302b fehlen, s. Alt. 421. Alt. 548 und 
549 =» L 212; Alt. 550—556 = L 2t3; doch weichen diese 
Titel von L mehr oder weniger ab. 

Alt. 562 (Schlussartikel): Ob ein man czu der pade- 
Stuben geht und nimpt eines andern mannes padelachen oder 
swert oder anders icht 

Swer des andern swert oder padelachen oder Slaf- 
lachen oder pechen oder welherhande ez ist daz dem seinen 
geleich, ist czvsamen leit vnd went daz ez sin sy vnd 
ez von der padestuben treit vnd er daz seine alda let pe- 
heldet er ez danne im verholen indem wane daz ez sin sy 
vnd tar er sin recht darvmme tun er peleibet sin ane schaden 
ob man ez insiner gewalt vindet anvangen mac man ez wol 
vnder im vnd peklagen deube' oder roubes ob man im schulde 
geb daran des muez er vnschuldic werden ob er ez vf dy 
heiligen pehalden hat so mac man im danne keiner hant haf- 
tigen tat schulde Geben 



^) Homeyer, Die d. R. B. des Mittelalters S. 56. 
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In Alt. 242 und 257 hängen Rubrik und Text ausnahms- 
weise zusammen. 

Alt. 242: Swer marcht czol verfvret der schol drizick 
Schillinge geben tvet er aver als hy vor gesprochen ist er 
wiert ovch ledic^) 

Alt. 257 : Swer ein ochsen stilt oder ander dinc der schol 
daz viervaltic gelten ^ 

In Alt. 268 finden sich fünf Abschnitte mit Initialen 
ohne Rubrik: 

Man schol ovch den svn vmme des vaters schulde nicht Slahen 
noch den vater vmme des svnes schulde islich mensche 
ersterbe vme sines sekes schulde 

Vnd get ein man in einen wingarten er schol der pere ezen 
also vil als im gevalle er schol aver kein dar vz nicht tragen 

Vnd get ein man inein komvelt er schol der eher ezen vnd 
czu tribe dy mit der haut vnd eze daz körn ob in hvngert 
vnd snide sin nicht mit der sichel 

Ob ein man sin körn absnidet vnd vergizt er einer garbe vf 
dem acker er schol nicht dar hin wider lovfen dy grabe 
nemen er schol sy witwen und weisen lazen vf heben darvmme 
gesegent dir got diner hant erbeit 

Swenne dy olelisest vf dem povme pelibet daz schol sin der 
armen levte witeben vnd weisen 

In Alt. 271 = L 201s: Daz ein isleich mensche schol 
rechte maze haben vnd geben 

Dv scholt rechtez gewichte haben dv scholt ovch indinem 
hovse rechte maze haben habe rechte maz habe rechte ge- 
wichte so wiert dier got mit der rechten wage wegen vnd 
wiert dier got geben dy rechten maze vnd wiert dier geben 
lanch leben hy vnd vf dem ewigen himelrich 

Alt. 272 = L 201 u: Diez sint dy wort dy got selbe 
sprach czu moyse vf dem perge synay vnd von disen sint 
alle gerichte gemachet dy geistlich vnd werltlich sint. Diesen 
^,Worten Gottes'S von 271 ungehöriger Weise getrennt, folgt 
kein Text nach. 



>) Die ersten vier Worte sind mit rother Farbe, das Uebrige mit 
»cbwarser geschrieben. — *) Wie bei 343, 
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Alt. 251—277 = L 201a— v; doch zeigen sich bedeutende 
Verschiebungen. 



Alt. 251 




— L201a. 


Alt. 266 — L2011 und k. 


„ 252 




= „ 201a und b. 


n 


•267 — „201i. 


„ 253 




= „20lb. 


19 


268 — „ 20 1 0. p. n. q. 


„ 254 
„ 255 




— „201c. 
= „20td/a. 


1» 


^;j-„.o.r. 


„ 256 




= „201d/i. 


w 


271 =„201s. 


„ 257- 


260 


= „ 201 e. 


»1 


272 =„201u(Schlu88satx). 


„ 261 


• 


— „201 f. 


j» 


272 — „ 201 h. 


M 262 




=-„20!g. 


»» 


2»! ••»"•■ 


„. 263 




= „201g. 


»1 


„ 263- 


-4 


— „2011. 


M 


275 =„20 It. 


„ 265 1 1 


1.II 


— „ 2011 und m. 


)1 


276 =„20tu. 



„ 277 =„201 V. 

(Der Schlusssatz von L 201 v ist ausführlicher.) 

Alt. 325: Swer einen habich stilt oder siecht der den 
kranich veht — und 

Alt. 326 : Der den habich stilt oder siecht der den iager 
veht — wiederholen sich in 472 und 473. Ebenso 

Alt. 327 : Der einen valchen stilt oder siecht — in 474. 

Alt. 328: Der einen sperwer oder einen sprinzen stilt 
oder vehet — in 475. 

Alt. 329: Der einen pawen stilt oder siecht — in 476. 

Alt. 330: Der einen hunt oder einen vogel verstilt vnd 
in wider gibt an gerichte — in 477. 

Verschiebungen finden sich in: 

Alt. 12 — 13: Svie ein kint sinesvaters vnd seiner muter 
erbe verwurket mit funfczehen dingen 

Svie der vater dez suns gut erbet 

Alt. 43—44: Daz alle di da in des reiches echte sint* 
iar vnd tage die erteilet man alle rechtelos 

Ob ein dienstman sein rechte verleuset sin guet daz 
geuellet seinem herren an des er ist 

Alt. 66 — 67: Von den hohen vrien herren vnd von den 
mittem vreien wie die vnder scheiden sint 

Wer czu recht eygen lewtfe mag haben ^) 



^) Diese Rubrili ist yqn »pcleTer Hand ein^efQytt 
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Alt 277 — 278: Daz niemant koren stein schol des nachtes 
oder fvetern schol 

Svaz got den gebin wil dy da richtent nach diesem paech 
Alt. 496 — 497: Yvie man daz lant teidinc versvmet daz 
man den in dy echte chunden schol 

Wy man lant teiding auf dem land gepieten schoP) 
Die mitgetheilten Textproben bieten wol im Allgemeinen 
genügende Anhaltspunkte zur Beurtheilung der Eigenthüm- 
lickeiten unserer Handschrift und namentlich ^uch ihrer 
Ausdrucksweise und Rechtschreibung. Eine gewisse Unsicher- 
heit des Textes tritt namentlich im dritten Theile des schwä- 
bischen Land rechts hervor, der auch Wiederholungen früher 
vorgekommener Titel enthält. 



Wenn wir nun zum Schlüsse die Hauptergebnisse unserer 
Untersuchung kurz zusammenfassen, so meinen wir constatiren 
zu dürfen, dass 

1. der Codex Altenberger nicht nur durch die selten vor- 
kommende Zusammenstellung des schwäbischen Landrechtes 
mit dem Magdeburger Weichbild und Yglauer Recht, sondern 
auch durch seine verwandtschaftlichen Beziehungen zur Brünner 
und Danziger Handschrift^) Interesse erweckt; dass 

2. diese Handschrift zwar nicht einen vollständigen 
Schwabenspiegel, sondern nur dessen Landrecht, dieses jedoch 
in einer Form enthält, welche auch für die Wiederherstellung 
des präsumtiven Urtextes vom schwäbischen Landrecht nicht 
ohne Belang sein dürfte; dass 

3. die Bezeichnung des schwäbischen Landrechts auch 
als Nürnberger Recht durch diese Handschrift nunmehr 
ausser Zweifel gestellt erscheint; dass ferner 

4. durch den urkundlichen Nachweis der Reception und 
thatsächlichen Geltung des schwäbischen Landrechts auf dem 
siebenbürgischen Königsboden, als Subsidiarrecht des Gewohn- 
heitsrechtes der Hermannstädter Provinz das Geltungsgebiet 
dieses weitverbreiteten Rechtsbuches sich um ein Bedeutendes 
nach Südosten hin erweitert und dass endlich 



') Von anderer Hand. — ') Rockinger, Berichte III; E. F, ROäsler, 
Die Stadtrecbte von Brunn, I. GXXX— -I. 
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5. durch diese Untersuchung die Reception und that- 
sächliche Geltung des Schwabenspiegels in Ungarn und speciell 
bei den siebenbürger Sachsen zum allerersten Male er- 
wähnt und urkundlich nachgewiesen worden, während die 
subsidiäre Geltung des Sachsenspiegels und des Magdeburger 
Rechts in anderen Theilen Ungarns und namentlich bei den 
Zipser Sachsen, wie sich aus den einschlägigen Erörterungen 
ergab, schon längst in glaubwürdiger Weise bezeugt war. 

Berichtigung. Auf Seite 115 und 116 ist statt Paginirung, paginirt, 
pag. überall Foliirung, foliirt, fol. zu lesen. 



in. 
Lex Romana Curiensis/) 

Von 

Herrn Dr. jur. L, B. von Salis 

in Basel. 
I. 

In drei Handschriften ^) ist uns eine eigenthümliche Rechts- 
aufzeichnung des Mittelalters überliefert. Sie stellt sich ihrer 

^) Litteratur: Ganciani, Barbarorum leges Vol. IV p. 463 ff. 
y. Savigny, Geschichte des Römischen Rechts, 2. ed. I, 4!26 — 458 11, 61, 
240—243, IV, 470, VII, 23-29. — Troya, Della Condizione de' Romani 
Vinti, 2. ed. 1844, pp. 232 ff. 386. Troya, Siöria dltalia 1855, IV, 5 
J). 91, 745 ff. — Gersdorfs Repertorium 1845 I, 304 ff. — v. Bethmann, 
Ursprung der lombardischen Städtefreiheit, Bonn 1846, p. 28 — 60. — 
Hegel, Geschichte der Städteverfassung von Italien, Leipzig 1847, 
ll, p. 104 — 127. — Hänel, Lex Romana Visigotborum, Lipsiae 1849, 
p. XXXI seq., p. LXXXII. — Stobbe, De lege Romana Utinensi 1853, 
Stobbe, Geschiebte der Rechtsquellen 1860, I, 203 ff. — Scbupfer, Delle 
Istituzioni politicbe longohardiche, Firenze 1863, p. 126—133. — Planta, 
Das alte Rätien, Berlin 1872, p. 327—354. — Pertile, Storia del diritto 
Italiano, Padova 1873, I, 102. — Schupfer, La legge romana udinese, 
1881, Scbupfer, Nuovi studi sulla legge Romana Udinese 1882. Beide 
Abhandlungen, unten durch I und II unterschieden, in den Memorie 
della classe di scienze morali , Vol. VII, X. — Wagner, Zur Frage nach 
der Entstehung der lex Romana Utinensis, in Zeitschrift der Savigny- 
Stiftung Bd. IV germ. Abth. p. 54 ff.; in demselben Band p. 263 die 
Anzeige Brunner's über die Schupfer'schen Abhandlungen ; unten p. 152 
Anm. 2; endlich die Anzeige von F. G. A. Düse die Arbeiten Wagners 
und Brunners besprechend, in Rivista critica II n. 3 p. 1—4. — ' Nicht 
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äussern Erscheinung nach als Epitome der westgothischen 
lex Romana dar. Ihr Inhalt charakterisirt sie aber als Dar- 
stellung eines Rechtszustandes, der von demjenigen des Bre- 
viarium vollständig verschieden ist. Das Breviar bildet die 
formelle Grundlage^). Eine direkte Erwähnung der Ent- 
stehungszeit und des Entstehungsortes findet sich nicht. Beides, 
Entstehungszeit und Entstehungsort ist bestritten. Zunächst 
ist die Frage zu beantworten, als was charakterisirt sich die 
Rechtsaufzeichnung? als eigentliche lex, dass heisst, als Satzung, 
die von einem Organ, welchem Gesetzgebungsrecht zustand, 
erlassen wurde, oder als Privatarbeit, welche einen dem Verfasser 
vorschwebenden Rechtszustand zur Dai-stellung bringen soll. 
Unsre Bechtsaufzeichnung beginnt mit den Worten: 
In nomine sanctae trinitatis incipiunt capitula libri 
primi legis ^). 

Die Rechtsaufzeichnung kennzeichnet sich dadurch selber 
als lex. Aus dem Inhalt geht hervor, dass uns eine lex Romana 

erhalten konnte ich: G. Baudi a. Vesme, Annali di Giurisprudenza 1838, 
p. 499—504. Bonturini Rivista Euganea 1857, p. 155, 162, 170, 187 vgl. Hftnel 
in den Berichten 1852. — Femer kommen in Betracht Stobbe, Beiträge zar 
Geschichte des deutschen Rechts 1865, p. 1—25. Sohm, Die fränkische 
Reichs- und Gerichtsverfassung 1871 a. a. 0. Sohm, Zeitschrift für Kirchen- 
recht IX 1870 p. 197, 204, 241, 265, 266. Sohm, ZeiUchrift der Savigny- 
Stiftung germ. Abth. Bd. I p. 17, 70. — Gohn, Justizverweigerung 1876 
p. 100, 163. — Brunner, Zur Rechtsgeschichte der römischen und ger- 
manischen Urkunde 1880 I p. 51, 70, 117, 128—130, 144, 223, 245-247, 
257, 304. — Waitz, Verf.-Gesch. III p. 517 An. 2 (2. Afl. III, 627). — Von 
pliilologischen Gesichtspunkten aus untersuchten Stdnkel und Schuchardt 
die lex. Auf die Frage, ob der Sprachcharakter fQr die rätische Her- 
kunft der lex spreche, gingen sie nicht ein; in der ersten Abhandlung 
zieht StOnkel das heutige Romanische gar nicht heran. Jahrbücher 
fflr klassische Philologie VIII. Sup.-Bd. 1876 p. 585— 645 z. B. 586. 
GrOber's Zeitschrift far romanische Philologie Bd. I, 1877. p. 111-125, 
Bd. V, 1881 p. 42-50. 

*) Vgl. Hänel loc. cit. bespricht dieselben unter Nr. 66, 67 
(p. LXXXIII seq.). Bei Nr. 65 referirt er Aber die nach der dritten 
Handschrift veranstaltete Ausgabe Ganciani*s. Diese dritte Handschrift 
bespricht Hänel sodann in den Berichten über die Verband, d. kgL 
Sachs. Ges. d. Wiss. z. Leip. hist-pbil. Gl. Bd. II, 1852, p. 65—89; 
Bd. VIII, 1856, p. 303—305. 

*) Ueber die Gestalt der Quelle der lex : Hänel loc. cit. p. XXXH, 
XXXIII, XL, LIX seq. v. Savigny II p. 63. unten p. 168 Anm. 3. — 
*) Etwas abweichend im Codex Nr. 67. Hänel cod. p. 17. 
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vorliegt. Bas Privf^trecht der lex ist das römische Recht, 
allerdings kein reines römisches Recht; am richtigsten be- 
zeichnen wir dasselbe als römisches Vulgarrecht^). Die lex 
kennt ferner bloss den Romanus ^) ; sie bringt sein Privatrecht 
zur Darstellung. Jetzt erklärt sich auch die lakonische Be- 
zeichnung, „lex*^ ohne jeden Zusatz; sie war verständlich 
genug. Das Recht des Romanen war principiell im ganzen 
Umfang des karolingischen Reiches ein und dasselbe. Der 
lex Romana standen die verschiedenen Stammesrechte gegenüber. 
Der Verfasser will das römische Recht seiner Zeit auf- 
zeichnen ; er hatte demgemäss eine doppelte Aufgabe zu lösen. 
Zunächst musste er diejenigen Rechtssätze seiner Quelle, welche 
antiquirt waren, umändern und das geltende Recht seiner 
Zeit an deren Stelle setzen. Im fernem fand der Verfasser 
in seiner Quelle Rechtsinstitute geregelt, welche ihm völlig 
unbekannt sein mussten. Das Recht des Landes, in welchem 
er wohnte, kannte dieselben nicht. Wie sollte er hier ver* 



>) Brunner, Rechtsgeschichte der Urkunde I p. 113, 139. — >) Ein- 
mal wird der barbarus erwAhnt, nämlich in III, 14, darüber vgl. Savigny, 
Geschichte des römischen Rechts II p. 242. Die Freigelassenen erlangen 
römisches Recht, sie leben nach römischem Recht und werden vom 
Verfasser civesRomani genannt; er folgt mit dieser Bezeichnung seiner 
Quelle, II, 22; III, 18; IX, 18; XXII, 1 ; XXVI, 10. Der Latinus und der 
Didicius (dediticius) werden auch erwähnt; praktisches Recht konnte da- 
durch nicht gegeben werden. Andrerseits werden gerade die drei Frei- 
lassungsformen für den Givis Romamis auch sonst erwähnt z. B. XXV, 
1, 4; III, 18; IV, 7; IV, 9. testamentum ist identisch mit carta; auch der 
Obrige Inhalt der lex zeigt, dass der rein römischrechtliche Begriff des 
testamentum dem Verfasser nicht mehr bekannt ist, der Begriff des testa- 
mentum ist demjenigen der Traditionsurkunde nahe gebracht Einen 
praktischen Beleg hiezu liefert die Charta donationis des Bischofs Telio 
vgl. Mohr, Cod. dipl. für Rätien I Nr. 9. Die Freilassung ante prin- 
cipem verstehe ich als Freilassung durch den König. Der von Planta 
a. a. 0., p. 351 constatirte Unterschied von zwei Klassen Freigelassener 
Ist mir sehr zweifelhaft. Ausser dem Romanus wird nur noch der 
Judaeus und dessen lex erwähnt Im Breviar ist der Jude auch 
römischer Bürger, in der lex Guriensis wird der Jude dem Romanus 
entgegengesetzt, der Jude ist kein Romanus; denn der Givis Romanus 
der lex ist ein nach römischem Recht lebender Mensch. II, 1.8 und 
Afters. Ich halte die lex Romana wie die Gapitula Remedii nicht für 
Territorialrechte, sondern für Rechte, welche dem System der persön- 
lichen Rechte folgen; anderer Ansicht Stobbe, Rechtsquellen I p. 206. 
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fahren? entweder nahm er diese Rechtsinstitute in seine 
Arbeit auf, er schrieb seine Quelle ab, sei es wörtlich, sßi 
es nur dem Sinne nach, oder er überging die betreffenden 
Quellenstellen. Im ersten Falle hielt er diese Rechtsinstitute 
und Rechtssätze für praktisches Recht in irgend einem Theile 
4es karolingischen Reichs, im letztern Falle dagegen nicht. 
In wie weit der Verfasser bei Verfolgung dieses Gesichtspunktes 
glücklich oder unglücklich war, ist aus den harten Urtheilen, 
die moderne Gelehrte über ihn gefällt haben, ersichtlich^). 

Zwei Thatsachen beweisen die Richtigkeit der Behauptung, 
dass der Verfasser den soeben charakterisirten Ausgangspunkt 
für seine Arbeit hatte. Das Breviar enthält viele Rechtssätze 
aus dem Verfassungsrecht. Der Verfasser unserer lex hatte 
nicht mehr die Verfassung der römischen Kaiserzeit, sondern 
diejenige des karolingischen Reiches vor Augen. Wenn auch 
das Verfassungsrecht des karolingischen Reiches ein einheit- 
liches war für das ganze Reich, so bestand doch in der Be- 
nennung der einzelnen Beamten ein Unterschied in den ver- 
schiedenen Reichstheilen ^). Der Verfasser der lex Romana 
musste daher möglichst allgemeine Bezeichnungen für die 
verschiedenen Verfassungsorgane und Beamten wählen; er 
nimmt Umgang von den in seiner Umgebung gebräuchlichen 
und wendet die Ausdrücke principes, iudices, actores an. 

Die zweite Thatsache bildet das Verhältniss der lex zu 
den Capitula Remedii'). Die Strafen der lex sind vom Ver- 
fasser unverändert aus dem Breviarium herübergenommen 
worden. Er nahm keine Rücksicht auf das Strafrecht seiner 
Umgebung, wie dasselbe in den Capitula Remedii niedergelegt 
war. Die Capitula Remedii waren ein Provinzial-, ein Gau- 
recht für die Romanen im Grafschaftsbezirk des Bischofs 
Remedius, nicht aber ein Strafgesetzbuch für die Romanen 



^) Z. B. Stobbe p. 3: Quum auctor sine iudicio vel modo opus 
suum perfecerit. Savigny I p. 434 Unwissenheit des Verfassers, die in 
der That ungeheuer ist. Troya p. 232, Hegel p. 104. 106, Stobbe, Bei- 
träge p. 5. Wir sind öbrigens nicht im Stande, die DurcbfQhrung 
dieses Planes zu prüfen, wir kennen ja die unmittelbare Quelle des Ver- 
fassers nicht. — *) Im einzelnen siehe Sohm, Fränkische Reichs- und 
Gerichtsverfassung, besonders p. 213—273. — *) Zuletzt abgedruckt in 
den Monumenta, Leges Band V. 
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des fränkischen Reiches überhaupt. Desshalb nimmt der Ver- 
fasser auf dasselbe keine Rücksicht. 

Hänel nennt unsre lex „epitome'^; diese Bezeichnung 
enthält ein richtiges Moment. Der Verfasser will das Brevi- 
arium epitomiren, das Breviarium galt ja im fränkischen Reich 
als Codex des römischen Rechts; indem der Verfasser eine 
Epitome des Breviarium schrieb, erreichte er seinen Zweck, 
d. U. eine Darstellung des römischen Rechts. Die Bezeichnung 
Epitome ist jedoch zu eng. Der Verfasser unserer lex will 
nicht eine Darstellung des römischen Rechts, welches zur Zeit 
der Entstehung des Breviarium galt; er will das römische 
Recht seiner Zeit zur Darstellung bringen, d. h. das im 
fränkischen Reich gewohnheitsrechtlich weiterentwickelte 
römische Recht. 

Die Bezeichnung „lex Romana'^^) ist demnach richtiger, 
als diejenige Häners, und dennoch ist die lex eine Privatarbeit ^). 
Die Antwort auf diesen Widerspruch, Privatarbeit und doch 
lex, liegt in der Bedeutung des Begriffes lex Romana im 
karolingischen Reich. Bei den Formeln lege Romana, lege 
Salica vivere etc. darf nicht an eine bestimmte, geschriebene 
lex gedacht werden, sondern an das römische Recht, an das 
salische Recht überhaupt; ebenso hat in unserm Falle das 
Wort lex die Bedeutung von Recht; die Arbeit des uns un- 
bekannten Verfassers enthält das römische Recht der fränkischen 
Zeit. Wir stellen also unsre lex Romana nicht an die Reihe 
der lex Alamannorum, der lex Salica etc. sofern wir unter 



^) Vom Standpunkt des Verfassers wäre kein weiterer Zusatz 
nOthig. Wenawir das Werk lex Romana Curiensis nennen, so geschieht 
es einerseits zur Unterscheidung von den Übrigen leges Romanae, so- 
dann bringen wir dadurch im Titel auch zum Ausdruck, dass der Ver- 
fasser gerade auf den Zustand des römischen Vulgarrechtes in Rätien 
Rücksicht nahm. Ebenso gut wie die Rezeichnung Curiensis wäre lex 
Romana Raetica. Pagus Curiensis, pagus Raetiae und pagus Raetiae 
Curiensis werden zur Rezeichnung derselben Gegend gebraucht. (Planta 
358. 359, Mohr I, m 15. 45—48. 53. 54 etc.) Ueber die Regrenzung 
dieser Gegend siehe Planta 269 — 272. 354 ff. Planta, Herrschaften 
1. 2. 96. 97. unten p. 166 Anm. 1. — *) Planta's Remerkung p. 336 ist 
unrichtig, weil die lex erst nach Remedius* Tode verfasst ist. Waitz, 
Verf.-Gesch. IV. 2. Aufl. 627 : „sie trägt den Charakter einer Privatarbeit 
an sich, hat aber öffentliche Greltung erlangt." 

Zeitschrift d. Sftyigny-Stiflang. VI. Germ. Abtli. 10 
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der lex Alamannorum den von den Alamannen zum Gesetzbuch 
erhobenen Rechtsbestandtheil verstehen. 

Dass wir aber eine Privatarbeit vor uns haben, zeigt 
zunächst das Yerhältniss unserer lex zum Breviarium; dieses 
Verbältniss ist demjenigen der uns erhaltenen Epitomä zum 
Breviarium ähnlich. Dies wurde schon oben hervorgehoben. 
Sodann macht das aus dem Breviarium beibehaltene Straf- 
system, überhaupt die vielen Stellen, welche Bechtssätze ver- 
gangener Zeiten enthalten, die Annahme, die lex sei ein Ge- 
setzbuch, unmöglich. Auch der oben dargelegte Plan des Ver- 
fassers stimmt nur zur Annahme, die lex sei eine Privatarbeit. 

Es können auch zwei Bestimmungen der lex selbst heran- 
gezogen werden. In I, 1. 4 wird mit haec lex das Werk des 
Verfassers, das er selbst lex nannte, citirt. Die zweite 
Stelle ist XVI, 4. 2; sie erklärt sich durch ihre Stellung 
selbst. Sie schliesst nämlich den codex Theodosianus ab und 
durch die „novellae tituli legum^' verweist sie auf den nun 
folgenden neuen Abschnitt. Unter den leges versteht der 
Verfasser die einzelnen interpretationes ^), 

Die Arbeit war praktisch brauchbar^); die drei uns er- 
haltenen Abschriften beweisen dies, ebenso eine Urkunde des 
9. Jahrhunderts'); es wird in derselben durch die Worte, 
sicut lex continet, unsere lex citirt. Wenn diese Urkunde 
das Rechtsbuch als lex bezeichnet, so folgt daraus noch nicht, 
dass dasselbe als lex, d, h. als Satzung muss aufgefasst werden; 
das Rechtsbuch nennt sich ja selber so. Aus der citirten 
Urkunde folgt aber, dass das Rechtsbuch Gesetzes* Autorität 
besass. Die Erklärung hiefür giebt die Zeit der Abfassung 
der lex selbst. Das Privatrecht wurde gewohnheitsrechtlich 
weiterentwickelt; man sah ab von der wörtlichen Fassung, 

^) Diese Erklärung wird bestätigt durch XVII, 1 und 2. Hier wird 
im Anschluss an das Breviarium der Gedanke der Stelle XVI, 4. S 
wiederholt. An bestimmte, ausserhalb der lex liegende Gesetze ist hier 
nicht zu denken, unten p. 169 Anm. 3. Die Erklärung von Bethmann's 
a, a, 0. p. 49 und Wagner*s a. a. 0. p. 59 und 56 ist demnach nicht 
gerechtfertigt; vgl. auch Hegel a. a. 0. p. 119 Note 2, Hänel a. a. 0. 
p. 87. — ') In wie weit Stobbe 20 „neque haec noster lex quae propter 
barbariem certe non per longum tempus iudiciis adhibebatur" richtig ist, 
läsat sich, da jedes Hilfsmittel dazu fehlt, nicht ermessen vgl. Schupfer 
I §28.— ») Wartmann, ürknndenbuch der Abtei St. Gallen II Nr. 421. 
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welche die Rechtssätze einst hatten. Eine Ueberlieferung 
eines Rechtssatzes, welche vom einstigen Wortlaut abweicht, 
hatte dasselbe Ansehen wie die wörtliche Ueberlieferung. Ein 
solches Verfahren ändert aber oft auch den Rechtsinhalt, 
zahlreiche Beispiele hierzu giebt gerade unsere lex. 

Der Verfasser ist uns unbekannt. HäneP) spricht die 
Vermuthung aus, der Verfasser sei ein Kleriker gewesen; hie 
und da werde nämlich die Kirche erwähnt, während dasBre- 
viarium dieselbe nicht erwähne. Solche Stellen habe ich drei 
gefunden *) — Hänel selbst citirt keine — ; es handelt sich 
jedesmal um die Erwähnung der Kirche in einem Testament. 
Erwägt man, dass in damaliger Zeit die Vergabungen an die 
Kirche allgemein gefibt wurden, so würde die Erwähnung 
derselben auch bei einem Laien nicht auffallen. Die Ver- 
muthung HänePs wird hingegen bestärkt durch den Hinweis 
auf die in damaliger Zeit fast nur bei Klerikern verbreitete 
Schreib- und Lesekenntniss. Ein weiteres Moment ergiebt 
sich aus den rätischen Urkunden. Als Gerichtsschreiber, als 
cancellarius, femer als Schreiber von Urkunden und zwar in 
Fällen, wo Aussteller und Destinatar Laien sind, fungirt ein 
Kleriker •)• 

Bis dahin glaubte man bloss in einem Punkt, nämlich in 
der Umwandlung des lateinischen Textes seiner Quelle in das 
Vulgärlatein seiner Zeit, dem Verfasser der lex eine gewisse 
Planmässigkeit zuschreiben zu können. Wir gehen weiter ; das 



>) Hanel loc cit. p. XXXIII, v. Belhmann a.a.O. p.50: „ein ein- 
heimischer Richter oder Geistlicher"; zu weit geht Planta a. a.O. p.336. — 
«) Nftmlich XXV, 4. 9; XXV, 9. 3j XXVI, 5. Auch DC, 3 kann heran- 
gezogen werden ; das crimen maiestatis des Breviarium und der übrigen 
Epitomft wird ersetzt durch qui . . contra deum blasfemasset aut paganos 
eos probare. . .; ebenso VI, 1 vgl. Stobbe p. 86 Anm.8. — ») Vgl. Wart- 
mann a. a. 0. Urkunden 187. 458 enthalten keine nähere Bezeichnung 
des Schreibers; ob der cancellarius Priectus in 358 identisch ist mit 
Prihectus, presbiter in 354, ist sehr fraglich. Wohl aber ist Andreas 
in 256 imzweifelhaft identisch mit dem sonst als Andreas presbiter 
genannten ; 267 ist verstümmelt. Die übrigen rätischen Urkunden siehe 
bei Brunner a. a. p. 245 Note 4, dazu kommen noch 707. 683. Mohr 
Nr. 9; über den cancellarius der lex siehe 1. R. Cur. I, 12. 2, dazu An- 
segisus' Capit III c. 43. 33. Sohm, fränk. Reichs- Verf. I p. 525. Brunner, 

a. a. 0. p. 243. 244. 252. 

10* 
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ganze Werk ist planmässig angelegt, allerdings die Aasführung 
ist oft sehr mangelhaft^). 

II. 

Die Frage nach der Entstehungszeit der lex Romana 
Guriensis ist durch die beiden Abhandlungen Schupfer's ?u 
einem gewissen Abschluss gekommen. Seine Beantwortung 
bedarf nur noch der nähern Präcisirung ^). 

Savigny, Bethmann-Hollweg, HegeP) verlegen die Ab- 
fassungszeit in das Ende des neunten oder den Anfang des 
zehnten Jahrhunderts. 

Ihnen stehen Hänel, Stobbe, Sohm, Planta, Pertile^) 
gegenüber, diese bringen unsre Rechtsaufzeichnung mit den 
capitula des Bischofs Remedius in Verbindung; dadurch er- 
giebt sich als Endpunkt das Jahr 806 oder 820, je nachdem 
die Regierungszeit des Bischofs berechnet wird. Die Benennung 
des Souveräns als König veranlasst namentlich Pertile'), die 



Siehe besonders Ganciani a. a. 0. p. 464, 467 ; Savigny ist anderer 
Ansicht a. a. 0. I p. 435. Die Urkunden und namentlich Wartmann 
a. a. 0. n. 421 geben Ganciani Recht; Schupfer I, § 2; Planta a. a. 0. 334; 
nicht so günstig urtheilt Stobbe p. 20 und Stobbe, RechtsqueUen I p. 205; 
Hegel II p. 106. 126, Jabrb. f. dass. Philologie VIII p. 587. 589. 621. — 
*} In der zweiten Abhandlung sucht Schupfer diesen Mangel einer nähern 
Präcisirung dadurch zu heben, dass er sagt, die lex gehöre dem IX. Jahr- 
hundert an e piü alla seconda metä che alla prima a.a.O. II p. 5; 
I p. 57. — ') Savigny a. a. 0. I, 429. 434; Bethmann a. a. 0. p. 30; 
Hegel a. a. 0. p. 108. — *) Hänel p. XXXIX sagt: quasi legis auctor Re- 
medius episcopus Sit; Stobbe p. 23 ff.; Sohm, diese Zeitschrift I p. 17; 
Planta p. 335; Pertile I p. 103. — •) Pertile sagt a. a. 0.: Targomente 
principale a fissame il tempo alla fine del sec. VIII si deduce dal fatto 
che il sovrano del paese vi ö sempre detto rex e mai imperator; Stobbe 
hingegen sagt p. 26, 27 nescio an ante a. 800 lex sit scripta, quum 
Francorum princeps, ubi commemoratur, semper rex, non imperator 
appelletur. Der Vollständigkeit halber sei noch erwähnt: Ganciani 
p. 467 ego illum regnantibus Langobardis coaevum lubens putarem. 
Ganz unsicher benimmt sich Troya, zuerst setzt er die lex ins Jahr 
798; später hält er sie für ein Werk um 534 entstanden, die jetzige 
Form aber habe sie erst im Laufe der Zeit erhalten, und auf Grund 
des Urtheils der Gommission, welche den codex Udinensis prflfle, 
verlegte er sie in die Jahre 760—774. lieber die erwähnte Gommission 
siehe Hänel in den Berichten über die Verh. d. kgl. sächs. Ges. d. Wiss. 
z. Leipzig, bist. Gl. 1852. II p. 67. 
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Entstehungszeit in die letzten Jahre des 8. Jahrhunderts 
zu setzen. 

Wagner und Brunner anerkennen die Argumentation 
Schupfer's hinsichtlich der Entstehungszeit für richtig ^). Beide 
suchen die von Schupfer unterlassene Präcisirung zu erreichen. 
Wagner kommt zum Resultat, dass die lex Romana bald nach 
dem Jahre 815 entstanden sei, jedenfalls vor 849^) Wenn 
ich auch das Resultat an und für sich als richtig anerkennen 
möchte, so kann ich hingegen den Weg, den Wagner einge- 
schlagen hat, nicht billigen. Er gelangt nämlich zu dem ge- 
nannten Resultat mittelst Beweismitteln, die eng zusammen- 
hängen mit seiner Ansicht über den Entstehungsort. Diese 
Beweismittel halte ich nicht für beweiskräftig (davon unten), 
also auch das Resultat nicht. 

Die Abfassung der drei Handschriften fällt in's 9, Jahr- 
hundert'). Die lex muss also vor Beginn des 10. Jahrhunderts 
verfasst worden sein. Vor 843 kann sie nicht entstanden 
sein. Dies folgt aus der Bezeichnung des Staatsoberhauptes 
als rex. Bis zum Jahre 843 gehörte Rätien zum Reiche 
Lothar's^); Lothar war aber imperator, 843 kam Rätien zum 
Reiche Ludwig des Deutschen. Ludwig war aber rex. Es 
erhebt sich folgender Zweifel. In rätischen Urkunden wird 
Ludwig der Fromme hin und wieder rex genannt, obschon 
die richtige Bezeichnung imperator gewesen wäre^). Dieses 

^) Schupfer hat nachgewiesen, dass die capitula Remedii unter 
der lex nostra das Deuteronomium verstehen. Damit ist aher noch 
nicht die Verwendung der capitula Remedii fOr die Auffindung des 
Entstehungsortes der lex Bomana unmöglich gemacht. Soweit es sich 
um Rechtsverhältnisse Rätiens zu Anfang des 9. Jahrhunderts handelt, 
sind gerade die capitula Remedii das sicherste Beweismaterial. Anderer- 
seits fallen allerdings Argumente wie Sohm, Zeitschr. f. Kirchen-R. IXp. 197 
Anm. weg. — ») Wagner p. 65 Note 1 , 70 Note 2. — ») Hänel p. LXXXIII seq. 
und in den citirten Berichten Bd. II p. 65—89, VIII, 303—305. — 
«) Stobbe p. 13. 13; Planta 393; a. A. DOmmler, oslfrUnk. Reich I, 193. 
Entscheidend halte ich die Urkunde Lothar*s an den Bischof von Cur 
aus dem Beginn des Jahres 843. Sodann die Thatsache, das im Jahre 
842 der Gurer Bischof als SufTragan-Bischof von Mailand, 847 dagegen 
als SufTragan-Bischof von Mainz erwähnt wird. Zugleich mit der welt- 
lichen Loslösung fand eine kirchliche statt; die Urkunden bei Mohr I 
Nr. 25. 26 und Hartz, Concilia Germanica p. 151 ; Schupfer I p. 65. — 
>) Wartmann a. a. 0. I p. 214. 215. 
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Bedenken fällt durch die Erwägung weg, dass in Privaturkonden 
wohl hin und wieder die erwähnte Ungenauigkeit vorkommen 
konnte, besonders wenn etwa das dem Schreiber vorliegende 
Formular eine derartig gefasste Datirungsweise enthielt. Be- 
deutend grösser wäre die gleiche Ungenauigkeit für den Vei^ 
fasser der lex. Wenn derselbe die specifisch technischen Titel 
der Beamten nicht erwähnt, sondern sich allgemeinerer Aus- 
drücke bedient, so ist dies nicht dasselbe, wie wenn er einen 
Titel, der eine bestimmte Bedeutung hat, ersetzen würde durch 
einen anderen Titel von ebenso bestimmter, aber verschiedener 
Bedeutung^). Es kommt noch dazu, dass in einigen Stellen 
unter princeps der König muss verstanden werden^). Mit 
Hilfe der Urkunde Wartmann 421 präcisiren wir den Zeit- 
punkt der Entstehung noch etwas näher. Die Urkunde citirt 
unsere lex; sie trägt das Datum: III kal. januarias, annum 
XX regnante Ludowicu. Unter Ludwig kann dem Sprachge- 
brauch der rätischen Urkunden gemäss sowohl Ludwig der 
Fromme als Ludwig der Deutsche verstanden werden. In 
die Zeit Ludwig des Frommen fällt die Urkunde nicht; denn 
das Datum wiese auf ein Jahr vor 843. Vor 843 ist die lex 
nicht geschrieben, also auch nicht die Urkunde; die lex ist 
Voraussetzung der Urkunde. Mit Ludwig wird also Ludwig 
der Deutsche bezeichnet. Demnach ist das Entstehungsjahr 
der Urkunde 852 oder 859 oder 862 , je nachdem man 833, 
840 oder 843 als Ausgangspunkt der Datirung wählt. Eine 
sichere Wahl zwischen diesen drei Jahren kann nicht gegeben 
werden. Der Herausgeber des Urkundenbuches Hess die Frage 
offen. Bätien kam erst im Jahr 843 unter die Regierung 
Ludwig's, man könnte also für rätische Urkunden 843 als die 
Periode Ludwig's ansehen. In andern riltischen Urkunden 
finden wir eine Datirung, regnante Lodovicum regem de Bajo- 
varia'); es ist also höchst zweifelhaft, ob die rätischen Ur- 
kunden nur die Regierung Ludwig's über Rätien bei der 

^) Vgl. unten p. 167 Anm. 5. — *) So in II, 10. 3 natalis principum 
vel inicium regni, ebenso halte ich die Freilassung ante principem für 
eine Freilassung vor und durch den König; auch ist es sehr fragUdi, 
ob unter den |>eneficia, welche von den principes verliehen werden, 
nicht auch die Kronlehen mitzuverstehen sind, siehe besonders III, 19.2; 
Stobbe p. 34. — *) Wartmann 401. 
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Datirung in Betracht gezogen haben. Erst seit 840, seit dem 
Tode Ludwig's wurde Ludwig der Deutsche allgemein und 
ohne Vorbehalt als rechtmässiger Herrscher in Alamannien 
anerkannt^). Diese Wahrnehmung ist entscheidend dafür, 
der Epoche 840 vor derjenigen vom Jahr 833 den Vorzug zu 
geben. Wir haben demnach das Resultat, dass die lex Romana 
zwischen 843 und 859 abgefasst sei; für eine noch genauere 
Präcisirung haben wir keine Anhaltspunkte gefunden^). 

IIL 

Bis in die Mitte der 40 er Jahre hielt man die von Cän- 
ciani 1789 veröffentlichte lex Romana für eine in Italien ent- 
standene lex^). Savigny versuchte zuerst eingehender diese 
Ansicht zu begründen; er verlegte die lex in die Lombardei, 
Bethmann hingegen nach Istrien. 1845 verweist Heimbach, 
jedoch ohne nähere Begründung nach der Schweiz als Ent- 
stehungsort der lex ; gleichzeitig und unabhängig von einander 
versuchen Hegel und Hänel Rätien als Entstehungsort nach- 
zuweisen. Seitdem sodann 1853 Stobbe diese Ansicht ebenfalls 



^) Wartmann, a. a. 0. II p. 4. Die Privaturkunden folgen der 
officiellen Datirung, diese Thatsache spricht gegen das Jahr 843 als 
Epoche Ludwig des Deutschen, ob aber für 833 oder 840 entscheidet 
sie nicht — *) Ausr der zweiten Abhandlung Schupfer*s liesse sich als 
Entstehungszeit 831 resp. 840 und 843 gewinnen. Die lex setze einen 
Immunitätsbezirk voraus, ein solcher sei fQr Rfitien erst durch die 
Privilegien 831 und 840 (Mohr, Cod. 20, 23; Eichhorn, Episc. Cur. n. 9) 
entstanden. Andererseits führte Schupfer das Hinüberbringen der lex ' 
aus Italien nach Rätien auf die Zeit zurück, in welcher Cur zur Kirchen- 
provinz Mailand gehörte; wir wissen, dass dies bloss bis 843 der Fall 
war. Dieses Resultat theilt Schupfer deshalb nicht, weil er die Los- 
trennung des Bisthums Cur erst in die Zeit Gregorys VIL verlegte. In 
der zweiten Abhandlung erwähnte er aber diese Ansicht nicht mehr. 
I p. 65. 66; II p. 34. 45. Dieses Resultat zeigt aber, dass eine genaue 
Präcisirung der Entstehungszeit nothwendig war. — ') Eine Ausnahme 
bildete Baudi a Yesme 1838, vgl. oben p. 141 Anm. 1. Schupf er sagt 
I § 10 II Baudi a Yesme ne cercö la patria nella Vindelicia o Baiu- 
varJa, che si protendeva allora fino ai confini d'ltalia. Hänel selbst 
nennt 1838 die lex: epitome Langobardorum in den „legis Romanae 
Visigothorum Particula. Bonturini suchte 1847 „die Ansicht durch- 
zuführen, dass die sog. lex Utinensis ihrem Ursprünge nach Friul 
gehöre*', so Hänel in den citirteu Berichten p. 68, siehe oben p. 141 
Anm. 1. 
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vertheidigt hatte, blieb der erste Versuch Schupfer's 1863, 
die lex wieder als ein italienisches Werk darzuthun, in Deutsch- 
land ohne Einfluss ^). 1881 und 1882 beschäftigte sich Schupfer 
wieder mit unserer lex Romana, sein Resultat ist dasselbe 
wie früher, die l^x gehöre nach Italien. Die Richtigkeit dieses 
Resultates wurde in den italienischen und deutschen Anzeigen 
der Schupfer'schen Abhandlungen bezweifelt^). 1884 versucht 
nun Wagner den Entstehungsort und das Anwendungsgebiet 
der lex zu trennen; gleichzeitig hebt Brunner hervor, dass 
Entstehungsort und Entstehungsgebiet nicht nothwendigerweise 
zusammenfallen. 

Brunner hat zugleich durch Heranziehen der Urkunde 
Wartmann 421 unwiderleglich bewiesen, dass die lex Romana 
in Rätien praktische Anwendung gefunden hat. Die betreffende 
Stelle der Urkunde lautet: 

Do et dono .... omnia lex omnibus sicut lex continet, 

exceptu falsicia anteposita hoc est quarta porcione, aliut 

omnia trado .... 
In derselben Weise wird in der lex Rom. Cur. die fal- 
cidische Quart erklärt z. B. VIII, 5. 1 . falsitia hoc est quarta 
parte oder XVII, 3 falsicia hoc est quartam porcionem ^). Die 
Urkunde versteht also unter der lex unsere lex Romana ; dies 
ergiebt sich auch aus der Schreibweise des Wortes Falcidia. 
Diese Urkunde und sämmtliche späteren rätischen Ur- 
kunden schreiben das Wort Falcidia buchstäblich gleich wie 
die lex, und wie wir es sonst nirgends geschrieben fanden; 
die lex schreibt nämlich consequent „falsicia^* *). Daraus folgt 

^) Bloss Ficker sagt im III. Band p. 114 Note 3 seiner Forschungen 
zur Rechtsgeschichte Italiens: Zuletzt hat Schupfer mit vielfach be- 
achtenswerthen Gründen die Entstehung in Italien zu vertheidigen 
gesucht. — *) Die Anzeige Pertile*s kenne ich nicht, dagegen fand sich 
auf der königlichen Bibliothek zu Berlin die Rasegna Settimanale 1882, 
Nr. 209 und das Archivio storico italiano serie IX p. 198, 1882. Der An- 
sicht Schupf er's stimmt hei Düse a. cit. 0. Von deutschen Anzeigen 
ist diejenige Brunner*s im IV. Band der Zeitschrift der Savigny-Stiftung, 
germ. Abth. und diejenige Wagner's a. a. 0. zu nennen. — ') Ebenso 
XXII, 11, während XXVI, 7. 1 und XXVI, 5 das Wort Falcidia der Inter- 
pretation und der kaiserlichen Constitution mit quartam porcionem 
oder bloss mit quartam wiedergeben. — *) Wenn in der lex und in 
den Urkunden statt des c ein t vorkommt, so macht dies keinen Unter- 
schied; denn h. 1. werden c und t gleich ausgesprochen. 
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aber, dass man in Rätien zur Zeit der Abfassung der lex ent- 
weder diese Form falsicia bereits kannte oder dass sie erst 
durch die lex eingeführt wurde. Ich nehme letzteres an. 
Bätische Urkunden sind uns wenige überliefert, unter den 
wenigen sind «jedoch zwei, welche vom Standpunkt der lex 
Romana unbedingt die Erwähnung der Falsicia enthalten sollten, 
nämlich Wartmann 9 und Mohr L 9. Gemäss der ersten Ur- 
künde übergiebt Gauzoinus seinen ganzen Besitz an den Abt 
von St. Gallen; die zweite Urkunde enthält das Testament 
des Bischofs Tello von Ghur. Unsere Ansicht wird unterstützt 
durch die Beobachtung, dass die Bedeutung der Faicidia als 
Pflichttheil bald verschwindet, während die Bedeutung der 
Faicidia schlechthin als quarta pars und demnach ihre voll- 
ständige Lostrennung vom Erbrecht sich noch bis gegen Ende 
des 12. Jahrhunderts nachweisen lässt^). Diese zweite Be- 
deutung hat ihren Anknüpfungspunkt gerade in der lex Rom.^) 
und ist ein neuer Hinweis darauf, das die lex in Rätien 
praktische Anwendung gefunden hatte; wird sodann durch 
die Urkunde Wartmann 421 Unterrätien als Geltungsgebiet 
der lex erwiesen, so wird durch die Urkunden bei Mohr die- 
selbe Thatsache für Oberrätien und den Vinstgau dargethan'). 
In Italien war im VIII. und den folgenden Jahrhunderten 
die quarta Faicidia bekannt als Pflichttheil, nirgends findet 
sich dieselbe Schreibweise wie in der lex. Die italienischen 
Urkunden haben durchweg die lateinische Form beibehalten*). 
Nirgends findet sich in Italien ein Ansatz zu der Bedeutung 



') Form. Goldast 33, Mobr, Codex I, 104. 105. 137. 138. 144, auch 
abgedruckt bei Stobbe p. 20. — *) Vgl. Falsicia hoc est quarta pars. — 
*) Die Bemerkung Schupfer's I p. 94: ,,1e carte della Rezia appertengono 
ad dirittura al secolo XII*' wird durch die Urkunde Wartmann 421 
widerlegt, denn diese Urkunden und diejenigen, welche Schupfer für 
alamanische Urkunden hält, sind rätische, d. h. entstanden in dem Gau 
Unterrätien, der erst im Laufe des 9. Jahrhunderts als selbständige 
Grafschaft constituirt wurde; vgl. Planta, das alte Rätien 354 CT., Planta, 
die currätischen Herrschaften p. 1 ff.; Brunner, Rechtsgeschichte der 
Urkunde I p. 245; auch Stobbe p. 20 hält die betreffenden Urkunden 
fflr diplomata Alamannorum. *- *) Der einzige aber unwesentliche Unter- 
schied besteht darin, dass hin und wieder das hifrtere c nach dem 1 
durch das weichere s ersetzt wird, die Endsilbe, auf die es hier an- 
kommt, lautet stäts „dia**; Beispiele bei Schupfer 1,94, 95 v. Savigny 
11,234. 
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der Faicida, wie sie sich in Rätien im Anschluss an die lex 
Rom. entwickelte. Dies ist ein wichtiges Indiz gegen Italien 
als Geltungsgebiet und auch als Entstehungsort der lex. 

Eine Handschrift der lex wurde in Italien gefunden« 
Diese Thatsache ist das einzige Argument für die Ansicht, 
dass die lex in Italien in Kraft war. Der Fundort einer Hand- 
schrift ist nun von massgebendem Einfluss flir die Lösung 
der Frage des Entstehungsortes und des Geltungsgebietes der 
in der Handschrift enthaltenen lex, sobald bewiesen wird, dass 
die Handschrift am Fundorte auch geschrieben wurde und 
dass kein wissenschaftliches Interesse die Veranlassung des 
Schreibens war. Ein solcher Beweis kann fär die Handschrift 
von Pfäffers ^) geführt werden. Der Schreiber der Handschrift 
ist ein Rätier; sein Name beweist dies'). Von einem wissen- 
schaftlichen Interesse, welches die Veranlassung des Schreibers 
der lex gewesen wäre, kann bezüglich des Klosters Pfäfifers 
nicht die Rede sein'). In der zweiten Handschrift, der 
St. Galler Handschrift folgen unmittelbar auf unsere lex die 
capitula Remedii. Diese Thatsache beweist doch mindestens, 
dass die Handschrift nicht aus Italien gekommen sein kann. 
Die capitula Remedii hatten für Niemanden Interesse ausser 
für das Land, in welchem sie Gesetz waren. Dies ist aber 
Rätien. St. Gallen war in Rätien sehr begütert, die Urkunden 
bei Wartmann beweisen dies. St. Gallen fährte vor dem 
Landgericht zu Rankwyl in Rätien Processe ^). Für St. Gallen 
lag also nicht bloss ein theoretisches sondern ein sehr praktisches 
Interesse vor, die capitula Remedii und die lex Romana zu 
besitzen. 

Die dritte Handschrift ist diejenige von Udine oder rich- 
tiger gesagt, diejenige von Aquileia '). Aus ihrer Existenz in 

^) Hänel bezeichnet sie mit N. 67, die St Galler mit 66 a. a. O. 
p. LXXXIV. — *) Er nennt sich Orsicinus; in italienischen Urkunden 
habe ich den Namen nicht gefunden, in rätischen Urkunden dagegen 
erscheint er sehr oft, vgl. Planta 330 und dazu Wartmann, Namen- 
register s. h. v. z. B. Wartmann 187. 235. 247. 259. 260. 293. 685, Mohr I, 
9. 35. 40, und öfters im EinkOnfte-Rodel des Bisthums Cur, Mohr I, 193, 
besonders, Piper lihri coufraternitatum Sancti Galli, Augiensis, Faba- 
riensis 1884 (in den Monumenta). — *) Planta a. a. 0. p. 336 und der 
Schlussvers des Schreibers abgedruckt bei Hänel p. LXXXIV Note 379. — 
«) Mohr, Cod. I, 40 in Vinomna in mallo publico. — •) Hänel LXXXUI. 
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Italien darf an und für sich nicht mehr geschlossen werden, 
als dass die lex in Italien, speciell in Aquileia praktische 
Anwendung fand. Hänel sagt^): „Der Ductus der lex Romana 
ist fränkisch und zwar dem der Handschrift von Pfäffers auf- 
fallend ähnlich^^ Die Gompetenz HänePs, ein solches Urtheil 
zu fällen, därfte kaum angefochten werden. Die Annahme, 
dass die Handschrift nach Italien gebracht worden, und dass 
sie nicht in Italien selbst geschrieben wurde, hat demnach 
einige Wahrscheinlichkeit für sich. 

Es ist zu constatiren, dass der Fundort der Handschriften 
zum Ausgangspunkt genommen wird zur Auffindung des Ent- 
stehungsortes der lex. Geschähe dies nicht, wollte man viel- 
mehr blass auf Grund des in der lex dargestellten Rechtszu- 
standes den Entstehungsort zu gewinnen suchen, so könnte 
man mit einer gewissen Berechtigung den westfränkischen 
Theil des karolingischen Reiches für den Enstehungsort an- 
nehmen^). Schupfer steht also auf gleichem Boden wie wir; 
Schupfer läugnet dies zwar*), aber er dehnt den Kreis seiner 
Untersuchung nicht über Italien und Rätien aus d. h. die- 
jenigen Länder, in welchen die Handschriften aufgefunden 
wurden. Schupfer sucht denn auch das Hinüberkomroen der 
lex aus Italien zu erklären. Seine Erklärung entbehrt jedes 
positiven Anhaltspunktes, sie ist durch das bisher Gesagte 
widerlegt *). 

Ein weiteres Argument zur Lösung der Frage bildet die 
Sprache der lex. Vollständiger als Andere konnte Planta das 



^) In den dtirten Berichten p. 86. — *) Vgl. den starken Einfluss 
fränkischen Rechts, Sohm, fränkisches und römisches Recht p. 17, 
andererseits die GompetenzbegrenzuDg der Beamten, Brunner, Zeit- 
schrift der Savigny-Stiftung V p. 75, unten p. 158. 170. — *) Schupfer II 
p. 12. 42. — ^) Häners Hypothese p. XXXIX betreffs der Udinesischen 
Handschrift enthält aUerdings keinen positiven Anhaltspunkt, und kann 
nicht mit Stobbe p. 31 felicissima genannt werden; Stflnkel im cit. 
Jahrbuch 1876 (VIII) acceptirt sie ; ebenso Planta p. 332. Planta hat 
daneben noch eine zweite ebenso unbewiesene Erklärung. Wenn nun 
aber Schupfer ganz dasselbe Verfahren nach der entgegengesetzten Rich- 
tung einschlägt, so kann ihm nicht beigestimmt werden, und obschon 
er scheinbar gar kein Gewicht auf seine Hypothesen legt, so widerlegt 
er sich selbst durch die Ausführlichkeit ihrer Behandlung, vgl. Schupfer 
I p. 63—66; n p. 42—46. 
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heutige Romanische mit der Sprache der lex vergleichen'): 
seine Beispiele könnten vermehrt werden. Es ist dies nicht 
nöthig. Die Streitfrage ist, kann die Sprache der lex mit 
der heutigen italienischen oder mit der heutigen romanischen 
Sprache in Verbindung gebracht werden. Offenbar mit 
beiden; beide sind aus dem Vulgärlatein entstanden , und 
die beiden Sprachen sind heute einander noch nahe verwandt. 
Diese Fragestellung gewährt also keine Lösung. Die Frage 
ist anders zu formuliren, nämlich : sind in der lex Worte ent- 
halten, welche auf Rätien nicht aber auf Italien weisen. Die 
Antwort lautet ja; es sind die beiden Worte ornungus in 
IV, 6. l und atto und atta in V, 1. 4 und 5, VIII, 10. Was 
das letztere Wort anlangt, so ist Schupfer gegenüber zu be- 
tonen, dass, wenn sich auch in Italien, wie im ganzen 
fränkischen Reich Ato , Hatte u. s. w. als Eigenname findet, 
dieses Wort in der Bedeutung von avus, in Italien nicht vor- 
kommt. Wenn sodann das Wort ornungus auch in der angel- 
sächsischen Form hornungsunn auftritt, so ist damit noch 
lange nicht bewiesen, dass dieses Wort durch die mit den 
Langobarden in Italien eingewanderten Sachsen in Italien 
bekannt war. Das Wort ornungus ist jedoch auf alamanischem 
Gebiet nachweisbar^) und kam von da nach Rätien. Schupfer 
sagt in seiner zweiten Abhandlung im Gegensatz zu der ersten, 
dass die Sprache der lex keinen Anhaltspunkt für den Ent- 
stehungsort gewähre ; dem gegenüber ist, wie soeben dargethan, 
daran fest zu halten, dass die Sprache der lex ihre Ent- 
stehung nach Rätien verweist'). * • 

Die lex Romana setzt eine Anzahl principes voraus; 
Rätien war aber der Gau eines einzigen Grafen; also kann 
die lex Romana nicht in Rätien entstanden sein. Diese That- 
sache war schon 1863 ein Hauptargument Schupfer's*). Nehmen 

^) Planta p. 333. 334. Ueber die romanische Sprache ist zu ver- 
gleichen Rausch, Geschichte der Litteratur des Rhätoromanischen Volks. 
Frankfurt 1870. Bei Fortführung des Wörterbuchs von Pallioppi könnte 
gerade unsere lex von Nutzen sein. Leider steht diese Weiterfühning 
in weiter Ferne. — *) In Wartmann 543 kommt ein Honiunch vor, ebenso 
enthält der bei Goldast abgedruckte alamanische Stammkatalog diesen 
Namen, ferner bei Piper a. a. 0. : Hornunc, Hornunch etc. — •) Schupfer 
I p. 71 und II p. 14. — *) In seinem Buche delle Istituzioni p. 129, 
ebenso in seinen jüngeren Arbeiten. 
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wir an, Rätien sei bloss eine Grafschaft^) gewesen, so ist 
desshalb Schupfer^s Scbluss noch nicht gerechtfertigt. Schupfer 
nimmt keine Rücksicht auf den Standpunkt des Verfassers 
der lex. Gerade dieser Standpunkt wurde am Eingang dieser 
Arbeit betont; der Verfasser, als Bearbeiter des römischen 
Rechts, denkt sich unter den principes nicht die Grafen eines 
bestimmten Territoriums. Er versteht darunter die principes 
des karolingischen Reiches überhaupt. Die Funktionen und 
Befugnisse, welche der Verfasser den principes zuschreibt, 
charakterisiren dieselben als fränkische Grafen. Einzelnen 
dieser principes. zugeschriebenen Competenzen ^) begegnen wir 
in andern Rechtsquellen nicht, der Verfasser nahm sie direkt 
aus dem Breviarium hinüber: praktische Geltung hatten 
sie kaum'). 

Der Unterbeamte des princeps erscheint unter dem Namen 
judex; je nach dem Zusammenhang erhält er einen ihn näher 
charakterisirenden Zusatz, z. B. fiscalis, publicus, patriae ete/) 
Die richterlichen Competenzen des princeps und des judex 
sind fixirt. Die fränkische Gerichtsverfassung kennt den Satz, 
dass der untere Richter durch den höhern Richter in seinen 
Funktionen stillgestellt wird. Die lex Rom. Cur. geht einen 
Schritt weiter; der untere Richter schliesst seinei*seits auch 
den höhern Richter aus. Die lex enthält hier einen Satz der 



^) Planta, Currätische Herrschaften 1881 p. 6 ist anderer Ansicht, 
ebenso Wagner a. a. 0. p. 67 Anm. 1. Sohm, Fränkische Reichsver- 
fassung I p. 311 Anm. 61. Waitz, Verf.-Gesch. III (2. Aufl.) p. 354, 
Anm. 2. — *) Z. B. III, 10; IX, 30. 3. — ») Eine allgemeine Bedeutung 
scheint princeps z. B. in II, 1. 9 zu haben, nämlich die Bedeutung von 
potentes, also wie in Mohr I, 35. 40; lex Cur. I, 6. 5. In XVI, 1. 3; II, 
1. 9; XVIII, 11 scheint der Verfasser unter dem judex provincialis (iudex 
publicus) den Grafen zu verstehen, oder was mir noch wahrscheinlicher 
erscheint, einen Vicecomes d. h. Stellvertreter des Grafen, Sobm, fränkische 
Reichsverfassung I p. 508. 525. Darauf weist die Urkunde Wartmann 
354, der judex publicus der capitula Remedii und das später in Rätien 
zu constatirende Amt eines Vitzdum. Auch die iudices provinciarum 
in I, 6. 4 halte ich nicht fflr die fränkische Centenare. Dass auch der 
König unter den Namen princeps auftritt, wurde oben hervorgehoben 
p. 150. Wen sich endlich der Verfaser unter dem princeps in III, 10 
und ähnlich häufig vorkommenden Stellen dachte, ist kaum zu ent- 
scheiden ; es sind meistens aus dem Breviar herQbergenommene Stellen. 
Sohm loc. cit 311. — «) Siehe Stobbe § 10. 
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römischen Gerichtsverfassung^). Die sachliche Competenzen* 
Scheidung zwischen dem princeps und dem iudex schliesst 
sich nicht genau an die fränkische Unterscheidung von causae 
maiores und causae minores an, obschon dem judex die causae 
minores, dem princeps dagegen die causae maiores zugewiesen 
sind. Der judex hat eine weitere Competenz als der fränkische 
Centenar^). Es zeigen sich auch hier deutliche Spuren des 
spätrömischen Rechtes. Wir erinnern uns daran, dass in 
Rätien eine fast ausschliesslich romanische Bevölkerung wohnte'), 
und dass die Merowinger sich wenig um Rätien kümmerten. 
Dies wird bewiesen durch das Erblichwerdeo der weltlichen 
und geistlichen Macht der Victoriden^). Wenn wir nun auch 
in einem andern Theile des karolingischen Reiches, wo eben- 
falls wie in Rätien sich die romanische Bevölkeining erhalten 
hatte, eine ähnliche Gompetenzentrennung zwischen dem rector 
provinciae und dem agens der Kirche') finden, so ergiebt 
sich der Schluss, dass gerade für Rätien eine Gerichtsver- 
fassung, wie sie die lex darstellt, passt. Hier lassen sich diese 
provinciellen Sonderheiten der Gerichtsorganisation historisch 
erklären, nicht aber wenn Italien als Entstehungsort der lex 
angenommen wird. In Italien, in der Lombardei wie in Istrien 
galt die fränkische Gerichtsverfassung'). 

>) II, 1. 6; IV, 13. Y.Bethmann p.38. Stobbe p. 51. — *) Sohm, 
fränkische Reichsverfassung 444; die betreffende Stelle bereitet übrigens 
Schwierigkeiten. I, 10. 2 und 3. Stobbe p. 49. 60. — *) Planta ver- 
suchte p. 371 an Hand vorarl bergischer Urkunden die Alamannisirnng 
festzustellen; Planta 430, vgl. Burkhardt im Bd. IV des Archiv fQr 
Schweiz. Geschichte. Was Oberrfttien anlangt, so tritt erst seit der An- 
siedlung der Walser eine nach unten wirkende Germanisirung ein; wie 
weit die vornehmen deutschen Geschlechter das Recht germanisirten, 
zeigt gerade unsere lex fflr das 9. Jahrhundert. Vgl. Wagner p. 72 ff., 
Planta, Herrschaften 360 ff., Bergmann, die freien Walser. — *) Näheres 
bei Planta, 4. Abschnitt p. 255—274. — ■) Siehe Brunner in dieser Zeit- 
schrifl Bd. V, 1885 p. 75. — •) Vgl. Hegel, Geschichte der Städtever- 
fassung von Italien Bd. II, 1 ff. und die Inquisitiö für Istrien 804 
im Codice dipl. Istriano (ohne Paginirung), auch bei Carli Antichitä 
Vol. IV. Nicht gerechtfertigt ist das Zusammenbringen von 1. Rom. 
Cur. IV, 13 und Rachis X; letzlere Stelle ist vom Standpunkt des 
Rechtssuchenden geschrieben, erstere vom Standpunkt des Richters; 
wenn Schupfer II, 36. 37 Roth. 23, 24 anfährt, so ist zu entgegnen, dass 
der judex durchaus nicht im langobardischen Gastaldus seinen histo- 
rischen Ausgangspunkt hat. 
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Ein Unterschied in der Competenz, welche dem judex 
privatus d. h. dem actor ecciesiae zusteht, und derjenigen 
des judex publicus ergiebt sich aus der lex nicht. Aus 1. Rom. 
II, 18. 1 möchte man schliessen, dass der Umfang ihrer Com- 
petenz derselbe war^). 

Wenn Schupfer das Amt des judex mit dem Gastalden 
des Langobarden-Beiches in Verbindung setzt, so lässt er zu- 
nächst die Entwickelung, welche das Amt des Gastalden in 
Italien bis zur fiünkischen Eroberung erfahren hatte, unbe- 
rücksichtigt. Die specifisch langobardische Bedeutung des 
Gastalden war verschwunden. In fränkischer Zeit kommt der 
Name noch vor. Die Funktionen aber dieses Beamten be- 
stimmen sich nach karolingischem Reichs-Recht'). 

Die lex schildert uns einen schon weit vorgeschrittenen 
Zustand der Feudalität einerseits und ein mit Gerichts- 
organisation versehenes Immunitätsgebiet andererseits. Die 
fränkische Reichsverfassung ist im Stadium der Auflösung'). 

Zur Lösung unserer Frage nach dem Entstehungsort 
liefert die Stellung und Bedeutung der milites einen weitern 
Beitrag. 

Schupfer hält die milites der lex Romana Curiensis für 
Vasallen. Der Verfasser nenne dieselben auch altae personae, 
die altae personae und die milites seien identisch. Für Italien 
führt Schupfer als ältestes Beispiel, in welchem ein Vasall 
miles genannt wird, eine Urkunde von 951 an. In Rätien 



*) Auch 1,8. 1 ist heranzuziehen, bezüglich der Privatgerichtsbarkeit 
ist die, soviel ich sehe, bis dahin nicht beachtete Steile II, 31 in Be- 
tracht zu ziehen: „Quam vis eum ille ante suum dominum „acuset"..." 
Stobbe p. 41.43. Will man die lex Rom. Cur, zur Losung der Frage, 
wie und wann die Hofgerichtsbarbeit entstanden ist, verwenden, so ist 
zu berücksichtigen, dass in Rätien durch die Verbindung der bischöf- 
lichen und gräflichen Gewalt in einer Hand bis ins 9. Jahrhundert 
hinein eigenartige Verhältnisse entstehen konnten. Zur Zeit der Tren- 
nung musste vielleicht die Öffentliche Gewalt die familiaris iurisdictio 
des Bischofs anerkennen ; vgl. G. Meyer in dieser Zeitschrift Bd. II, III. — 
*) Siehe besonders Pabat, Geschichte des langobardischen Herzogthums 
in den Forschungen zur deutschen Geschichte 1869. Schupfer I §21, 
II p. 36. — *) Die einzelnen Momente hat namentlich Schupfer sehr 
schön hervorgehoben und benützt zur Bestimmung der Abfassungszeit. 
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trat erst 1150 ein Vasall unter der Bezeichnung miles auf 
(Mohr N. 1 24), also könne die lex nicht in Bätien entstanden 
sein ^). Schupfer begeht hier eine kleine Ungenauigkeit, die 
aber doch von Einfluss ist. Es liegt im Interesse seiner An- 
sicht, für Italien das älteste Beispiel anzuführen, in welchem 
der Vasall miles heisst, und doch liegt ein Zeitraum von 100 
Jahren zwischen diesem ältesten Beispiel und der Abfassung 
der lex^). Die richtige Lösung, wer unter dem miles der lex 
gemeint sei, hat schon Stobbe gegeben. Der miles ist dem 
Sprachgebrauch der Zeit gemäss ein höherer Beamter '). Diese 
richtige Erklärung verweist dann wiederum die lex nach 
Rätien. Dieselbe Bedeutung hat der miles im Testament des 
Bischofs Tello 766. 

Die capitula Remedii unterscheiden seniores ministri und 
capitanei ministeriales einerseits und vasalli dominici de casa 
sine ministerio andererseits. Der Beamte wird allein nach 
seiner Amtsqualität bezeichnet. Es ist ein unwesentliches 
Moment, ob derselbe ein Beneficium hat, ob er überhaupt ein 
Vasall ist. Dem Beamten gegenüber steht der Vasall als 
solcher^). Die lex Cur. ist etwa 50 Jahre jünger als die 
capitula; sie steht noch auf demselben Ausgangspunkt wie 
die capitula; aber der fünfzigjährigen Entwicklung gemäss 
kennt sie den Unterschied nicht mehr in derselben Schärfe. 
Das Kennzeichen des miles liegt darin, dass er „miliciam 
agebat" *), d. h. ein officium gerebat, Beamter war. Der miles 
braucht an und für sich kein Beneficium zu haben; anderer- 
seits konnte jemand, ohne ein Amt zu verwalten, Inhaber 
eines Beneficium sein^'). Wie weit das Amt und Beneficium 
nothwendigerweise zusammentreffen mussten, ergiebt sich weder 

») Schupfer I, 75. 76. 77. — *) Vgl. Roth, Ben eficial -Wesen p. loO 
sagt auch: erst im X. Jahrhundert hat miles die technische Bedeutung 
von kriegerischen Begleitern, dazu stimmt die Urkunde 951, nicht die 
lex Rom. um 850. — *) Stohbe § 9 p. 38 milites principum summi ministri 
et magistratus censeantur. — *) Im Text wurde der iunior in ministerio 
weggelassen; bei ihm ist das Amt vollständig Nebensache, das Wesent- 
liche ist si . . . domnus eum honoratum habuit, d. h. dass er ein Bene- 
ficium hat, dass er Vasall ist. — *) XVIII, 9: quis miliciam agebat 
vel qualecumque officium publicum gerebat. IV, 8: si . . . alico acto pub- 
licum fecerit aut miliciae locum habuerit. — *) Vgl. namentlich I, 2. 2 
und III, 19. 2, 
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aus der lex noch aas den capitula. Der miles der lex hat die 
Bedeutung der seniores roinistri und der capitanei ministeriales 
der capitula. Der Unterschied im Wortgebrauch beweist nichts 
gegen den rätischen Ursprung der lex. Die capitula bedienen sich 
deijenigen Ausdrücke, welche auch in der Reichsgesetzgebung 
üblich waren. Die lex ist ihrem Charakter nach nicht daran ge- 
bunden, sie wählt die Ausdrücke ihrer Quelle, welche auch die 
Ausdrücke ihrer Umgebung waren ; den Beweis hierfür liefert 
das Testament Tello's. Auch die milites des Testaments Tello's 
sind Beamte^). 

Guriales : Der curialis der lex ist ein Beamter der könig- 
lichen Gutsverwaltung*). Die Verwaltung königlicher Güter 
steht den curiales zu, insbesondere liegt ihnen die Eintreibung 
der Grundsteuer ob*). Sie stehen wie die actores potentum 
d. h. wie die Wirthschaftsbeamten der grossen Grundbesitzer 
unter der Aufsicht der öffentlichen Beamten, namentlich ne 
aliquit circa pauperes homines inlicite aut injuste faciant^). 

Unter den Zeugen, welche zu Rechtsgeschäften zugezogen 
werden, hebt die lex die Gurialen besonders hervor'). Der 
Verfasser hatte hierbei einen praktischen Zweck im Auge. 
Bei Eigenthumswechsel derjenigen Grundstücke, welche mit 
Grundzinsen zu Gunsten des Fiscus belastet waren, war es 
geboten, die Gurialen zu dem Rechtsgeschäfte als Zeugen zu- 
zuziehen. Diese erfuhren dadurch sofort, von wem sie in 

») Dies sagt auch Schupfer I p. 77. — *) Waitz, Verf.-Gesch. IV 
(2. Aufl.) 144 Anm. — *) Dass die curiales nicht bloss Steuerein trei her 
sind (Siobbe p. 30 curiales nostrae legis ii sunt, qui censum ex dominicis 
agris debitum ezigunt), ergiebt sich aus der nähern Gbarakterisirung 
des Gurialen durch den Verfasser der lex selbst. XYIIF, 11: curiales 
publici, qui fiscales actionis habent, V, 2. 1 si curiales hoc est curiales 
qui fescales causas peragit, XII, % 1 curiales qui fiscum aut publicum 
actum exigunt; in dieser letzten Stelle darf wegen des exigere nicht 
bloss an das Eintreibungs-Amt gedacht werden. Das Wort exactor des 
Breviar gab die Veranlassung zur Wahl dieses Wortes. Ueber die 
census sive tributa Planta a. a. 0. 337 — 340. 402. 406. 417; census in 
Rätien Mohr 1,41. 193. 53. 56. — «) I, 6. 5 und I, 6. 4 cf. auch lib. XII. 
Gerade diese Aufsichtsbefugniss der Öffentlichen Organe veranlasste 
Schupfer, die iudices public! mit den langobardischen gastoldi in Ver- 
bindung zu bringen. 1, 6. 5 beweist die Unhaltbarkeit dieses Gedankens. — 
») III, 5. 1 während III, 5. 2 bloss legitimi testes erwähnt III, 17; 
XII, 1. 5. 

Z«ltochrift d. SmTisny-Stiftanff. YI. Germ. Abth. 1 1 
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Zukunft die Zinsen einzutreiben hatten ^). Schupfer sagt nun, 
die Curialen gehören nach der lex nicht zu den boni homines, 
sondern es werde dadurch eine geminderte Freiheit bezeichnet*); 
die Behauptung ist beweislos geblieben und wird widerlegt 
durch XVI, 1. 4. Um Curiale zu werden, wird vorausgesetzt 
„Ingenuität^^, und dass die betreffende Person „de bona gente" 
sei ') ; die boni homines sind aber die freien Leute schlechthin, 
also gehört auch der curialis zu den boni homines*). Auch 
die curiales ergeben Rätien als Entstehungsort der lex. Im 
mehrerwähnten Testament Tello's kommen fünf curiales vor; 
sie treten als boni viri auf; über ihre Funktionen wird im 
Testament oder gleichzeitigen Quellen nichts berichtet. Der 
Gang der rätischen Rechtsgeschichte weist uns an, die Curialen 
Tello^s ihrem Ursprünge nach in der römischen Verfassung 
zu suchen, aber andererseits den Einfluss der fränkischen 
Reichsverfassung nicht zu vergessen. Die Curialen Tello's 
sind nämlich keine städtischen Beamten, wie es die Curialen 
zur römischen Zeit waren. Die civitas d. h. der römische 
Stadtbezirk ist untergegangen; der Gau ist die territoriale 
Einheit der Reichsregierung zur Zeit Tello's in Rätien. Das 
Vermögen der römischen civitas ist, wie aus den Schenkungen 
namentlich des IX. und X. Jahrhunderts hervorgeht*), wahr- 
scheinlich königliches Vermögen geworden. So wurde der 
städtische Verwaltungsbeamte ein Beamter der königlichen 
Gutsverwaltung. Es dient zur Unterstützung dieser Ansicht, 
wenn aus dem Testamente Tello's hervorzugehen scheint, dass 
ein curialis über einen territorial abgegrenzten Bezirk gesetzt 
ist. Dieser curialis ist identisch mit dem curialis der lex. 
Für Oberitalien ist ein gleicher Beweis nicht zu liefern, die 
lex ist nicht in Oberitalien entstanden. In der bekannten 
Inquisition 804 <^), in welcher die Einwohner Istriens ausführlich 
über die Veränderung, welche die Einführung der fränkischen 
Verfassung in Istrien mit sich brachte, Bericht erstatten, ist 
von curiales keine Rede. Hinsichtlich der Lombardei hat 



>) Vgl. XI, 2. 1 und XI, 2. 2; III, 1. 1. — «) Schupfer I p. 88 ähnlich 
Hegel II p. 122. 116; gerade entgegengesetzter Ansicht Planta p. 342. — 
') Das Breviar lautet anders. — *) So Sohm, frank. Reichsverfassung 
I p. 359, anders Planta 350; Waitz II, 464. — •) Beispiele bei Mohr, 
Codex I, und dazu Planta p. 401 ff. ~ *) Cod. dipl. Istriano. 
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Schupfer ^) den Beweis nicht erbracht, dass die curiales die 
Entstehung der lex nach Italien verweisen. Sein einziges Ar- 
gument bildet ein Concilbeschluss von Pavia 1022 und dessen 
Bestätigung durch Heinrich 11.^). Dieser Beschluss soll eine 
Weiterentwicklung der lex Romana enthalten. Die lex Romana 
kennt den in karolingischer Zeit von der Kirche vertheidigten 
Satz*), dass die Kleriker sich nicht mit weltlichen Geschäften 
befassen sollen^). Wenn nun ein Kleriker, so bestimmt die 
lex, den geistlichen Stand verlassen hat , so soll er wie jeder 
andre Laie an den Pflichten und Lasten des öffentlichen Lebens 
Theil nehmen und zwar entweder inter curiales oder inter 
collegiatos *). Dieser letzte Zusatz ist aus dem Breviai^ herüber- 
genommen ; die Collegiati hatten kaum praktische Bedeutung, wie 
aber jemand curialis wird, ergiebt sich aus andern Bestimmungen 
der lex *) ; das Wesen der curiales charakterisirt diese Stelle in 
keiner Weise, namentlich dass der Kleriker eine Strafe erleide, 
davon finde ich nichts in der Stelle''). Und nun der Concil- 
beschluss von t022^). Es handelt sich um eine Strafe, welche 
Klerikern auferlegt wird, und zwar ut qui noluerunt intus i. e. in 
ecclesia servire ut derlei, serviant foris i. e. in publice ut laici. 
Die Verpflichtung besteht darin: servient in curia i. e. curam 
super his tantum in publice habebunt quae ad solam ecclesiae 
utilitatem forensem pertinebunt. Die Art der Dienste besteht 
aber im Wassertragen und dergleichen Geschäften^). Der 
einzige Zusammenhang, der zwischen diesem Goncilbeschlifös 
und der lex Romana existirt, ist die Anwendung des Wortes 
curia. Die Bedeutung aber hat auch gar nichts Gemeinsames. 
Nach der lex Guriensis wird durch den Austritt des Klerikers 
aus dem geistlichen Stand jeder Zusammenhang mit seiner 



») Schupfer I § 26; H p. 17. 37. 38. — «) Mansi XIX p. 343 ff. — 
•«) Sohm, Zeitschrift für Kirchenrecht IX p. 221 ; Cap. Vern. 755 c. 16; 
Boretius in den Mon., Cap. p. 36. — *) Z. B. XVIII, 11; XVI, 1. 1. — 
») XVI, 1. 4. — •) XII, 2. 1. — '') Schupfer I p. 88; una condizione 
depressa, un ordine . . . che pu6 anzi considerarsi come una punizione. 
II p. 17 essere condannati ad entrarvi. — •) Wenn Schupfer- diesen 
Concilbeschluss zur Erklärung der lex Romana verwendet, so darf ich 
meinerseits das Testament Tello's heranziehen, der Zeitunterschied ist hier 
keine 90, dort über 150 Jahre. — •) Mansi XIX p. 348. 349 aquus et ligna 
et cetera generis eiusdem veluti forenses ecclesiae actionarii comportent. 

11* 
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frühern Stellung getilgt. Nach dem Goncilbeschluss wird dem 
strafbaren Elerikor die Verpflichtung auferlegt, die wirth- 
schaftlichen Interessen der Kirche wahrzunehmen^). Allge- 
mein bekannt aber ist, dass nicht nur in der lex Romana 
Cur. und in Italien, sondern in der damaligen Zeit allgemein 
curia und cura identisch gebraucht wurden, und dass curia 
auch die Bedeutuqg von curtis regia hatte ^). Daraus Folge- 
rungen zu ziehen, ist ungerechtfertigt. 

Wagner') ist überzeugt, dass die lex Romana Cur. in 
Rätien in Kraft war; sie sei aber in Rätien recipirt worden, 
ihr Entstehungsort} sei Istrien. Als Grund dieser Reception 
nennt Wagner die der Verfassung Istriens sehr ähnliche Ver- 
fassungsform Rätiens. Diese „sehr ähnliche^' Verfassungsform 
hat Wagner nicht näher dargestellt. Einerseits verweist er 
auf von Bethmann-HoUweg, andererseits versucht er die Regie- 
rungsform Rätiens für die Jahre 830-— 849 festzustellen. Diese 
Darstellung erstreckt sich aber bloss auf einen Punkt, nämlich 
auf die Frage, wer stand an der Spitze Rätiens. Die Be- 
hauptung der „sehr ähnlichen Verfassungsform" reducirt sich 
eigentlich auf diesen Punkt. 

Istrien kam gegen Ende des VIII. Jahrhunderts unter 
die Herrschaft Karl des Grossen. Die Gauverfassung wurde 
eingeführt; Karl übertrug die Regierung des Landes einem 
dux Johannes; es ist ein Amtsherzog ^). Besondre Grafen 
sind von Karl dem Grossen neben dem dux nicht eingesetzt 
worden. Die Söhne und ein Schwiegersohn des dux hatten 
die Stellung von comites oder vicecomites ^). Hundertschaften 
mit Centarchen an der Spitze bildeten die unteren Regierungs- 
bezirke *), nach seinem Ermessen setzte der Herzog dieselben 
ein. Der Herzog führte eine energische, gewaltsame Regierung; 



^) Mansi loc. cit.: Neque enim clerici licet damnati ut exeunt ab 
honore ita a famulatu ecclesiae exibunt neque ulli extra ecclesiam 
utpote officialium alicui personarum servient sed in pubiico ea tantum 
publica quae ad ecclesiam respexerint, procurabunt. — *) Ducange 
8. h. V. Stobbe 30. — ») Wagner p, 64 flf. — *) Sohm, fränk. Reichs- 
verfassung I p. 455—479; die mehrerwfthnte Inquisitio von 804 im Cod. 
Istriano; auch bei Waitz 2. Aufl. III p. 488. — *) Divisit popuium inter 
filios ei filias vel generum suum. — *) Dux noster constituit nobis 
centarchos. 
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daran waren die Einwohner Istriens unter den Byzantinern 
nicht gewöhnt. 804 liess Karl der Grosse durch seine missi 
eine umfassende Inquisition vornehmen. 815 stellt die kaiser- 
liche Kanzlei Ludwig's für Istrien ein Diplom aus. Durch 
dieses Diplom soll die fränkische' Gauverfassung einer modi- 
ficirten Gauverfassung Platz gemacht haben, und zwar soll 
es diejenige Verfassung sein, welche in der lex Romana Curi- 
ensis vorausgesetzt wird. Die spätem Urkunden von Istrien 
zeigen uns immer noch einen dux oder, wie er auch heisst, 
einen marchio an der Spitze^). Unter ihm stehen tribuni, 
lodsalvatores, locopositi, vigarii^). Es sind die aus byzan- 
tinischer Zeit überkommenen und zum Theil in Italien all- 
gemein gebräuchlichen*) Beamtenbezeichnungen ^). Hinsichtlich 
ihrer Funktionen ergiebt sich aus den Urkunden nichts Ab- 
weichendes von den Funktionen der Beamten des fränkischen 
Reichs. Das Wahlrecht, welches durch das Diplom Ludwig^s 
den Einwohnern Istriens zugestanden wird, erscheint demnach 
als der wesentliche Punkt der modificirten Gauverfassung. 
In byzantischer Zeit bezog sich dasselbe auf tribuni seu vicarii 
nee non locoservatores, nach dem Diplom von 815 auf rectorem 
et gubernatorem atque patriarchum, episcopos, abbates, seu 
tribunos et reliquos ordines. Ob unter dem rector et guber- 
nator ein bestimmter Beamter zu verstehen ist, ist sehr 
zweifelhaft; derdux ist jedenfalls nicht darunter zu verstehen; 
denn in der Adresse wird er nicht genannt, auch in byzan- 
tinischer Zeit wählten die Einwohner den magister militum 
nicht selbst'). Ein ähnliches Wahlrecht findet nun Wagner 
für Rätien in einer Urkunde, welche Kaiser Lothar dem 
Bischof von Cur und dem Volk von Rätien ausstellte % In 
dieser Urkunde bezieht sich aber das Wahlrecht bloss auf 
den Bischof, sodann ist nach Wagner's Ansicht der Bischof 



*) Carli, Antichiti Pars IV. 1. ed. 1790; 2. ed. 1795. — *) Vgl. 
Ck)d. dipl. Istriano. — ») Vgl. Waitz 11,348 flf.; III, 340; III, 339; III 
(2. Aufl.) 403. 404. 406. 397. Ficker, Forschungen HI, 196 besonders 
Cod. dipl. Langobard. Sohm , fränk. Reichsverfassung 213 ff. 230 ff. 
besonders 240 Anm. 91. — *) Verfassung der Provinzen im Byzanti- 
nischen Reich Hegel I, 2. 3 speciell 235 ff. — ») Nach Waitz, Verf.- 
Gesch. m, 362 rector et gubernator möglicher Weise der Patriarch; 
2. Aufl. m, 406 wiederholt Waitz diese Bemerkung nicht. — •) Mohr 1, 26. 
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nicht bloss Inhaber der bischöflichen sondern zugleich Inhaber 
der gräflichen Gewalt*). Also zwei Punkte, welche die Ver- 
fassung Rätiens doch sehr verschieden von derjenigen Istriens 
erscheinen lassen. Die lex Romana hat nun aber auch in 
ünterrätien gegolten, hier finden wir keine besondem Ver- 
fassungszustände. Der von Wagner angenommene Grund 
einer Reception der lex Romana in Rätien ist nicht nach- 
weisbar *). 

Das Wahlrecht der Istriäner brachte v. Bethmann') in 
Vergleichung mit der Bestimmung der Einsetzung der judices 
in der lex Romana. „Der fränkischen Reichsverfassung sei 
die Wahl einer richterlichen Obrigkeit durch die Gerichts- 
untergebenen ganz fremd.'' Diese letztere Behauptung v. Beth- 
mann's ist geradezu unrichtig und ist schon von Hegel ^) und 
Stobbe') widerlegt worden. Hinsichtlich der Bischofswahl 
und der Wahl der geistlichen Behörden ist an das Capitulare 
Ludwig's 817 c. 2 zu erinnern*): ut episcopi per electionem 



») Vergl. allerdings Waitz, Verf. -Gesch. m p. 362. — «) Es ist 
nicht nöthig, auf die Ansicht von Juvalt's und Wagner's Qber die rätiscbe 
Verfassung näher einzutreten; überzeugt haben sie mich nicht. Der 
Ausdruck: ad gubernandum schliesst die Möglichkeit, dass nur vom 
geistlichen Amte die Rede sei, nicht aus, vergl. z. B. Wartm. 623. 761. 
Eine Beschränkung auf Oberrätien folgt nicht aus dem Ausdruck populus 
Curiensis, denn Wartm. 680. Seit wann überhaupt Rätien in mehrere 
selbständige Grafschaften getheilt war, ist schwer zu bestimmen. Zu- 
nächst den Vinstgau und das Unterengadin anlangend , so weist Mobr 
I, 63 anno 967 darauf hin, dass die Gonstituirung dieser Thäler als selb- 
ständiger Gau jedenfalls nicht schon nach dem Sturze des ostgothischen 
Reichs stattfand, ob dagegen schon Anfangs des IX. Jahrhunderts, ist 
mir sehr zweifelhaft, vgl. oben p. 153. Planta, Das alte Rätien p. 971. 
359. 428. PlanU, Die Herrschaften p. 96 ff., Mohr I, 42. Roderich^s Graf- 
schaft scheint mit dem Bisthumssprengel zusammenzufallen. Planta 
p. 361 ; Mohr I p. 33. Roderich ist Nachfolger Hunfried*s. Planta berück- 
sichtigt nicht a. a. 0. die Untersuchung SickePs über die Datirung der 
Bittschriften des Bischofs Victor; (St. Galler Mittheilungen, Band III). Der 
Zeitpunkt der Theilung des grossen Gaues in Ober- und Ünterrätien lässt 
sich nicht genau angeben. Ünterrätien wurde dann später nach Planta's 
Ansicht (Herrschaften p. 16) wieder in zwei durch den Rhein getrennte 
Grafschaften getheilt. (Die Legende vom heiligen Blut lasse ich voll- 
ständig unberücksichtigt, Wagner p. 64 Anm. 3) ; Sohm , fränk. Reichs- 
Verf. I, 904. 811. — ») Bethmann p. 38. — *) p. 117. — *) p. 43. 44w — 
•) Mon. Germ. (Boretius) p. 276. 
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cleri et populi secundum statuta canonum de propria diocesi . . . 
eligantur, und hinsichtliGh der weltlichen Behörden an das 
capitulare missorum primum 809 c. 22^): ut vicedomini, pre- 
positi, advocati . . . cum comite et populo eligentur. Wir be- 
zeichnen dieses Wahlrecht des Volkes richtiger als Mitwir- 
kungs- und Zustimmungsrecht ^). Sohm bringt dasselbe in 
historischen Zusammenhang mit dem Emennungsrecht, welches 
das Volk früher auf der Heerversammlung für den thunginus 
aut centenarius übte'). Für Istrien und ebenso für Rätien 
ist es in römischen Einrichtungen zu suchen. Die Bedeutung 
des Diploms Ludwig des Frommen für Istrien liegt darin, 
dass dem willkürlichen Verfahren des Herzogs Johannes gegen- 
über daran erinnert wird, die Beamten seien nicht wider 
Willen sondern mit Willen des Volkes einzusetzen*). 

Die Ansicht Wagner^s ist also nicht bewiesen, wird viel- 
mehr durch das oben Gesagte widerlegt'). 

Normen des Privatrechtes wurden namentlich von Schupfer 
und Wagner verwendet zur Bestimmung des Entstehungsortes. 
Schupfer findet in der lex Rom. Cur. „Analogien^^ ^) mit dem 
langobardischen Recht. Wagner sucht eine Einwirkung byzan- 
tinischen Rechtes auf das Recht der lex Romana darzuthun. 
Schupfer hat den Einfluss alamannischen Rechtes zurückge- 
wiesen''); ein solcher lässt sich nicht beweisen. Fest steht 

^) Gapitul. (Boretius) p. 151. — *) Lex Alam. 41, 1 1. Rom. Cur. 
I, 10. 2 per consensum vgl. auch XII, 2. 1. — ') Sohm, fränk. Reichs- 
verf. I p. 249. — *) Ueber das Argument, welches aus der Bestätigung 
der antiquae leges hergeleitet wurde, unten p. 169. — *) Gegen die Ent- 
stehung der lex in Istrien spricht namentlich auch die Bezeichnung des 
Souveräns als rex und nicht als imperator; Istrien stand bis zum Ueber- 
gang an Karl den Grossen unter imperatores d. h. unter den byzan- 
tinischen Kaisern; bald nachdem Istrien in die Gewalt der Karolinger 
kam, wurde Karl der Grosse imperator. (Mühlbacher, Regesten p. 118, 
Nr. 306 und dazu Cod. dipl. Istriano). Seit dieser Zeit stand bis zur 
Entstehung der lex an der Spitze Italiens also auch Istriens stets ein 
imperator; wenn auch der jeweilige imperator zugleich rex Langobar- 
dorum war, so ist es doch sehr unwahrscheinlich, den Souverän nach 
dem niedrigeren Titel zu bezeichnen, namentlich in Istrien, wo der 
Titel rex nur kurze Zeit (höchstens von 788—800) officiel gebräuchlich 
war, und die lex erst etwa 50 Jahre nach dieser Zeit entstanden ist. — 
•) Schupfer I, 98. — ^) Vgl. Sohm, fränk. Recht p. 17, Anm 15, Schupfer 
I p. 95 ff. ; n p. 18 ff. andererseits Perüle I, 103. Die Arbeit Pertile's, 
gegen welche sich Schupfer in der n. Abhandlung wendet, kenne ich nicht. 
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dagegen der bedeutende Einfluss fränkischen Rechts auf die 
lex ^). Gerade dieser fränkische Einfluss macht einen solchen 
des byzantinischen oder des langobardischen Rechts schon an 
und für sich zweifelhaft, d. h. die Enstehung der lex in Italien 
oder in Istrien. 

Die Haupstelle Wagner's ist XXIV, 7. Auch Schupfer 
beruft sich auf diese Stelle, um die Unmöglichkeit der rätischen 
Entstehung darzuthun. Die Erwähnung des Meeres mache 
die Entstehung der lex in Rätien unmöglich, besonders da 
das Breviar an der entsprechenden Stelle das Meer nicht 
erwähne ^) ; in Rätien könne aber von einem Meer keine Rede 
sein. Ich stimme diesem Urtheile nicht bei. Wagner über- 
sieht, dass der Verfasser kein territorial abgegrenztes Recht 
aufzeichnen will. Die unmittelbare Quelle der lex scheint*) 
allerdings den Titel : ad legem Rhodiam vollständig enthalten 
zu haben, wie derselbe in der officiellen Ausgabe des Breviars 
steht. Der Verfasser der lex Romana nahm bloss die dritte 
sententia in sein Rechtsbuch hinüber. Er verfuhr dabei ganz 
gleich wie der Epitomator der Epitome ab Aegidio edita hin- 
sichtlich der ersten sententia. Der Epitomator führt den Ge- 
danken der sententia weiter aus, er umschreibt ihn, ebenso 
der Verfasser der lex Guriensis denjenigen Gedanken, welchen 



») Vgl. Sohm eod. — *) Wagner p. 66; Schupfer I, 99. 101 ; II, 33. 
Wenn Stobbe, Geschichte der Rechtsquellen I p. 204 sagt, dass die lex 
Guriensis bloss dann dem bestehenden Rechte folge, wenn sie mit Ent- 
schiedenheit und Bewusstsein von ihrer Quelle abweiche, so ist dagegen 
zu erinnern, dass dieser Satz doch bloss richtig sein kann, sofern er zur 
Vorsicht beim Studium der lex mahnt. Er wird geradezu widerlegt durch 
Mohr I, 38, (Planta 402) in Vergleich mit 1. Rom. V, 10. 1; IV, 9; 
IV, 8. 4; XVm, 8 11. Diese Stellen folgen dem Breviar, enthalten den- 
noch praktisches Recht. Die Bemerkung Wagner's p. 70, Anm. 4 kann 
ich nicht gelten lassen, vgl. unten p. 171 Anm. 4. FQr Italien kommen 
ausser Grim. 1.2. auch Räch. 2; Gar. 87; Lud. 55; Loth. 100 in Betracht — 
*) Die Codices des Breviars enthalten die sententiae dieses Titels, bloss 
sent. 3 fehlt in cod. Hänel Nr. 30 und die letzte sententia fehlt in 
vier Codices. Zieht man die Bemerkung Hänel's p. XXXIII in Betracht, 
so ist der Schluss, der Text des Breviar*s sei hier die unmittelbare 
Quelle der lex gewesen, nicht unbegründet. Schon in die Quelle der 
lex das Wort mare zu verlegen, scheint mir zu gewagt und ist, wie wir 
bewiesen haben, gar nicht nöthig, 
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er in der dritten sententia las^). So kam in die Epitome 
das Wort mare, und ebenso ergab sich für die lex bei Er- 
wähnung der Oertlichkeiten , wo überhaupt eine navigatio 
stattfinden konnte, von selbst die von ihm befolgte Steigerung: 
flumen, lacus, mare. 

Ganz verfehlt ist es, wenn Schupfer und Wagner nach 
einer bestimmten lex suchen, an welche der Verfasser gedacht 
haben könnte. Die Formeln iuxla legem, secundum legem, 
per legem, cum lege, contra legem') sind sehr häufig; meistens 
nahm sie der Verfasser direkt aus seiner Quelle herüber; 
schon das Breviarium enthält sie. Ich wüsste keine Stelle, 
welche auf ein ausserhalb der lex liegendes Gesetz zu deuten 
wäre '). Die Bedeutung der Formeln ist „gesetz-(recht-)mässig" 
resp. rechtswidrig, oder sie bezieht sich auf das in der be- 
treffenden Stelle Gesagte*). 

Die Aufhebung der väterlichen Munt durch Verheirathung 
des Sohnes erklärt sich ganz und gar nicht aus dem Einfluss 
byzantinischen Rechtes. Der von Wagner citirte byzantinische 
Rechtssatz setzt der väterlichen Gewalt nicht die Rechtswirkung 
der Verheirathung gegenüber, sondern diejenige der mit Kindern 
gesegneten Ehe. Wagner legt in den Rechtssatz etwas hinein, 
was in demselben gar nicht enthalten ist Andererseits ist 
die Heranziehung der sog. Emancipatio Saxonica zur Erklärung 
des Rechtssatzes gar nicht unbegründet. Diese sog. Eman- 

^) Ob der Verfasser die sententia miss verstanden , oder nichts 
wusste mit derselben anzufangen, wer will das entscheiden. Das Wort 
merces (Waaren, Güter) giebt er allerdings durch das V^ori mercedes 
(Lohn) wieder. — *) Secundum legem: I, 42; I, 2. 5; I, 4; I, 6; 1, 10; 
II, 1. 1 ; II, 1. 9; II, 10. 1; II, 10. 3; II, 30; II, 31; III, 12. 3; IV, 2; V, 5; 
VIII, 1; IX, 16; IX, 26; X,5; XI,3.2; XXIII, 16; XXVn,3elc.; contra legem 
I, 2. 1 ; I, 5; per legem I, 2. 4; II, 4. 1 ; IV^ 5; VIII, 2; IX, 16; XIII, 2 ; 
XXVII, 11. 2; iuxU legem m, 7; IV, 12; IV, 16; XXIV, 7; XXIV, 28. 2; 
XXV, 1. 2; cum lege IV, 16. — *) Eine Ausnahme bildet die lex der 
Juden z. B. II, 1.8 und öfters. Diese lex der Juden steht aber in einem 
andern Verhältniss zur lex Romana, als irgend ein die Romanen be- 
treffendes Specialgesetz; und darf.*nicht für die Ansicht Wagner 's an- 
geführt werden. — ^) Es sei auch auf die Bemerkung Brunner's auf- 
merksam gemacht: „Für den binnenländischen Ursprung der Stelle 
scheint mir zu sprechen, dass der Gommentator mit der lex Rhodia 
nichts Rechtes anzufangen wusste. Ein seerechtlich geschulter Autor 
würde nicht statt der Haverei den Bergelobn erörtert hab^n'*. 
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cipatio Saxonica ist bekanntlich^) nicht ein Rechtsinstitut, 
welches erst seit der Reception des römischen Rechtes aufge- 
kommen ist. Zur Zeit der Reception hielt man an diesem 
Rechtssatz energisch fest gegenüber den abweichenden Be- 
stimmungen des römischen Rechts. Die Aufhebung der väter- 
lichen Munt durch Verheirathung, überhaupt durch Absonderung 
vom Hause des Vaters ist auch nicht dem Recht eines einzigen 
Stammes eigenthümlich ^), sondern dem deutschen Rechte über- 
haupt. Ob in Rätien der direkte Einfluss eines bestimmten 
Volksrechtes die Bildung des Rechtssatzes hervorrief, kann 
nicht bewiesen werden'). 

Die durchgeführte Verwischung des Unterschiedes zwischen 
Pupilli und Minores braucht ebenfalls nicht auf byzantinischen 
Einfluss zurückgeführt zu werden^). 

Im ferneren kennen auch Volksrechte die Vormundschaft 
der Mutter^). Endlich braucht man im Vertragsschluss vor 
Zeugen unter Anwendung der Schriftform nicht byzantische 
Rechtsanschauungen zu erblicken, jeder codex diplomaticus des 
Abendlandes zeigt gleiches Recht. 

Als Analogien des langobardischen Rechts erwähnt Schupfer 
die Emancipation , die Commendation , das Intestaterbrecht 
der lex Romana®). Eine Aehnlichkeit des langobardischen 
Intestaterbrechtes mit demjenigen der lex Romana hat Schupfer 
bloss in sofern nachgewiesen, als er hervorhebt, dass hier wie 
dort die Verwandten der mütterlichen Seite den Verwandten 
der väterlichen Seite nachgehen. Eine solche Aehnlichkeit 



^) D. h. seit Stobbe dies in seinen Beiträgen bewiesen hat p. 1 — ^ 
(1865) gegenüber Kraut, Gerber. — *) Diese Thatsache vernichtet das 
Argument Schupfer*s, dass die Emmancipation durch Yerheirathung die 
lex nach Italien weist. Die zu enge Bezeichnung Emancipatio Saxonica 
ist irreführend. — «) Vgl. Stobbe, Handbuch IV § 259; Düse, p. 3; Stobbe 
p. 68; Wagner p. 60; lex Rom. Cur. XXn, 6. 2; XXIII. 7; 1. 2; XXIV, 
8. 1. 8; XXUI, 7. 2. Mit Verheirathung fand auch eine Ausstattung des 
Sohnes statt; es ist zu erinnern an die oft erwähnten Theilungen des 
Vermögens zwischen Vater und Sohn, wodurch doch von selbst ein 
Ausscheiden aus dem väterlichen Brote und Erlöschen der väterlichen 
Munt gegeben war. L. Wisig. IV, 2. 13 Anh. c. 321. Ausser den Be- 
legen, welche Stobbe gesammelt hat, ist namentlich auf altfranzösische 
und altspanische Goutumes aufmerksam zu machen. — *) Vgl. Düse 3. — 
») Lex Burg. 59. 85; 1. Wisig. IV, 2. 13; IV, 3. 3; Stobbe, Handbuch 
IV p. 434. - •) Schupfer I § 31; H p. 38—41. 



Lex Romana Guriendis. 171 

genügt aber noch nicht, um eine direkte Beeinflussung des 
Rechts der lex Rom. durch das langobardiscbe Yolksrecbt 
annehmen zu dürfen. Wenn auch die lex Alamannorum dieses 
selbe Princip nicht direkt ausspricht, so kommt dasselbe 
später auf dem Rechtsgebiet des alamannischen Yolksrechtes 
vor und hat sich bis auf den heutigen Tag in den Rechten 
einiger Schweizer-Kantone erhalten^). Es ist demnach nicht 
zu gewagt, dieses Princip schon in die lex Alamannorum selbst 
zu verlegen. So wenig als wir einen specifisch alamannischen 
Einfluss annehmen, ebenso wenig nehmen wir einen langobar- 
dischen an. Während aber das langobardiscbe Recht einen Unter- 
schied auch in der Klasse der Descendenz zwischen Männern 
und Frauen macht, kennt die lex Romana diesen Unterschied 
nicht ^). Dieses Intestaterbrecht der lex steht im vollständigen 
Widerspruch mit dem justinianischen; auch diese Thatsache 
ist Grund gegen die Entstehung der lex in Istrien. 

Die Commendatio der lex Romana soll an die Freilassung 
der Sklaven in quarta manu und in manu regis der lango- 
bardischen Gesetze erinnern. Schupfer macht hiebei die Be- 
merkung, dass bei den Römern die Freilassungsform der Sklaven 
auch zur Emancipation der Haussöhne angewendet worden sei ; 
dieselbe Ercheinung habe sich bei den Germanen wiederholt. 
Diese Bemerkung ist sehr richtig^); aber die Emancipation 
des Sohnes durch Gommendation hat ihr Vorbild nicht in der 
langodardischen Freilassung in quarta manu und in manu 
regis. Diese Behauptung könnte bloss dann begründet werden, 
wenn nur das langobardiscbe Recht eine solche Emandpations- 
form durch Gommendation kennen würde. Dass dies nicht 
der Fall ist, ist bekannt^). 



*) Uri, Schwyz, Ob- und Nidwaiden, vgl. v. Wyss in Zeitschr. 
für Schweiz. R. IV p. 111. 119. 120. 124 ff.; V p. 3 ff.; Huber, Erb- 
rechte 1872. Kothing, in derselben ZeiUchrift Bd. Y p. 109 ff. — 
«) Neben XXVI, 9 sind zu vergleichen III, 8; III, 13. 2; IV, 1; IV, 2; 
XXV, 6; Roth 153 ff.; Liutpr. 1 ff. — ») Stobbe, Beiträge 1865. Sohm, 
fränk. Reichsverf. p. 545 ff., 342 ff. — *) Die Emancipation durch Ver- 
heirathung betreffend, siehe oben p. 169; Sohm führt auf langobar- 
dischen Einfluss die Ausdrücke ludiciaria und anteponere (XI, 4; XVII, 6; 
XVIII, 1). Letzterer Ausdruck findet sich aber gerade auch sonst als 
rätisch bezeugt Gold. Nr. 13, Wartmann Nr. 421, der erstere allerdings 
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Hat aber die Betrachtang des Privatrechts der lex das 
Resultat geliefert, dass dasselbe die lex weder nach Istrien 
noch in die Lombardei verweist, so bleibt das oben gefundene 
Resultat, Rätien sowohl als Entstehungsort als auch als Geltungs- 
gebiet der lex zu betrachten, bestehen. 



nicht Wie weil Rätien langobardischem Einfluss ausgesetzt war, ist 
sehr schwierig zu beantworten; als speciellen Grund eines solchen Ein- 
flusses könnte ich bloss den grenznachbarlichen Verkjßhr und die poli- 
tische und kirchliche Verbindung Rätiens mit Italien bis 843 anführen. 
Was hingegen den fränkischen Einfluss anlangt, so ist auf Sohm's Auf- 
satz in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung zu verweisen. Soweit wie 
Sohm braucht man allerdings nicht zu gehen. Die Bemerkungen Duse*s 
Brunner gegenüber beruhen auf einem Missverständniss. Dass die festuca 
in Italien bei der Uebereignung verwendet wurde, wusste Brunner auch; 
Brunner hat aber nachgewiesen, dass diese Anwendung der festuca in 
Italien nicht von Langobarden und Römern, sondern von den übrigen 
Germanen beobachtet wurde; das cartularium Langobardicum (Mon. leg. 
IV p. 595) stimmt mit dem aus Urkunden gewonnenen Resultat überein. 
Auch die von Düse angeführten Beispiele enthalten kein entgegengesetztes 
Recht; Regesto di Farso III (Roma 1883) doc. 309 a» 873 secundum 
nostram salicham legem; 348 a» 934 nos ex natione Francorum. 372 
ao 990 secundum legem nostram Salicham cartam istam fieri rogavi- 
mus. Vgl. auch 403 aP 986. Im cod. dipl. Lang. 127 b9 836 steht zwar 
beim Veräusserer der Zusatz ex genere Francorum nicht, dass er aber 
nicht Langobarde war, zeigt der Zusatz bei dem zunächst genannten 
Zeugen; 403 &9 903 secundum legem meam Salicam. Reg. Farf. 388 
a<> 995 und 466 a^ 1004 beweisen nichts, weil sie der Zeit nach bereits 
zu fern liegen. Dagegen erinnert gerade das trajicere cartam in rätischen 
Urkunden an 1. Rom. Cur. XXIV, 2; Brunner, Urkunde I p. 104 ff. 303. 
304. 306; Mohr I, 104. 105. 117. 118. 119. 140; Ficker, Beiträge 1877, 
I p. 70; Brunner in ZeiUchr. f. ges. H.-R. 1877. XXII p. 533. Ueber 
die festuca, vgl. jetzt Heusler, Institutionen des Germanischen Privat- 
rechts 1885. 



Miscellen. 



Kleiner Beltrai; zur Geschichte der Rechtswissenschaft 

Von Herrn Dr. iur. 6. Mo Hat zu Kassel. 

Die mdhevolle und zeitraubende, aber auch dankenswerthe und 
verdienstliche Arbeit einer gründlichen Durchforschung, gewissenhaften 
Prüfung, Sichtung und hierauf gestützten genauen Beschreibung des 
gesammten, auf der st&ndischen Landesbibliothek zu Kassel aufbewahrten 
handschriftlichen Materials harrt zur Zeit noch ihrer Lösung. Was 
insbesondere die für die Quellen, Dogmatik und Litteratur des römischen, 
kanonischen wie deutschen Rechtes wichtigen Manuscripte anbelangt, 
so hat man denselben bis zum heutigen Tage nicht die Beachtung 
geschenkt, die ihnen unzweifelhaft gebührt. Nur einige wenige Gelehrte, 
unter denen vor allem Schulte und Stölzel erwähnt zu werden ver- 
dienen, haben daselbst umfassendere Studien angestellt, ohne jedoch 
diese Untersuchungen über die ihnen zunächst liegenden Gebiete aus- 
zudehnen. 

Mit Veröffentlichung der folgenden Zeilen bezweckt man, die Auf- 
merksamkeit der sich für litterär-historische Bestrebungen interessirenden 
Kreise auf eine sehr reichhaltige, wohl an 500 Nummern zählende 
Briefsammlung zu lenken, welche trotz ihrer Bedeutung bisher 
noch nicht genügend gewürdigt worden ist. Ich meine die im Kataloge 
der gedachten Bibliothek mit der Bezeichnung litterae autographae 
variorum eruditorum versehene Nr. 4 fol. ms. bist litt, aus 
deren vier Bänden (1. A-C; 2. D— I; 3. K— Q; 4. R— Z) hier mehrere 
Proben zum ersten male*) mitgetheilt werden sollen. 

L Johann Oldendorp an Justns Didamar. 

Koeln, den 2. Juni 1542. 

S. 

Sicut tu mihi depingis casum tuum et adversarii tui argumenta, 
Optime Vir, puto prioris instantiae iudices iure sententiam dixisse pro 



>) Vgl. für I: Stintzing, Geschichte der deutschen Rechtswissen- 
schaft I p. 317 nach Varren trapp, Hermann v. Wied p. 91 ff.; für 
II und III: Eyssell, Doneau. Sa vie et ses ouvrages. chapitre VI 
p. 100—116; für IV: Zeidler, vitae profess. jur. qui in academ. Altorff. 
vixer. p. 51—53. Schirmer, Allgem. deutsche Biogr. IX p. 182— 185; 
für V: Amerbachiorum epistolae ed. Maehly; für VI: will, nürn- 
berg. Gelehrtenlexikon III p. 294—299; für VII: Haubold, instit. jur. 
rom. litterariae I § 67, Nr. 246. 
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uxore tua. et haud dubie in posteriore tribunali non retractabitur. 
sufficit enim consuetudinem semel exercuisse vim suam ad excladendos 
cogiialos. et quod de incertitudine causantur eius formae, per quam 
donatum sit propter nuptias, de inutilibus item pactis, nihil ad causam 
pertinet. certum enim est conventionem esse de mutua successione in 
bonis, quae etsi non intervenisset, utique locum sibi vindicasset patria 
consuetudo. quid ergo refert, qua forma, quibus yerbis solemtiibus 
sit contractum, quando convenientium mens atque intentio satis aperta 
est et moribus consentanea? 

Quemadmodum et hoc supervacuum est disputare, quae pacta sint 
adiecta: cum utilitas conventionis inde non potest vitiari: imo cum et 
sine illa unione consuetudo habeat vim suam, quid attinet disputare, 
utrum filius utroque parente mortuus fuerit superstiteV bac quateuus 
ad aliquam instructionem pertineat. 

Verum cum scribis in causa esse conclusum: non satis intelligo, 
quid me facere velis, ad omnem aequitatem tibi paratum obsequi. 
sciscitari potes vel etiam ingenue apud iudices postulare, ut si quid 
addubitent de iure, id tibi articulatim indicent. magnopere enim tua 
referre, ne quid in ea causa praetermittas maiorem fortunarum tuarum 
partem haud dubie continente. si tum iudices ad informandum te, 
ut saepe fit, admiserint, potes ex bis, quae scribo, pleraque mutuari et 
descripta exhibere. 

Ad 1. baereditas G. de pact. convent. [1. 5 C. 5,14] dicito paucis : non 
loquimur hie de pactis, quae vice sint testamenti de bonis extra dotem. 
tractamus enim hie pacta et conventionem, per quam placuit mutuam 
successionem inter coniuges esse idque secundum ius patriae consue- 
tudinis. nonne autem consuetudo, cum sit ius, potest dare successionem? 
ergo cum 1. baereditas praesupponat ibi nihil esse quod possit dare 
haereditatem muiieris: certe non potest ad hunc casum torqueri. 

Praeterea quid interest cognati disputare de forma dandae haere- 
ditatis, a qua ipse per consuetudinem excluditur? quantum ad eum 
attinet, nihil refert, utrum sit unio filiorum an donatio propter nuptias 
an pactum utile vel inutile. bis vale cum tuis. 

Dabam Goloniae IL lunii anno 1542. 

loannes Oldendorpius. 

II. Hugo Donellus an Wilhelm den Weisen von Hessen. 

Heidelberg, den 21. März 1577. 

Cum eos commentarios, quos ad G. T. mitto, edere inslituerem, 
non ignoravi, Illustrissime Princeps, periculum fore, ne multis impru- 
dentius facere viderer, si eos G. T. dicarem ipse exterus et ignotus. 
sed alterius rei crimen mihi pertimescendum non fuit apud te Prindpem 
sapientem et intelligentem, qui didiceris spectare, non cuias quisque 
sit, sed qualis. alterius defensionem mihi procliviorem esse videbam 
beneficio egregii et praestantis viri Antonii d'Estraus, qui G. T. est a 
secretis: cui cum sim notissimus, is est, qui possit optime et fideliter, 
qui sim, G. T. exponere, si quid videbitur ab illo de me cognoscere 
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aut perconctari. itaque non sum illis rebus deterritus, quominus auderem. 

sed etsi in bis ad deterrendum fuisset aliquid, plus tarnen apud me 

officium valuit. cuius officii causas cum plures et iustissimas conatus 

sim publice reddere in ea praefatione, quam Illustrissimo nomini tuo 

inscriptam commentariis praeroisi, non ero bic longiore oratione G. T. 

roolestus, sperans futurum, ut G. T. benigne eas legere sustineat atque 

bis lectis observantiam hominis gente quidem exteri, at iudicio et in- 

ductione animi vere tui ne aversetor. optassem maius aliquid in me 

esse, quo eum animum luculentius testari potuissem: sed quod habui 

summum officii genus, id detuli. superest, G. T. orem, ut, qua dementia 

et benignitate soles cetera, eadem munus extraneum et in eo piae ob- 

servantiae testimonium suscipias. id si de iudicio G. T. über conse- 

quitur, erit Optimum et maximum, quod cupiebat, consecutus. vale, 

lUustrissime Princeps. Deus G. T. spiritu sancto suo assidue regat et 

Omnibus veris bonis cumulatam quam florentissimam et Ecclesiae suae 

quam maxime diutumam esse velit. Heidelbergae XU. Gal. Apr. anno 1577. 

Illustrissimae G. T. 

deditissimus 

Hugo Donellus. 

III. Hugo Donellus an Wilhelm den Weisen von Hessen. 

Heidelberg, den U. Mai 1577. 

Maius est, lUustrissime Priticeps, clementiae et beneficentiae tuae 
meritum erga me, quam ut possim ullis verbis G. T. pro dignitaie 
gratias agere. ago tarnen, quas possum, quando, ut cupio et debeo, 
non licet: qui munusculo nostro tantum tribueris, ut et gratum esset, 
et insuper auctorem praeclaro munere ornare velles. sentio vere munifi- 
centiae tuae munus esse, est enim eiusmodi, quod omne meritum 
nostrum, si tamen bic uUum esse potuisset nostrum meritum, longe 
superet. sed illud quanti est, quod G. T. dignata est benevolentiae 
suae bonore me afficere, qua me complecti velles eamque clementissimis 
et humanissimis literis tuis testatam nobis offerre? boc vero beneficium 
tanti apud me est, ut aliis omnibus longe anteponam. scio enim, a 
quanto Principe bic mihi babeatur bonos: quem mihi a G. T. contingere 
potuisse in summo et singulari beneficio Dei pono. hoc demum bene- 
ficium est, de quo quibus verbis G. T. gratias agam, etiam si de aliis 
liceret, non reperio: itaque hie me silere satius est, quam plura male 
adiciendo tanti beneficii dignitatem verbis deterere. tantum Deum oro, 
ut me isto bonore non indignum esse velit. equidem studebo modis 
omnibus, ne illo indignus fuisse G. T. videar. quam ad rem nihil 
habeo amplius, quod possim, quam ut Studium et obsequium meum omne 
G. T. deferam. id vero ego illi in perpetuum devotum et dicatum 
quam conexissime et demississime possum, trado. vale, lUustrissime 
Princeps. Deus G. T. benignitate sua assidue prosequatur et quam 
diutissime florentem servet. Heidelbergae II. Id. Maii anno 1577. 

Illustrissimae G. T. 

deditissimus 

Hugo Donellus. 
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IV. Hubert Giphanius an Wilhelm den Weisen von Hessen^). 

Altdorf, Palmsonntag 1583. 

Diu iam est, cum Gels. V. scripsi, me ab amplissimo SenatuNorico 
ad Academiam suam Altorpianam vocatum esse, quod tamen munus 
initio repudiaram et Argentorati remanseram, spe scbolae illic resti- 
tuendae, a Scbolarchis mihi facta, eam ego rem cum postea urgerem 
nihilque proficerem: professionem meam illic renuntiavi, ut yocant, 
graviter quidero ferentibus, sed iusta tamen causa renuntiavi. non enim 
studiis meis, sed etiam conscientiae magnum praeiudicium attulemnt 
dissidia, calumniae et odia, quae scbolam ibi nuper florentem valde 
labefactarunt. malum hoc satis est vetus in ea schola: sed novum 
illud ubique, ut olim interim, vehementer hoc malum auxit, Lema 
scilicet malorum. etsi antea alias quoque causas habui, haec tamen 
impa constitutio satis iusta mihi causa fuit, cum in bis barbaris dis' 
sensionibus et odiis diutius vivcre non possim. qua causa spero et 
Gels. V. pobatum iri, nam alioquin numquam inde pedem movissem. 
alia enim incommoda ferri poterant : sed hoc impium dissidium omnibus 
me rebus perturbabat, in studiis, in precibus, in sacramento eucharistiae 
percipiendo, in caritate christiana exercenda. putavi recte me facturum, 
si ea Gels. Y. exponerem breviter eamque submisse rogarem, ut me 
excusatum habere dignetur, qui non temere et petulanter, sed gravi et 
necessaria causa munus et stationem illam meam deserui. 
, Nunc Dei beneficio nactus Noricam stationem, quam tamen initio 
repudiaram. in bac urbe Altorpiana etsi non ea mihi dabitur occasio omnia 
Gels. V. officia praestandi, quae Argentorati mihi fuit: tamen animum 
ad Gels. V. deserviendum paratissimum indicare volui ac debui, ut si 
Gels. V. Noribergae aliquid curatum velit, sciat se habere famulum tot 
iam annos sibi devinctissimum atque ad omnia obsequia et officia prae- 
standa promptissimu'm. vehementer quoque Illustrissimam Gels. Y. oro, 
ut, qua tot iam annos Argentorati, eadem dementia Altorpii et Nori- 
bergae me fovere ac tueri velit 

Possem multa exponere de hac Academia Altorpiana, quo eam 
studii Senatus amplificare pergat. collegia et auditoria spien didissima 
curat exstruenda sive potius iam curavit. vocant undique viros doctos, 
qui praesint scholae, null! nee sumptui nee operae parcentes. quid de 
immunitatibus, privilegiis aliisque commodis dicam, quibus adficiunt 
et studiosos bonarum artium et professores? verbis certe explicare non 
possim plane paternam Senatus et Patriciorum in hanc scholam et 
litteratos omnes humanitatem et iiberalitatem. 

Opidum est parvum et obscurum, vetus tamen et saluberrimo 
atque amoenissimo loco situm et studiis aptissimum: abest enim stre- 
pitus ille opificum. et tamen eo si quis delectetur, Noribergam habet 
ad manum, quae quattuor fere horarum spatio inde abest sed haec 
aliaque id genus multa possem commemorare, nisi vererer, ne Gels, Y. 

^) Siehe jetzt noch: Ob. Giphanii ad Wilhelmum Landgravium Hassiae 
epistolae XXXVII ed. G. Mollat. Lipsiae 1885. 



Hiscellen. 177 

diutius detinerem. nunc tantum oro Gels. V., ut hanc scholam iuris- 
prudentiae et philosopbiae parioris altricem suo favore complecti et 
efficere velit, ut haee tuae insigni Acadeiniae Harpurgensi tamquam 
soror esse possit. hoc T. Gels, etiam atque etiam rogo. 

De rebus publicis pauca et habeo et scribam, ne sim longior. Po- 
lonus bellum gerit cum Tartaro. fama fuit non ita pridem caesos esse 
multos Tartaros, sed recolligere se dicuntur, ut satis sit negotii Polono. 
petit Pol onus a Turca, ut Transilvania suae sororis filio attribuatur, sed 
non impetravit iter hac fecit sex abhinc diebus legatus episcopi 
Maguntiacensis ad Gaesarem proficiscens. agit enim Gaesar conventum 
Posonii eoque habito dicitur circa Pascha rediturus Pragam , ubi iamdiu 
morbus remisit Turca parare se dicitur contra Persam. nulla enim 
amplius spes pacis. in Hungaria ex nostris non ita pridem cepit et 
interfecit non paucos, si vera est fama. 

Quod reliquum est, Illnstrissime Princeps, Deum oro, ut Illustrissi- 
mam Gels. Y. quam clementissime tueri florentem magis ac magis velit, 
cui me totum summa animi demissione eommendo. 

Altorpii, die dominica Palroarum 1583. 

Illustriss. Gels. V. 

obsequentiss. famulus 

Ob. Giphanius. 

Si quando Gels. V. mihi quid mandare volet, poterit id commodis- 
sime tabellario Norico singulis hebdomadis per Francofurtum Altorpium 
vel eunte Tel illinc redeunte. nunc si quid Gels. V. volet, per hunc 
iuvenem, cui has ad Gels. Y. litteras commisi, non incommode poterit 
est enim hie Gels. Y. subditus, mihi familiaris et brevi buc rediturus, 
iuvenis doctus et pius, quem Yestr. Gels, magnopere oro ut commenda- 
tum tibi esse dignetur. 

Y. Basilius Amerbach an Martin Borrhaus. 
Padua, den 18. November 1553. 

S. 

Reddidit mihi, Yir Excellentissime, literas araoris atque benevo- 
lentiae erga me tuae plenissimas D. Dionysius Grempius, quae mihi 
multis nominibus gratissimae fuerunt. ut enim primo eas video, in- 
scriptionem lego, protinus ego mecum: aut me oculi fallunt aut haec 
clarissimi viri D. Martini manus est: cogito. sed tamen adhuc dubius 
neque n. sperabam virum clarissimum, licet humanissimum, innumeris 
atque gravissimis occupatiünibus detentum, ad me prima oblata occa- 
siooe scripturum, aperio tamen; ubi excellentissimi viri D. Borrhai 
nomen occurrit, sie mecum cogito: an tu dignus es, quem Yir doctissimus 
suis alloquatur literis an ne uHum vestigium ullave umbra virtutis vel 
eruditionis ducet, quae illum ad scribendum invitavit? cum prorsus 
nihil reperio, insignem illam tuam humanitatem admiror, suavissimos 
mores amplector atque exosculor mihique gratulor, cui propter missas 
foelicem esse liceat literas. post haec cum totam epistolam ordine 
perlego, novo atque incredibili gaudii genere perfundor. si enim tua 

Zeitaolirift d. SftTlgny-SUftung. VI. Germ. Abth. 12 
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erga me voluntas antea ignota füisset, si tuus animus incognitos, tarnen 
sie eum haec aperuit, haec demonstravit atque ob oculos posuit epistola, 
ut de eo plane dubitare non possem. accedit eo suayissima eohortatio, 
quae mihi amoris tui optimum atque certissimum iudicium fuit. itaque 
Vir Glarissime, pro humanissimis literis tais, tum pro siDgulari tuo 
.erga me amore atque benevolentia, tum pro gravissima taa admonitione 
gratias, non eas quidem, quas debeo, sed quas possum, ago atque 
habeo maximas. quod studia attinet, curabo, Excel lentissime Vir, ul 
non tarn legibus, quam pietate operam dedisse videar; enitar, ut non 
tarn iuris quam iustitiae consultns dicar atque, ut uno verba compre- 
hendam omnia cum iuris civilis oognitione ea iura atque leges, sicati 
admones, coniungam, quae non ad aulas Principum, atna Regum, sed 
quae ad divini illius Principis palatium viam muniunt aditumque 
struunt, ut quandoque auspice et duce Christo afflietos erigere, miseris 
auxilium ferre, consilio iuvare atque hoc scientiae genere quam plurimis 
prodesse possim. quod reliquum est, Glarissime Vir, te vehementer 
f ogo, ut saepius, si modo per gravissima tua negotia liceat, his de rebus 
me admoneas ; sentio enim his me cohortationibus excitari et ad recte 
faciendum quodammodo impelli. recte namque mihi Cicero dicere videtur : 
ut iroperatores instructa acie solent, quamquam paratissimos milites 
ad proeliandum videant, eos tamen cohortari,ita iuvenes ardentes et 
erecti ad laudem, ad literas sunt adbortandi. bene vale. 
XIIIL Galend. Decemb. anno 1553 Patavii. 

Tuus 

Basilius Amerbachius. 

VI. Georg Remus an Albert Molnar. Nürnberg, den 11. luli 1607. 

S. F. 

Praestantissime Vir, amice unice chare et amajide, Heidelberga ad 
me scripsisti et carmen in Scioppii, apostataf turpissimi, bestiae viru- 
lentissimae ac pestis pestilentissimae hypobolimaeum anonymo auctore 
misisti. nomen ego poetae, uti et D. Rittersbusius noster scire gestio : 
quaeso, ne dissimules. est n. elegans, doctum et minime vulgaris venae. 
pro eo tibi carmine gratias ago, et si quid in compensationis vicem 
potest tibi dari, age hoc programma pro illo epigram mate mitlo, quod 
quia a Rittershusio alumno pietatis et eruditionis profectum est, eo 
gratius tibi futurum spero. 

Scripserat vero hoc ipsum, magnis curis ac luctu involutus. eo n. 
die ipsi filiolus natu minimus Andreas qui nondum diem XII. vitae 
excesserat, obiit : et biduo post secuta uxor (Helena Staudnera, Super- 
intendentis Sulzpacensis in Palatinatu filia fuit ; concordans matrimonium 
per annos quindecim utriusque virtute ae modestia coluere invicem, 
quod rarum est), matrona lectissima, quae nunc inter Dei electos et 
angelos beatos aevum immortale agit, in patria vera, quam reddens 
animam Deo conditori Ghristoque redemptori anhelabat omni afTectu. 
postridie Kalendas Quinctil. terrae mandata est praesentibus scbolarcbis 
duobus Dno. loh. Im. Hoff et me, qui honoris causa excurriraus Altor- 
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phiam, professoribus Omnibus ac studiosis civibusque freqiieiit]bu& vix 
dic^e est, quantum Riiiersbasio nosiro eari&simae coniugis abitus mae- 
roris attul^rit. sed confirmavirnus, qaotquot amici adfuimus, animum 
viri: ei sane adqaievit nosiris na^fi^^itug^ tuum erii in honorem 
amici et hospitis, ni fallor, certe paironi f andere lacrumas poeticas: 
certatim n. scribimus docti indoctique lessus, epicedia ete. ubi defer- 
buerit dolor, de resarcienda bac clade domestica cogitabimus atqae de 
commoda uxore circumspiciemus viro, qui totus in litteris est, quarum 
deeus et omamentum in Germania meritissime habetur. 

Tibi porro de favore Serenissimi et Illustrissimi Principis, Electoris 
Pal. Rheni, et Dn. Mauritii Landgravii, quo nullus in ea. dignitate per 
Germaniam doctior perhibetur, gratnlor animitus. et cum spes facias 
de mittendis exemplaribus psalterii tui Pannonici, iamiam tibi pro 
munere, quod etiam non intellectum aestimo meisqne adeensebo libris 
sacris, gratias ago. si de rebus patriae tuae nosse aves, id quidem in 
aula Illustrissimi Principis Landgravii facile adsequeris. pax, impax: 
turbae; nil certi est, dum pullati patres, quibos fibula subnectit 
Testern, so] um Germaniae calcant. Eselius Neustadianus aposcopus 
nescitur, quid moliatur vel in capita nostra Evangelicorum aut certe Pan- 
noniorum. numquam desunt Do^i numquam Iscariotae. et vero prodest 
exerceri ptetatem. hoc addo: esse liticulam inter Doct. Sonorum, qui 
nunc Rector creatus est Academiae, quo honore perfunctus est D. Ritters- 
husius anno superiore, et Doct. Rhumelium iamque publicis scriptis 
agere. sopitam velim bic f^Mf«r, nulli profuturam. 

Geteri professores valent atque in his D. Scipio princeps. in de- 
positione Rectoratus perorans D. Rittershusius eximiam orationem 
habuit de dicto: nihil parum, nihil contemnendum : quam ubi typis 
mandarit, exemplaria pro te et amico mittam. vicissim oro et rogo, 
uti orationem funebrem D. D. Ghristiani Andreae in obitum lllustr. 
D. D. Gomitis Job. a Nassau senior is, herois incomparabilis, mihi 
mittas cum tuo psalierio per hunc hominem, qui curru vehitur, Dn. 
Paulum Kaulerum, civem Noribergensem. una opera et Rittershusio et 
aliis mittere licebit. 

In Galliis de concilio nationali indicendo consilium agitari prohibent 
.orthodoxi, gnari quidem Nazianzeniani pronunciati: nullum concilium 
bonum habuisse exitum, sed motus maiores motos esse: confidentia 
bonae causae tamen ne lucem fugere videantur, imo ut in hominum 
ignarorum scientiam ac cognitionem veritas perveniat, Optant haben, 
celebrari concilium liberum libero loco commodeque, ubi libera sen- 
tentiarum dictio sit et secundum amussim infallibilem verbi Dei omnia 
diiudicentur libere liberaliterque. contra pontificii post Tridentinam 
synodum nil opus esse in concilio amplius ullo et fieri non posse, ut 
dissidium hoc componatur, praetendunt verum hoc rectius in vestra 
aula a studiosis per declamatiunculas contrarias ampla oratione explicetur. 

De causa itionis Septem viri Sax. ad Gaesarem nobis quidem nihil 
coiistat. splendid issime exceptus fuit, ultra decendium illic commoratus 
est. Polycarpus h na^riütd^foy concionibus publicis ofTendit lesuitas et 

12* 
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legatum Ponlificis, uti fama est. quies in Italia post nubem illam 
Venetam est. Genevae quo loco status sit, parum novimus. insidias 
structas urbi, sed frustra ab Hispano et Allobroge circumferunt Dens 
propugnator suae ecclesiae, cuias tutelae te, me, tua, mea oommendo, 
nescit deseruisse suos. 

Norimberg. 5. Id. lulias 1G07. 

Tuns Remus ex animo. 

VII. lobann van de Water an lohann Hermann Schmincke. 

Utrecht, den 31. Oktober 1714. 

S. P. 

Ab amico nostro bumanissimo Golingnonio literas aocepi tua sin- 
gularis in me benevolentiae, officii studiique plenas, fere dixeram nimii. 
tot enim elogiis me, qui inter iurisperitos censeri vix mereor, liberaliter 
cumulasti, ut mortalium arrogantissimus sim, si haue luculentam laudum 
hereditatem cernere vellem. in eo tarnen glorior, quod a Viro non vul- 
gata eruditione praedito incredibiiiter me amari atque impense diligi 
deprehendo. huic itaque effuso potius benignoque erga me animo, 
quam vero certoque iudicio, quod amore nimio inflecti atque occaecari 
solet, adscribo dulces blandosque verborum profecto susurros, quibus ego 
respondere haud par essem, etiamsi omnes rbetorum lecythos exbaurirem. 
quid multa? neque ego neque mens exigui pretii libellus, qui maximam 
partem laboribus otiisque academicis originem debet tam splendidis ornari 
encomiis ulla ratione merebatur. utrum vero in hoc eleganti sludiorum 
stadio amplius decursurus sim, non adeo mihi exploratum est: quando- 
quidem iuris prudentiam Romanorum ad usum forensem deducere cum- 
maxime operae meae summa est, ita ut miliora illa studia fere penitus 
intermiserim. 

Pergratum quoque mihi fuit, quod acerrimo tuo iudicio commiseris 
ea, quae ad intellectum feudorum üb. 2 observ. cap. XI. exornaveram. 
palmarius enim observationum luci donatarum scopus fuit eruditiorum 
ingenia excitare, ut magis exasciata ac cerliora proferant, quibus iuris- 
prudentia nostra reddatur illustrior atque elegantior: praesertim si id 
fiat candide xal firj navov^to^, tuae certe literae mentis vere humanae ac 
modestae, qua plerumque eruditi destituti sunt, argumentum dederunt 
perspicuum. ad rem veniamus. 

Recte statuisti, quod iudicio divino attribuendae sint ridiculae vanis- 
simaeque barbari aevi probationes: idque liquido demonstrant loca ad 
te allata, neque id ego unquam negavi. tunc enim temporis, cum hoc 
observationum caput conscriberem, inspexi Du Gange glossarium ibique 
plurima, quae me id edocuerunt, ofTendi loca. sed quaestio fuit, an eo 
etiam sensu iudicium divinum accipiatur ab auctoribus iuris feudalis 
d. cap. 27, qui, ut vulgo creditur, fuere Gerardus Niger et Obertus de 
Orto, consules Mediolanenses sub imperatore Frederico primo sive Bar- 
barossa, at ego opinor totum hoc feudorum corpus ex scriptis Gerardi 
Nigri, Oberti aliorumque fuisse consarcinatum, quoniam tot illic occur- 
runt naevi, errores, antinomiae etc., ut bene meo iudicio Hotmanas 
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censuit. verum quoque est me discessisse a Guiacii seutentia ob rationem 
eo loco laudatam. praefracte tarnen opinionem meam tueri nolui eaqae 
propter adiunxi haec vocabula: iudidum divinum et humanum ab istius 
aevi scripioribus nonnumquam confundi aut saltem nunc latius nunc 
strictius accipi: sie ut baec observatione adhibita utramque opinionem 
tolerari posse autumaverim, et etiam nunc re paulo accuratius perpensa 
autumarem. quod autem, Vir doctissime, videris sentire iudicium divi- 
num tantum denotasse monstrosum illum probandi morem, calculo meo 
probare nequeo, quoniam loca apertissima, quae contrarium ostendunt, 
protulit Du Gange in glossario in iudicium divinum ex Gregorio Turö- 
nense aliisque. et forsitan nee a vero aut saltem veri spede aberrarem, 
si opioarer reum cuiusdam criminis inopia aliarum probationum semper 
aut plerumque iurare fuisse solitum sed ut de probe vel dolose praestito 
iureiurando constaret, illa immania verum deprobandi portenta fuisse 
adhibita, sie ut iusiurandum et fallacissima probandi argumenta fuerint 
coniuncta. hinc igitur non mirum, quod nunc iusiurandum vocatur 
divinum iudicium, cuius procul dubio pars erat, nunc dira ista reorum 
examina divini iudicii nomine denotentur. 

Cum itaque ob dictam fortasse rationem a calignosi seculi scrip- 
toribus promiscue baec vocabula fuerint usitata, ecquis accuratum 
loquendi morem eo tempore desideraret, non multum refert, quo sensu 
lila a parum peritis iuris feudalis compilatoribus accipiantur: eo magis, 
quoniam nihil adicitur, unde ambiguae quaestionis decisio elici possit. 
ut res sese habeat, nolim ego Ingenium torquere in explicandis compi- 
latorum feudisticorum aenigmatibus aut perversis distinctionibus. in 
quo enim a indicio divhio et humano differunt ea aut Septem testibus, 
quos iudex elegerit, se purget: aut certe illa purgatio coram testibus 
fit per instrumenta aliaque legitima probationum argumenta aut duello, 
fervente aqua, oandente ferro etc. ergo purgatio illa ad alterutrum aut 
iudicium divinum aut humanuni referri potest et debet, neque necesse 
erit tertiam probandi speciem fingere, attamen ingenue fateor me fami- 
liarius antiquorum prudentum responsis usum fuisse neque multum 
temporis et operae posuisse in replicandis obscurae aetatis auctoribus. 
quapropter tuae diligentiae, nocturna enim diurnaque manu eas trac- 
tasti ac volutasti, libenter cedo avideque exspecto libellum de antiquis 
Germanorum iudiciis a te conscriptum, in quo multae procul dubio 
nebulae singulari iudicio et omnigena doctrina erunt dispulsae. usui 
tibi hunc in finem foret dissertatio loh. Christoph. Beckmanni de iudidis 
Dei, quae inter eins dissertationes academicas, ' sie enim libri esttitulus, 
prodiit Francofurti ad Oderam anno 1684 in 4 \ multa buius argumenti 
illic reperies compilata. cum observationes meas evulgarem neque 
illum neque alium fere quemquam, qui hanc materiam mihi enuclearet, 
evolveram, quoniam scopus non ferebat ea in re latius excurrere. 

Dissertationem tuam de cultu quercus religioso tantum quod a me 
perlatum protinus devoravi iucunda animi oblectatione: est enim docte 
ac laboriose conscripta tuaeque coniecturae multo certior! talo quam 
ceterorum eruditorum videntur niti. multis certe nominibus respublica 
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litteraria tibi erit obstricta, si eO| quo coepisti, pede hoc studioram 
genas, quod nosira aetate nullos fere occupavit, excolere peiigas. ex- 
acuisti quoque desiderium meum flagrantissimum conspiciendi urnas et 
arma veterum Gattorum, ut et antiquitates Fritislarienses. multa certe 
elegantia, non ubique obvia, at reconditae eniditionis hunc librum exor- 
nabunt eique decus utique conciliabunt. 

Probo tuum consilium in eruendis rarissimis eniditorum libellis, 
qui raritate sua aactorum memoriam fere perdiderunt quod antem 
ad concinnandas virorom illorum vitas conducat, nihil habeo. Doctis- 
simum Drakenburgium rogavi, num quam suppellectilem tibi larghri 
possit: ipsi quoque indicavi ea, quae cum illo communicare me iusseras. 
tuo desiderio se satisfacturum mihi fidem dedit et» ut liberaret, has 
duas vel tres hebdomadas eius aurem vellere non cessavi et quotidie 
admonui. huic adscribas, quod tardius, quam oportuerat, literae mete 
tibi fuere redditae. 

Novi literarii quod in praesenti commemorem, nihil fere est. prodiit 
nuper dissertatio gallico idiomate conscripta in apotheosin Homeri, in 
qua Guperi aliorumque sententiae examinantur. Silius Italiens Draken- 
burgii magno studio et ardore permovetur. reverendus Tan den Honert, 
verbi divini praeco Amstel. ad spartam theologicam Lugduni exoman- 
dam Tocatus est. ni rationes civitatis 'nostrae diuturno hello fuissent 
attritae» s^es foret quartum tbeologiae professorem ad hanc bonae 
mentis palaestram evocatum iri. quid in posterum effecturi sint nostri 
proceres, coniectura assequi nondum valeo. tandem aliquando lucem 
conspicit commentarius clariss. Roellii ad Ephesios, qui per triginta 
. annos fere sub prelo sudavit. f rater meus, qui commercio librario 
operam navat, futuro mense Aprile rudimenta cteneis sui Francofur- 
tensis deponet teque illic frui quammaxime spera.t et optat vale, Vir 
nobilissime et doctissime meque, ut fecisti, amare perge. saluiem meo 
nomine dicas clariss. et doctiss. Hombergio, quem ob egregiam doctrinam 
veneror. faxit Dens, ut quandoque ex carceribus emittatur praestantb- 
simus et utilissimus editionis - Novellarum labor. pater meus et f^ater 
salutem plurimam tibi precantur. at praecipuum epistolae huius argu- 
mentum fere praeterieram. fama ad aures meas pertulit te suavissimae 
ac moratissimae coniugi ^ fidem aeternam iurasse. utinam summum 
Numen omnia fausta feljciaque tibi largiatur, ut ex hac iucundissima 
animorum conspiratione ac cohsociatione, qua nihil in terris, si res 
bene cedat, est dulcius ac carius, at, si secus, nihil funestius, fructus 
percipias optatos et felicissima numerosaque augearis subole, quae 
Vivam paternae virtutis imaginem exprlmat. 

Ita vovebam Traiecli Batavorum a. diem Kai. Novb. 1714. 



Zum Schlüsse mag hier noch ein alphabetisch geordnetes Veneich- 
niss der ihrer Verfasser wegen als bemerkenswerth erscheinenden Auto- 
graphei^ und Briefe Aufnahme finden^ Fast alle Schriftstücke sind ent- 



Miacellen. Ig3 

halten in den Sammeibänden Ms. bist. litt. Nr. 4 fol. (vgl. oben S. 173) 
und Nr. 2 in 4* (epist. erudit et celebr. vir. ad Rud. Eric. Ras- 
pium. 6 voll. 1. A— G; 2. D— G; 3. H; 4 I— L; 5. M-Q; 6. R— Z). 
Von einem ausdrücklichen jedesmaligen Verweisen auf den betreffenden 
Standort konnte abgesehen werden, da die ausführlich mitgetheilten 
Titel zur Qrientirung genügen dürften. 

1. Böhmer Georg Ludwig 1715—1797. GOttingen 5.2. 1748. 

2. Bucher Johann Peter 1740—1820 an Wilhelm IX von Hessen. 
Rinteln 13. 7. 1793. 

3. Glaprot h Justus 1728—1805 an Wilhelm YIII. GOttingen 30. 10. 
1759; an Friedrich IL 7.10. 1766; an Raspe 28.8. 1769, 20.6. 1770, 

28.3. 1772; an Schmincke 10.7. 1779. 

4. V. Gramer Johann Ulrich 1706—1772 an Schmincke. Frankfurt 
2.12. 1744; an Wilhelm VUL Wetzlar 1.12. 1758. 

5. Estor Johann Georg 1699—1773 an Wilhelm VlIL Marburg 
27.2. 1746; an Raspe 29.6. 1768. 

6. Haeberlin Karl Friedrich 1756—1808 an Wilhelm IX. Helm- 
städt 14.4. 1796. 

7. Hellfeld Johann August 1717—1782 an Schmincke. Jena 
30.9. 1781. 

8. H epf n e r Ludwig Julius Friedrich 1743-- 1797 an Raspe. Giessen 
28.4., 26.5., 15.6., 9.7., 16.a, 1771; 8.2., 23.4., 18.5., 13.6., 19.10., 30.11. 
1772; 7.1., 25.9. 1773; 2.4. 1774; an Schmincke 15. 6. 1771; 13.6., 
19. 10. 1772; 12. 1. 1773. 

9. Hombergk zu Vach Aemilius Ludwig 1720—1783 an Schmincke. 
Marburg 29.3. 1775; an Raspe 31.5., 11.6., 2.7., 6.9., 8.10. 1769. 

10. Hombergk zu Vach Johann Friedrich 1673 — 1748 an den 
Landgrafen Karl. Marburg 26.4. 1730. 

11. Kopp Johann Adam 1698—1748 an Wilhelm VIIL Harburg 
16.4., 11.5. 1746; an Friedrich L 20.7.. 16.8., 6.9. 1747. 

12. Kopp Kari Philipp 1728—1777 an Friedrich IL Kassel 16.4. 
1768; an Schmincke 22.3. 1770; an Raspe 19.9. 1773. 

13. Ledderhose Konrad Wilhelm 1751 — 1812 an Friedrich U. 
Kassel 24.9. 1785. 

14. Lersn er Hermann 1534—1613. Autograph: Polyb. lib. 4. paz 
si iusta et honesta sit, res est certe omnium rerum pulcherrima. nihil 
tamen aut faciendum iniuste aut patiendum turpiter, ut pace frui vole- 
mus. Hermannus Lersnerus L. L. D. Universitatis Marpurgensis Vice- 
cancellarius atque professor scribebat 8. Hartii anno salutis 1591. — 
quid magis infidum quam vicinus hostis? 

15. Matthaeus Philipp 1554—1603. Autograph: Gicero. legum 
ideo servi sumus, ut liberi esse possimus. Philip. Matthaeus D. scribebat 
Marpurgi 8. die Martii anno 1591. 

16. Heer mann Gerhard 1722—1771. Rotterdam 13. 4. 1758; 

20. 4. 1760 an Raspe. 

17. V. Moser Friedrich Karl 1723-1798 an Wilhelm VIII. Frank- 
furt 19. 12. 1761. 
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18. Moser Johann Jakob 1701— 17fö an Friedrich I. Frankfurt an 
der Oder 19.7. 1737. 

19. Ohr echt Georg 1547—1612 an Moritz den Gelehrten und Jakob 
Mosanus. Strassburg 17. 12. 1609. 

20. Obrecht Johann Thomas (Sohn von 19) an Moritz den Ge- 
lehrten. Strassburg 9. und 27. 9. 1618; 27. 2. 1619. 

21. Pestel Friedrich Ulrich 1691-1764. Rinteln 16.6., 19.11. 1761 

22. Putter Johann Stephan 1725—1807. Göttingen 21.2., 1&7. 
1779 an Raspe. 

23. Sixtinus Regner 1543—1617. Autograph. 

24. Stryk Samuel 1640—1710 an Johann Dolaeus. Halle 7.4. 1703. 
(Nr. 1 in 4«. 2. vol.) 

25. Vigelius Nikolaus 1529 — 1600. Autograph: Grede mihi bene 
qui latuit bene vixit et intra fortunam debet quisque manere suam. 
Nicolaus Vigelius D. scribebat IX. Martii anno 1591. 

26. Vulteius Hermann 1555 — 1634. Autograph: Dominus mecam : 
quid faciat mihi homo? Herman. Vulteius I. U. Doctor et professor 
Marpurgi scribebat XVI. Martii anno Chr. 1592. 

27. Wieling Abraham 1693—1746 an Job. Herm. Schmincke. 
£ museo 15. 11. 1719. 

28. Berufungsschreiben der Universität Leyden an Johann Heinrich 
Dauber (1610—1677). 6.5. 1658, unterzeichnet von Johannes a 
Weudinchoven. 



Elf kriminalistische Hitteilangen 
aus dem Kgl. Sachs. Hauptstaatsarchiv za Dresden. 

I. [Eine eiserne Hand (1494).] Im Jabre 1494 hatte Lenhart 
Reyßeysen von MOncben, ein Schmiedegesell, Meister Heintzen Rfideger in 
Leipzig eine Hand abgehauen. Durch Vermittlung der Gönner Lenharts 
kam die Sache zum bürgerlichen Abtrag, demzufolge Lenhart u. A. 
dem Meister Heintz wegen Versäumniß, Zehrung, Kosten, Schäden und 
zu einer eisernen Hand fünfzig rbeinische Gulden bezahlen sollte. 
(Leipziger Rathsbuch — jetzt wieder im dortigen Rathsarchiv — II, 118b.) 

IL [Strafe der Gotteslästerung (vor dem 17. April 1539).] 
Ein an Herzog Georg von Sachsen gerichtetes Urtel der Schoppen zu 
Leipzig ^), welchem, wie allen Schöppenurteln, das Datum nicht beigefügt 
ist, lautet also: 

„Hette Hanns Weif solcbs das zu ende seynner urgicht vermeldt, 
bekant, wie er in foller weyse, als er mit einem andern von got 
geredt, auch gesaget mit cristlichem urlaub, do ist der mehren 
söhn angenagelt, mit henden und mit fussen. Wu er dan uff 

^) Kgl. Sachs. Hauptstaatsarchiv: Loc. 9705 Hans Wolfen etc. 61. 
unic. — Original, Siegel ist abgefallen. 
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seinem eignen bekentnis vor gerichte frey und unbenettigt verharren 

darumb mechten E. f. g. denen umb veränderte manch- 

feitige scbmehliche gottslesterung willen, mit dem schwert pein- 
lich zu leip unnd lebenn straffen lassenn, ane das, unnd wan 
er alleyne deßmals nach innhalt seynns bekentnis, angetzeigte un- 
christliche lesterwort geredt, dannach mechte E. f. g. disen gotslesterer 
auch aus sunderlichen gnaden mit der zungen vehste an eynn 
siockh annachgelnn, unnd als lange er seynne zunge selbst 
ausreysse unnd entledige, stehen lassenn .../' 

III. [Strafe für den den Ehebrecher begünstigenden Ehe- 
mann (1556).] An den Rath zu Hain (Grossenhain) erliess Kurfürst 
August unterm 3. August 1556 (Kgl. Sachs. Hauptstaatsarchiv: Gopial 
271 Bl. 198b) folgenden rechtsgeschichtlich interessanten Befehl: 

Lieben getreuen. Wir haben ewern bericht, die gefangnen tzwo 
personen Marx Hillbranden von Mülberg und die Andres Neupaurin 
zum Hain, so miteinander im ebruch begriffen worden, verlesenn, 
unnd dieweill es diese gelegenhait hat, so moget ir, ungeiret unsers 
vorigen Schreibens^), ergehenn lassen, waß urteill unnd recht mit 
sich brächt und ferner geben mochte. Als aber auch auß ewer gestelter 
frage so viel erscheinet, das Andreß Neupaur solchen ebruch, so er ge- 
wollt wohl bette verhindern können unnd aber solchs fürstetzlich 
verbeugt und zugesehen, daraus zu schliessen, das er entweder seinem 
weib muth willig ursach und gelegenhait zu solcher tat gegeben, damit 
er irer durch diesen fall queidt würde oder aber muß sonst kein ehrlich 
gemuth im hertzen haben, so befehlen wir euch ir wollet hne antzeigen, 
das er innerhalb eines viertel jars nach ankündigung ditz unßem be- 
felchs alle sein gutter so er unter unß hat verkeuffe und sich nach 
außgang desselbigen sampt seinen Kindern unterr ein andere herr- 
schaft, die inen dulden könne, begebe, sich auch in unsern landen 
weitter wonhaftig nit niderlasse, dan er unß für einen unterthan nit 
mehr leidlich .... 

IV. [Strafe einer Verläumderin 1577.] Einem Faszikel des Kgl. 
Sachs. Hauptstaatsarchivs („Bedenken in den bewussten Sachen, Sibillen 
Sebitschin bei. 1577" Locat 9707) entnehme ich ein Gutachten der 
Räthe an den Kurfürsten August vom 20. Dezember genannten Jahres 
über die von der Sewitzsch ausgestossenen Schmähreden gegen die Kur- 
furstin Anna, u. A., dass der Kurfürst die Sache nicht durch Einholung 
einer Rechtsbelehrung in die grosse Oeffentlichkeit gebracht sehen, auch 
von der gesetzlichen Strafe der Staupenschläge und ewigen Landesver- 
weisung abstehen wollte, falls die Kulpatin einen Widerruf vor mehreren 
Personen thun und bekennen werde, sie habe an der boshaften Ver- 
läumdung unrecht gethan, damit wider die Wahrheit und ihr eigenes 



^) Dasselbe ist nicht aufgefunden worden. 
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Gewissen gehandelt, ancfa solches mathwillfger und fälschlicher Weise 
erlogen und erdichtet. Sodann heisst es daselbst wörtlich also: 

„wollte auch zum zeichen mit einem handtstreich ihr IngenhafUgk 

withig böses maul straffen". 

V. [Nothzuchtsfall (1582).] Die Kurf. Sachs. Schoppen zu Leipzig 
erkannten 1582 also: 

,,Hat der gefangene Hans Na61 in guetten bekant, das er Euphe- 
mien Georgen Leschkens tochter, so mit DorothSen Herten Opitz tochter 
von SchOnborn nach Grunbergk gehen wollen, gevolget, und ihr un- 
keuschheit angemutet, auch wie sie sich das erste mahl gewehret, 
und gebeten, er wolte sie auffstehen lassen, und ihm ein gut gewende 
weges iiber eine feldtmauer entlauffen, er aber sie wider erwuschet, 
das er sie domals mit gewaldt, nach inhalt seiner aussage genotzoget 
habe, Do er nuhn ... * so möchte er von wegen solcher begangenen 
und bekanten nothzucht, nach scherffe der recht, mit dem schwerdt 
vom leben zum thode gestrafft werden V. R. W.** 
(Egl. Sachs. Hauptstaatsarchiv: Loc. 9703 Hanß Nabels Unzucht 
betr. 1582 Bl. 9 — Original — ). 

Dem Urtel liegt ein die Kosten betreffender Zettel (9^) folgenden 
Inhalts bei: 

' „Von diesem Urteil gebühren uns zwene Gulden, weil 'uns aber 
nicht mehr als 36 gr. (beneben 2 5lik u. 6 gr. Rest) entrichtet, so 
werdet ihr uns die herd erstell igen 6 gr. mit erster gewißer botschafl 
- auch zu überschicken wol wißen, und ist der bothe den 3. Aprilis anhero 
kommen, und den 7. bemeltes monats wider abgefertigt worden.'* 
Auf dem Urtel ist dagegen der Vermerk zu le$en: 
„Exequiret den 7. May 82 umb 8 uhr Vorroitt.*' 
Das Urtel ging an den Amtsschösser Ludwig Kynast in Dresden. 

VI. [Die 1585 hingerichtete Sophia von Taubenhain auf 
Noschkowitz.] Am 25. Juli 1585 wurde Hans von Taubenhains zu 
Noscbkowitz Eheweib, Sophia, weil sie ihren Mann, welcher bei Kurfürst 
August in Ungnade gefallen war, durch Zauberei wieder zu Gunsten 
zu bringen sich befliessen — sie hatte zu diesem Zwecke ein Stfick von 
den Beinkleidern des Kurfürsten gekocht und ihres Mannes Anzug mit 
dem Wasser besprengt — , auch wider das sechste Gebot gelebet, auf 
dem Altmarkte zu Dresden mit dem Schwerte hingerichtet'). Der mir 
vorliegende Spruch der Kurfürstlichen Schoppen zu Leipzig lautet im 
Wesentlichen also: 

„Weil gedachte Sophia von Taubenhemin in wiederholter scharffer 
frage sich zu dem bescbehenen kochen und dem ehebruch» davon 
ihre erste urgicht meldet, widerumb bekannt hat, so wirdt die albreit 
erkannte straffe des schwerdts, wofeme sie auff solchem ihren gethanen 
bekenntnus vor gerichte freywilligk vorharren, oder das sonsten wie 
recht überw iesen wurde, an ihr billig exequiret"*). 

») Vgl. Lindau: Geschichte Dresdens (1885) S. 372. — «) Original- 
urtel suh Q in den Akten des Kgl. Sachs. Hauptstaatsarchivs: Locat 
9690 „Inquisition gegen Cornelius von RüxleJsen'* 1578 flgd. 
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In den mir ebenfalls vorgelegenen Akten deß Kgl. Sachs. Haupt- 
staatsarchivs: Locat %90 „Sophien von Taubenbeimin u. s. w. 1584/5*' 
heisst es in ihrer peinlichen Aassage, welche sie am 13. Juli 1585 in 
der Frohnfeste zu Dresden abgelegt hat u. A. also: 

„Ehebruch hätte sie mit Sigmunden von Miltitz getriebenn, einst- 
mahls wehre er gehn Noschkowitz kommen und umb herbrig ge- 
bethenn, die ihme vorgönnet, bette zuvorn ofift bei ihr angehaltten 
unnd sonderlich das erste mahl ufT ihrer Schwester der Büuauin 
hochzeitt, sie hettenn aber damals nicht gelegenheit dazw erlangen 
könnenn, biß er über lang ein mahl gegen Noschkowitz in ihres junkem 
abwesen gelanget, wehre er alleine in der stuben gesessenn, sei sie 
hinein zw ihme gangenn, ibme entpfangenn, da habe er sie alßbaldt 
angesprocbenn , sie woltte bei ihme schlaffenn, mitt der zusage, do 
ihr Junker, der immer krank wehre, stürbe, woltt er sie ehelichenn; 
so hatt sie auch femner bekennet, dass sie bei den personen allen, 
so sie nehist namhafftigk gemacht, geschlaffenn, alß bei Heinrichen 
von Bünau zw Trebenn, in Bünauen hause, sey etlich mahl geschehen, 
er sei des nachts zu ihr kommen n, dann sie es ihme zuvorn zugesagt 
bette, es sei ein jhar zwei oder drei, sie könne es nicht eigentlich 
wissenn. Bey Krosigkenn sei sie gelegenn, in der alttenn Rugerin 
hause, der Junker wehre am zipperlein gelegenn , er sei mit ihr eins 
worden ann einem tantze, so alhier einer vom adell aufm rathhause 
gehalttenn. Wolff vonn Karlowitz sei in Hans Rugers hauße zw ihr 
ins bette kommenn, in einem schlaffbeltze, unnd sie gebettenn, so 
bette sie es gescbehenn lassen, sie wehre beim Schreiber auch ge- 
legen, auff dem boden zu Noschkowitz, Hans von Taubenheim der 
verstorbene, sei einmahl oder sechße bei ihr gelegenn. 

Alß sie nuhn fernner befragt, ob sie nicht auch bei George 
Kellernn dem diebe gelegen, saget sie, er wehre gahr voller Franzosen 
gewesenn, unnd bette nicht bei ihr gelegenn, kriege man doch genug 
vom adell, das man andere nicht durffe, dann es sei so gemein 
untterm adell, das wo man yetzo hinkompt, hatt man nuhr vonn 
dem schlaffenn zu redenn, unnd werdenn solche reden n zum meisten 
bei ihnen getrieben. Die Bastian Kötteritzschin treibe auch viel Un- 
fugs in ihrem hause, sie Hesse flugks die pauren zw.'* 

Vn. [Geschwächte mussten Haube und Schleier tragen 
(1593).] Im Kgl. Sachs. Hauptstaatsarchiv befindet sich in dem Gopial in 
Griminalsachen etc. (Loc. 3Q500) Bl. 112^ ein Leipziger Schöffenspruch, 
welcher hier theil weise mitgeteilt werden soll. Es heisst daselbst: 

Ob nun gleich Anna Krabinn deßen (daß sie das werck der fleisch- 
lichen untzucht mit Barthel Teuerkauff geübet) nicht gestendigk sein 
woUenn, sondernn als si gehaubet werdenn sollen, sich frech unnd 
trotzigk ertzeiget, die haube unnd schleier vonn kopffgerißenn unnd 
so balde sie zuhause kommen wiederumb einen krantz aufgesetzet. 
Do aber dennoch Valtinn Riemann und sein weih auf vorgehenden 
gewöhnlichen zeugenaidt außagen wurden n, das sie sich vor eheleutte 
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außgebenn unnd beide beisammenn die nacbt über in eihem bette 
gelegenn, so webre sie nicht allein die haube und Schleyer lu- 
tragenn unnd denn krantz abtzulegen schuldigk, sondern 
möchte auch hierüber mit gefengknus gestrafft oder do sie sich des 
krantzes nicht endthalten würde mit zeitlicher land es Verweisung in 
straff genommen werdenn. 

VIII. [Säckung beider natürlichen Eltern, als Mörder 
ihres neugebornen Kindes (1595). In den im Kgl. S&chs. Haupt- 
Staatsarchive befindlichen Kammersachen von 1595 (I. Th. Bl. 74) be- 
findet sich folgender Eintrag: 

„Brosius Glewitzeu belangende, 
Welcher eine magt von Jutterbock geschwengert, undt als ermeltte 
magt des kindes im felde genesen, hat er Clewitz daselbst mit einem 
heil ein loch gemacht undt sie das kindt also lebendigk hinein ge- 
steckt unndt verscharret, er auch hernach das erdreich wieder gleich 
getretten, hernach ist sie wieder von ihme geschwengert, undt das 
kindt lebendig zur weit bracht, do den die ermordung des ersten 
kindleins offenbar worden, darumb man sich dieses ihres besen be- 
ginnens undt unthatten halber, vier urthel erholen mußen, als drey 
fiber ihre schlechte aussage, undt das virtte uf ihre bekandte thatten, 
darauf ihnen zuerkant worden, das sie beyde inn secke ge- 
stecket undt ertrenckt werden soltten, und semdt vone solchen 
vier urtheln 8 thaller inn scheppenstuel ggeben". 

IX. [Ein Fall des Babrrechts (1600).] Am 9. September 1599 
wurde zu „Strelen, einer mit nahmen Hans Tirps dermaßen übel gestochen, 
das ehr darvon 14 tage hernacher vorstorben, dorauf auch Andreas 
Walter, so neben Hans Waltern bey diesem hader gewesen, sich in die 
flucht hegeben, undt gedachter Hans Walter alß ehr über den todten 
cörper gefurt worden und die leiche zu bluten angefangen, sich aus- 
drOcklicb zu dieser mordtthat bekennet . . . /* (Kgl. Sachs. Hauptstaats- 
archiv Loc. 12492: Die Gemeinde zu Strelen etc. 1600 BI. 1). 

X. [Ehebruch zwischen Personen hohen Alters (1601).] Im 
Kgl. Sachs. Hauptstaatsarchiv befindet sich Locat 8844 in den Justiz- 
sachen (II, 174) folgender Rechtsspruch der Kurf. Sachs. Schoppen zu 
Leipzig aus dem Jahre 1601 verzeichnet: 

„Hat Nicoll Engelart ein eheman von sechzig jharen in gueten 
bekant das er mit gedachter Orthen, Wolfen Liebolts witwen, welche 
auch ein weih von sechzigk jharen ist, czu dreyen unterschiedlichen 
mahlen fleischliche unczucht getrieben und geehebrucht, welcher 

^^ so mochte er von wegen mit dem schwert vom 

leben czum tode gestraft werden, es wolte ihme dan sein eheweib 
solche seine vorbrechung vorzeiben und ferner ehelich beiwohnen**. 
Die Lieboltin sollte „mit stauppenschlegen des landes ewigk billich 
verwiesen" werden. 
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XI. [Strafe für eine öffentliche Selbstbefleckung 1604.] 
Einem beim Kgl. Sachs. Hauptstaatsarchiv aufbewahrten Aktenstück: 
Untersuchung wider Christian Gutkäs zu Sangerhausen wegen öffent- 
licher Selbstbefleckung 1604, (Loc. 9907) entnehmen wir Folgendes: 

Unterm 8. März 1604 zeigte der Rath zu Sangerhausen dem Kur- 
fürsten Christian IL an, daß Christian Gutkäs auf Celliax Wendelers 
Hochzeit zu Sangerhausen — in der Nähe waren u. A. auch mehrere 
Jungfrauen — ^ ,,erstlichen hintern offen und hemacher an der andern 
jungen gesellen tisch venerem tacitam an ihme selbsten getrieben, 
cum reverentia zu melden, seinen samen so ihme entgangen, an die 
wand geworffen und eines teils ufn tiech, darauf der kuchen gelegen, 
gestrichen, und darzu gesagt, er bette einen kalten pauer^) gemacht, 
und wann ihme einer einen dreyer geben, er noch einen machen 
wolte, auch die jungen knaben uf der bochzeit vermahnet, zuzusehen 
und etwas zulernen und was dergleichen grobe sodomitische zotten 
mehr gewesen. 
Nach gehaltenem Verhör und erfolgter Zeugenabhörung erkannte 
der Schöffenstuhl zu Leipzig Gutkäs eine sehr h^rte Strafe, Staupen- 
schläge und ewige Landesverweisung, zu. Die Inquisitionsartikei 
und eine Abschrift des Schöffenurtels befinden sich bei den Akten. Als 
Gutkäs hinter dem Ofen seine Unthat vollbrachte, habe ihm, so sagt 
ein Zeuge aus, der Hausmann „uff einen zincken der moren aufzugk 
auspfeifTen müssen". Am Tische habe Gutkäs „noch einsten underm 
tisch vorrichtet, ihme auch der hausmann darzu auffgespielet". Für 
einen dreier wolle „er noch einen machen, das mann ein gute fette 
suppe dar von zurichten könte'*. Auch hat 2^nge gehört, dass Gutkäs 
gesagt habe, „wann dieses der erste gewesen, er ihnen über den tisch 
getrieben haben wolte". Die Burschen bewiesen dem Frevler ihre Miss- 
achtung durch Verlassen des Zimmers. Sonst erfahren wir aus den 
Akten, dass Gutkäs' Vater als Ausreuter in Sangerhausen diente und 
sich immer gut geführt hatte, er auch mit einer freien bürgerlichen 
Nahrung gesegnet war, „das er dabey sein gutt auskommen** hatte. 
Sein Sohn war „in der besten bluet aus der schulen genommen" und 
alsdann von seinen Eltern zum Ackerbau gehalten worden, er hatte 
bereits 1602 vor, nach Ungarn zu ziehen. 

Dresden. Theodor Distel. 



Gntachten der Jnristenfakiiltat zn Leipzig 
Aber einen Bauer, welcher „nngebeiebtet das Sakrament 

empfangen wollen^' (1523). 

« 

Friedberg erwähnt in seinem Gollegium juridicum — Leipzig 
1882 S. 43, 7 — das nachfolgend im Wesentlichen mitgeteilte Gutachten 

») Vgl. Gebr. Grimm: Deutsches Wörterbuch I, Sp. 1176. 
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der JurisienfakulUlt zu Leipzig an den Herzog (nicht an den Kurfdrsten) 
Georg, chne auf den Inhalt desselben näher einzugehen. Dasselbe 
lautet also: 

Wyewol gedachter pauersman, in dem das er das yorschynnen 
jhar auf dye zceyt so von der hayiigenn christlichen kirchenn aoß- 
gesatzt nicht gebeicht, als eyn Übertreter der kirchen gesetz zcu ex- 
communicirn und von der kirchenn zcu schayden sey, und yn dem, 
das er das hochwirdig sacrament doruber zcu entphahen willens 
gewest, swer und tödlichenn gesundiget, wu ab.er dennoch denselbigen 
pauersman solche Übertretung bereute und er wurde dye irthumb 
dorvon in ertzelung deß fals meidung bescheenn gentzlich abesagen, 
und auch dorvor noch irkentnis der kirchen bey tragen und gnugk 
thuen, wolte, welche büß und genugkthung wylkörlichenn, nochdem 
sye aygentlich in rechten nicht ausgetrugkt, so wurde er auff dyß- 
mael mit andern straffen billich vorschont, es mochte aber dye bus 
unnd genugkthuung umb gelegen bayth willen der zceyt und itziger 
leuffte wol so vil herter angesetzt werden n von rechts wegenn. 

Gleichzeitig nehme ich Gelegenheit, einige Berichtigungen zu Fried- 
berg a. a. 0. anzufügen. In der allgemeinen deutschen Biographie 
habe ich in dem Nachtrag zu dem v. St in tzin gesehen Artikel über 
Loriot bereits nachgewiesen, dass Loriot nicht (Fried berg S. 51) 
schon 1554, sondern erst Ostern 1555 Leipzig verlassen hat 

S. 93 ist Simon Pistoris 1544 als Schöppe, Bürgermeister und Ordi- 
narius bezeichnet. Es ist dies Alles vielmehr Fachs, welcher übrigens 
schon 1524 Doktor war, gewesen. Ebenda ist auch das Todesjahr Mord- 
eisens falsch (1564 für 1572) — man vgl. meinen Artikel über ihn in 
der Aligem. deutschen Biographie — angegeben. 

S. 94 unter 16 erwähnt Friedberg das Leipziger große Rathsarchiv, 
das Wort „große** ist einfach zu streichen. 

S. 65 schreibt Friedberg von der am 11. November 1641 erfolgten 
Einweisung des neuen Auditoriums also: „Mit einem lateinischen Pro- 
gramm, welches starke Anklänge an Abraham a Sancta Clara zeigt, 
lud der Ordinarius dazu ein'*. 

Abraham a Sancta Clara wurde erst 1644 geboren. 

Dresden. Theodor Distel. 



Nachricbten Aber den Schoffenstnhl En Geitbain 

in ^acbsen (1377 flgd.). 

B^i Durchsicht eines in das Kgl. Sachs. Hauptstaat^rchiv gelangten 
Stadtbuches der Stadt Mittweida (L Locat 9893) fand ich BI. 9^ einen 
Eintrag des StadLschreibers daselbst, Heinrich Teschwitzens, vom Jahre 
1412, in welchem, derselbe bemerkt, dass in das Buch „recht dy da 
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bestendig und Waraftig geteyld sin czu Lypczk, czu Dresden und czu 
Gyten" eingeschrieben werden sollen. Dass das SUdtchen Geithain 
ebenfalls Rechtsgutachten erteilt habe, war mir neu. Alles, was ich 
über die Thätigkeit des fraglichen Schöffenstuhls ermitteln konnte, be- 
schränkt sich auf die folgenden, in dem Stadtbuch selbst (Bl. 10^ und 
Bl. 12) enthaltenen zwei Sprüche , welche ich hier mitteile. Dieselben 

lauten also: 

I. 

Wir scheppin und burger czu Gythen syn gefragit umb recht noch 

diflen Worten waz eynes gebures adir dorffmannes büße sy der do sitzet 

yn eyroe dorffe uf dem lande. Hir obir spreche wir eyn recht czu 

lantrechte wer eyme gebure vorbuset der gibet em czu buse XV schil- 

lingpbenige alzo verre alz er elich geborn ist, noch keyn spelman noch 

kemphe ist. Datum Gyten anno M^ ccc» yn dem sebin und sebin- 

czigisten jare^). 

IP). 

Wir schepphen und burger*) sin gefrogit umb recht wie groz die 
wette sy umb wonden umb lemde adir umb czetergeschrey und umb 
frevele und mit welchen pfenigen wir unß richter beczalen sollen ire 
wetthe, hir uff spreche scheppen und burger Vorrecht welch man den 
andern wundit adir lemet frevelich daz ist mit gewalt wirt er darum b 
bedayt Vorgerichte odir dem burgraven mit czetergeschrey alz recht 
ist, deme wettet der fredebrecber eyne gewette umb die lemde umb 
di offene wunde wettet er dry pfunt pfenige deme burgraven geschiet 
di klage abir vor dem schultheisen dem wettet er acht Schilling. Die 
ander frage ist daz waz die buse sy ob eyner den andern obele handilt 
mit Worten der er nicht bekennen wil waz er darumb wetten solle, 
hir uff spreche recht, ist daz eyn man den andern missehandilt mit 
Worten der vorvellet keyn dem manne eyne buse daz syn drisig Schilling 
und dem richer sine wette. Die dritte froge ist ob eyner eyn swert 
czoge und damete nicht schaden tete und beclayt wurde Vorgerichte. 
Hir uff spreche recht wer eyn swert czuet eyme czu schaden adir czu 
smaheyd do doch nicht ungerichte geschiet wirt er darumb beschul- 
diget so gibit er ieme sine buse und dem richter sine wette, bot er is 
abir nymande sin swerit geczogen czu schaden noch czu smaheyd thar 
er daz bewisen sp blibet er daz ane wandil. Die virde frage ist, daz 
waz wer Vorgerichte beclayt wirt und nicht antworten wil der wettet 
deme richter von rechtis wegen es beneme yn denne erafUge not di er 
bewisen möge. Di fünfte frage ist, welchirleye pfennige wir unßern 
richtern teilen sollen, hir uff spreche wir recht welch man wettet dem 
burgraven adir dem schultheisen der sal ym geben zo getane pfenige 
alz yn deme gerichte genge und gebe sind. Die sechste frage ist waz 
der wettet der cetergschryet , hir uf spreche wir recht wer do czeter- 



^) Aus so früher Zeit ist ein Spruch der Leipziger Schöffen noch 
nicht bekannt geworden. — *) Wohl ebenfalls vor 1412 erteilt. — •) Der 
Spruch steht unter der Ueberschrif t : „Githanisrh recht**. 
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schryet der beginnet damete sinerclage adir vorfolgit siner clage nicht 
di er begunst het, so wettet er deme gerichte ab er vor sin geschreje 
nich neyn sprechin chan. 

Dresden. Theodor Distel. 



Kleine Nachricbten, betreffend Eike von Rep^owe. 

Nach dem im Copial Nr. 259 des Kgl. S&chs. Hauptstaatsarchirs 
Bl. 92 befindlichen Konzepte aus der Kanzlei des Kurfürsten August 
an den Rath zu Magdeburg macht v. Weber in seinem Buche: Aus 
vier Jahrhunderten (II, 462 flg., erschien 1858) Mitteilungen. Das frag- 
liche Konzept datirt vom 11. Dezember 1554 und lautet wörtlich also: 
,,Nachdem itzo im werck, das wir die sipschaffl des hauses zu 
Sachsen beschreiben lassen, dartzu zuwissen vonnoten, bei welches 
kaisers zelten herr Eck von Repkau, welcher den Sachsenspiegel ge- 
schrieben, am leben gewesen, und ir solchs ane zweivel am besten 
wisset oder euch leichtlich erkunden könnet, als ist unser gnedlgs 
begehren, ir wollet euch dessen, wo ir wisset, erkunden und uns 
solchs bei zeigem ditz briefes durch ewer schreiben vorstendigen*'. 
An demselben Tage liess Kurfürst August (ebenda Bl. 91^} auch 
an den Fürsten Joachim zu Anhalt schreiben, er bedankt sich für etliche 
überschickte Chroniken und bittet um eine sächsische geschriebene 
Chronik, welche der verstorbene Fürst von Anhalt, Georg, besessen 
habe. „Zur Beschreibung des Hauses zu Sachsen Sipschaflft'* bedarf 
dieselbe August. Mein leider zu früh verstorbener Kollege, Dr. v. Posem- 
Klett, veröffentlicht in seiner werth vollen Schrift: Zur Geschichte der 
Verfassung der Markgrafschaft Meissen (Leipzig 1863) S. 29 flg. die Ur- 
kunden des Kgl. Sachs. Hauptstaatsarchivs (Nr. 212 und 256) vom 
29. Oktober 1218 und vom 2. Mai und 15. Juni 1224, in welchen Eike 
von Repgowe (Heiko de Ripchowe und Eico de Ribecowe) auf den Land- 
dingen zu Delitzsch in der Zeugenreihe erscheint^). Noch im 16. Jahr- 
hundert kommt in den Urkunden des Kgl. Sachs. Hauptstaatsarchivs 
ein Eck von Reppichau, z. B. 1561, 1582, vor. Ich habe es mir nun an- 
gelegen sein lassen, das Antwortschreiben des Rathes zu Magdeburg an 
den Kurfürsten August im Kgl. Sachs. Hauptstaatsarchive zu ermitteln. 
Vergeblich! Ich schrieb auch nach dem Konzepte desselben an den 
Magistrat zu Magdeburg, erhiielt jedoch unterm 21. März 1885 die Antwort, 
das gesuchte Schreiben sei ,gedenfalls bei der Zerstörung Magdeburgs 
mit vernichtet worden". 



^) Man vgl. auch: Beyer, Altzelle (Dresden 1855) S. 530 flg. Daselbst 
sind die Regesten zu den betr. Urkunden abgedruckt, insbesondere lese 
man Winters Aufsätze „über Eiko von Repgow und den Sachsen- 
spiegel" in den Forschungen zur deutschen (reschichte Bd. 14* S. 303 flg. 
und Bd. 18 S. 380 flg. 

Dresden. Theodor Distel. 



IV. 

Zur Frage nach dem Ursprünge des Gesetz- 
sprecheramtes.*) 

Von Herrn Dr. K. Lehmann in Berlin. 

Richard Schröder hat im Anschlüsse an v. Richthofen u. a. 
in dem vierten Bande dieser Zeitschrift eine Ansicht über den 
Ursprung des Gesetzsprecheramtes aufgestellt, welcher ich, soweit 
sie den nordgermanischen Gesetzsprecher betrifft, nicht beizustimmen 
vermag. Ohne die Geschichte des Gesetzsprecheramtes selbst zum 
Vorwurfe nehmen zu wollen , will ich in kurzem auf die Haupt- 
gründe hinweisen, welche die Ableitung des Gesetzsprecheramtes 
aus dem Priestertume als unthunlich erscheinen lassen. 

Will man zu der Schröder'schen Hypothese Stellung nehmen, 
so wird man das Verhältniss nicht bloss von Gesetzsprecher und 
Priester, sondern auch von Gesetzsprecher und König bei den 
Nordgermanen im Auge behalten müssen. Unter „König" ver- 
stehe ich dabei die Inhaber der Regierungsgewalt, somit auch 
die isländischen Goden^ da diese auf Island dasjenige darstellen, 
was in Norwegen, Schweden und Dänemark das Klein- und 
später das Grosskönigthum * ausmacht. Eine grössere oder ge- 
ringere Machtfülle kann für unsere Frage nicht in Betracht 
kommen. König und Gode haben das Land zu „steuern", für 
Frieden und Wohlfahrt zu sorgen, das Recht zu stärken, das 
Unrecht zu unterdrücken. Wenn König und Gode auf dem Ge- 
biete der Rechtsprechung und Rechtschaffung in verschiedenem 
Maasse thätig werden, so gilt dies für sie beide nicht mehr, als 
für die Könige in den drei skandinavischen Reichen im Verhältnisse 
zu einander. Der schwedische König hat von Alters her Urteüer- 
funktionen besessen, der norwegische hat ihrer gänzlich entbehrt. 
Der norwegische König hat dafür auf dem Gebiete der Recht- 
schaffung stets eine bedeutsamere Stellung eingenommen, als der 
Schwedenkönig. Gegen die Zusammenstellung von Godord- und 
Königtum darf also nicht in*s Feld geführt werden, dass es sich 
um zwei verschiedene Grössen handele, dass also, was auf Island 
bezüglich der Verhältnisse von Gesetzsprecher und Goden galt, 
auf die anderen skandinavischen Länder nicht übertragen werden 
dürfe. Für die hier behandelte Frage ist Gode und König die 
gleiche Grösse. 

*) Der oben stehende Aufsatz ist bei der Redaktion erst eingegangen, 
als der Druck bereits bis zu den Miscellen gelangt war. Derselbe konnte 
daher nar noch an dieser Stelle Aofnahme finden. Die Redaktion. 
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Gehen wir nach dieser Vorbemerkung zunächst auf die isländi- 
schen Verhältnisse ein, so fällt uns sofort die enge Verbindung 
von Regierungsgewalt und Priestertum auf der einen, die völlige 
Freiheit des Gesetzsprecheramtes von priesterlichen Funktionen auf 
der anderen Seite in*s Auge. 

Dem isländischen Goden lag, solange das Heidentum be- 
stand, bekanntlich die Pflege des Tempels und die Abhaltung des 
Gottesdienstes ob. Von diesen priesterlichen Funktionen nahm 
ja doch seine Regierungsgewalt ihren Ausgang. Die norwegischen 
Bauern, welche „vor König Haralds Uebermut" ihr Stammland 
verliessen, siedelten in Gruppen nach Island über. Das Haupt 
einer solchen Gruppe, meist selbst ein Heradskönig, nahm von 
dem Tempel, welchen er beim Abzug niederriss, Balken, Pfeiler 
und Nägel hmüber. Dort baute er sich einen neuen Tempel auf. 
Um den Tempel siedelten sich nach freier Wahl die neuen An- 
kömmlinge an. Insoweit sie in die Tempelgemeinsdiiaft eintraten, 
unterstellten sie sich der R^ierung des Tempelinhabers. Das 
Amt des Tempelpflegers beruhte somit auf dem rein privatrecht- 
lichen Verhältnisse des Elgenthums am Tempel. Das daraus ent- 
springende Herrschaftsverhältniss des Goden zu den Tempelgenossen 
vererbte sich demgemäss mit dem Eigentume am Tempel. Es 
war veräusserlich und teilbar, wie jenes. Und als das Christen- 
tum bereits Jahrhunderte auf Island Staatsreligion war, hatte 
sich der alte Grundsatz von der Vererblichkeit, Veräusserlichkeit 
und Teilbarkeit des Godords erhalten. 

Das Godord hatte also seinen Ursprung in der thatsächlich 
bevorzugten Stellung, welche ein Rechtsgenosse in religiöser 'Be- 
ziehung einnahm. Weil er es in seiner Gewalt hatte, das religiöse 
Bedurfniss der umwohnenden Rechtsgenossen zur Befriedigung 
gelangen zu lassen, erhielt er die Stellung eines Gewalthabers auf 
rechtlidiiem Gebiete. Da das älteste Recht sacraler Natur war, 
beförderte es jenen Prozess der Verschmelzung weltlicher und 
religiöser Gewalthaberei. Bei der mit religiösen Feierlichkeiten ver- 
bundenen Thinghegung, bei der Eidesableistung, bei dem Menschen- 
opfer wirkte der Gode als Tempelpfleger, als Priester mit In 
seiner Eigenschaft als Tempelpfleger bezog er Abgaben von den 
Tempelgenossen. Im Laufe der Zeit verdichteten sich diese Ver- 
hältnisse zu einer allgemeinen Regierungsgewalt, welche auf Ge- 
setzgebung, Urtheilsfällung und Verwaltung mittelbar oder unmittel- 
bar ihren Einfluss übte. 

Nichts von alledem nehmen wir bei dem isländischen Gesetz- 
sprecher wahr. Auf keiner privatrechtlichen Grundlage beruht sein 
Amt, wie das Godord, sondern es wird durch Wahl verliäien. 
Nicht die Eigenschaft eines Goden wird für den Gesetzsprecher 
gefordert, sondern Jedweder kann die Würde bekleiden, sofern 
die Wahl auf ihn fallt. Es ist nicht lebenslänglich, sondern nur 
auf die Dauer von drei Jahren berechnet. Vor allem aber: es 
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schliesst keinerlei Befugnisse in sich, welche ein specifisch religiöses 
Gepräge besässen. Das Recht hat der Gesetzsprecher am Allthinge 
vorzutragen, Weistümer hat er den Befragenden zu erteilen, er 
führt den Vorsitz im gesetzgebenden Ausschuss. Aber er hat 
nicht die Thinghegung, sondern diese hat der Gode, in dessen 
Tempelbezirk das Allthing liegt. Er spielt keine Rolle bei der 
Eidesableistung und bei den Opfern. Nirgends wird er in den 
geschichtlichen Quellen in Zusammenhang mit dem Tempeldienste 
gebracht. Schon der Umstand, dass von jeJier seine Thätigkeit 
auf das Alithing beschränkt war, weist darauf hin, dass er ausser 
aller Verbindung mit dem Tempeldienste stand. Denn das Allthing 
besass keinen eigenen Tempel, welcher etwa Gemeingut der ge- 
sammten Inselbevölkerung gewesen wäre. Aber auch die fest 
umgränzte Stellung, welche der Gesetzsprecher besass, spricht 
gegen die Ableitung des isländischen Gesetzsprecberamtes aus dem 
Priestertume. Wenn in Folge der oben gezeigten innigen Ver- 
bindung von Regierung und Priestertum der Besitz von Regierungs- 
rechten auf den Besitz priesterlicher Funktionen schliessen lässt, 
so zeigt die Betrachtung der Rechte des Gesetzsprechers sofort 
das Fehlen jedweder Regierungsrechte, will man solche nicht in 
der Handhabung der Präsidialgeschäfte in der lögrätta erblicken. 
Umgekehrt erweist sich vielmehr, freilich auf Island weniger klar 
als in Schweden, das Gesetzsprecheramt als ein Gegengewicht 
gegen die regierende Gewalt. Die Aufgabe, das Recht vorzutragen 
und Weistümer zu erteilen, erfüllte der Gesetzsprecher zum 
Frommen der Bauernschaft, nicht der regierenden Häuser. Der 
willkürlichen Handhabung des Rechts seitens der Goden, sei es 
unmittelbar in der Verwaltung, sei es mittelbar durch die von 
ihnen ernannten Richter in den Bezirks- und Allthingsgerichten, 
beugte sein Vortrag und seine Rechtsbelehrung vor, und häufig 
genug sehen wir in geschichtlichen Quellen bei Streitigkeiten 
mächtiger Parteien seinen Spruch angegangen. Wenn auf Island, 
anders als in Schweden und wohl auch ursprünglich in Norwegen, 
er von Anfang an durch die Regierung gewählt wird, so ist dies 
eine Folge des stark ausgeprägten aristokratischen Charakters der 
isländischen Verfassung überhaupt. Auf die ursprüngliche Ge- 
staltung des Gesetzsprecheramtes lassen sich keine Schlüsse daraus 
ziehen — mutmasslich liegt hier vielmehr eine Sonderbildung 
vor, welche der Gesetzgebung Ulfljöts ihre Entstehung verdankt. 
Noch ein Umstand sei hier abgethan, auf den Schröder für 
seine Ableitung mit Unrecht Gewicht legt. Der Gesetzsprecher 
hat, heisst es in dem isländischen Rechtsbuche, mit einer Glocke 
das Zeichen zu geben zum feierlichen Zuge nach den Gerichten 
behufs Einsetzung der Urteiler. Schröder will hierin prieslerliche 
Funktionen oder Reste einer solchen erblicken. Aber das Läuten 
der Glocke hat weder mit der Thinghegung — da diese längst 
vordem erfolgt ist — zu thun, noch besitzt es überhaupt eine 

13* 
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religiöse Bedeutung. Es soll nur die auf der AUthingsstälte 
und in der Umgebung Zerstreuten zusammenberufen, cf. njüa 
123 (246). 

Für das isländische Recht mangelt es somit an jedweden 
Stützen für die Ableitung des Gesetzsprecheramtes aus dem Priester- 
amte. Aber möglicherweise handelt es sicli in Island um eine 
Neubildung, welche den Zusammenhang mit der ältesten Gestal- 
tung verloren hat. Es wird daher geboten sein, den festländischen 
Gesetzsprecher in Norwegen und Schweden in's Auge zu fassen. 

Konrad Maurer^s schöne Arbeit über das Alter des Gesetz- 
sprecheramtes in Norwegen ist den Spuren, welche die Rechts- 
und Geschichtsquellen über das älteste Gesetzsprecheramt in Nor- 
wegen enthalten, nachgegangen und hat versucht, darnach ein Bild 
von der Gestaltung des Amtes zu liefern. Wird man ihm vielleicht 
in einzelnen Punkten, insbesondere bezüglich der Glaubwürdigkeit 
der geschichtlichen Quellen, nur bedingt zustimmen können, — 
so dürfte doch das von ihm gewonnene Resultat in der Haupt- 
sache unanfechtbar sein. Darnach bestand auch in Norwegen 
von Alters her das Amt des Gesetzsprechers. Wie auf Island, 
hatte der Gesetzsprecher auf dem lög|)ing den Vortrag des gelten- 
den Rechtes, wie dort hatte er auf Ersuchen sein Gutachten über 
Rechtsfragen zu erteilen. Ein eigentliches Urteilen kam ihm 
sowenig wie auf Island in ältester Zeit zu. Ebensowenig besass 
er eme rechtschafTende Thätigkeit. Und was ihm von admini- 
strativen Funktionen beigelegt wird, ist höchst wahrscheinlich 
späteren Ursprungs. Im Gegensatze zu dem isländischen Gesetz- 
sprecher war er aber nicht einziges Organ im ganzen Rechts- 
verbaude, sondern scheint es mehrere lögmenn in jedem lögt>Cng 
gegeben zu haben, ohne dass das Verhältniss derselben zu einander 
freilich klar ist. Im Gegensatze zu dem isländischen Gesetzsprecher 
scheint der altnorwegische lögmal)r durch die Bauernschaft ge- 
wählt worden zu sein. Als Vertreter der Bauernschaft giebt er 
sein Gutachten bei Streitigkeiten zwischen Tbronprätendenten ab. 
Schärfer als in Island markirt sich also in Norwegen der Gegen- 
satz zwischen Gesetzsprecher und König. Jeder eigentlichen obrig- 
keitlichen Funktion ist der Gesetzsprecher auch hier bar und er geht 
aus der Wahl der demokratischen Bauernschaft hervor. Vermöge 
seines Berufes, das Landrecht, wie es galt, vorzutragen und zu 
weisen, stellte er das wahrhaft erhaltende Moment der alten 
demokratischen Verfassung dar, welche sich des mehr und mehr 
erstarkenden Königtums vergeblich erwehrte. So stand auch der 
altnorwegische Gesetzsprecher in ältester Zeit nicht in Verbindung 
mit, sondern in Gegensatz zum Königtume. 

Stand aber der Gesetzsprecher in Norwegen in Gegensatz 
zu der regierenden Gewalt, so ergiebt sich bereits hieraus, dass 
er nichts mit dem Priestertume zu thun hatte. Priester war in 
der Heidenzeit der Kleinkönig, sei es der König der Hundertschaft, 
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sei es der König des Volkslandes. Noch an dem Wendepunkt 
von Heidentum und Christentum, als bereits das Grosskönig- 
tum Norwegen zu einem Reiche vereinigt hatte, begegnet uns 
der norwegische König auf dem Thmge der Drönter als Opfer- 
priester. Vergeblich stellen um das Jahr 1000 an König Olaf 
die Bauern von Drontheim das Ansuchen, er solle das Mittsommer- 
opfer für sie darbringen „zu Jahr und Frieden**, wie es andere 
Könige vor ihm gethan hätten. Aber einige Jahrzehnte vorher 
zwangen sie König Hdkon gödi das Opfer für sie darzubringen 
„wie es sein Vater dargebracht hätte", und in der Beschreibung 
der Opferförmlichkeiten stellt Snorri es ausdrücklich als Recht und 
Pflicht der Häuptlinge hin, den Opferbecher und das Opferfleisch 
zu segnen. Von Sigurdr Hladajarl berichtet die Heimskringla 
„dass er der grösste Opfermann war. Er hielt alle Opferfeste 
im Namen des Königs in Drontheim ab**. Neben ihm sind es 
acht Häuptlinge im Drontheim'schen, „die meist über die Opfer 
walteten**. Unter Olaf Tryggvason sehen wir den neubekehrten 
Jarl Hdkon, zum alten Glauben zurückkehrend, grosse Opfer dar- 
bringen. 

Dagegen lässt sich keine Stelle anführen, welche den älteren 
norwegischen Gesetzsprecher in Verbindung mit dem Priestertume 
setzt. Schröder beruft sich darauf, dass nach den Frostut)fngslÖg 
der Geistliche, nach dem gemeinen Landrecht der Gesetzsprecher, 
mit dem „Buch** das Thing betreten und die Glocke läuten solle. 
Von da ab sollte das Thing als eröffnet angesehen werden. Aber 
jene Stelle der Frt)l. ist nach ihrer eigenen Angabe ganz jungen 
Datums. Sie gehört der Mitte des 12. Jahrhunderts an und stellt 
einen Versuch der Kirche dar, die wichtige Stellung des Gesetz- 
sprechers unter ihren Machtbereich zu ziehen. Für die älteste 
Gestaltung des Gesetzsprecheramtes kann sie nicht verwertet 
werden. 

Werfen wir unseren Blick auf die schwedischen Verhältnisse, 
so finden wir auch hier die innigste Verbindung von Königtum 
und Priestertum. Odin, der Stammvater der schwedischen Könige, 
shzt m Asgard. „Da war eine grosse Opferstätte.** Die 12 Tempel- 
godar, welche mit ihm sassen, sollten „über Opfer und Urteile 
zwischen den Menschen walten'*. Als Odin nach den Nordlanden 
kam und dort sein Reich errichtete und Gesetze setzte, da „galten 
in ganz Schweden die Menschen dem Odin Zoll, einen Pfennig 
für jeden Kopf, aber er sollte ihr Land schirmen vor Unfrieden 
und ihnen zu gutem Jahre opfern**« Nach Odins Tode „machte 
sich Njördr zum Herrscher über ganz Schweden und hielt die 
Opfer aufrecht**. Dasselbe wird von Freyja gesagt. Von dem 
mythischen Könige Gudmundr in Jotunheimar sagt die Hervararsaga : 
,^er war ein grosser Opfermann**. Dem Ghristenkönige Ingi stellen 
die Svear die Wahl, an den alten Bräuchen der Heidenzeit fest- 
zuhalten oder vom Königtume zu lassen, und da er nicht zu 
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jenen zurückkehren will, vertreiben sie ihn. Sein Schwager Sveinn 
erbietet sich, für sie das Opfer zu verrichten, wenn sie ihn zum 
Könige nähmen, und wird daraufhin zum Könige über ganz 
Schweden gewählt. 

Dem so die Priesterwürde bekleidenden Könige steht auf das 
schärfste der Gesetzsprecher gegenüber. Umfangreicher sind die 
Befugnisse, politisch bedeutsamer der Einfluss des schwedischen 
Gesetzsprechers gegenüber dem norwegischen und isländischen 
Gesetzsprecher. Nicht bloss den Vortn^ und die Weisung des 
Rechtes hat er, sondern er urteilt auch selbst im Landschafts- 
thinge und legt den Ungehorsamen friedlos. Er spricht dem neu- 
gewählten Könige Namens der Landschaft den Königsnamen zu. 
Die Rechte der Bauernschaft vertritt er gegen das Königtum und 
vermag das letztere auch in Fragen der äusseren Politik zu zwingen, 
dem Volkswillen nachzugeben. Aber den Kern und den ursprüng- 
lichsten Inhalt seiner Befugnisse machte jedenfalls auch in Schwe- 
den der Rechtsvortrag aus. Ein Urteilen kam ihm in der ältesten 
Zeit, wo die Urteilsfindung einzig in den Händen der Bauern- 
schaft lag, nicht zu. Mit der Verdrängung der Urteilergemeinde 
durch den Einzelurteiler gewann der Gesetzsprecher das Urteiler- 
recht am Landschaflsthinge. Die einzige Stelle des älteren West- 
götalag, welche auf das Urteilerrecht des Gesetzsprechers schliessen 
lässt, spricht von der Einsetzung der Jury am Landschaftsthinge 
durch ihn. Die Jury aber ist dem älteren W. G. noch neues, 
ausserordentliches Institut. Im Zusammenhange mit der Ent- 
stehung der Jury mag das Urteilerrecht des Gesetzsprechers in 
Schweden entstanden sein. 

Auf reinster demokratischer Grundlage erwächst das Gesetz- 
sprecheramt in Schweden. Von der Bauernschaft vrird der Gesetz- 
sprecher gewählt, ein Bauernsohn soll der Gesetzsprecher sein. 
Erst in der späteren Zeit der Regierung der kräftigen Folkunger- 
könige, sehen wir das Gesetzsprecheramt auch aristokratische 
Träger erhalten. 

Nichts in den Rechts- und Geschichtsquellen weist auf einen 
Zusammenhang des schwedischen Gesetzsprechers und Priesters 
hin. In der christlichen Zeit trägt er gerade die dem kanonischen 
Rechte grimmig feindlichen Satzungen des Landrechts über Be- 
schränkung der Testirfreiheit, weltliche Jurisdiction über Geist- 
liche u. a. vor. Und für die heidnische Zeit verlautbart nichts 
davon, dass er bei Opfern oder sonstigen religiösen Handlungen 
eine Rolle gespielt hätte. In späterer Zeit hatte er fireilich das 
Landschaftsthing zu berufen, zu hegen und zu schliessen. Aber 
das älteste der schwedischen Landschaftsrechte sagt ausdrücklich: 
„das heisst stets Allergöthenthing, wo immer der Gesetzsprecher 
ist''. Einer feierlichen Hegung bedurfte es demnach erst gar nicht 

Der dargelegte Gegensatz zwischen Gesetzsprecheramt und 
Königtum und die Thatsache, dass der Mangel obrigkeitlicher 
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Befugnisse gerade dem ältesten Gesetzsprecheramte eigen ist, lassen 
die Ableitung des Gesetzsprecheramtes vom Fürstenamte ebenso 
unthunlich erscheinen, als die Ableitung vom Priesteramte. Gerade 
das, was den Forsten auszeichnete und Fürst werden Hess, Ab- 
stammung von göttlichem Geschlechte, Priesterwürde, Tapferkeit 
im Kriege — fehlte dem Gesetzsprecher. Ein Bauernsohn, übte 
er in ruhigen Zeiten des Friedens seinen Beruf aus, welcher das 
Vorhandensein eines geordneten Staatswesens und nicht mehr ganz 
einfacher Verhältnisse voraussetzt. So zweifellos es ist, dass das 
Gesetzsprecheramt bis in die heidnische Zeit hinaufreicht — so 
sicher ist es jüngeren Ursprungs, als das Königtum. Während 
das letztere bereits die wandernden Germanen aus ihrer asiatischen 
Heimat mitgebracht haben, entstand das Gesetzsprecheramt 
in Zeiten, welche die feste Niederlassung als lange vordem ge- 
schehen voraussetzen. Ursprünglich wohl auf kleinere Verbände 
sich erstreckend, wurde es zu einem Organe der Landschaft mit 
dem Zusammenschlüsse der einzelnen Hundertschaften zu Volks- 
landen und dieser wieder zu grösseren Verbänden. Mit dem 
Aufgehen der Kleinkönige in das Grosskönigtum hielt das Ge- 
setzsprecheramt in seiner Bedeutung zunächst Schritt, bis das 
Grosskönigtum es überwand und sich dienstbar machte. Als ein 
späteres Erzeugniss praktischer Bedürfnisse dürfte demgemäss das 
Gesetzsprecheramt anzusehen sein, welches mit dem Priestertume 
nichts zu schaffen hatte, und welches, weit entfernt, ^us dem 
Königtume hervorgegangen zu sein, als Gegengewicht zu ihm ge- 
schaffen zu sein scheint. 
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Pfandrechtliche Forschungen von J. Kohler. Jena, 1882. 
Gustav Fischer. 389 Seiten. 8. 

Die Hauptergebnisse dieser ausserordeuLiich anregenden und för- 
dernden Untersuchungen sind folgende. 

Das Pfandrecht ist die Berechtigung, durch Verwertung eines l>e- 
stimmten Gutes einen bestimmten Wert in sein Vermögen zu bringen. 
Für diese eigentümliche Verbindung des Sachenrechts mit einem be- 
stimmten Wertzwecke, dem es dienstbar gemacht wird, fmdet Verfasser 
eine gewisse Analogie in den Realservituten. Dem gegenüber möchten 
wir vor allem an die altdeutsche Leib zu cht erinnern, bei welcher der 
Wertzweck in der Beschaffung des Lebensunterhaltes für den Berech- 
tigten bestand, und zwar zunächst mit einem auf die blosse Nutzung 
beschränkten Ausbeutungstecht, das aber in gerichtlich festgestellten 
Notfallen zum Veräusserungsrecht erweitert werden konnte. Viel mannig- 
faltiger freiUch war das Ausbeutungsrecht des Pfandgläubigers gestaltet, 
und wir erblicken das wesentlichste Verdienst des Verfassers in dem 
Nachweise, dass die verschiedenen Formen, in denen sich das römische 
wie das altdeutsche Pfandrecbt bewegen, eben auf diese Verschiedenheit 
des Ausbeutungsrechts zurückzuführen sind, während die prinzipielle 
Grundlage überall dieselbe ist. Die so vielfach, namentlich für das 
altdeutsche Recht, bestrittene Einheitlichkeit des PfandrechtsbegrüTes 
ist damit hergestellt. Es macht keinen prinzipiellen Unterschied, ob 
das Pfandrecht für sich allein dasteht, oder ob es accessorisch mit 
einer persönlichen Forderung verbunden ist. Schon die Römer kennen 
die Hypothek des Eigentümers und ein selbständiges Pfandrecht an 
dem losgekauften, dann durch ius postliminii freigewordenen Kriegs- 
gefangenen. Dem deutschen Mittelalter spricht der Verfasser die Be- 
kanntschaft mit dem selbständigen Pfandrecht ab. Wir zweifeln, ob 
mit Recht; jedenfalls aber hat er bei dem altdeutschen und altfranzo- 
sischen Nutzpfande (engagement) gegen von Meibom*s Annahme eines 
Tauschgeschäfts die accessorische Natur überzeugend nachgewiesen. 
Auch das macht keinen prinzipiellen Unterschied im PfandbegrifT, oh 
der Pfandbesitz auf den Gläubiger übergeht oder nicht, und ob die 
Pfandbestellung als solche oder in der Form bedingter Eigentums- 
übertragung (Proprietätspfand , Verkauf auf Wiederkauf) erfolgt ist. 

- Das Ausbeutungsrecht des Pfandgläubigers ergreift entweder bloss 
die Nutzung oder auch die Substanz der Sache. Hierauf beruht der 
Gegensatz von Nutzpfand und Substanzpfand ^). „Objekt bei jedem 

') Ich ziehe diesen Ausdruck statt der üblichen Bezeichnungen als 
Distraktions- oder Veräusserungspfand vor, weil diese Ausdrücke für 
das Verfallpfand nicht geeignet erscheinen. 
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Pfandrecht, bei Nutzpfandrecht wie bei Veräusserungspfandreclit, ist 
die Sache selbst, und nur die Ausbeutekraft der Pfandbereclitiguiig ist 
eine verschiedene" (S. 253). 

Das Nutzpfand (engagement), dem dey Verfasser die eingehendste 
Untersuchung gewidmet hat, kann eine sehr verschie^len abgestufte 
Nutzung an der Sache gewähren. Die bescheidenste Form ist die im 
römischen Recht vorkommende, bei welcher dem Gläubiger nur die 
Ausbeutung in der Form einer Servitut (namentlich des usus oder 
ususfructus) eingeräumt wird. Das gewöhnlichste ist freilich die Ge- 
währung der vollen Eigentümernutzung, wobei jedoch nicht selten 
einzelne Kategorien von Nutzungen vorbehalten bleiben oder dem Pfand- 
gläubiger allerlei Lasten und Leistungen auferlegt- werden, wie audi 
sonst dabei zahlreiche Modifikationen vorkommen können. Die Kirche, 
der das gern eine Nutzpfand (mort-gage) als wucherisch erschien, verlangte 
entweder die Anrechnung der Früchte auf das geschuldete Kapital (Tod- 
satzung, vi f-gagej oder die Verpflichtung des Pfandinhabers zur Zahlung 
eines Zinses als wirklichen oder wenigstens symbolischen Entgelts für 
die ihm überlassenen Nutzungen. Das Pfandlehn gewährte das Aus- 
beutungsrecht in der Sphäre des Lehnrechts und unter Uebernahme 
•der Lehnspflichten. Nicht selten durfte der Pfandinhaber die Nutzungen 
nur bis zu einem bestimmten Betrage für sich behalten, während die 
fiberschiessenden Einkünfte an den Eigentumer herausgegeben werden 
iilu«sten oder zur Amortisation der Schuldsumme dienten. Ebenso 
•kam es umgekehrt vor, dass dem Pfandschuldner gegen einen an den 
<jrläubiger zu zahlenden Zins der Pfandbesitz zurückgegeben wurde*). 

Das Nutzpfand kann zugleich Substanzpfand sein, eine Verbindung 
die aber liur bei unbeweglichen Sachen vorkommt. An fahrender 
Habe kennt wenigstens das mittelalterliche Recht nur das Substanz- 
pfandrecht. Das Substanzpfand ist entweder Verfallpfand oder Exe- 
kutionspfand (Obligation), bei welchem der Gläubiger durch Pfandüber- 
eignung oder Pfand veräusserung befriedigt wird. Dass die letztere 
auch im Wege der Verpfändung') vollzogen werden könne, ja dass 
diese für den Eigentümer am wenigsten empfindliche Pfandverwertung 
in erster Reihe zu versuchen, ist insbesondere in den mittelalterlichen 
Quellen ausgesprochen. Der Verfasser hat aber das Verdienst, den 
Nachweis geführt zu haben, dass das Ausbeutungsrecht des Gläubigers 
durch Pfandveräusserung ebenso wie das durch Pfandnutzung auch 
gesetzlich oder vertragsmässig beschränkt sein kann. So kommt es 
vor, dass der Pfaiidgläubiger nur zu Errichtung einer Servitut befugt 
ist (im römischen Recht), oder dass ihm zwar die Verpfändung, nicht 
aber die volle Veräusserung der Sache zusteht. Noch heute spielt, wie 



*) Vgl. Kohler S. 234. Annalen d. bist. Vereins f. d. Gesch. des Nieder- 
rheins XXIV S. 161 f. Loersch u. Schröder, Urkunden, 2. Aufl. Nr. 129. — 
*) Nicht Afterverpfändung (Cession des bestehenden Pfandrechts), sondern 
Begründung eines neuen Pfandrechts in der Person des Erwerbers, 
während das bisherige Pfandrecht erlischt. 
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der Verfasser scharfsinnig feststellt, dies Pfandrecht mit blosser Ver- 
pfandungsbefugniss eine Rolle in dem ameublissement d^termin^ und 
indeterminä des französischen Rechts. Ein schönes Beispiel aus dem 
14. Jahrhundert gewährt das Bninner Schöffenbucfa c. 128 (Loersch 
und Schröder, Urkunden, 2. Aufl. Nr. 236). 

Die yon dem Verfasser vertretene sachenrechtliche Natur des Pfand- 
rechts hat bekanntlich neuerdings vielfache Angriffe erfahren, insbe- 
sondere hat man das mittelalterliche Exekutionspfandrecht an Immo- 
bilien (neuere Satzung, Weichbildsatzung, Obligation) aus einer blossen 
Dispositionsbeschränkung erklärt. Der Verfasser führt aber den Nach- 
weis, dass schon das Mittelalter dem Pfandeigeutümer die mehrfache 
Verpfändung (als Verpfändung des freien Wertes, der „übertiure") und 
ebenso die Veräusserung der Sache unter Aufrechterhaltung des Pfand- 
nexus gestattet hat (S. 28), so dass gegenüber der modernen Hypothek 
kein wesentlicher Unterschied mehr bestand. Die namentlich von 
Sohm vertretene Ansicht, dass die letztere dem Privatrecht nur als 
Realohligation angehöre, im übrigen aber wegen des gerichtlichen 
Zwangsverkaufes ein prozessualisches Institut sei, bei welchem sich das 
Vorzugsrecht und die Rangordnung der Pfandgläubiger aus einem Pri- 
vilegium exigendi erkläre, wird von dem Verfasser energisch bekämpft 
Obwohl es uns scheint, dass die unzweifelhaft mit unserm Pfandrecht 
verbundene Realobligation von dem Verfasser vielleicht nicht gebührend 
gewürdigt wird, können wir doch den für den sachenrechtlichen Charakter 
von ihm angeführten Gründen unsere Zustimmung nicht versagen. 
Dass der Pfandgläubiger seine Befriedigung nicht durch eigene Hand- 
lung, sondern durch gerichtliche Zwangsvollstreckung erhält, hat keine 
prinzipielle Bedeutung, denn der Richter leiht der Partei nur sein 
Schwert, wie auch bei der Vindikation; machen wir doch auch keinen 
prinzipiellen Unterschied zwischen dem noch heute vielfach anwend- 
baren Mobiliarpfandrecht mit Pfand veräusserung durch den Gläubiger 
und den Mobiliarpfandrechten und Immobil iarhypotheken mit gericht- 
licher Pfand Vollstreckung. Das Einspruchsrecht des Pfandgläubigers 
gegen Pfand Verschlechterung, seine Konkurrenz mit dinglichen Be- 
lastungen und Dienstbarkeiten, die Fortdauer des Pfandrechts auch an 
der herrenlos gewordenen Sache, alles das sind Dinge die nur auf dem 
Boden des Sachenrechts ihre Erklärung finden können. Ebenso ent- 
scheidend in dieser Richtung ist die beim Inimobiliarpfandrecht all- 
gemein anerkannte Herschaft des ins rei sitae, während für ein rein 
prozessualisches Institut die lex fori massgebend sein müsste. 

Ausser diesen Hauptergehnissen bietet das Werk noch eine Reibe 
interessanter und wichtiger Einzelaufschlüsse, auf die näher einzugehen 
hier zu weit führen würde. Ebenso müssen wir uns an dieser Stelle 
ein Eingehen auf die das römische Recht betreffenden Untersuchungen, 
die uns nach verschiedenen Richtungen hin bedeutsam erscheinen, ver- 
sagen. Wir unterschreiben die Bemerkung des Verfassers (S. 181): 
„Meiner Ueberzeugung nach ist in dem deutschen Recht eine Unzabi 
fruchtbarer Keime verborgen, welche der heutige Givilist mit seinen 
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romanistischen HQlfsmitteln zur reifsten Frucht zu bringen vermag: 
das Material des deutschen Rechts ist nicht nur für die Rechtshistorik, 
sondern auch für die Rechtsdogmatik Yerwertbar*^ 

Unter den „Beilagen" teilt der Verfasser neunzehn bisher unge- 
druckte Urkunden von 1192 bis 1452 aus den Schätzen des Münchener 
Reicbsarchivs und des Würzburger Kreisarchivs mit Dieselben gewähren 
zum grösseren Teil für die verschiedenen Ausfuhrungen des Werkes 
lebensvolle, zum Teil höchst dankenswerte Belege. 

R. Schröder. 



Denman W, Ross, The early history of land-holding among 
the Germans. London, Trübner, 1883. 

Professor Ehrenberg hat in seiner Besprechung von Dahns „Deutscher 
Geschichte*' (Krit. Vierteljahresschrift. 1884 S. 278 ff.) eine Ausführung 
über die Zulässigkeit und die Grenzen rechtsgeschichtlicher Gonstruction 
veröffentlicht f auf welche wir bei Gelegenheit unserer Recension un- 
willkürlich zurückgeführt werden. Denman Ross* Werk ist wesentlich 
in Opposition gegen die Lehre von der ursprünglich allgemeinen Feld- 
gemeinschaft entstanden und bekämpft mit dem Aufwände umfassender 
Gelehrsamkeit speciell die angebliche Feldgemeinschaft bei den germa- 
nischen Völkern. In der Tat steht hier die Sache so, dass mittelst 
der eigentlichen, juristischen Gonstruction wenig Sicheres erschliessbar 
sein wird. Die betreffenden Lehren waren vielmehr, abgerieben von den 
specifisch germanischen Quellen, auf ein sowol von der rechtshistoriscben 
Gonstruction, als auch von der geschichtlichen Hypothese im Sinne 
Ehrenberg's wesentlich verschiedenes, inductives Vorgehen gestützt. Für 
die Mehrzahl der Historiker und Juristen hat dieses Verfahren etwas 
durchaus Fremdartiges, sie sind nicht geneigt ihm Vertrauen entgegen- 
zubringen und die auf solchem Wege gewonnenen Ergebnisse als „voll" 
anzuerkennen. Dies scheint auch auf D. R. Anwendung zu finden, 
der die Forschungen dieser Richtung einer einigermassen eingehenden 
Prüfung nicht unterzogen hat, obwol der Gegenstand seines Werkes 
dies dringend erheischt hätte. 

Die sogenannte rechtsvergl eichen de Methode wird wesentlich auf 
die mathematisch gesicherten Lehren von der Wahrscheinlichkeit be- 
gründet und durch die Erfolge der auf denselben beruhenden Natur- 
wissenschaften ihrem Werte nach illustrirt. Anwendung dieser Methode 
ist es, wenn wir dort, wo eine gewisse Erscheinung des Rechtslebens 
sich im Wesentlichen gleich bei sehr vielen Völkern ohne Rücksicht 
auf die Verschiedenheiten in Klima, Rasse und äusseren Verhältnissen 
wiederholt, folgern, dies könne nicht zufällig sein, weise vielmehr auf 
eine in der menschlichen Natur liegende Notwendigkeit. In der Tat 
ersetzt die Natur hier in grossartigster Weise das Experiment und schafft 
in der grössten Mannigfaltigkeit erstaunliche Einheit. Endlich kommen 
wir in die Lage Entwickelungsreihen zu unterscheiden, welche uns ge- 
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statten LQcken in unserer Kenntniss von dem Rechte einzelner Völker 
durch die gefundenen allgemeinen Regeln auszufüllen. Dies ist die 
rechtsvergleiehende Construction , welche vor der von Ehrenberg so 
trefflich charakterisirten rechtshislorischen zweierlei voraus hat: Erstens 
beschränkt sie sich nicht darauf, was wir aus dem Wesen und der 
Culturbedeutung der Hechtsinstitute deduciren können und was wir 
speziell von dem zu untersuchenden Volke wissen — sie geht auf Con- 
statirung fundamentaler Tatsachen aus und kann Aufschlüsse darüber aus 
der Geschichte der verschiedenartigsten Völker schöpfen. Zweitens ist 
sie in Bezug auf ihren Gegenstand den Schranken, welche Ehrenber^ 
der rechtshistorischen Construction gesteckt hat, nicht in gleichem Masse 
unterworfen. Denn was bei Betrachtung des einzelnen Volkes als Zu- 
fall und Willkur erscheint, erkennt man nicht selten, bei unendlich 
häufiger Wiederholung im Rechte anderer Völker als geschichtliche 
Notwendigkeit: man gelangt dahin es mit annähernder Sicherheit voraus- 
zubestimmen und die darauf hinweisenden Spuren in den Quellen, welche 
sonst dunkel und zusammenhanglos erscheinen, auf das Befriedigendste 
zu deuten und zu erklären. Es ist nicht zu leugnen, dass der Anwen- 
dung dieser Methode gerade bei den rechtshistorischen Erscheinungen 
besondere Schwierigkeiten im Wege liegen. Das Princip aber muss an- 
erkannt werden, wenn man nicht zugleich die Resultate der Natur- 
wissenschaften, die auf demselben mitberuhen, und diejenigen auf dem 
Gebiete namentlich des Familienrechts negiren will, die nun doch nach 
und nach beginnen eine gegen jede Kritik genfigend gewappnete wissen- 
schaftliche Festigkeit zu gewinnen. 

Wer sich ernstlich und in monographischer Weise mit der ursprüng- 
lichen Agrarverfassung der Germanen beschäftigen will, wird dem- 
gemäss die Laveleye'schen Construction en ganz ebenso wie irgend eine 
Stelle des Caesar oder Tacitus zu berücksichtigen haben und nicht 
wunderbar wird man es nennen, wenn er Caesar oder Tacitus aus jenen 
Construclionen begreifen und erklären lernt. 

D. R. hat das nicht getan und wir wollen ihm dies in Anbetracht 
der vorwaltend ablehnenden, vielleicht durch die Qualität der rechLs- 
vergleichenden Arbeiten mitunter gerechtfertigten Haltung der Fach- 
genossen, nicht zum Vorwurf machen. Die Foi-schung soll in der Lage 
sein, die eigentlich rechtshistorische mit der rechtsvergleichenden Con- 
struction zu verbinden und wo beide nicht ausreichen, sich nach Masi?- 
gabe des Quellenmaterials der historischen zu bedienen. E^pshalb braucht 
eine auf beschränkterer Grundlage fussende Untersuchung nicht resul- 
tatlos zu sein; wir müssen sie von ihrem eigenen Standpunkte aus be- 
urteilen und das wollen wir versuchen in Bezug auf D. R.-s Buch zu 
tun, in welchem die Construction trotz des scheinbar höchst strengen 
Feslhaltens an den Quellen in ungewöhnlichem Masse entwickelt ist. 

Den Ausgangspunkt des Werkes bildet, wie natürlich, die Germania 
des Tacitus, namentlich das vielumslrittene cap. 16. Der bekannte 
Widerspruch zwischen dem „colunt discreti et diversi'* und dem „vicos 
locant" wird mit Zuhilfenahme des c. 25 dahin erklärt, die freien 
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Männer hätlen mit ihren Familien zerstreute Einzelböfe bewohnt, die 
Unfreien aber wären von ihren Herren dörferweise angesiedelt worden. 
Das „vicos locant non in nostrum morem" soll eben die Gründung 
solcher Kolonendörfer bedeuten, das locare soll in diesem, dem 
Sprachgebrauche mittelalterlicher StädtegrQnder entsprechenden Sinn 
zu verstehen sein. Die „vici locati" sind die für die Sklavenbevölkerung 
gegründeten Dörfer. Ausschliesslich Sklaven sei der Ackerbau über- 
lassen gewesen, obzwar bei den Sueven und anderen 'Stämmen (Angel- 
sachsen: D. R. Note 5) die Gewohnheit geherrscht hätte einen Teil der 
wehrhaften Männer des Anbaues willen an den Feldzügen nicht teil- 
nehmen zu lassen. Nicht die Feldarbeit, wie man fälschlich annimmt, 
sondern nur deren Ueberwachung („domus et penatium et agrorum 
cura") sei nach Germ. 15 den Frauen, Greisen und Kränklichen über- 
lassen gewesen. Gleichzeitig sei eine Klasse freier, aber abhängiger 
Männer, eine Art von Klienten entstanden, welche familien- und ver- 
mögenslos sich unter dem Schutz freier Herren am sichersten fühlten, 
das Recht hatten dieselben beliebig zu verlassen, doch nicht ohne' 
zurückerstattet zu haben, was sie etwa von ihnen erhalten hatten. Sie 
waren ökonomisch unfreie, vom Patron abhängig gewordene Schuldner 
und als solche nicht selten genötigt die Bebauung von Land zu über- 
nehmen. Schliesslich sanken sie zu fast völliger Gleichstellung mit 
den Sklaven herab, mit ihnen zu einer unfreien Klasse verschmelzend, 
welche während des Altertums und Mittelalters die Masse der Bevöl- 
kerung Westeuropa*s umfasst hat. (D. R. p. 3 f.) 
; Die Art des Anbaues könne man des Näheren aus Germ. c. 26 
entnehmen. In dem Salz „agri pro numero cultorum ab universis in 
vices (vicis?) occupantur" etc. bedeute „agri" soviel wie „mansi", „hubae", 
d. h. Ackerloos. Diese Hufen seien „pro numero cultorum" d. h. nach 
der Anzahl der zur Feldarbeit bestimmten Sklaven angewiesen worden. 
Wer zwei Sklaven hatte erhielt zwei, wer zwanzig Sklaven zwanzig 
Hufen, für jeden Ackerbauer eine Hufe. Es bezieht sich dies aber nicht 
auf eine Anweisung durch die Yoi'steber des Volks , sondern blos auf 
eine Verlosung durch den Herrn unter seine Sklaven (Note 9 S. 130). 
Als Beweis dafür dass Tacitus den Ausdruck „ager" für Hufe gebraucht 
hat, wird eine Reihe von mittelalterlichen Quellenci taten angeführt, 
darunter solche aus dem Cod. dipl. Lubec. Doch ist es fraglich, in- 
wiefern dadurch für das Mittelalter die Gleichbedeutung von ager und 
mansus erwiesen wird. Das erstere erscheint als Gattungsbegriff, den 
man wol auch benützen mochte, wenn von einer bestimmten Art von 
Aeckern, nämlich von der Hufe die Rede war, deshalb braucht aber 
der Name kein technischer gewesen zu sein, ebensowenig als der heutige 
Name „Grundbesitz", den man wol für eine Bauernfarm brauchen mag, 
als specielle Bezeichnung der letzteren verwendbar ist. 

Da nun, lehrt D. R. weiter, die Loose nicht alle gleichwertig waren, 
jeder Anbauer aber seinem Herren ebensoviel Zins zahlen sollte, als 
sein Standesgenosse, so mussten die durch Ungleichheit der Hufen her- 
vorgerufenen Streitigkeiten durch zeitweilige Neuverteilung ausgeglichen 
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werden. Erm^licht wurde dies durch Einteilong des Adcerbodens in 
Gewannen, welche TaciUis „spatia camporum" nenne. 

Diese ungewOhnlidie Deutung des Tacitns stimme mit den späteren 
Quellenzeognissen und allem überein, was wir Ober spAtere Landteihmgen 
wissen. Auf die Gemengelage und den damit verbundenen Mangel 
fester Grenien beäehe sich auch die Stelle Gaesar^s (IV, 1) „privati ac 
separat] agri nihil est". Den durch Erschöpfung des Bodens notwendig 
werdenden Wechsel im Anbau bezeichne der Satz der Germ. 36 ^nra 
per annos mutant^': es habe bei den Germanen Feldgraswirtscfaaft 
vorgeherrscht 

Somit stützt sich die Darstellung vorwiegend auf Tacitns. Eine 
höchst originelle Auffassung und Uebersetzung desselben ist dem Autor 
nicht abzusprechen, doch scheint uns darin zu viel Willkür zu liege» 
und ein zu stolzes Gebäude auf eine geringfügige Basis gestellt zu sein. 
Man darf einem römischen Schriftsteller der früheren römischen Kaiser- 
zeit doch nicht zumuten, er habe die technischen Ausdrüdce des mitlel- 
allerlichen Latein gekannt und angewendet, welche ja, abgesehen davon, 
dass sie als technisch wahrsdieinlich noch nicht existirten, des Autors 
und seiner Leser VerstSndniss unmöglich offen sein konnten, ebenso- 
wenig als sie bisher irgend einem der Interpretatoren als technisch 
heigefallen sind. Will man den Worten des Tacitus eine in der Sprache 
der Zeit unerhörte Bedeutung beimessen und annehmen, Tacitus hätte 
sie ohne jede weitere Erklärung in dieser Bedeutung gebrauchen wollen, 
dann wird es ohne Schwierigkeit gelingen in die Germania Beliebiges 
hineinzuinterpretiren. 

Die Uebersetzung von vicos locare im Sinne der Gründung von 
Sklavendörfern ist unberechtigt, römische Autoren sprechen oft von 
germanischen „vici*S nirgends, dass sie nur von Sklaven bewohnt waren, 
in der Germania steht sicher nichts davon. Jedenfalls wird die Un- 
klarheit von c. 16 durch D. R.'s Erklärung nicht behoben. Die Schil- 
derung des Ursprungs der Halbfreien, wie D. R. sie gibt, wirft anscheniend 
die Liten des Altertums mit den Freien zusammen, welche sielt 
namentlich in fränkischer Zeit in ein Zinsverhäilniss begeben haben. 
Beachtenswert ist die Uebersetzung von „agrorum cnra". 

An der Deutung von c. 26 ist zu tadeln, dass die Lesart in vices 
(invicem) allein zu Grunde gdegt vmrde, ohne Rücksicht auf die von 
Waitz vertretene Lesart „vicis". Und doch hat letztere gerade genug 
Wahrscheinlichkeit an sich, um die Stelle für eine zuverlässige Kennt- 
niss der alten Agrarverfassung wertlos zu machen. D. R. teilt übrigens 
die zu grosse Bestimmtheit in diesem Punkt mit anderen Autoren, 
namentlich mit Bücher (Laveleye), der in seinem „Ureigentum", das 
„vicis*' gleichfalls ignorirte. Das Schwankende von D. R/s Behaup- 
tungen äussert sich besonders in Note 204, wo die letzteren nochmals 
resümirt werden. Durch die Art, wie lübecker, osnabrücker, regens- 
burger Documente (z. B. S. 190, S. 14) zur Reconstruction uneitlicber 
Zustände herbeigezogen werden, verfällt der Verfasser in den nämlichen 
Fehler, den er (S. 63) seinen Gegnern vorwirft, wie denn überhaupt in 
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dem ganzen Werk eine Scheidung der Quellen ihrer Zeit nach, eine 
2^itangabe bei den Quellenbelegen yermisst wird. Es ist dies um so 
mehr zu beklagen, als das von D. R. verarbeitete Material ein riesiges 
zu nennen ist. In einem Zeitraum von tausend Jahren aber, ja im 
Verlauf einiger Jahrhunderte ändert sich in der Agrarverfassung eines 
Volkes so vieles, dass nur eine nach Zeiträumen sorgfältig getrennte 
Benutzung der Quellen befriedigen kann. 

Auch Wiese und Wald, meint D. R«, wären im Eigentum einzelner 
Herren gestanden. Die Colonen und der Herr selbst hätten das Land, 
so lange es in Ueberfülle vorhanden, in ungeregelter Weise benützt; 
als es knapp wurde, habe man den Gebrauch beschränkt, späterhin die 
Wiesen unter die Teilhaber verloost. Waren die Loose nicht völlig 
gleichwertig, so fand ein Reihen Wechsel derselben unter den Inhabern 
statt (rotation system). Das nämliche habe man in gewissen Fällen 
mit dem Ackerboden vorgenommen. Keinesfalls aber habe je eine 
Almend bestanden, in dem Sinn, als hätte eine universitas personarum 
Wald und Weide zu eigen besessen. Das Wort Almend sei keltischen 
Ursprungs (Note 17) und aus al d. h. Futter und main d. h. Landgut 
zusammengesetzt. Die Colonen halten sich wohl gewöhnt dieses Land 
als gemeinsames anzusehen, eine Anschauung die später zum lieber- 
gewicht gelangte, und so habe man die Bezeichnung Almend mit dem 
deutschen „allgemein'' in Zusammenhang gebracht, offenbar unrichtig, 
da von vorn herein diese „inculta" im privaten Eigentum von Gross- 
grundbesitzern standen. Der wahre Sinn des Wortes sei in Urkunden 
des Mittelalters zu finden, z. B. in einem Diplom des Grafen Otto 
von Eberstein vom Jahre 1270, wo der Graf von „almendis nostris per 
totum dominium nostrum constitutis*' spricht. 

Die Hufen habe man in hubae indominicatae d. h. solche, welche 
der Herr auf eigene Rechnung von Unfreien bestellen Hess, und in 
mansi vestiti oder absi, das sind von Colonen zu bebauende Göter 
unterschieden, vestiti genannt, wenn sie besetzt, absi, wenn sie erledigt 
waren. Festgesetzte Grenzen soll es in alter Zeit zwischen den Einzel- 
herrschaften nicht gegeben haben: „Neque quisquam agri modum certum 
aut fines habet proprios", sagt Caesar, die Mark, d. h. Wald und Wüste 
vertraten die Grenze zur genüge, welche später unter Teilnahme der 
Nachbarn und Freunde festgestellt wurde. Ursprünglich seien ausser- 
halb des occnpirten Bodens, nicht streng von ihm getrennt, Wald und 
Wüste verschiedener Herren in einander übei*gegangen, so konnte man 
sagen, niemand habe ein bestimmtes Quantum Land besessen und nie- 
mand seines Gates Grenzen gekannt. Dass es Einzelbesitz gegeben, folge 
aus Caesar's Satz: „ne latos fines parare studeant potentioresque humi- 
liores possessi on i b us expellant". Die Grenzstnche seien nicht sowol 
gemeinsames, als ungeteiltes Land gewesen. 

Mit Unrecht folgere man aus dem „cum suas quisque opes cum 
potentissimis aequari videat«, alle Landgüter seien gleich gross gewesen. 
Gleiche Güter setzen doch feste Grenzen voraus, welche nach Caesar 
gefehlt haben sollen, auch das „potentissimi und humiliores" setze 
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factH^he Uß^l^iebiieit im Besitz Torao«, väfamid aDenÜDCs das giacfae 
HfrfJtX %jcb beliebig iroste« Land anzadgnait TCiiiandcD war. 

5ach Tacjlus wäreo die ADtöle der Fimrincn oHenbar ongkich. 
Die Freiem hältea Land oadi der Zahl ihrer Unfreien i'pro nniDcro 
CfilUjniiü, in Afi<»{#rucb genommen. — Soweit D. R. 

Vn%esi wir nacb der erzielten Eridenz, so drängt sidi zunäefast 
die Bemerkung auf, dass aus dem grossen, beigebrachten Xaterial ein 
eorporatives Eigentum an der Mark allerdings nicht za entnehmen ist. 
Eff ijst aber mit Ausdrücken wie silva communis, commaniiani, coosorles 
in marca Oberhaupt kein bestimmtes Rechtsrerhaltniss bezeicfaneL 
Gegen freiteil bare« Miteigentum spricht vielleicht Cod. S. Galli 680 
(D. K« Note%y: „usum habuimus, qualem unusquisque Über homo 
de sua proprietale iuste et legaliter debet habere in campis. pascuis, 
Sil vis, lignorumque succissionibus, atque porcorum pastu'' etc. Aller- 
diiigs kommt auch Verkauf von communiones in silvis oder marchis 
vor, anscheinend ohne Verkauf der Hufe zu welcher die communio 
gehörte (L c.j. Ob eine Markgenossenschaft als uuiversitas bestanden 
mit freier VerfOguug Qber das Ganze, unabhängig von den Teilhabern, 
muss zweifelhaft erscheinen. Lex Wisig. X. Tit. 1 1, 3 scheint eher 
dafQr als dagegen zu sprechen. Die Stelle macht den Eindruck als 
sollte dadurch ein neues, etwa römischem Einfluss entsprungenes Recht 
der Einzelnen eine Teilung zu verlangen dem Widerstand der Gemein- 
scliaft gegenüber durchgesetzt werden. Immerbin ist D. R.'s Lehre in 
negativer Hinsicht beachtenswert, nur dass in positiver Beziehung kein 
rechter Ersatz geboten wird. Entschieden müssen wir uns gegen die 
Interpretation Caesar 's erklären. Ueber die Stelle „privati agri apud 
eos nihil est*' ist nicht hinwegzukommen, wie der Verfasser es (Note 131) 
tun möchte. Der Satz soll sich, wie er meint, darauf beziehen, dass 
die agri an die Sklaven verteilt und zeitweilig neuverloost wurden, 
oder soll damit nur gemeiut sein was im Buch VI c. 22 mit den Worten 
ausgedrückt wurde: „neque quisquam agri modum certum aut ßnes 
habet proprios*'. Nichts berechtige zur Behauptung, das Land sei nach 
Caesar in communistischer Weise bewirtschaftet worden. 

Dem gegenüber genügt es darauf hinzuweisen, dass eine korrekte 
Uchersetzung der allerdings nur die Sueven betreffenden Stelle Caesar*s 
nur lauten kann: niemand habe Privateigentum am Acker gehabt 
Auch können die gentes cognationesque, denen die magistratus und 
principes Land austeilen, weder auf Sklaven noch auf Liten, also nur 
auf Vüllfreie bezogen werden. 

Man wird demnach die Feldgemeinschaft als Ausgangspunkt der 
Entwicklung D. H. gegenüber aufrecht zu halten haben. Damit steht 
nicht im Widerspruch, dass sich der urbare Boden bereits zur Zeit der 
Lex Sal. grösstenteils im Eigenthum Einzelner befand. Die lex Sal. 
\v>i ein halbes Jahrtausend nach Caes. entstanden, Zeit genug für die 
tiefgehendsten Veränderungen. Man denke an den Unterschied in der 
Agrarvei*fuäsung unseres 19. und des 13. oder 14. Jahrhunderts! Ein 
liofsyslrm, wie D. H. es geschildert, ist als Ausgangspunkt schon des- 
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balb unglaubwürdig, weil dann überbaupt grosse Massen freier Männer 
in Germanien nicbt hätten besteben können, sondern böcbstens eine 
wenig zahlreiche Aristokratie gegenüber einer Menge von Sklaven and 
Halbfreien. Unsere Nachrichten bezeugen das Umgekehrte: Gewaltige 
Massen freier Krieger, während die Unfreien nicht zahlreich genug 
sind, um im politischen Leben eine Rolle zu spielen, wozu bei den 
beständigen inneren und äusseren Kämpfen Gelegenheit genug ge- 
boten war. 

Die weitere Entwicklung denkt sich nun D. R. in der Weise, dass 
von Anbeginn an selten eine Teilung ererbten Grossgrundbesitzes vor- 
kam, jeder Miterbe vielmehr wo es ihm beliebte rodete. So bildeten 
sich Clandörfer, der Einzelhof verwandelte sich in eine Gehöferschaft. 
Das Land zerfiel in Loose welche au die Sklaven verteilt wurden. 
Soviel Sklaven jemand hatte, soviel Hufen gehörten ihm, ausserdem hatte 
jeder Freie sein eigenes Haus, Wiesen und Wald blieben ungeteilt, aber 
jeder Teilhaber am Acker hatte Anspruch auf einen verbältnissmässigen 
Anteil an diesem uncultivirten Boden. Gitirt wird hiefÜr u. a. Lex 
Burg. Add. I tit. I, 6 : Sylvarum, montium et pascnorum unicuique pro 
rata suppetit esse communionem und ibid. 5: Agri quoque communis 
nuUis terminis limitati exaequationem inter consortes nullo tempore 
denegandum". Dass die Teilung des damals häufig zunächst gemeinsam 
bewirthschafteten Erbes jedem einzelnen Erben anheimstand, wird 
durch zahlreiche Stellen aus Volksrechten und Urkunden belegt. Aus 
der Lex Sal. Herold. (De alodis) folge, dass damals in der Regel per 
stirpes und nur bei Unklarheit über die Verwandtschaftsverhältnisse 
per capita geteilt wurde. Letzterer Teilungsmodus sei jedoch der ur- 
sprüngliche (p. 3«3). Den entsprechenden Teil an dem unverteilt ge- 
bliebenen nicht urbaren Besitz, dürfe jeder für sich absqpdern; dies 
sei mit Lex Rib. LX, 2 gemeint. Ausserdem werden u. a. die Formeln 
Roziöre 118, 172 angeführt, wo die communia ausdrücklich unter die 
possessiones und dominationes zweier Donatoren einbegriffen werden. 
Die Zahl der Eigentümer des gemeinen (ungeteilten) Waldes war in 
der frühesten Zeit sehr gross. Später fand aber eine ungeheuere Gon- 
centration des Eigentums in wenige Hände statt, unter entsprechender 
Zunahme der Hörigkeit. Die Masse des Volks hatte jetzt nur Nutzungs- 
rechte. Während der folgenden Jahrhunderte gelang es nun vielfach 
den Hörigen sich ihrer Herren zu entledigen. Mittlerweile hatten 
sie sich in Gorporationen gruppirt, so dass jenes den Herren abge- 
wonnene Grundeigenthum nicht auf Einzelne, sondern auf Gommunen 
überging. 

„Wer die frühen Quellen durchforscht muss sich überzeugen, dass 
das individuelle Eigentum im Beginn überall geherrscht hat, nur wer 
die ersteren ungenügend oder gar nicht gelesen hat, kann die Ursprüng- 
lichkeit des Gommunismus (Gemeineigens) behaupten** (S. 40). 

Der weitere Beweis der These wird nach verschiedenen Richtungen 
hin versucht: an der Geschichte des Rechtes an Gewässern, Jagd, 
Fischerei u. s. w., für die familienweise Ansiedlung werden die zahl- 
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reichen patrony mischen Ortsnamen ins Feld geführt, dann folgt die 
Erörterung einiger hesonders berühmten Quellennachrichten, so des 
edictus Ghilperici in Bezug auf die so viel geprüften vicini, auf welche 
die Formel Roz. 127 ,,diyisio inter consortes" bezogen wird. (S. 48f.) 
Die vicini sollen die überlebenden Repräsentanten und Erben des 
Gründers des Dorfes gewesen sein. Auch die lex Wisig. wird zur Er- 
klärung herbeigezogen. Dies erscheint uns ebenso wie der Gebrauch 
des burgundischen Volksrechtes bei Interpretation der Lex Salica un- 
angemessen, soweit die Agrarverhältnisse in Betracht kommen. Das 
westgotische und burgundische Recht, welche von D. R. mit Vorliebe 
benützt werden, sind nämlich in Bezug auf jene Verhältnisse nahe ver- 
wandt, vielleicht selbst in direktem Zusammenhang: beide haben in 
erster Linie das eigentümliche Verhältniss zwischen (jermanen und 
römischen consortes im Auge. Der im angegebenen Fall citirte Titel 
der lex Wisig. (X tit. 1) gehört nicht zur antiqua und trägt den Namen: 
De divisione terrarum facta inter Gothum et Romanum. 

D. R.'s Besprechung des Titels „De migrantibus*' ist gleichfalls 
nicht ohne Interesse, wir wollen hier nur einen Umstand erwähnen, 
welcher das Wesen der vom Verfasser versuchten Deutung betrifft. 
Letzterer übersetzt das super alterum migrare mit „settle upon 
a man's land", sich auf dem Grund eines anderen ansiedeln. ^Diese 
Uebersetzung scheint mit dem barbarischen Latein der Zeit in Wider- 
spruch zu stehen. Wenigstens lesen wir in der Form. Andeg. Nr. 36 
(Roz. 171): transcrivimus tibi mansello nostro illo super terraturio vir 
inluster illo, et hoc cum domebus, hedificiis u. s. w. wo das super etc. 
nur irgend ein Verhältniss der Nachbarschaft bezeichnen kann. (Vgl. 
Sohm, fränk. Reichs- und Ger.-Verf. S. 61 n. 13.) Das Widerspruchsrecht 
der Gemeindemitglieder gegen die Ansiedlung des migrans kann aus dem 
Nutzungsrecht an der Mark ebenso gut erklärt werden, als aus der An- 
wartschaft auf das Erbe. Schwerlich wird aus dem Titel für die Frage 
nach der Organisation des Landeigentums etwas zu gewinnen sein. 

D. R. hält es aber für sicher gestellt , dass die alten Quellen von 
einem Agrarcommunismus nichts enthalten. Man habe sich durch die 
Ausdrücke communia u. s. w. täuschen lassen und von genossenschaft- 
lichem Eigentum gesprochen, wo nur ungeteiltes Sondereigentum ge- 
geben war. S. 61 f. stellt nun D. R. ein Fragenschema auf, welches 
allgemeine Beachtung verdient. Die ganze Aufgabe der Forschung wird 
darin correct umschrieben, soweit es sich um die rechtliche Natur der 
altgermanischen Besitzverhältnisse handelt. Ob je bei sorgfältigster 
Rücksicht auf diese Fragen ein einigermassen sicheres Bild erzielbar 
sein wird, muss freilich zweifelhaft bleiben. Bisher habe man, meint 
D. R. nicht ganz mit Unrecht, den Unterschied zwischen Hörigkeit und 
freiem Eigen ignorirt, indem man hofrechtliche Markgenossenschaften 
als Beweis für ursprüngliches Gemeineigen an der Mark anführte, 
während sie doch offenbar ein Beweis für das Eigentum einzelner Herren 
an dem nicht urbaren Boden sind. In der Tat sind die meisten er- 
haltenen Markweistümer hof rechtlicher Natur. 
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D. R.*s Ausführungen im Einzelnen reizen sowol hier als in ihrem 
weiteren Fortgang vielfach zum Widerspruch. Die zweite Hälfte des 
Werkes ist wesentlich der Verstärkung des Beweises für die in der 
ersten Hälfte enthaltenen Behauptungen gewidmet. Ueherall wird hiebei 
Unsicheres mit zu grosser Sicherheit behandelt, auch wird die Litteratur 
nicht ebenso sorgfältig beachtet wie die Quellen, die Resultate der For- 
schung über das Beneficialwesen sind nicht nach Gebühr benützt worden. 
Die Laveleye gegenüber geübte Kritik ist nicht überzeugend. Das Werk 
über das Ureigentum ist in methodischer Hinsicht vielleicht nicht ohne 
Tadel, da es aus lose zusammenhängenden Abhandlungen von sehr 
ungleicher Ausführlichkeit und Genauigkeit besteht, im Einzelnen aber 
ist D. R.'s Kritik sicher weniger tief gegangen als die Untersuchungen 
Lave1eye*s. Dies betrifift z. B. den russischen mir. Man möge das ein- 
schlägige Kapitel Bücher's mit D. R.'s Behauptungen vergleichen. 
Laveley^s Folgerungen, betreffend das Gemeineigentum als regelmässiges 
Entwicklungsstadium des Eigentumsrechtes, sind durch neuere Unter- 
suchungen mehrfach bestätigt worden und gewinnen täglich an wissen- 
schaftlicher Sicherheit. 

Trotzdem ist im besprochenen Buch gar vieles enthalten, was zur 
Revision der Lehre vom ursprünglichen Gemeineigentum und namentlich 
von der germanischen Mark herausfordert Jnama Sternegg's Wirt- 
schaftgeschichte und D. R.*s Werk sind wichtige Vorarbeiten dieser, 
besonders auf neuerliche Durchforschung des Urkundenmaterials ange- 
wiesenen Arbeit. Es fragt sich namentlich, inwiefern in der Zeit der 
Volksrechte ein Zugrundegehen der älteren Gemeinschaft des Immo- 
biliareigentums und eine Neubelebung derselben im späteren Mittelalter 
durch Vermittlung der hörigen Markgenossenschaft stattgefunden hat. 
Es wäre das ein höchst merkwürdiges Beispiel für die Regelmässigkeit 
im Entwicklungsgang des Eigentumsrechtes. Den Ausgangspunkt hat, 
soweit die vergleichende Forschung entscheiden kann, allerdings das 
individuelle Eigentum gemacht Diese Phase ist für die Germanen 
vorhistorisch und vielleicht nur das Recht Sondereigentum durch Neu- 
bruch zu erwerben ein Ueberrest davon. Darauf folgte in der Zeit des 
Uebergangs vom Wanderleben zur Sesshaftigkeit die Feldgemeinschaft, 
welche jedoch dem individuellen Eigentum fast überall wieder Platz 
machen musste. Die Geschichte des Immobiliareigentums ist durch 
den regelmässigen Wechsel der beiden Grundformen eines individuellen 
und eines collectiven Eigentums gekennzeichnet*). In Bezug auf die 
Mark hat allem Anschein nach ein solcher Wechsel, wenn auch nicht 
allgemein, doch in sehr vielen Fällen tatsächlich stattgefunden. Es 
wäre sehr wünschenswert denselben genauer verfolgen zu können. 

D. R.''s Werk wird in seinem Werte durch die sorgföltig gearbeiteten 
Register namentlich auch durch das reichhaltige Quellenverzeichniss 
sehr gesteigert. Wir würden uns aufrichtig freuen die in Aussicht ge- 
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stellte Neubearbeitung des Buches in angemessener Zeit begrüssen xu 
können und dann vielleicht die Differenzen zwischen uns und dem Ver- 
fasser an Zahl und Bedeutung vermindert zu finden. 

Krakau. Dargun. 



E. Jobb^-Duval, Etüde historique sur la rcvendication des 
meubles en droit fran^ais. Paris, Larose, 1881. 

Die einleitenden Bemerkungen des Verfassers über die Voraus- 
setzungen des betreffenden Verfahrens im fränkischen Recht sind im 
Ganzen in Uebereinstimmung mit den gewöhnlichen Lehren, geben 
daher keinen Anlass zu kritischen Bemerkungen; wer sich specieU mit 
dem Gegenstand beschäftigt, wird sie trotzdem mit Nutzen und Inter- 
esse verfolgen. Die weiteren Gapitel dagegen stellen selbständige An- 
sichten auf, welche eingehende Würdigung verdienen. Im Abschnitt über 
das Verfahren bei handhafter Tat: d. h. im Fall des Betretens der ver- 
missten (gestohlenen) Sache im Besitze eines unberechtigten Inhabers 
vor Ablauf von drei Nächten, wird von der Voraussetzung aus- 
gegangen, dass nur Lex Sal. 37 und Lex Rip. 41 § 1 und 47 hiervon 
handeln wollen, während Lex Sal. 47 und Lex Rip. 33 und 7S nicht 
hierher gehören. Eine genaue PrOfung dieser Titel lässt die Voraus- 
setzung als richtig erscheinen. 

In den erstgenannten Titeln ist vom Anefang keine Rede; conse- 
quenter Weise lässt J. D. das Verfahren bei handhafter Tat nicht mit 
dem Anefang beginnen, sondern einfach mit dem in Lex Sal. 37 vor- 
geschriebenen, wie es scheint formlosen „agnoscere** der Sache. Wir 
glauben jedoch, es sei durch das Schweigen des Titels 37 über den Ane- 
fang nicht erwiesen, dass derselbe im gegebenen Fall nicht vorgenommen 
wurde. Das Recht der späteren Zeit weist eher auf das Gegenteil, 
wenn auch für die Periode der Lex Sal. ein Beweis aus den Quellen 
nicht erbringbar ist. 

Aus Lex Rip. 47 und 41 § 1 ergibt sich, dass der vestigium minans 
des gestohlenen Gegenstandes sich bemächtigen darf, wenn er denselben 
vor Ablauf von drei Nächten entdeckt. Der Dieb ist dann gebunden 
vor Gericht zu bringen. Ist er geständig, so ist kein weiterer Be- 
weis erforderlich, im entgegengesetzten Fall liegt es dem Kläger ob 
zu erweisen, dass die Sache ihm gestohlen wurde und er sie vor Ablauf 
von drei Nächten beim Angeklagten gefunden habe. Dieser Beweis 
wird nach 41 § 1 mit sechs Zeugen geführt. Diese Lehre stimme mit 
Lex Rip. 73 § 3 überein , wo untersagt wird den gebundenen Dieb frei 
zu geben. 

Den schwierigen Titel 37 Leg. Sal. deutet nun J. D. wie folgt: 
wenn der Spursuchende sein gestohlenes Tier im Verlauf von drei 
Tagen findet und der Inhaber desselben behauptet, er habe es gekauft 
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oder eingetauscht, so bat der Spursuchende s»elbsidrilt zu beschwören, 
dass die Sache sein ist 

Zu einer Verteidigung wird in solchem Fall der Angeklagte nicht 
zugelassen, vielmehr liegt handhafte Tat vor. — Findet der Spursucher 
seine Sache nach Verlauf von drei Nächten und derjenige, bei welchem 
sie gefunden wurde, behauptet sie gekauft oder eingetauscht zu haben, 
so kommt der letztere zum Eide. 

Diese Bestimmung stehe mit dem allgemeinen Grundsatz des ger- 
manischen Rechtes: dass nämlich der Beweis, von der handhaften Tat 
abgesehen, dem Angeklagten zustehe, in vollkommenem Einklang. Die 
Richtigkeit der Uebersetzung hängt davon ab, wie man das Wort 
„agramire** erklärt. Dasselbe bedeutet in grosser Regel soviel wie 
„fidem facere", in einigen wenigen von J. D. beigebrachten Teiten 
jedoch schlechtweg „durch Eid bekräftigen, beschwören*', was mit dem 
Sinne des gothischen hramjan übereinstimmt. „Agramire per tertia 
mane^' hiesse danach: Selbstdritt beschwören. Der dritte Satz des 
Titels 37 bezieht sich sowol auf den Fall der handhaften Tat, als 
auf die Entdeckung des Streitobjects nach Ablauf von drei Nächten; 
keinesfalls bloss auf die handhafle Tat, was klar aus der logischen 
Stellung und dem Inhalt des Satzes hervorgeht, ebensowenig bloss auf 
die Entdeckung nach drei Nächten, wie Seh er r er irrtümlich voraus- 
setzt Der Sinn der auf Schutz des Angeklagten berechneten Verfügung 
ist : Sollte der Spurfolgende jenem andern (welcher behauptet die Sache 
gekauft oder eingetauscht zu haben) weder selbstdritt den Eid leisten, 
noch ihn nach Gebühr bei Gericht erwarten wollen und überwiesen 
werden die Sache an sich genommen zu haben , so ist er mit 30 sol. 
Strafe zu büssen. 

Bis auf die Anzahl der Zeugen stimmt die Lex Rip. genau mit 
der Lex Sal. überein. — Nach dieser Darstellung geht der Verfasser 
zur Kritik der von Tardif, Scherrer, Th^venin, Sohm und Bethmann- 
Hollweg versuchten Interpretation der Stelle über. 

Nach Sohm bedeutet Agramire = Oferre dem Zeugniss der Quellen 
gemäss „fidem facere", versprechen, geloben. In der Tat kann man 
diese Bedeutung als durch Sohm festgestellt ansehen. Die ausführlichen 
Artikel über dieses und die davon abgeleiteten Worte bei Du Gange- 
Henschel-Favre (I p. 90 f.) können dieses Urteir nur bekräftigen. Um 
so unwahrscheinlicher ist es, dass Tit. 37 leg. Sal. den Ausdruck arrhamire 
in anderem Sinne gebraucht haben sollte, als nicht einmal beide von 
J. D. für die Deutung „eidlich bekräftigen, beschwören*' (p. 32 Note 2) 
angeführten Belegstellen wirklich beweisend sind. 

„Per tertia manu" steht hier nach Sohm für „de tertia manu". 
Die tertia manus ist, wie Siegel bewies, der auctor. Weil durch das 
Vindicationsverfahren die Sache regelmässig in die dritte Hand (an den 
auctor) gelange, heisse dieses Verfahren selbst: tertia manus (gleich 
intertiare). De tertia manu offerre heisse also: Fortsetzung der Vindi- 
cation geloben (Sohm, Proc. d. L. S. 76—90). Wir halten diese Er- 
klärung nicht für sehr wahrscheinlich, da in unserem Fall (handhafte 
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Tat) gerade von einem Ziehen des Streites an den auctor, einem Dritt- 
handverfahren oder Geloben, von einer Verfolgung der Vindication in 
diesem Sinn, nicht die Rede sein kann, vielmehr spricht die Wahr- 
scheinlichlieit für J. D/s XJebersetzung : „Selhstdritt**. Der Behauptung 
des Angeklagten, er habe die Sache auf rechtmässigem Wege erworben, 
muss jedenfalls, selbst wenn dieselbe vor drei Nächten durch den Spur- 
sucher aufgefunden wurde, eine processualische Bedeutung innewohnen. 
Dies folgt aus dem letzten Satz des Titels 37: Nur im Fall dieser Be- 
hauptung wird das agramire per tertia manu gefordert, welches wir 
als selbstdritt geleistete Verpflichtung (fides facta) des Klägers auffassen, 
sein Recht vor Gericht zu beschwören. 

Der dritte Satz des Titels 37 bezieht sich seiner ersten Hälfte nach 
(si . . . nee offerre per tertiam manum voluerit) offenbar auf den Fall 
der handhaften Tat: Der Angeklagte hat behauptet die Sache recht- 
mässig erworben zu haben, der Kläger hat das agramire per tertia 
manu nicht vorgenommen, der Sache sich aber trotzdem bemächtigt 
und verfällt dafür in eine Strafe von 30 sol. Zweifelhaft bleibt es, ob 
der Kläger auch bei Verweigerung des agramire den Beklagten gebunden 
vor Gericht führen durfte. Jedenfalls statuirt Titel 37 einen Unter- 
schied zwischen der tatsächlichen Ergreifung des Diebes auf frischer 
Tat und der Auffindung der Sache vor drei Nächten. Denn im ersteren 
Fall bedurfte der Kläger schwerlich eines jenem agramire entsprechenden 
Formalaktes. Das „nee offerre per tertiam manum voluerit" und das 
„uec solem secundum legem collocaveriV' im letzten Salz brauchen 
überhaupt nicht notwendig cumulativ verstanden zu werden. Das 
erste kann sich auf die vor Ablauf, das andere auf die nach 
Ablauf von drei Nächten vorgenommene Klage beziehen. Wenn 
der Inhaber der vor drei Nächten gefundenen res furtiva trotz seiner 
Behauptung eines rechtmässigen Erwerbes gebunden und sofort vor 
Gericht gebracht werden musste, so konnte eine sunnis des Klägers, 
der ja in solchem Fall den Sieg im Rechtsstreit bereits gesichert hatte, 
keineswegs erwartet werden. Dann hätte es also keinen Sinn von 
einem „solem collocare" als Verpflichtung des Klägers zu sprechen. 
Sollte man aber jenen dritten Satz cumulativ auf die handhafte Tat 
(das Auffinden vor Ablauf der dritten Nacht) beziehen, so würde sich 
danach folgendes Bild ergeben : Hat der Kläger seine Sache vor Ablauf 
von drei Nächten gefunden und dieselbe, trotzdem ihr Inhaber behauptet, 
sie rechtmässig erworben zu haben, ohne vorheriges agramire an sich 
genommen, so muss er den Inhaber zu einem Gerichtstag manniren 
und dort dem Recht gemäss erwarten. Sofortiges Binden und vor Ge- 
richt bringen des Inhabers ist nur unter Voraussetzung des vollzogenen 
agramire zulässig. Nimmt der Viudicant die Sache ohne das Letztere 
an sich und versäumt das vorgeschriebene solem collocare, so wird er 
zu 30 sol. Busse verurteilt. 

Kehren wir nach diesem kurzen Excurs zu unserem Autor zurück. 
Das contradictorische, aussergerichtliche Verfahren besteht nach ihm 
in der Gonstatirung der Identität der Sache, worauf die „intertiatio'* 



Litieratur. 215 

folgt (,,enUercement ou saisie")* Nach altskandinavischen und angel- 
sächsischen Quellen hat der Eigentflmer das Recht sich der gestohlenen 
Sache zu bemächtigen, selbst wenn nicht handhafte Tat vorliegt, und 
sie fGr die Dauer des Processes einem Dritten anzuvertrauen. Wahr- 
scheinlich galt ursprünglich bei den Franken derselbe Brauch (p. 42), 
daher der Ausdruck: „in tertiam manum raittere** (intertiare). In der 
Zeit der Lex Sal. bedeutet intertiare einen vom Vindicanten an der 
Sache vorgenommenen Arrest: er legt die Hand auf die Sache und um- 
gibt sie mit einem Faden oder Zweig, welcher mit Knoten versehen 
wurde (filtortum): Dies ist gleichsam das symbolische Siegel, womit 
bezeichnet wird, die Sache stehe extra commercium. Dieses ist der 
in den franz. Goutumes gebräuchliche Sinn von intertiare (entiercer), 
welches daher auch mit arrSter übersetzt wird. Sequester der Sache 
ist nach der Lex Rip. der angeklagte Besitzer. Keinesfalls kann „inter- 
tiare** „den Autor suchen'* bedeuten, denn der Kläger ist es, welcher 
nach Lex Rip. 33 die intertiatio vornimmt und von intertiatio spricht 
die Lex Rip. auch dort, wo der Autor des Angeklagten diesem unbe- 
kannt ist. 

Die Lehre vom Anefang, wie Sohm sie auch für diese Periode dar- 
stellt, glaubt J. D. verwerfen zu müssen. Namentlich sei eine Pflicht 
des Klägers in allen Fällen sein Eigentumsrecht zu beschwören nicht 
erweislich. Weniger abweichend von den gewöhnlichen Ansichten ist 
was der Verfasser über die Verteidigung des Beklagten und über das 
Verfahren vor Gericht beibringt. Ueberall ist seine Darstellung auf 
eine selbständige und gewissenhafte Durchforschung des Quellenmaterials 
sowie der deutschen und französischen Litteratur gestützt. Die übrigen 
Volksrechte, das römische Recht, mitunter auch die Rechte anderer 
Völker namentlich der Hindus und der Kabylen werden zum Vergleich 
herbeigezogen. Die betreffenden Notizen sind zerstreut, verdienen aber, 
der teilweise überraschenden Uebereinstimmung völlig unabhängig von 
einander entwickelter Rechte wegen, ernste Aufmerksamkeit der ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft. 

Von Interesse sind die weiteren, von der Spurfolge, sowie den 
Rechten und Pflichten des angeblichen Autors handelnden Abschnitte. 
Nach. J. D. wird der Angeklagte als Dieb verurteilt, wenn der auctor 
vor Gericht seine Gewähr verweigert (Lex Rip. 33, 3); das capitulare 
in leg. Rip. (a. 803) hat für solche zweifelhafte Fälle das Ordal des 
Kreuzes oder des Zweikampfes eingeführt. Besondere Abschnitte werden 
der Vindication der Mobilien nach burgundischem, westgotischem, angel- 
sächsischem und lombardischem Recht (p. 7i'79) gewidmet. Das 
letztere bietet durch seine continuirliche Entwicklung vom Edictus Roth, 
bis zum Liber Pap. nicht geringes Interesse. 

In Kap. II wird der Fall, wo die vermisste Mobilie weder durch 
Diebstahl noch durch zufälligen Verlust dem Eigentümer abhanden 
gekommen ist, erörtert. Der Grundsatz: Les meubles n'ont pas de suile" 
sei allerdings im weetgotischen , burgundischen , ripuarischen Recht 
durch römische Einflüsse verdrängt, im salischen, lombardischen und 
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angelsächsischen Rechte aher nachweisbar. Nur dadurch erkläre sich 
seine spätere Vorherrschaft in den späteren Rechten des Mittelalters. 
Die Lex Sal. habe ein Eigentums- ein volles VerfQgungsrecht Qber 
Mobilien allerdings gekannt^ eine eigentliche Bealklage jedoch nicht: die 
betreffenden Klagen waren vielmehr entweder ex delicto, oder ex fide facta, 
oder ex re praestita. Sie gaben dem Eigentümer vollkommen genügende 
Schutzmittel an die Hand gegen den untreuen Commodatar oder Depo- 
sitar. Im zweiten Teil (11. — 13. Jahrh.) schildert nun der Verfasser, 
wie im französischen Recht mit der schrittweisen Entwicklung des 
Öffentlich rechtlichen Standpunkts im Strafrecht die kriminalistische 
Seite der germanischen Eigentumsklage sich allmälig von der eigent- 
lichen Vindication absondert. Es entwickelt sich eine abgeschwächte 
Klage krimineller Natur, die ,,demande de chose embl^'*, wie J. D. sie 
nach den betreffenden Klagformeln genannt hat. Dieselbe zeichnet sich 
dadurch aus, dass der unterliegende Kläger hier nicht wie bei der 
gleichzeitig gebräuchlichen Diebstahlsklage dieselbe Strafe zu tragen 
hat, welche den Angeklagten im Falle der Verurteilung bedroht, viel- 
mehr zahlt ersterer nur eine durch das Recht bestimmte Busse. Doch 
ist diese Klage weit davon entfernt sich auf ein abstract begriffenes 
Eigentumsrecht zu stützen: Ihre Grundlage ist nur die dem freien 
Mann widerfahrene Rechtsverletzung. Der Beschädigte bittet um Be- 
strafung des Diebes; der augenblickliche Besitzer der Sache wird ge- 
nötigt seinen Besitz zu rechtfertigen und sich von dem auf ihm 
ruhenden Verdachte zu reinigen. Es ist nicht von vorn herein bestimmt, 
gegen 'Wen sich die criminalistische Spitze der Klage richten werde. 

Im Allgemeinen verliert der aussergerichtliche Teil dieses Ver- 
fahrens rasch an Bedeutung. — Im 11. und 12. Jahrhundert hatte der 
Kläger, sobald er die Vorladung in vorgeschriebener Form vollzogen, 
das Recht den Besitz der Streitsache sofort zu ergreifen, später tritt 
an Stelle dieses Rechtes die Pflicht für die Dauer des Streites die Sache 
dem Gerichte zu Überliefern. Der Angeklagte wird verhaftet und ge- 
fangen gehalten, sofern er nicht Gaution stellen kann (p. 121). Weigert 
er sich vor Gericht zu erscheinen, so wird er behandelt, wie ein auf 
frischer Tat ergriffener Dieb. In der älteren Zeit kommt der Beklagte 
zum Beweise, spätere Goutumes überlassen es dem Gericht die Beweis- 
last einer der beiden Parteien zuzuweisen, zuletzt wird dieselbe stetig 
dem Kläger auferlegt. Die von J. D. mitgeteilte Klagformel lautet: 
„Sire, cette chose si (d. h. die im Gericht gegenwärtige Sache) m*a este 
embl^e et sui tout prest de jurer seur sains de ma main et de ma 
bouche, que je ne fis onques chose de quoi je en deusse perdre la 
sesine". Der Kläger verpflichtet sich feierlich bei eventueller Sach- 
fälligkeit eine Busse von 60 sol. zu zahlen und übergibt dem Gerichte 
als arrha 4 denare, welche er auf das Haupt des Tieres niederlegt. 
Die Verteidigung erinnert sehr an das deutsche Anefangsverfahren (vgl. 
z. B. S. 141 f.; 143—147, 152 f.); beweisst der Angeklagte, er habe den 
Besitz der Sache vom Kläger, so wird dieser straffällig. Die Zahl der 
Auetoren die (nacheinander) berufen werden können, wird durch die 
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meisten Goutumes auf drei beschränkt. Der letzte Berufehe muss ent* 
weder seinen originären Erwerb nachweisen , oder restituiren und sich 
von der Diebstahlstrafe freizuschwOren suchen. Nach mehreren Gou- 
tumes hat der restituirende Besitzer, wenn er beschwört die Sache auf 
öffentlichem Markt gekauft zu haben, das Recht vom Eigentümer Ersatz 
des Kaufpreises zu erlangen. 

Im 12. und 13. Jahrhundert ist es nun zur Entstehung einer rein 
civilen Eigentumsklage gekommen: am frühesten in der Assise des 
bourgeois de Jerusalem, dem grand coutumler de la Normandie, den 
Assises d'Antioche und de la haute cour de Jerusalem. Der Eigen- 
tümer vindlcirt das gestohlene Gut, gleich einem verloren gegangenen ; 
unterliegt er, so leidet er nicht Strafe noch Busse, da die Klage nicht 
criminell war. J. D. vergleicht diese „action de chose adiräe" mit der 
deutschen schlichten Klage. Von römischen Einflüssen war sie unab- 
hängig; ihr Ziel ist Restitution als Ausgleichung eines erlittenen Un- 
rechts. Eine klare Unterscheidung des Sachenrechtes vom Personen- 
recht war hiemit noch nicht vollzogen, das Bedürfniss nach einer actio 
in rem noch nicht lebhaft, da Pfandrecht und Bürgschaft dem Eigen- 
tümer Mittel an die Hand gaben sich gegen den ihm obligirten Inhaber 
der Sache zu schützen. Die action de chose adir^e bezeichnet aber 
einen wichtigen Wendepunkt, seit ihrer Entstehungszeit (13. Jahrb.) 
gewinnt sie beständig an Ausdehnung und bildet den Uebergang zum 
römischen Recht. Bereits einige Goutumes des 13. Jahrhunderts, so 
die von Philipp de Beaumanoir verfassten Gout. de Beauvoisis stehen 
direct unter römischem Einfluss: Sie gestatten die Vindication der mit 
Willen des Eigentümers aus dessen Besitz gekommenen MobiHe. Phil, 
de Beaumanoir fügt die wichtige Beschränkung hinzu, der Inhaber 
solle gegen die Vindication geschützt werden, wenn er die Sache in 
gutem Glauben auf öfifentlichem Markt gekauft habe, ein Grundsatz 
den fünf Jahrhunderte später der Artikel 2279 des Gode civil erneuern 
sollte. 

Eine entschiedenere Wendung nach der Seite des römischen Rechtes 
ist erst in der dritten Periode (14. und 15. Jahrb.) eingetreten. Haupt- 
werkzeug hiefür war das Princip: Quod principi placuit legis habet 
vigorem. Seit Entstehung der königlichen Procuratoren und dem Sieg 
des öffentlich-rechtlichen Geistes im Strafrecht stand dieses der Ent- 
wicklung einer Vindication im römischen Sinne nicht weiter im Wege. 
Die letztere verdrängt den Rechtssatz: Les meubles n*ont pas de suile, 
während zugleich das Strafrecht vervollkommnet wird und namentlich 
lernt die Veruntreuung wirksam zu treffen. Doch selbst mit Ende des 
15. Jahrhunderts war diese Reform nicht in ganz Frankreich durch- 
geführt. 

Nicht zugelassen wurden die Besitzklagen des Eigentümers, nach 
wie vor hielt nSmlich das Gericht den Streitgegenstand lite pendente 
in seiner Hand. Nicht gestattet wurde ferner dem Gläubiger die Mobilien 
seines (insolventen) Schuldners, welche dieser veräussert hatte, in der 
Hand dritter Personen zu pAnden oder gar zu vindiciren, „ihnen zu 
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folgen*'. Mit dem königlichen Insiegel versehene Schuldscheine gewährten 
dem Gläubiger allerdings ein allgemeines Pfandrecht auf das Vermögen 
des Schuldners: so verpfändete Immobilien konnten selbst in dritter 
Hand mit Verbot belegt werden, von Mobilien dagegen galt: „Les 
meubles n*ont pas de suite par hypolheque*', ein durch die Bedürfnisse 
des Verkehrs hervorgerufener, in den Code civil (att. 2119) aufgenom- 
mener Satz. 

Auch in dieser Periode bildet der Process gewissermassen freie 
Bahn fQr den Fortschritt des materiellen Rechtes. Neben einander stehen 
mehrere, teils civile, teils criminelle Klagen, welche sich ihren Be- 
dingungen und Wirkungen nach immer mehr der römischen Vindication 
nähern, sich aber teilweise noch an den germanischen Process anlehnen. 
In der folgenden Periode (16. 17. 18. Jahrh.) vollzieht sich nun 
die den Code civil vorbereitende Wandlung: Der Triumph des römischen 
Rechts dauert kurz; in selbständiger Weise, teils auf fränkischer, teils 
auf römischer, teils auf moderner Grundlage wird das der eigentlichen 
„öpoque coutumiöre" eigentümliche Mischrecht geschaffen. Seit dem 
16. Jahrhundert wird das Eigentumsrecht in abstracter Weise au%efasst 
und mit jedem solchen Recht eine Eigentumsklage verbunden. Der 
Eigentümer der Mobilie hat im 16. Jahrhundert eine wirkliche Vindi- 
cation, ohne Rücksicht auf die Art seines Besitzverlustes. Hand in 
Hand mit diesem Fortschritt entwickelt sich eine Usucapion der Mobilien 
(S. 208 ff.). Eine Besitzklage stand dem entwährten Eigentümer auch 
jetzt noch nicht zu : Man hielt es für gefährlich einer der Parteien den 
Besitz einzuräumen und zog vor im Anschluss an das alte crimina- 
listische Klagensystem sofort über das Eigentum zu entscheiden. Der 
Grundsatz: „Les meubles n*ont pas de suite en hypoth^ue" wurde 
beschränkt, indem man eine Hypothek auf einzelne Mobilien gestattete 
(Art 2102 des Code civ. und Pfandrecht des Vermieters). Von den 
vier in dieser Zeit gebrauchten, von J. D. eingehend beschriebenen 
Klagformen ist durch ihre Anlehnung an das älteste Recht das Ver- 
fahren mit dem Haroruf (gleich den übrigen drei Klagen eine Variation 
der „procedure d*adveu et de contreadveu*') (p. 199) besonders bemerkens- 
wert. Nachdem der Kläger seinen Anspruch (adveu) beim „sergent" 
angebracht, nimmt dieser, ohne vorherige Bevollmächtigung durch das 
Gericht, die Sequestration der Mobilie vor und ladet ihren Inhaber zur 
Stellung vor Gericht binnen acht Tagen, zum Zweck einer Gegenerklärung 
oder der formellen Uebergabe des Besitzes an den Gegner. Der In- 
haber erklärt sich, wenn er den Streit aufnehmen will, als Eigentümer 
der Sache und vindicirt sie seinerseits (contreadveu), darauf wird ihm 
die Sache gegen Gaution zurückgestellt. Nach dieser Einleitung folgt 
der Beweis der EigentumstiteJ, welcher dem Endurteil zu Grunde gelegt 
wird (S. 203). 

Im 17. Jahrhundert wurde eine nennens^verte Aenderung des Rechtes 
nicht durchgeführt, während doch der steigende Verkehr energisch nach 
Reformen drängte. In der Tat wurde im 18. Jahrhundert das Recht 
des Eigentümers im Sinne einer Erleichterung des Handels eingeschränkt 
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Man verbot den sergeDls ohne vorhergegangenen richterlichen Befehl 
Mohilien zu sequestiren. Während ferner bis zur Hälfte des 18. Jahr- 
hunderts der Eigentümer einer gestohlenen Sache dieselbe auch von 
jedem dritten gutgläubigen Besitzer vindiciren konnte, wird von da an 
der gutgläubige Besitzer gegen die Vindication geschützt. Er behält 
das Eigentum der Sache, oder kann, falls er sie restituiren soll, Ersatz 
des dafür geleisteten Kaufpreises fordern. Eigentum begründet namentlich 
der Ankauf auf öffentlichem Markte, bei einem zum Handel mit der- 
artiger Waare befugten Kaufmann, oder bei einer öffentlichen Ver- 
steigerung. 

Ob die res furtiva ersessen werden kann, bildet einen Gegenstand 
lebhaften Streites. Die Prescription von Mohilien, welche vom 16.— 18. 
Jahrhundert meist auf 30 Jahre gesetzt wurde, wird nun vielfach auf 
3 Jahre beschränkt. Da die Schwierigkeit den justus titulus seiner 
Auetoren zu beweisen auch für den gutgläubigen Besitzer sehr gross, 
mutwillige Yindicationen daher nicht selten, auch Beschenkte der 
dolosen Vindication des Schenkers gegenüber wehrlos waren, entstand 
im 18. Jahrhundert der Grundsatz: „en fait de meubles possession vaut 
titre**; die blosse Behauptung des Besitzers Eigentümer zu sein und 
die Sache auf rechtmässigem Wege erworben zu haben erweckt zu 
seinen Gunsten die Vermutung des Eigentumsrechtes. Dieselbe kann 
widerlegt werden ; sie ist praesumptio juris, aber nicht zugleich de jure. 
Der Kläger kann z. B. erweisen die Sache dem Inhaber oder seinem 
Auetor zur Verwahrung oder als Pfand anvertraut zu haben. Durch 
solche Besserungen wurden die meisten Härten des älteren Rechtes 
vermieden (vgl. S. S32 f.). Auf die geschilderte Entwickelung sind 
namentlich die Art. 2102, 2279, 2280 des Code civil zurückzuführen. 
Gleichzeitig identificirte man irrtümlicher Weise den Grundsatz: „en 
fait des meubles possession vaut titre*' mit der alten Regel : „Les meubles 
n*ont pas de suite . .*^ Dies im Wesentlichen die Resultate J. D.*s. 
Es ist selbstverständlich, dass wir den reichen Inhalt des gedrängt ge- 
schriebenen Werkes nur in flüchtigen Umrissen wiederzugeben vermochten. 
Dasselbe enthält wertvolle Ausführungen nicht nur zur Geschichte der 
Vindication, sondern auch zur Geschichte des Eigentumsrechtes. Natur- 
gemäss birgt ein Gegenstand von solchem Umfang viel Strittiges und 
Zweifelhaftes in sich. In wiefern dies von J. D/s Darstellung des mittel- 
alterlichen Rechtes behauptet werden darf, darüber sind nur Kenner 
der Goutumes wie Brunner oder Franken competent zu urteilen. Jeder 
Leser des Buches wird aber gewiss den angenehmen Eindruck davon- 
tragen, es mit einer gewissenhaften und scharfsinnigen Arbeit zu tun 
zu haben. Dieselbe ist mit einem reichhaltigen bibliographischen Ver- 
zeichniss, einem alphabetischen Register und einem Inhaltsverzeichniss 
ausgestattet, lässt also in Bezug auf Uebersichtlichkeit nichts zu wünschen 
übrig. Die Darstellung zeichnet sich durch Klarheit aus, die Kapitel 
über die Volksrechte bilden allerdings mehr ein schwieriges Studium, 
als eine wissenschaftliche Lektüre, worüber sich übrigens nicht auf- 
halten wird, wer Gelegenheit gehabt hat, sich mit der Lex Salica ein- 
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gehend zu beschäftigen. Der deutschen Rechtsgeschichte fehlt es bisher 
an einer gleich detaillirleii Darstellung der Vindication in ihrer Ent- 
wicklung seit dem Mittelaller. Aus J. D.*8 Werk erhellt die für den 
Germanisten interessante Thatsache, dass die aus dem alten fränkischen 
Recht diesbezüglich in den Code civil übergangenen Bestandteile immer- 
hin untergeordneter Natur sind. 

Krakau. Dargun. 



J. Kohler, Shakespeare vor dem Forum der Jurisprudenz. 
Würzburg, 1883. Stahel. 300 Seiten. 8. 

Die anregenden, freilich aber auch mehrfachen Widerspruch heraus- 
fordernden kritisch-ästheti.schen Bemerkungen des Verf. über die juristi- 
schen Gedanken in den Dramen Shakespeares bilden den Rahmen für 
einige ungemein reichhaltige und belehrende Ausführungen aus dem 
Gebiete der dem Verf. schon so vieles verdankenden vergleichenden 
Recbtswissenschaft. Hauptsächlich sind es drei Abhandlungen: das 
Stück vom Schuld recht, im Anschluss an den „Kaufmann von Venedig^ 
(S. 7—99), das Stück von der desuetudo und der Gnade, im Anschluss 
an „Mass für Mass** (S. 101—118), und das Stück von der Blutrache, 
im Anschluss an „Hamlet** (S. 119—232). In allen dreien bandelt es 
sich um den Konflikt des modernen Rechtsbewusstseins mit veralteten, 
formell noch zu Recht bestehenden Gesetzen; im „Kaufmann von 
Venedig** um das alte unmenschliche Schuldrecht, welches den Richter 
zwingt, unter gewissen Voraussetzungen dem Glfiubiger das Leben 
seines Schuldners preiszugeben, — der Richter entzieht sich dem Gesetz 
durch Scheingrflnde, er gibt dem schlecht begründeten Recht den 
Vorzug vor dem gut begründeten Unrecht; in „Mass für Mass'* um ein 
längst ausser Uebung gekommenes, von einem nur das formale Recht 
anerkennenden Richter wieder hervorgeholtes und im Widerspruche 
mit den Anschauungen seiner Zeit zur Anwendung gebrachtes Gesetz, 
dem erst die vom Herzog ausgesprochene Begnadigung die Spitze 
nimmt; im „Hamlet** um das von dem Geiste des Vaters geforderte, 
dem Rechtsbewusstsein der MitJebenden noch durchaus entsprechende, 
dem über seiner Zeit stehenden Hamlet dagegen innerlich widerstre- 
bende und den Konflikt in ihm hervorrufende Gesetz der Blutrache. 
Die ästhetischen Ausführungen des Verf. entziehen sich an dieser 
Stelle der Beurteilung, doch bekennen wir, dass seine geistvolle Er- 
klärung des Konflikts im Wesen Hamlets uns ebenso viel für sich wie 
die Auffassung des Urteils im „Kaufmann von Venedig*' gegen sich 
zu haben scheint; wir meinen, dass hier die Sache von Köhler wie 
von Ihering viel zu ernst genommen wird, weil Shakespeare offenbar 
ein, wenn auch mit hohen tragischen Momenten ausgestattetes, Lust- 
sjffel beabsichtigte, dessen Motiv der Gedanke „wie du mir so ich dir**, 
Spitzfindigkeit gegen Spitzfindigkeit, bildete. Ungeteilten Beifall Te^ 
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dienen die rechtsgeschicht lieben, besonders das germanische Recht be- 
rflcksichtigenden, auf dem vielseitigsten Quellenstudium beruhenden 
Ausfühmngen des Verf. über das Schuldrecht (S. 7—71) wie über die 
Blutrache, Fehderecht und Wergeid (S. 131 — 179), wobei sich vielfach 
wunderbare Uebereinstimmungen in der Rechtsentwickelung der ver- 
schiedensten Völker ergeben. Wer an der Berechtigung einer ver- 
gleichenden Rechtswissenschaft noch zweifeln sollte, wird hier Beleh- 
rung und Bekehrung finden können. Als „Beilagen" (S. 259—283) 
teilt der Verf. einige ungedruckte Urkunden des Würzburger Archivs 
aus dem 14. und 15. Jahrhundert mit, einen SObnevertrag und eine 
Reihe von Schuldsicherungsklauseln enthaltend. Den Schluss bilden 
mehrere sorgfältig gearbeitete Register, welche die Benutzung des 
Buches für den Juristen wesentlich erleichtern. In einem selbständig 
erschienenen ,,Nachwort zu Shakespeare vor dem Forum der Juris- 
prudenz*' (Würzburg 1884) findet sich eine Reihe ergänzender "Nach- 
träge zur Geschichte des Schuldrechts, des Begnadigungsrechts und der 
Blutrache. r. Schröder. 



J. Kohler, Urkunden aus den Antichi Arcbivi der Biblioteea 
Comunale von Verona (a. u. d. T. Beiträge zur germa- 
nischen Privatreehts-Geschichte von Jos. Kohler). 1. und 
2. Heft. Würzburg, 1883, 1885. Stahel. 54 und 
50 Seiten. 8. 

Der Herausgeber hat bei seinen wiederholten Besuchen Italiens 
eine Reihe zum Teil sehr wertvoller Urkunden des Veroneser Gemeinde- 
archivs, bis auf eine sämtlich zuvor ungedruckt, kopiert und nunmehr 
mit ausführlichen juristischen, topographischen und sprachlichen Er- 
läuterungen herausgegeben. Das erste Heft enthält dreizehn Urkunden 
von 1005 bis 1174, das zweite siebzehn Urkunden von 762 bis 1110, 
darunter zwei aus dem 8., drei aus dem 9., zwei aus dem 10. Jahr- 
hundert. Durch das höhere Alter und reicheren Inhalt der Urkunden 
zeichnet sich das zweite Heft vor dem ersten erheblich aus. Die reiche 
Belesenheit des Verf. und seine gediegenen Kenntnisse auch auf ger- 
manistischem Gebiete geben den Erläuterungen einen der dankeswerten 
Publikation durchaus entsprechenden selbständigen Wert»). Von be- 
sonderem Interesse sind dem Referenten die zahlreichen Belege für die 



») Widersprechen müssen wir der S. 3, Anm. 1 gegebenen Aus- 
führung des Verf. über die römisch-rechtliche Herkunft des Empfangs- 
hekenntnisses beim Kauf. Dasselbe kommt in den mittelalterlichen 
Kaufurkunden ganz regelmässig vor, hat aber nichts mit der Frage des 
Eigentumsüberganges am Kaufobject zu tun, sondern erklärt sich aus 
dem ursprilnglichen Charakter des Kaufes als Real vertrag. Vgl. u. a. 
französische Parlamentsentscheidung von 1268 bei Beugnot, Les Olim I, 
7^ Nr. 27. 
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Rezeption fränkischer Investiturformen In Italien gewesen. In einer 
Urkunde von lOSS (S. 93) begegnet eine ancilla Glariza, „nado eius 
Italie'S wol das erste Beispiel dieser Art. Eine Urkunde von 780 ge- 
denkt (S. 62) einer „cenluria Mestre'\ die an die ,,centini** in Ratchis 
c. 1. erinnert. Beide Hefte enthalten ausführliche Sachregister. 

R. Schröder. 



Georg Winter, Geschichte des Rates in Strassburg, von 
seinen ersten Spuren bis zum Statut von 1263 (a. u. 
d. T. Untersuchungen zur deutschen Staats- und Rechts- 
geschichte, herausgegeben von 0. Gierko. I. Heft). 
Breslau, 1878. Koebner. 92 Seiten. 8. 

Der Verf. dieser leider unverdient verspätet zur Anzeige kommen- 
den Untersuchung hat den 1879 von W. Wiegand in musterhafter 
Weise herausgegebenen ersten Band des Strassburger Urkundenbucbes 
noch nicht benutzen können. Uebrigens würden sich daraus für seine 
ebenso sorgfältige wie einsichtige Arbeit nur Ergänzungen, aber keine 
wesentlichen Berichtigungen ergeben haben'). Die Geschichte des 
Strassburger Rates beginnt mit dem zweiten Stadtrecht, dessen Ab- 
fassungszeit der Verf. unter Zustimmung Wiegands (a. a. 0. 481) um 
die Wende des 12. und 13. Jahrhunderts setzt. Eine dem Verf. noch 
unbekannte Urkunde aus der Zeil des Bischofs Konrad (1190—1902) 
enthält bereits einen Beschluss der „burgenses nostre civitatis" in 
Almendeangelegenheiten, ist von zwölf „consiliariis et rectoribus nostre 
civitatis" ausgestellt und mit dem Stadtsiegel beglaubigt (Strassburger 
Urk.-B. I Nr. 144). Dieselben Personen bis auf eine finden sich auch 
unter den zahlreichen Zeugen eines Vertrages, den Bischof Konrsd 
im Jahre 1201 mit Graf Rudolf von Habsburg eingieng, „consilio 
fratrum nostrum maioris ecclesie, hominum quoque ministerialium et 
burgensium nostrorum*' (ebd. Nr. 139), in der Hauptsache ebenso unter 
einer bischöflichen Urkunde von 1199 (Nr. 137). Die Urkunde von 
1201 trugt auch schon das Stadtsiegel (sigillum burgensium Argenti- 
nensis civitatis). Da Bischof Konrad zu Anfang seiner Regierung mit 
den Ministerialen in Konflikt kam, was wol auf die ersten SelbsUndig- 
keitsbestrebungen der Stadt zurückzuführen ist, während seit der zwie- 
spältigen Königswahl von 1198 Bischof und Stadt durch die gemein- 
same Gegnerschaft gegen Philipp eng verbunden waren, so ist die Ab- 
fassung des zweiten Sladlrechts mit ziemlicher Sicherheit zwischen 1198 
und 1201 zu setzen. Vorher hat es in Strassburg keinen Rat gegeben. 
Die entgegenstehende Annahme Arnolds wird von dem Verf. treffend 

>) Vgl. E. Kruse, Verfassungsgeschichte der Stadt Strassburg im 
12. und 13. Jahrh. (I. Ergänzungsheft der Westdeutschen Zeitsdirifl 
für Geschichte und Kunst, herausg. v. Lamprecht). Trier 1884. 
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widerlegt. Des Beirats seiner Ministerialen hat der Bischof sich freilich 
von je her bedient, im Laufe des 12. Jahrhunderts werden oft auch 
Personen aus der Bürgerschaft, namentlich wol Schöffen, zugezogen, und 
das erste Stadtrecht, dessen Abfassung der Verf. im Anschluss an 
Hegel und in Uebereinstimmung mit Wiegand in das zweite Viertel des 
12. Jahrhunderts (nach 1129) setzt, schreibt für gewisse Fälle eine der- 
artige Zuziehung geradezu vor, räumt auch der Bürgerschaft ein ge- 
wisses Mitwirkungsrecht bei der Einsetzung eines neuen Vogtes ein, 
aber ein organisches Institut, das man einen „Rat" nennen könnte, 
liegt noch in keiner Weise vor, selbst die von dem Verf. für diese 
Verhältnisse gebrauchte Bezeichnung „Gemeinderat** geht unseres Er- 
achtens zu weit. Von Selbstregierung ist noch keine Hede, jnan kann 
nur von einer Vorbereitung der späteren Entvvickelung reden, gerade so 
wie im 13. Jahrhundert, durch das zweite Stadirecht angebahnt, die 
Zuziehung der Schöffel und Handwerksmeister zu wichtigeren Rats- 
verhandlungen ^) die Reformen des 14. Jahrhunderts vorbereitet hat*). 
Als die wichtigste Aufgabe des Rates betrachtet der Verf. die 
selbständige Hand babung der hohen Gerichtsbarkeit, wobei der Bürger- 
meister als Richter, der übrige Rat als Urteilerkollegium tätig war. 
Er nimmt an, dass das Vogtgericht damit ganz bei Seite geschoben 
sei, während die niedere Gerichtsbarkeit dem Schultheissen und den 
beiden von diesem eingesetzten Richtern in alter Weise verblieb. 
Dagegen gestehen Hegel und Kruse dem Rate nur eine konkurrierende 
Gerichtsbarkeit neben Vogt und Schultheissen zu*). In der Tat ist 
nicht anzunehmen, dass das echte Ding, das der Vogt bis dahin ab- 
gehalten hatte, stillschweigend aufgehoben sein sollte; es wird in der 
alten Gestalt fortgedauert haben, bis es aus Mangel an Beschäftigung 
von selbst eingieng *), Ausserdem behielt der Vogt seine bisherigen Ge- 



^) Zweites Stadtrecht c. 5: Quandocunque ardua negotia coram 
domino episcopo vel alibi sunt tractanda, consules primo congrega- 
buntur ad invicera et, si opus fuerit, scabini vocantur ad consilium. 
Beispiele dieser Behandlung der „ardua negotia'' Strassb. Urk.-B. I, 
Nr. 216 (1229), 220 (1230): magistri civium cum tocius civitatis con- 
silio et aliis civibus multis honestis et maioribus, 270 (1240): Rats- 
beschluss de cummuni consensu scabinorum et officialium, 298 (1246): 
de consensu et voluntate scabinorum et aliorum concivium nostrorum 
et de consilio magistrorum operis. Vgl. das dritte Stadtrecht (1245 bis 

1260): „consules et ceteri cives meliores et sapientiores cum 

episcopo, canonicis et ministerialibus in hoc convenerunt*' und § 21: 
„Statutum est etiam de communi consilio consiliariorum et scabi- 
norum** (a. a. 0. Seite 482, 484). — *) Gegen die mehrfach aufgestellte 
Behauptung, dass schon die Schöffel des 13. Jahrb. den Zünften angehört 
hätten, vgl. Heusler, Ursprung der Stadtverfassung 201 f. Sogar die 
Handwerksmeister oder Zunftvorsteher wurden erst seit dem Vertrage 
von 1263 aus dem Kreise der Handwerker genommen, — •) Vgl. 
Hegel, Chroniken der deutschen Städte VlII, Einleitung S. 25. Kruse, 
a. a. 0. 42. — *) Dass der Vogt noch eine Gerichtsbarkeit ausübte, 
ergibt sich aus § 14 des zweiten sowie aus dem Eingange und § 14 
des dritten Stadtrechts (Strassb. Urk.-B. I, S. 482 f.). Übrigens dingte 
der Rat ebenso wie der Vogt in der bischöflichen Pfalz. Vgl. erstes 
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richtsgefälle ^) und den Bann*). Dass der Vogt keineswegs in der 
Weise, wie Winter annimmt, bei Seite geschoben war, zeigt sieb auch 
in dem Umstände, dass er bei der Abfassung des zweiten Stadtrechts 
ausdrQciclich seine Zustimmung erteilte, während bei dem dritten 
Stadtrecht ein besonderer Vorbehalt zur Wahrung der Rechte des Vogts 
und des Schultheissen für notwendig erachtet wurde*); auch das eifrige 
Bestreben des Rates, sich gegen den Uebergang der Vogtei in mäch- 
tigere Hände zu sichern*), würde kaum einen Sinn haben, wenn die 
Vogtei bereits so bedeutungslos gewesen wäre^ wie der Verf. annimmt. 
Noch entschiedener müssen wir dem Verf. hinsichtlich dessen, 
was er über die Beziehungen des Rates zu dem SchÜffenkollegium 
bemerkt, widersprechen. Nach dem Verf. war der Rat ein mit be- 
sonderen Vorrechten ausgestatteter Ausschuss des Schöffenkollegiums, 
dessen zur Zeit nicht in den Rat berufene Mitglieder als Urteiler im 
Schultheissengericht fungierten, und ausserdem die ihnen von dem 
zweiten Stadtrecht überwiesenen Aufgaben im Stadtregiment und als 
Urkundspersonen versahen. Dieser Annahme widerspricht schon die 
Zahl der Ratsmitglieder, die von vorn herein auf mindestens zwölf 
festgesetzt wurde und später auf das doppelte gestiegen ist. Vor allem 
aber übersieht der Verf., dass das zweite Stadtrecht die „scabini", 
d. h. die späteren „Schöffel**, als eine unverkennbare Neuerung be- 
handelt und in einen scharfen Gegensatz zu den Ratsherren bringt*). 
Die letzteren sollen aus den beiden Klassen der ministeriales und 
burgenses auf je ein Jahr ernannt werden ~ über die Art der Er- 
nennung wird, bezeichnend genug, nichts gesagt, die muss also bekannt 
gewesen sein — und dem Bischof wie der Stadt Treue schwören (§ 1). 
Dagegen heisst es § 23: „Preterea omnium beneplacito electi et statuti 
sunt scabini vite probabilis bonique testimonii, qui in electione sua 
iurare debent coram consulibus testimonium veritati perpetualiter 
exhibere super omnibus que viderint et audierint." Also die Schöffel 
werden gewählt, und zwar „omnium beneplacito", d. h. von der ganzen 
Bürgerschaft, und die erste Wahl hatte bei der Abfassung des zweiten 
Stadtrechts bereits stattgefunden („electi sunt"); die Wahl erfolgt nicht 
periodisch, sondern auf Lebenszeit; die Gewählten werden von dem 

Stadtrecht § 42. Strassb. Urk.-B. I, S. 245 Anm. 1. Hegel, a. a. O. 
IX 951. 

») Zweites Sladtreclit §§ 11-14, 25. — «) Die §§ 11, 12, 19—23 
des ersten Studtrechts fanden wol analoge Anwendung. — *) Vgl. 
Eingang des dritten Stadtrechts: de comrouni consensu et consilio hec 
nova instituta statuerunt, salvis tamen antiquis iudiciis et statutis in 
omnibus, ita quod scultetus, advocatus et consules in prioribas 
nihilominus procedant, prout iura et consuetudines civitatis in libellis 
sunt descripte. — *) Vgl. Strassb. Urk.-B. I Nr. 181 (1220). 290 (1244). 
312 (1247). 317 (1247). 334 (1249). — ») Vgl. Hegel, Chroniken der deut- 
schen Städte VIII, Einleitung S. 25. IX, 952. 957 f. Kruse, a. a. O. 41. 
A. Schulte, Strassb. Urk.-B. III, Einleitung S. 16. Auch Heusler, 
a. a. O. 201 S. nimmt keinen Zusammenhang der „Schöffel" mit den 
VogtgerichtsschöfTen, aus denen der Rat hervorgegangen sei, an, ver- 
mutet aber eine Anknüpfung an die Schöffen des Schultheissengerichts« 
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Rate vereidigt. Das Kollegium der Schöffel, an dessen Spit2e seit 
1229 und 12^ ein Scböffenmeister, magister seabinorum, hervortritt 
(Strassb. Urk.-B. I S. 171, 174 Anm. 1), ernennt jflhrlicb zur Zeit der 
Erneuerung des Rates zwei Deputierte, die mit den Deputierten des 
Rates einen Viererausschuss zur Wahrung der Verfassung bilden (§ 51), 
ausserdem werden die SchÖfTel in dringenden Fällen zur Teilnahme an 
den Sitzungen des Rates berufen (§ 5), während sie im übrigen mit 
administrativen und politischen Dingen nicht befasst werden, sondern 
als Öffentliche Urkundspersonen im Gebiete der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit tätig sind (§§ 23—25), im Gregensatze zu dem Rate, dessen regel- 
mässige Aufgabe die Handhabung der streitigen Gerichtsbarkeit ist'). 
Dass die Ratsmitglieder als solche im wesentlichen an die Stelle der 
Vogtgerichtsschöffen getreten sind, ist auch mir höchst wahrscheinlich. 
Der entsprechende von Heusler dargelegte Entwickelungsgang in anderen 
Städten lässt darauf schliessen und der Umstand, dass das zweite 
Stadtrecht die Art der Ernennung der Ratsmitglieder als bekannt 
voraussetzt, scheint dies zu bestätigen. Die späteren Zustände lassen, 
wie der Verf. mit Recht bemerkt, annehmen, dass der Rat schon frQh 
ein Kooptationsrecht geltend gemacht hat. Dem gegenüber bestimmte 
Kaiser Friedrich II. 1214 ausdrücklich , dass die Ernennung von Rats- 
mitgliedern nur mit Zustimmung des Bischofs erfolgen dürfe (Strassb. 
Urk.-B. B. I Nr. 160), und denselben Anspruch verfocht später Bischof 
Walter von Geroldseck, der die Erweiterungen der städtischen Frei- 
heiten leidenschaftlich bekämpfte (ebd. Nr. 467, 471), aber schon sein 
Nachfolger, Bischof Heinrich IV. von Geroldseck, erkannte in dem 
Vertrage von 1263 (Nr. 519) das Kooptationsrecht des Rates aus- 
drücklich an. 

Dieser Vertrag von 1263 bildet den Schlussstein der Periode, deren 
Darstellung der Verf. sich zur Aufgabe gemacht hat, das erste Stadium 
in der Entwickelung der städtischen Selbstregierung in Strassburg. 
Von nun an erfolgte die Einsetzung der höchsten städtischen Behörde, 
die zugleich das höchste Gericht in der Stadt war und in dem Ver- 
trage zum Oberhofe für die ganze Diözese erhoben wurde, durchaus 
unabhängig vom Stadtherrn (denn die Bürgermeister wählte der Rat 
selbst, ursprünglich gieng das Amt in monatlichem Wechsel unter den 
Ratsmitgliedern um), die Selbstverwaltung und die Autonomie wurden 
völlig frei gegeben und dem Bischof verblieben nur gewisse Hoheits- 
und Ehrenrechte von mehr oder weniger untergeordneter Bedeutung. 
Da auch die Vogtrechte inzwischen, wie es scheint, ganz ausser Übung 
gekommen waren, so kann man dem Verf. nur zustimmen, wenn er 
behauptet, dass Strassburg mit dem Jahre 1263 voll und ganz in die 
Reihe der freien Städte eingetreten sei. 
R.Schröder. 

') Dagegen ist es allerdings mÖgKch, dass die Schöffe], wie Heusler 
und Winter annehmen, als Beisitzer des Schultheissengeriohts zu fun- 
gieren hatten. 

Zeitschrift d. Sarfgny-Stlftnni?. VI. Germ. Abtb. 15 



226 Litteratur. 

W. Domke, Die Virilstimmen im Reichsfürstenrat von 
1495^1654 (a. u. d. T. Untersuchungen zur deutschen 
Staats- und Rechtsgeschichte, herausgegeben von O.Gierke. 
XI). Breslau, 1882. W. Eoebner. 139 Seiten und eine 
Tabelle. 8. 

Bekanntlich hatte der deutsche Reichstag des Mittelalters keine 
feste Stimmordnung» weil die Stimmen nicht gezählt, sondern gewogen 
wurden. Das Stimmrecht der Reichsfürsten haftete nicht an den Ter- 
ritorien', sondern trug einen rein persönlichen Charakter. Teilangen 
innerhalb eines Hauses vermehrten die Stimmenzahl, während um- 
gekehrt die Stimmen eingegangener Linien oder ganzer Häuser von 
selbst erloschen und nicht auf die neuen Erwerber der betreffenden 
Territorien übertragen wurden. Dagegen ergibt sich aus dem IPO. 
von 1648, dass bei den Reichstagsbeschlüssen Stimmenmehrheit ent- 
schied (Art. V § 52) und dass die Stimmen im Reichsfürstenrate nicht 
von den Fürsten als solchen, sondern in Vertretung ihrer stimm- 
berechtigten Länder abgegeben wurden (Art. X §§ 9, 11. Art. XI 
§§ 1, 4). Der JRA. von 1654 führte die Abstimmung nach Majoritäten 
auch bei den Kreistagen ein (§ 183) und machte die Erhebung neu- 
fürstlicher Häuser, ausser der Genehmigung des Reichstags, von dem 
Erwerb „ohnmittelbarer fürstmässiger Reichsgüter'* und deren Ein- 
tragung in die Reichsmatrikel abhängig (§ 197). Die herschende 
Meinung nimmt an, dass diese Territorialisierung der Stimmen auf 
den Reichstag von 1582 zurückgegangen sei, indem man das auf diesem 
hervorgetretene Stimmen verbal tniss fortan observanzmässig ab die 
Norm betrachtet habe. Diese Ansicht, die zuerst von Moser aufgestellt 
und neuerdings besonders von Ficker verteidigt ist, hat der Verf. der 
vorliegenden scharfsinnigen und sorgfältigen Untersuchung als unrichtig 
erwiesen. Es ergibt sich vielmehr, dass man noch im ersten Viertel 
des 17. Jahrhunderts an dem alten Prinzip, wonach jeder aus einer 
Erbteilung hervorgegangene regierende Herr zur Führung einer eigenen 
Stimme berechtigt war, festhielt, während umgekehrt schon aus der 
Zeit vor 1582 einige Beispiele vorliegen, da.ss Stimmen ausgegangener 
Häuser nicht erloschen, sondern von dem in den Besitz des Terri- 
toriums gelangten Hause neben der eigenen Stimme fortgeführt wurden, 
ein Prinzip das seit dem Anfange des 17. Jahrhunderts allgemein an- 
erkannt war, obwol es neben dem einstweilen noch beibehaltenen 
älteren Prinzip der Erb- und Stimmenteilungen sich wunderlich genug 
ausnahm. Das neue Prinzip knüpfte an den Gebrauch der geistlichen 
Fürsten an, die bei der Vereinigung mehrerer Stifter in einer Hand 
regelmässig für jedes derselben ihre Stimme abzugeben pflegten. Die 
der Reformation zugewandten weltlichen Fürsten hatten diesem Ge- 
brauche gegenüber alles Interesse, dem Erlöschen weltlicher Stimmen 
nach Kräften entgegenzutreten, zumal das bequeme Mittel, die eigene 
Stimmenzahl im Wege der Erbteilungen zu erhüben, durch die Aus- 
bildung des die ungeteilte Erbfolge gebieterisch fordernden staatlichen 
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Gedankens mehr und mehr unanwendbar wurde. Wir möchten auch 
noch auf eine andere, von dem Verf. übersehene Triebfeder für die 
Umbildung der Anschauungen, auf das Bedürfniss der Reichsmatrikel, 
aufmerksam machen. Der Regensburger RA. von 1576 § 21 bestimmt : 
MDieweil etliche Stände des Heil. Reichs, geistlichen oder weltlichen 
Stands, so hiebevor im Heil. Reich ihre Anlagen gehabt und contri- 
buirt haben, nunmehr in Abgang kommen, gleichwohl derselben Landen, 
Leut und Güter, vom Reich herrührend und demselbigen ohn Mittel 
unterworfen, von andern Ständen besitzlich eingenommen worden seind, 
sollen auch dieselbigen als jetzige Inhaber dar von die gebührende An- 
lagen zur jetzigen Steuer ohnweigerlich abrichten und bezahlen." 

Zu einer Notwendigkeit wurde die Fixierung der Stimmen, als es sich 
im Westfälischen Frieden um die Aufnahme Schwedens als Reichs- 
stand und die Entschädigung Brandenburgs für die pommerschen Ab- 
tretungen handelte. An die Aufstellung einer gesetzlichen Norm für 
die altfürstlichen Häuser wurde dabei nicht gedacht. Schon seit dem 
16. Jahrhundert hatte der Reichstag das Recht in Anspruch genommen, 
nicht bloss bei der Erhebung neufürstlicher Häuser, sondern auch bei 
Stimmenteilungen und bei der Fortführung erloschener Stimmen über 
Zulassung oder Nichtzulassung zu beschliessen. Die dabei bisher von 
ihm beobachtete Praxis wurde nunmehr normgebend, man nahm die 
Dinge wie sie sich gewohnheitsrechtlich und unter der tatsächlichen 
Anerkennung des Reichstags entwickelt hatten. 

R. Schröder. 



Karl Lehmann, Verlobung und Hochzeit nach den nord- 
germanischen Rechten des früheren Mittelalters. München, 
1882. Chr. Kaiser. 134 Seiten. 8. 

Die vorliegende Arbeit zeigt ganz die exakte Methode Konrad 
Maurer*s, dem der Verf. als dankbarer Schüler sein Werk gewidmet 
hat. Dieselbe peinliche Sorgfalt im Eingehen auf die partikularrecht- 
lichen Verschiedenheiten, dieselbe vorsichtige Abwägung dessen, was 
dabei für ursprüngliche und was für spätere Rechtsbildung zu erachten, 
dieselbe Vorsicht insbesondere bei Rückschlüssen auf das südgerma- 
nische Recht, wobei der Verf. einerseits der relativ grösseren Alter- 
tümlichkeit der skandinavischen Rechtsquellen volle Gerechtigkeit 
widerfahren lässt, andererseits 'aber doch daran festhält, dass die süd- 
germanischen Quellen aus der Zeit der Volksrechte im allgemeinen 
einer erheblich älteren Kulturstufe angehören. Hinsichtlich der Eigen- 
tümlichkeiten des isländischen Rechts kam für den Verf. besonders in 
Betracht, dass der Freistaat einerseits, wie dies seit Konrad Maurer*s 
Untersuchungen feststeht, in vieler Beziehung ein moderneres Rechts- 
gebilde gewesen ist, andererseits aber durch seine insulare Lage und 
das längere Festhalten am Heidentum sich länger von den Einflüssen 
des kanonischen Rechtes freigehalten hat. Dass sich bei so gründlicher 

15* 



320 '. Litteratur. 

und vorsichtiger Arbeit zuverlässige und wertvolle Ergebnisse auch 
fOr die deutsche Rechtsgeschichte herausstellen mussten, war selbst- 
verständlich. 

Der deutschrechtliche Dualismus der Eheschliessungsakte, Ver- 
lobung und Trauung, wiederholt sich auch im Norden. Der Verf. hat 
sich aber hinsichtlich des zweiten Aktes nicht an die in Deutschland 
Qbliche Terminologie gehalten; er versteht unter „Trauung" den kirch- 
lichen Eheschliessungsakt und bezeichnet den entsprechenden weltlichen 
als „Hochzeit**. Wir können dies nicht billigen. „Hochzeit" ist kein 
juristischer Begriff, weder in der älteren Sprache, die darunter jedes 
Fest verstand, noch in der heutigen, die mit dem Worte viel mehr 
den Begriff der Vermählungsfeier als den der Vermählung verbindet 
(vgl. Grimm, D WB. IV, 2 S. 1640 f.). Wollte der Verf. den Ausdruck 
„Trauung*' vermeiden, weil die Trauung im Norden (wie Übrigens viel- 
fach auch in Deutschland) nicht der einzige entscheidende Akt war, 
so hätte sich „Vermählung** oder „Eheschliessung** immer noch besser 
als die von ihm gewählte Bezeichnung empfohlen. 

Die Verlobung (faastning) ist nach dem ältesten Standpunkte ein 
vor Zeugen abgeschlossener Vertrag des Verlobers mit dem Bräutigam. 
Die Braut spielt ursprünglich eine rein passive Rolle (GulathingslOg 
und* zum Teil Island), meistens bedarf es aber schon ihrer zustimmen- 
den Erklärung und manche Rechte lassen den Verlober ganz in den 
Hinlergrund treten, so dass sie (unter dem Einflüsse kanonistischer 
Anschauungen) die Selbstverlobung zwar bestrafen, aber nicht für un- 
gültig erklären. Island, das die Geschlechtsvormundschaft bereits im 
wesentlichen beseitigt hat, gestattet der Wittwe und der geschiedenen 
Frau die Selbstverlobung. Sonst wird der Verlober in bestimmten 
Fällen wegen Misbrauches seiner Gewalt durch die Familie oder durch 
einzelne Beistände ersetzt, wofür das sächsische und langobardlsche 
Recht Analogien bieten. Der Verf. führt gegen Rive den Nachweis, 
dass das Verloberrecht ursprünglich ein Ausfluss der Geschlechtsvor- 
mundschaft war, besonders die gütischen Rechte zeigen noch un- 
verkennbar die Identität von Vormund und Verlober, während Norwegen 
und Island in Folge der Abschwächung der Geschlechtsvormundschaft 
das Verloberamt als eine isolierte familienrechUiche Aktion erscheinen 
lassen, was ähnlich bei dem „reparius** des salischen Rechts wiederkehrt 

Als Frauenkauf erscheint die Verlobung nicht mehr, insbesondere 
ist der Ausdruck „kono kaupa** in dieser Richtung ebenso wenig 
technisch zu verstehen wie der entsprechende deutsche „eine Frau 
kaufen'*; Wir können hierin der Beweisführung Olivecronas, die sich 
der Verf. anj^eeignet hat, nur zustimmen. Auch der „mundr** ist keine 
dem deutschen Muntschatz entsprechende Gabe, schon der sprachliche 
Zusammenhang fehlt, da das Wort von mynda (geben, überliefern) 
herkommt. Der „mundr" ist eine Gabe des Bräutigams an die Braut, 
wenn auch nach manchen Rechten durch den Verlober eingefordert 
und erst von ihm an die Braut abgeliefert. Die Vereinbarung des 
mundr bei der Verlobung und die Zahlung bei der Eheschliessung ist 



Litteratur. 229 

für den Recbtsbestand der Ehe wesentlich, weshalb der mundr auch 
einem gesetzlichen Minimalbetrage (übrigens ohne ständische Abstufung) 
unierliegt. Mir ist es hiernach yOllig unzweifelhaft, dass der „mundr" 
mit dem deutschen Wittum identisch und nichts als der zeitgemäss 
umgewandelte Kaufpreis ist. Dem widerspricht es durchaus nicht, 
wenn das Wort in späteren Quellen oft in untechnischem Sinne be- 
gegnet, mit Morgengabe und Widerlage vermischt oder gar zur Be- 
zeichnung der fraulichen Heimsteuer verwendet wird, alles Dinge, die 
bei dem deutschen Wittum u. dgl. unzählige Male vorkommen (vgl. 
Geschichte des ehelichen Güterrechts I, S. 86 ff. 94. 108. II, 1 S. 67 fif. 
87 ff. II, 2 S. 235 ff. 243. II, 3 S. 337—349). Einen unmittelbaren Rest 
des alten Kaufpreises weist der Verf., der gegen Maurer, Olivecrona 
und Rive in ebenso vorsichtiger wie entscheidender Beweisführung 
den Ausgang der nordgermanischen Verlobung von dem Frauenkaufe 
feststellt, in der „vingisBf' (Freundesgabe) der gotischen Rechte und 
dem „fsestningsefsß" (Verlobungsgeld) schwedischer Rechte, namentlich 
des upländischen Rechts, nach. Es scheint sich damit verhalten zu 
haben wie mit dem Solldus und Denar bei den Saliern, dem Laune- 
gild bei den Langobarden, nachdem Wittum und Meta zu Gaben an 
die Braut gewurden waren. Ob die Morgengabe (morgingawa, 
morgingjöf), die vereinzelt merkwürdigerweise ganz wie in einigen 
deutschen Rechtsquellen in die Morgengabe (linf§) für die jungfräuliche 
Braut und die Abendgabe (bseckiser giof) für die wiederbeiratende 
Wiliwe zerfällt, ursprünglich ebenfalls eine Abzweigung des Kaufpreises 
gewesen ist, wie der Verf. vermutet, entzieht sich sicherer Kunde. 

Die Verlobung war wie im südgermanischen Recht eine unerläss- 
liche Vorstufe der Eheschliessung, aber sie begründete noch keine Ehe. 
Wie nach nordischem Recht im allgemeinen jeder Vertrag nicht bloss 
eine Willensbindung unter den Kontrahenten, sondern auch eine Dis- 
positionsbescbränkung Dritten gegenüber bewirkte, so erwies sich auch 
die Verlobung nicht nur unter den Verlobten gegen einander und gegen 
den Verlober, sondern unter Umständen auch Dritten gegenüber wirk- 
sam: die zweite Verlobung und die auf dieselbe geschlossene Ehe war 
ungültig, so lange die erste Verlobung nicht auf gesetzlichem Wege 
aufgelöst war. Nach dem GulathingslOg, das auch hier den ursprüng- 
lichen Standpunkt bewahrt zu haben scheint, stand dem Bräutigam 
wie der Braut und dem Verlober eine Klage auf Vollziehung der Ehe- 
schliessung zu; wer sich der Pflicht entzog, verfiel der Friedlosigkelt 
(utlsegd). Dieselbe Befugniss räumte Island dem Bräutigam ein gegen 
die Braut, den Verlober und jeden Dritten, der ihm die Braut vor- 
enthielt; aber Braut und Verlober ihrerseits hatten keine Klage auf 
Ehevollziehung gegen den pflichtsäumigen Bräutigam, nur Bestrafung 
desselben konnten sie verlangen. Und in derselben Weise abgeschwächt 
erscheint das Recht beider Parteien in Schweden und Norwegen mit 
Ausnahme des Gulathings. Allgemein galt der einseitige Rücktritt 
aus bestimmten gesetzlichen Gründen, die, charakteristisch genug, von 
den Ehescheidungsgründen wesentlich verschieden waren. Der Bei- 
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schlaf der Verlobten vor der Trauung wurde als Unzucht angesehen 
und mit der Unzuchtsbusse belegt. Brautkinder als solche galten als 
unehelich Erzeugte, erst die meisten schwedischen Rechte und die 
jüngeren norwegischen Ghristenrechte Hessen hier, offenbar unter kirch- 
lichem Einfluss, eine mildere Auffassung platzgreifen. Der Treubruch 
der Braut war kein Ehebruch, die TOtung des auf der Tat ertappten 
Ehebrechers stand nur dem Ehemann zu. Auch die Rechtssprache 
unterschied streng zwischen Ehe (hjüskapr), Ehegatten (hjon), bondi 
(Ehemann) und kona (Ehefrau) einerseits, und den Verlobten (festar- 
madr und festarkona, erst am Hochzeitstage brüdgumi und brudr) 
andererseits. Der Umstand, dass der Bruch des Verlöbnisses mit 
Landesverweissung (utlaegd) bestraft wurde, während verschuldete Ehe- 
scheidung nur vermögensrechtliche Nachteile zur Folge hatte, erklärt 
sich, wie der Verf. richtig bemerkt, aus der Ehrenkränkung, die für 
den einen Verlobten und seine Sippe in dem grundlosen Rücktritt des 
anderen Teils von der Verlobung lag. 

Wir sind auf diese Entwickelung näher eingegangen, weil sie fär 
die Streitfrage über die Bedeutung der Verlobung und Trauung nach 
dem südgermanischen Recht entscheidend ist. Die Verlobung ist kein 
blosser obligatorischer Vertrag, sie ist der Ehevertrag selbst, zu dem 
aber der Ehevollziehungsvertrag hinzukommen muss, um die Ehe als 
solche herzustellen. Beide Akte bildeten ursprünglich ein einziges, un- 
getrenntes Rechtsgeschäft, und nachdem sich aus diesem tatsächlich 
zwei Akte herausgeschält hatten, die zeitlich getrennt vorgenommen 
werden konnten (gegenüber der in südgermanischen Quellen mehrfach 
bezeugten zweijährigen Frist kennen Norwegen und Island eine ein- 
jährige, die aber unter Umständen verdoppelt wurde), wurde doch die 
rechtliche Einheit beider Akte unbedingt festgehalten. 

Der Ehevollziehungsakt (bruUaup) bestand nach norwegisch - islän- 
dischem Recht wesentlich in dem Öffentlich und förmlich vollzogenen 
Beilager, während das schwedische Recht die von dem Verlober voll- 
zogene Trauung oder Brautgabe als den Hauptakt betrachtete, die ver- 
mögensrechtlichen Wirkungen der Ehe aber erst mit der Bettbeschrei- 
tung, den Erwerb der eheherrlichen Munt ebenfalls mit der Bettbeschrei- 
tung oder schon mit der Heimfühnmg der Braut eintreten liess, eine 
Spaltung, die bekanntlich auch dem deutschen Redit vielfach geläufig 
war (vgl. u. a. Ssp. III, 45 § 3), aber offenbar eist auf späterer Ent- 
wickelung beruht Das Ursprüngliche kann nur entweder die Trauung 
oder das Beilager oder, wie ich für das Wahrscheinlichste halte, die 
rechtsförmliche Übergabe (Trauung) der Braut zur Vollziehung des 
Beilagers gewesen sein. Die Rezeption des kanonischen Ehescfaliessongs- 
rechts fÜU im wesentlichen in die zweite Hälfte des 13. Jahrhunderts. 

IL Schröder. 
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Friedrich Kluge, Etymologisches Wörterbuch der deutschen 
Sprache. Strassburg, 1883. Trübner. 428 Seiten. 8. 

Wer sich mit Studien auf dem Gebiete des altfranzOsischen Rechts 
abgegeben hat, wird oft in der Lage gewesen sein, zu dem etymo- 
logischen WOrterbuche der romanischen Sprachen von Friedrich Diez 
zu greifen, und selten ohne aus diesem mustergültigen Werke Beleh- 
rung und Aufschluss zu gewinnen. Auf dem Gebiete der deutschen 
Sprache fehlt es bis jetzt an einem ähnlichen Werke und auch das 
vorliegende von Kluge verfolgt in dieser Beziehung nur einen be- 
schränkten Zweck, indem es, in erster Reihe das BedHrfniss des ge- 
bildeten Laien ins Auge fassend, ausschliesslich von dem neuhoch- 
deutschen Sprachschatze ausgeht. Innerhalb dieser Grenzen hat der 
Verf. äusserst Dankenswertes geleistet, namentlich auch für den deut- 
schen Rechtshistoriker, der Über ungefähr zweihundert in das Gebiet 
der deutschen Rechtssprache fallende Ausdrücke die erfcrderliche Auf- 
klärung erhält. Allerdings haben wir manches Wort vermisst und 
der Verf. wird bei einer neuen Auflage manche Lücke zu ergänzen 
haben, aber der Wunsch nach einem Mehr darf den Dank für das 
Gegebene nicht beeinträchtigen. Einen besonderen Wert erhält das 
Werk durch ein am Schlüsse angehängtes Verzeicbniss der in dem- 
selben besprochenen WOrter aus dem griechischen, lateinischen, italie- 
nischen, französischen und englischen Sprachschatze. 

R. Schröder. 



S. J. Fockema-Andreae, verzieht van Oud-Nederlandsche 
Rechtsbronnen. Haarlem, 1881. 67 Seiten. 8. 

Eine für die fränkische Zeit etwas dürftige, für das Mittelalter und 
die neuere Zeit bis Ende des 18. Jahrhunderts sehr vollständige Über- 
sicht über die älteren niederländischen Recbtsquellen, ihre Ausgaben 
und die sie betrefifende Speziallitteratur, etwa in der Art von Dahl- 
roanns bewährter „Quellenkunde der deutschen Geschichte**. Der Verf. 
hatte diese Übersicht zunächst für seine Zuhörer in den Vorlesungen 
über niederländische Rechtsgescbichte bestimmt; dass er sie auch 
weiteren Kreisen zugänglich gemacht hat, ist namentlich vom Stand- 
punkte der deutschen Wissenschaft, deren Aufmerksamkeit dadurch 
auf eine Reihe wichtiger Quellenwerke gelenkt wird, mit lebhaftem 

Danke anzuerkennen. n o-u-xj-.« 

n. bcnröder. 
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1. A. Telting, Het Oud-Friesche StAdrecht. *s Gravenhage, 

1882. H. J. Stemberg. 174 Seiten. 8. 

2. De Friesche Stadrechten. Uitgegeven door A. Telting, 

Archivaris van Leeuwarden (a. u. d. T. Werken der Ver- 
eeniging tot uitgave der bronnen van het oade vader- 
landsche recht. I. reeks. Nr. 5). *s Gravenhage, 1883. 
M. Nijhoff. 275 Seiten. 8. 

Die erste Schrift, eine Leidener Doctordlssertation , enthält eine 
auf umfassenden Quellen- und Archivstudien beruhende Obersicht 
über die mittelalterlichen Stadtrecbtsqueilen und Stadtverfassungen 
der niederländischen Provinz Friesland, d. h. des ehemaligen Oster- 
und Westergo, des Landes der alten Mittelfriesen zwischen Fly und 
Laubach. Gewiss war hiemach niemand besser zur Herausgabe der 
Texte selbst, die bisher teils ungedruckt teils nur mangelhaft gedruckt 
waren, berufen, als der Verf. jener Skizze, dessen nunmehr in dem 
zweiten Werke vorliegende Ausgabe den durch seine Erstlingsschrift 
erregten günstigen Erwartungen vollkommen entspricht. 

Leider gehen die Quellen nicht über das 15. Jahrhundert zurück. 
Das älteste Stück ist der noch in altfriesischer Sprache abgefasste 
Franeker Buurbrief(d. h. Bürgerbrief, nicht Bauerbrief) von 1417 
(S. 5—8), bereits abgedruckt bei v. Richthofen, Altfriesiscbe Rechts- 
quellen S. 479 ff., übrigens noch kein eigentliches Stadtrecht, da die 
Ausscheidung des Ortes aus der Landgemeinde erst in beschränktem 
Maasse erfolgt ist; das bei v. Richthofen S. 478 mitgeteilte Franeker 
Marktrecht von 1402 ist ein Statut der fünf Gemeinden, aus denen der 
„districtus Vroenackere" oder „Fronekera" bestand. Unter den eigent- 
lichen Stadtrechten oder Stadtbüchem, wie sie sich selbst bezeichnen, 
ist das 122 kurze Kapitel (nebst 5 späteren Nachträgen) enthaltende erste 
Stadtbuch vonBolsward (Telting S. 9—44) das älteste. Dasselbe 
wurde im Jahre 1455 „ghemaect by raede ende consente des eerbaren 
vaders Johannis Brugman ende der priesteren, der schepenen ende der 
raedsluyden, ende by consente der sesendedartich (d. h. der Sechsund- 
dreissig) ende der gemene meente van Boelswaert**. Die AbfassuDg 
war also unter hervorragender Mitwirkung des berühmten Franciskaner- 
Predigers Johann Brugman (vgl. Deutsche Biographie III, 410) erfolgt, 
dessen bekannte Bestrebungen zur Bekämpfung der Blutrache und der 
Spielsucht auch in dem Stadtbucbe vorteilhaft hervortreten (c. 70, 87). 
Eine sehr verständige Bearbeitung und Erweiterung des eben be- 
sprochenen Stadtrechts ist das Stadt buch von Sneek von 1456 in 
249 Artikeln (S. 45—135), auf Grund dessen sodann im Jahre 1479 das 
zweite Stadtbuch von Bolsward in 147 Artikeln (S. 141—180) 
abgefasst wurde. Sorgfältige, auch auf andere friesische Rechtsquellen 
ausgedehnte Verweisungen, die der Herausgeber in den Anmerkungen 
beigefügt hat, lassen den Zusammenhang der drei Stadtrechte leicht 
erkennen. Eine Übersichtstabelle würde diesen Zweck noch besser 
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erffllU haben. GegenAber den in niederdeutscher Sprache mit altfrie- 
sischen Beimischungen abgefassten Stadtbflchern machen die altfriesi- 
schen Eidesformeln des Sneeker Stadtrechts (S. 137 ff.) einen sehr alter- 
IQmlichen Eindruck; dieselben rCkhren jedenfalls aus erheblich früherer 
Zeit her. Von besonderem Interesse ist, dass die drei Stadtrechte 
bereits ausdrücklich die Subsidiarität des römischen Rechts aussprechen, 
während sie im übrigen nur geringe Einflüsse desselben erkennen 
lassen. Von ihrem sonstigen vielfach interessanten Inhalt müge hier 
nur weniges hervorgehoben werden. Eigentümlich ist die hervorragende 
Stellung, welche die Geistlichen im weltlichen Recht einnehmen : unter 
Mitwirkung der Priester, d. h. der ,,Hauptpriester'' der Stadt, wurde 
das erste Stadtrecht von Bolsward verfasst, auch fernere Akte der Auto- 
nomie sollten nur unter ihrer Mitwirkung erfolgen (c. 122), was aber 
das zweite Stadtrecht beseitigt hat; die Priester waren neben Schöffen 
und Rat als Öffentliche Urkundspersonen anerkannt (Bolsward I c. 24), 
was den Kirchspielsauflassungen des friesischen Landrechts durchaus 
entspricht; an der Wahl neuer Schöffen und Ratsmitglieder nahmen 
ausser den Mitgliedern beider Kollegien auch die Priester teil (Bolsw. 
I c. 2. Sneek c. 1), was in dem zweiten Bolswarder Stadtrecht wiederum 
beseitigt ist; endlich bildeten Priester und Rat, und zwar bei geringeren 
Sachen allein, bei grösseren Sachen in Konkurrenz mit dem Land- 
gericht (dat ghemene land), die höhere Instanz über dem Gericht der 
Schöffen (Bolsw. I c. 18. II c. 90. Sneek c. 30, 3t, 34). Das regel- 
massige Gericht bildeten die acht Schöffen, von denen jährlich die eine 
Hälfte ausschied; nur Hausbesitzer von einem bestimmten Vermögen 
konnten zu Schöffen gewählt werden; die Wahl erfolgte im Wege der 
Kooptation durch Schöffen und Rat unter Mitwirkung der Hauptpriester ; 
in Sneek und später ebenso in Bolsward stand die Besetzung je eines 
Schöffenstuhls einer bestimmten Familie zu. Die Schöffen versammelten 
sich wöchentlich einmal zum Gericht, ausserdem in schleunigen Fällen 
nach Bedürfniss; jährlich zweimal fand allgemeines Botding (bodinghe) 
statt, zu Bolsward im April und Oktober, zu Sneek im März und Sep- 
tember; Bolsward hatte noch ein drittes Botding im Januar für die 
in der wärmeren Jahreszeit auf Reisen befindlichen Schiffer und Kauf- 
leute. In Sachen bis zu 2 Pfund war schon das Urteil eines einzigen 
Schöffen genügend, von 2 Pfund bis 8 Pfund das von zweien, darüber 
hinaus bedurfte es eines Gesamturteils des Schöffenkollegiums. Die 
Schöffen erhielten die Hälfte der Gerichtsgefälle, während der Rest an 
die Stadtkasse kam, worüber die Schöffen dem Rate Rechnung legen 
mussten. Ausserdem bekamen die Schöffen eine feste Gebühr für die 
von ihnen gefundenen Urteile; wo aber eine Partei sich unmittelbar 
auf das Stadtbuch berief, kam diese Gebühr an die Stadt, denn wo 
^dat stadtboek dat oerdel gheeft ende verclaert, daer sullen die 
schepenen niet of hebben" (Bolsw. I, 17. II, 19. Sneek 23). Auf dem 
Gebiete des Strafrechts zeigen sich bereits einige erhebliche Fortschritte ; 
um so eigentümlicher ist daneben die für den Unvermögenden eintre- 
tende Talion: „Wie all dese voirscreven ende oik naescreven ghelden, 
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boeten ende braeken niet betalen mach mitten gueden, die sali be- 
taelen mitten bloede, of lif voir lif, lid voir lid*'^). 

Sehr viel älter als die Stadtrechte von Bolsward und Sneek 
sind die Recbtsquellen von Staveren. Die Stadt hat in Folge ihrer 
vielfachen Verbindung mit Holland — sie stand längere 2^it anter 
einem von dem Grafen von Holland eingesetzten Schulzen — in 
manchen Beziehungen eine von den übrigen friesischen Städten ver- 
schiedene Rechtsbildung aufzuweisen. Das von Telting (S. 181—213) 
herausgegebene Stadtrecht von Staveren von 151 Artikeln, denen einige 
Stadtbucheinträge und Auszüge aus städtischen Einnahmeregistern ein- 
gefügt sind, gehört allerdings erst dem 15. Jahrhundert an und hat 
die oben besprochene Stadtrechtsfamilie mehrfach benutzt, namentlich 
auch die Bestimmung über die subsidiäre Geltung des „Kaiserrechts*' 
übernommen (Art. 46), daneben f^hlt es aber nicht an hervorragenden 
Eigentümlichkeiten. So ist' die Blutrache gegen die vier nächsten 
Vater- und drei Muttermagen noch gesetzlich anerkannt (Art 94) und 
nur durch eine kurze Friedensfrist zu Gunsten der auswärtigen Ver- 
Wanten gemildert (Art 73) >). Die eventuelle Talion für den Fall, 
dass die gesetzliche Busse nicht bezahlt wird, ist auch hier anerkannt: 
„Heeft hi des goedes niet, so sal hi't verbeteren met gelicken leden'* 
(Art 65, 66). Auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts gilt merk- 
würdigerweise allgemeine Gütergemeinschaft mit Halbteilung (Art 109, 
130, 134). Benutzt ist in dem Stadtbuche namentlich das Privileg des 
Grafen Floris V. von 1292, auf das der Herausgeber an den ein- 
schlägigen Stellen verweist Ober die ältere Rechtsentwickelung von 
Staveren und namentlich über die Beziehungen zu Holland handelt die 
erste Schrift Teltings (S. 20—39. 115—124), wobei ihm jedoch die bei 
Schwarzenberg und neuerdings bei Waitz (Urkunden zur deutschen 
Verfassungsgeschichte im 11. und 12. Jahrhundert, S. 25) abgedruckte 
interessante Urkunde von 1108 entgangen zu sein scheint. 

Den Schluss der Ausgabe der friesischen Stadtrechte bildet das 
Stadtrecht von Leeuwarden (S. 217 — 275) in 190 über neun 
Bücher verteilten Artikeln, in der vorliegenden Gestalt aus der Zeit 
Karls V., aber gleich dem Stadtbuche von Staveren manche ältere Be- 
standteile in unverarbeiteter Gestalt enthaltend. Die Bestimmungen 
gehören überwiegend dem Gebiete der Polizei an und sind ohne all- 
gemeineres Interesse. 

Ober mehrere andere friesische Stadtrechtsquellen gibt Telting in 
der ersten Schrift Auskunft. Obwol die frühere Annahme, dass die 
friesische Rechtsentwickelung eine von deijenigen der übrigen deutschen 
Stämme wesentlich verschiedene gewesen sei (einen dahin gehenden 
Ausspruch Sohms hat Telting seiner ersten Schrift als Motto vorgesetzt), 
jetzt nicht mehr aufrecht erhalten werden kann, lässt sich doch die 



») Bolsw. I. 70, 84. II, 80. 98. Sneek 120, 244. — *) Vgl. Kohler, 
Shakespeare vor dem Forum der Jurisprudenz 163. 
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Eigenheit des friesischen Charakters, sein zähes Festhalten am Her- 
gebrachten und sein energisches SelbstftndigkeitsgefGhl nirgends ver- 
kennen, so dass jede Bereicherung unserer Wissenschaft von dort her, 
zumal wenn sie in so IGchtiger Weise wie hier dargebracht wird, 

doppelt freudig zu begrüssen ist. 

R. Schröder. 
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